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166. Sitzung 

Bonn, Donnerstag, den 20. März 1997 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Sitzung ist eröffnet. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich dem Kollegen Dr. Jürgen Warnke zu seinem heu-
tigen 65. Geburtstag die herzlichsten Glückwünsche 
unseres Hauses aussprechen. 

(Beifall) 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun-
dene Tagesordnung zu erweitern. Die Punkte sind in 
der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktliste aufgeführt: 

3. Beratung des Antrags der Abgeordneten Helmut Wil-
helm (Amberg), Franziska Eichstädt-Bohlig, Gila Alt-
mann (Aurich), weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: CO2-Minderung 
durch Energieeinsparung im Gebäudebereich - Druck-
sache 13/7241 - 

4. Weitere Überweisungen im vereinfachten Verfahren 
(Ergänzung zu TOP 17) 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Albert 
Schmidt (Hitzhofen), Helmut Wilhelm (Amberg), Gi-
la Altmann (Aurich), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Die Option 
einer Flächenbahn in Deutschland erhalten - 
Drucksache 13/7240 - 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten Klaus-
Jürgen Warnick, Uwe-Jens Heuer und der Gruppe 
der PDS eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Überleitung preisge-
bundenen Wohnraums im Beitrittsgebiet in das all-
gemeine Miethöherecht (Mietenüberleitungs-Ände-
rungsgesetz) - Drucksache 13/7251 - 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Klaus-Jür-
gen Warnick, Uwe-Jens Heuer und der Gruppe der 
PDS: Ausarbeitung eines Mietspiegelgesetzes so-
wie damit verbundener Änderungen des Gesetzes 
zur Regelung der Miethöhe - Drucksache 13/7245 - 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ul rike 
Mehl, Michael Müller (Düsseldorf), Brigitte Adler, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD: 
Elefanten schützen und Verbot des Elfenbeinhan-
dels aufrechterhalten - Drucksache 13/7254 - 

5. Weitere abschließende Beratungen ohne Aussprache 
(Ergänzung zu TOP 18) 

a) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses (2. Ausschuß): Sammelübersicht 191 zu Pe-
titionen - Drucksache 13/7269 - 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes zur Verbesserung des Wahlrechts für die 
Sozialversicherungswahlen und zur Änderung an

-

derer Gesetze (3. Wahlrechtsverbesserungsgesetz - 
3. WRVG) - Drucksachen 13/7144, 13/7270 - 

6. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P.: Zurückweisung des Einspruches des Bundesra-
tes gegen das Gesetz zur Reform der Arbeitsförderung 
(Arbeitsförderungs-Reformgesetz - AFRG) - Drucksa-
che 13/7244 - 

7. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts 
des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu dem 
Antrag der Bundesregierung: Einsatz deutscher Streit-
kräfte zur Evakuierung deutscher Staatsbürger und 
unter konsularischer Obhut befindlicher Staatsan-
gehöriger anderer Nationen aus Albanien - Druck-
sachen 13/7233, 13/7265 - 

8. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der F.D.P.: 
Öffentliche Diskussion über einen Ratgeber für Sozial-
hilfeempfänger 

9. a) - Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ver-
besserung des Schutzes der Nutzer und zur weite-
ren Erleichterung von Investitionen in dem in Ar-
tikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
(Nutzerschutzgesetz - NutzSchG) - Drucksache 
13/2022 - 

- Zweite und dritte Beratung des von den Abgeord-
neten Dr. Uwe-Jens Heuer, Klaus-Jürgen Warnick 
und der Gruppe der PDS eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zum verbesserten Schutz der 
Nutzerinnen und Nutzer von Grundstücken in 
den neuen Bundesländern (Nutzerschutzgesetz) - 
Drucksache 13/2822 - 

- Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verlängerung und Vereinheitlichung sachen- 
rechtlicher Fristen (SachenRFristenG) - Druck-
sache 13/5982 - 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Rolf Schwanitz, 
Hans-Joachim Hacker, E rnst Bahr, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der SPD: Vorrang für 
die Nutzer in Ostdeutschland 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Uwe-Jens 
Heuer, Klaus-Jürgen Warnick und der weiteren 
Abgeordneten der PDS: Moratorium zum Schutze 
der redlichen Nutzer und Nutzerinnen vor der zi-
vilrechtlichen Durchsetzung von Rückübertra-
gungsansprüchen im Beitrittsgebiet - Drucksa-
chen 13/803, 13/613, 13/. .. - 

10. Beratung des Antrags der Abgeordneten Günter Rixe, 
Stephan Hilsberg, Franz Thönnes, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD: Grundsatzerklärung zur 
Entwicklung der Ausbildungsberufe - Drucksache 13/ 
7255 - 
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11. Beratung des Antrags der Abgeordneten Wolfgang 

Bierstedt, Dr. Ruth Fuchs und der Gruppe der PDS: 
Verbot der Keimbahnintervention und der Klonierung 
von Menschen - Drucksache 13/7250 - 

12. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Haltung der Bundesregierung zu aktu-
ellen Äußerungen bezüglich der Einführung des Euro 

Von der Frist für den Beginn der Beratung soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden. 

Des weiteren ist vereinbart worden, die für Freitag 
vorgesehene Beratung der Anträge zum Transrapid, 
Tagesordnungspunkt 16, abzusetzen. 

Sind Sie mit den Vereinbarungen einverstanden? - 
Das ist der Fall. Dann verfahren wir so. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a und 3 b auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrach-
ten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Neuordnung von Selbstverwaltung und Ei-
genverantwortung in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (2. GKV-Neuordnungsgesetz 
- 2. GKV-NOG) 

- Drucksache 13/6087 - 
(Erste Beratung 139. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus

-

schusses für Gesundheit (14. Ausschuß) 

- Drucksache 13/7264 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Wolfgang Lohmann (Lüden-
scheid) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Gesundheit 
(14. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Sofortprogramm zur Stabilisierung der Fi-
nanzentwicklung in den Krankenkassen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Horst 
Schmidbauer (Nürnberg), Klaus Kirschner, 
Petra Ernstberger, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
Rettungsdienst in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung 

- Drucksachen 13/5726, 13/6578, 13/7264 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Wolfgang Lohmann (Lüden-
scheid) 

Zum Gesetzentwurf liegen Entschließungsanträge 
der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Gruppe der PDS vor. 

Ich weise darauf hin, daß wir im Anschluß an die 
Aussprache über den Gesetzentwurf namentlich ab-
stimmen werden. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache zweieinhalb Stunden vorgese-
hen. - Kein Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Es beginnt der Kollege Wolfgang Lohmann. 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ziemlich 
genau sechs Monate, nachdem im Bundesrat durch 
die dort  ständig praktizierte Blockadepolitik der SPD 

(Dr. Martin Pfaff [SPD]: Das kann man nicht 
mehr hören!) 

die lange überlegten und durchdachten Gesetzent-
würfe zur dritten Reformstufe in der Gesundheits-
politik gescheitert sind, 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Herr Loh

-

mann hat solch einen langen Bart!)  

sind wir heute so weit, daß wir in zweiter und dritter 
Lesung die Gesetze, die wir zustimmungsfrei formu-
liert haben, beschließen können. 

Wir haben uns in diesem Zusammenhang wie in 
allen Bereichen in erster Linie zu fragen: Was dient 
der Schaffung neuer Arbeitsplätze? Oder umgekehrt: 
Was schadet der Erhaltung der Arbeitsplätze? 

Daß solche Maßnahmen nicht nur unbequem, son-
dern gelegentlich auch unpopulär sind, liegt auf der 
Hand. Wer aber nicht bereit ist, in seiner Verantwor-
tung auch unbequeme und unpopuläre Maßnahmen 
umzusetzen, der kann keine Verantwortung für die-
ses Land übernehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, in den letzten Wochen 
und Monaten hat die SPD in schöner Gemeinsamkeit 
mit den Grünen bewiesen, daß sie auch in diesem 
Bereich, der Gesundheitspolitik, reformunfähig ist. 

(Lachen bei der SPD - Zuruf von der SPD: 
Trara! Trara!) 

Die Vorschläge, die unseren gegenübergestellt wer-
den, beziehen sich lediglich beispielsweise auf das 
Thema Listenmedizin - Stichwort: Positivliste. In die-
sem Zusammenhang möchte ich sagen, daß wir 
durch § 92 die große Bedeutung besonderer Thera-
pierichtungen weiter gesichert haben, was zum Bei-
spiel mit einer Positivliste unmöglich wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Klaus  Kirschner [SPD]: Die Listenmedizin 

machen Sie doch!) 

Sie bringen den Vorschlag eines Globalbudgets. 
Sie wollen an der Beitragsbemessungsgrenze herum-
spielen. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Spielen wol

-

len wir überhaupt nicht!) 

Sie wollen den Krankenkassen Kompetenzen im 
Sinne eines Einkaufsmodells zusprechen, obwohl 
die Krankenkassen noch vor wenigen Wochen und 
Monaten bewiesen haben, daß sie mit solchen Mög-
lichkeiten Schindluder treiben, indem sie ausgren-
zen und eine Risikoselektion vornehmen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Klaus  Kirschner [SPD]: Das wollen doch 

Sie!) 
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Meine Damen und Herren, natürlich besteht 
Handlungsbedarf. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Aha!) 

Dieser Handlungsbedarf - ich möchte das von vorn-
herein klarstellen - entsteht nicht dadurch, daß unser 
System der medizinischen Versorgung Reformen nö-
tig hätte. Wir haben - wir wollen es erhalten - ein 
Spitzensystem, wenn nicht sogar das weltweit beste 
System der gesundheitlichen Versorgung. Zu fragen 
ist allerdings, ob in der Zukunft die Finanzierung die-
ses Systems wie bisher gesichert ist oder ob wir be-
reit und in der Lage sind, neue Fragen mit neuen 
Antworten zu besetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen, so meine ich, sollten wir versuchen - 
das sage ich besonders an die Adresse der Opposi-
tion -, im Rahmen des Möglichen wenigstens ehrlich 
miteinander umzugehen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das meine ich 
auch!) 

Ich habe hier über die öffentliche Anhörung, die wir 
am 14. März dieses Jahres durchgeführt haben - man 
darf sicherlich das, was öffentlich auslag, hier zitie-
ren -, eine Pressemitteilung mit der interessanten 
Überschrift „Gemeinsame Erklärung" des DGB, der 
ÖTV, der SPD und des Bündnisses 90/Die Grünen. In 
dieser Erklärung wird unter anderem auch wieder 
von einer Zweiklassenmedizin, von der Erhöhung 
der Kosten usw. gesprochen. Deswegen brauche 
man Budgets. 

(Zustimmung bei der SPD) 

In der „Süddeutschen Zeitung" ist unter dem 
18. März 1997 zu lesen, daß eine Pressekonferenz der 
Münchener SPD zusammen mit einigen niedergelas-
senen Ärzten zum Stichwort „Praxisbudget für nie-
dergelassene Ärzte" stattgefunden hat. Dort wird die 
weitere Entwicklung im Rahmen der Budgets in den 
düstersten Farben gemalt. Da wird, wie das gele-
gentlich geschieht, das Schicksal einer besonders 
schwer betroffenen 85jährigen Frau geschildert, die 
gerade eine große Operation und eine Thrombose 
am Oberschenkel überstanden hat und nun unter 
Schmerzen, Bluthochdruck und Depressionen leidet. 

Das nur als Beilage. Der Schluß dieses A rtikels ist 
aber eindeutig: 

Die SPD-Stadträtin Ing rid Anker befürchtet an-
gesichts der Diskussion über Rationierung und 
Budgetierung im Gesundheitswesen: 

- das ist unser Thema  - 

In  Zukunft könnten Abwägungen, welche Pa-
tienten werden versorgt und welche nicht, „zu ei-
nem Bestandteil des medizinischen Alltagsbe-
triebs werden". 

Genau das wollen wir vermeiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Klaus  Kirschner [SPD]: Das machen Sie 

doch !) 

Da, wo diese Frau recht hat, auch wenn sie von der 
SPD kommt, muß sie recht behalten. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Ihr grenzt die 
Leute aus!) 

Folgende Schwerpunkte bieten wir zur Überwin-
dung der Problematik an: Wir müssen einerseits un-
ter allen Umständen - dies betrifft wiederum das 
Stichwort Arbeitsplätze - vermeiden, daß bei über-
proportionaler Kostenentwicklung, wie wir sie über 
viele Jahre gehabt haben, die Arbeitskosten weiter 
in diesem Umfang belastet werden. Das ist die eine 
Seite, die der Finanzierung. Wir müssen aber ande-
rerseits auch sichern, daß das bisherige Spitzensy-
stem erhalten bleibt. 

Unsere Antworten zur Erreichung dieser Ziele 
sind: Stärkung der Selbstverwaltung und Stärkung 
der Eigenverantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Klaus  Kirschner [SPD]: Mehr bezahlen heißt 

das!) 

Das erste Mittel, die eben von mir genannten Ar-
beitskosten zu begrenzen, stellt das 1. Neuord-
nungsgesetz mit seinem Kopplungsmechanismus 
dar, indem Beitragserhöhungen nur möglich sind, 
wenn zugleich auch die Zuzahlung zu Medikamen-
ten erhöht wird. 

Vorfahrt für die Selbstverwaltung heißt auch hier: 
Selbstverwaltung ist nicht allein eine Schönwetter-
veranstaltung, sondern man muß auch bereit sein, 
mit den Vertragspartnern stringent zu verhandeln. 
Stärkung der Selbstverwaltung heißt auch Über-
nahme zusätzlicher Verantwortung und dementspre-
chend auch Streit mit den Beteiligten. Diese Kopp-
lung ist den Krankenkassen offensichtlich ausgespro-
chen unangenehm. Denn sie wissen natürlich genau: 
Wenn wir die Beiträge erhöhen, hätte dies die Um-
welt vielleicht noch hingenommen; wenn wir damit 
verbunden aber zugleich auch die Zuzahlungen er-
höhen, merkt es jeder. Man wird sich fragen: Ist 
diese meine Krankenkasse die richtige, oder muß ich 
möglicherweise diese Kasse verlassen? 

(Klaus Kirschner [SPD]: Sie nehmen die 
Patienten in Geiselhaft!) 

Weil das so ist, haben wir diesen Rahmen gesetzt 
und veranlassen bzw. zwingen damit die Selbstver-
waltung, sich immer wieder zu überlegen, ob es 
nicht weitere Möglichkeiten der vernünftigen Aus-
schöpfung wirtschaftlicher Reserven gibt oder ob es 
in diesem speziellen Falle unabdingbar ist, den Bei-
trag zu erhöhen. Das wollen wir erreichen! Wir ha-
ben den - wenn man so sagen darf - Druck durch das 
kurzfristige Austrittsrecht der Versicherten erhöht. 
Dieses Mittel, das der frühere Chef des AOK-Bun-
desverbandes in meinem Beisein als „genial" be-
zeichnet hat, das andere - je nachdem, in welcher Si-
tuation - als „teuflisch" bezeichnen, ist offensichtlich 
insgesamt wirksam, sonst würden die Krankenkas-
sen nicht diesen - man kann es fast so nennen - 
Krieg  gegen unsere Überlegungen führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Darüber hinaus kann die Selbstverwaltung weiter 
gestärkt werden. Wir machen das durch die Partner-
schaftslösung. Das heißt, die nichtärztlichen Lei-
stungserbringer, die wir alle kennen, werden jetzt in 
einem Maße einbezogen, das früher nie denkbar ge-
wesen wäre. Stellungnahmen und Anhörungen im 
Bundesausschuß werden nicht nach der Devise „Le-
sen, Lachen und Weglegen" behandelt, sondern 
müssen einbezogen, begründet und möglicherweise 
übernommen - oder auch nicht übernommen - wer-
den, so daß die Möglichkeit besteht zu prüfen, inwie-
weit diese Stellungnahmen ernstgenommen werden. 
Das gleiche gilt bei den Partnerschaftsmodellen für 
die Pharmaindustrie und für die Zahntechniker, die 
im Vergleich zu früher die Möglichkeit einer qualifi-
zierten Stellungnahme haben. 

Wir haben das auch auf Grund der Erfahrungen in 
Diskussionen und in der öffentlichen Anhörung am 
4. Dezember 1996 gemacht, bei der sich auf unser in-
tensives Befragen noch einmal gezeigt hat, daß die 
Krankenkassen, wenn man ihnen einseitige, also 
keine partnerschaftlichen, Rechte einräumt, diktato-
risch - so kann man wohl sagen - zu Werke gehen, 
indem sie nämlich bestimmte Leistungen ausgren-
zen. Die Protokolle können nachgelesen werden. 
Man konnte das zumindest nicht ausschließen. Des-
wegen haben wir diese ursprünglich als Gestaltungs-
leistung angebotene Lösung überdacht. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das war doch Ihr 
Ziel!)  

Das zweite Mittel - ich deutete es eben an - ist die 
Stärkung der Eigenverantwortung. Wenn möglicher-
weise unvermeidbare Erhöhungen der Beiträge fest-
zustellen sind, weil nämlich die Multimorbidität, die 
Überalterung der Bevölkerung, der medizinisch- 
technische Fortschritt und vielleicht sogar die Erwar-
tungshaltung der Bevölkerung zu Kostensteigerun-
gen geführt haben, die die Krankenkassen vorgeb-
lich oder tatsächlich nicht verhindern konnten, dann 
muß man sich fragen, ob nicht eine höhere Selbstbe-
teiligung als bisher durchgesetzt und verlangt wer-
den muß. Wir meinen, das muß sein. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Abzocken!) 

Denn wenn wir das Ziel, das ich eben genannt habe, 
erreichen wollen, dann muß in stärkerem Umfang zu-
gezahlt werden. Diese Maßnahmen sind unpopulär 
und für eine Volkspartei wie die unsere sicherlich 
nicht leicht zu beschließen. Aber im Gegensatz zu Ih-
nen, Herr Kirschner, entziehen wir uns der Verant-
wortung nicht, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

sondern sehen den Tatsachen ins Auge, sagen den 
Menschen jeden Tag die Wahrheit in diesem Zusam-
menhang 

(Lachen bei der SPD) 

und gaukeln ihnen nicht vor, daß man mit Maßnah

-

men wie Globalbudget, Positivliste oder Erhöhung 

der Beitragsbemessungsgrenze alles so erhalten 
könnte - 

(Klaus  Kirschner [SPD]: Sie machen doch 
Listenmedizin!) 

- Sie können ruhig laut schreien; im Zweifelsfall 
spreche ich lauter -, ohne zu Rationierungen zu kom-
men. Ich unterstelle einmal, daß wir alle dies nicht 
wollen. Bei Ihren Vorschlägen aber sind sie unver-
meidbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Klaus  Kirschner [SPD]: Sie machen doch die 

Rationierung!) 

Die Zuzahlungen sind zumutbar; sie sind wegen 
der nach wie vor bestehenden, sogar noch verbesser-
ten Möglichkeiten der Anwendung der Sozial- bzw. 
Härteklausel vernünftig, und Überforderungen wer-
den durch die Überforderungsklausel vermieden. 
Diese Regelung ist sozial gerechtfertigt. Dazu wer-
den andere Redner unserer Fraktion sicher noch Stel-
lung nehmen. 

Das alles entlastet nach unserer Auffassung die Ar-
beitskosten. Wir können nicht versprechen, daß, 
selbst wenn alles durchgesetzt wird, die Arbeitsko-
sten durch diese Maßnahmen im Bereich des Ge-
sundheitswesens rapide zurückgehen. Wir können 
aber versprechen, daß die Forderung nach Beitrags-
satzstabilität und darüber hinaus die Forderungen, 
zumindest keine vermeidbaren Beitragserhöhungen 
zuzulassen, erfüllt werden können. 

Damit habe ich das erste Ziel genannt: keine zu-
sätzliche Belastung der Arbeitskosten. Das zweite 
Ziel war die Beibehaltung bzw. die Verbesserung 
der gesundheitlichen Versorgung unserer Bevölke-
rung. Dazu gehört auch, daß die Kollektivhaftung - 
endlich, muß man sagen - durch die Individualhaf-
tung der Ärzte im Bereich der Arzneimittel durch 
Richtgrößen abgelöst wird. Ich habe eben zitiert, was 
Ihre Kollegin in München dazu gesagt hat. 

Es kann doch wohl auf Dauer nicht sein, daß we-
gen einer unabänderlich immer weitergeführten 
Deckelungspolitik in relativ kurzer Zeit den Men-
schen nicht mehr das gegeben wird, was medizinisch 
notwendig, ausreichend und wi rtschaftlich ist, weil 
sie vielleicht zu alt sind oder andere Gründe ange-
führt werden. Das wollen wir nicht. Wir wollen, daß 
das System aufrechterhalten bleibt, daß jedem unab-
hängig von Stand, Alter, Geschlecht und sozialer 
Lage diese Leistungen zur Verfügung stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen sind wir der Meinung, daß es über-
haupt nichts bringt, an einem Budget, beispielsweise 
dem Arzneimittelbudget, festzuhalten, das ständig 
überschritten wird oder aber, wenn es nicht über-
schritten wird - wie es im Herbst des vergangenen 
Jahres der Fall gewesen ist -, durch restriktive, strin-
gente Maßnahmen - Notprogramm wurde das Ganze 
ja genannt - medizinisch notwendige Verordnungen 
nicht mehr erfolgen. Das wollen wir nicht. Deswegen 
haben wir gesagt - übrigens mit Ihnen zusammen, 
Herr Dreßler; das Gesundheitsstrukturgesetz 1992 ist 
mit Ihnen zusammen verabschiedet worden -, daß 
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die Budgets ab 1994 durch Richtgrößen ersetzt wer-
den können. Das geschah aber nicht, weil die Vor-
schriften, die wir gemeinsam hineingeschrieben ha-
ben - Stichwort: indikationsbezogen -, offensichtlich 
nicht praktikabel waren. Deshalb bieten wir beiden 
Partnern die Freiheit an zu vereinbaren, daß arzt-
gruppenbezogene Richtgrößen festgelegt werden 
können. Das hat nichts mit einer Ausweitung der Ko-
sten zu tun; denn es wäre geradezu ein Offenba-
rungseid der Krankenkassen, wenn sie von vornher-
ein sagen würden: Das können wir nicht umsetzen, 
wir werden über den Tisch gezogen. Wofür ist die 
Selbstverwaltung da, wenn im Grunde schon von 
vornherein signalisiert wird, daß man das nicht 
kann? Im übrigen: Wie unklug ist das? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Pfaff? 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Nein. Ich weiß zwar, daß das nicht auf die Redezeit 
angerechnet wird. Aber ich möchte meine Ausfüh-
rungen im Zusammenhang machen. Dazu bin ich als 
Berichterstatter, glaube ich, auch verpflichtet. 

Wie unklug ist das Verhalten der einen Seite der 
Vertragspartner, der Krankenkassen? Sie posaunen 
jetzt permanent heraus, daß es durch unsere Maß-
nahmen, zum Beispiel die Einführung der festen 
Punktwerte, zu großen Kostenausweitungen kom-
men würde, und sprechen von einem Geschenk an 
die Ärzte, von einem Kniefall vor ihnen usw. Damit 
signalisieren sie der anderen Seite: Wir schaffen es 
sowieso nicht, ihr könnt fordern, was ihr wollt, ihr 
zieht uns über den Tisch. Wir sagen euch von vorn-
herein, daß wir die weiße Fahne hissen. 

Was ist das für eine Verantwortung seitens der 
Selbstverwaltung, wenn sie von vornherein sagt, daß 
sie die Möglichkeiten, die man ihr gibt, nicht umset-
zen kann? Was ist das für eine Verantwortung? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Unter der Bedingung - das würde ich als Fazit sa-
gen -, daß wir durch Ihre Methodik, die Sie auch in 
anderen Bereichen - von den Steuern bis zu den Ren-
ten - fortsetzen, gezwungen sind, unsere Reform-
überlegungen zustimmungsfrei zu gestalten, ist das, 
was wir vorlegen, nach unserer Auffassung fast opti-
mal. Der soziale Dienstleistungsbereich Gesundheit 
kann sich nach unseren Vorstellungen auch in Zeiten 
knapper Ressourcen weiterentwickeln. Krankenkas-
senvorstände und -verwaltungsräte und damit vor al-
lem Gewerkschaftsmitglieder - Frau Engelen-Kefer 
habe ich das bereits bei der Anhörung am Freitag ge-
sagt - können die - wie behauptet wird - Wirtschaft-
lichkeitsreserven von rund 30 Millionen DM behut-
sam und weitgehend ohne Arbeitsplatzverluste er-
schließen, wenn sie es vernünftig machen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das hat Herr Seeho

-

fer doch selber gesagt!) 

Die ständig vorhandene überproportionale Bela-
stung der Arbeitskosten findet endlich ein Ende. Da-

mit sichern wir Arbeitsplätze und können sogar neue 
schaffen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

und zwar nicht nur unmittelbar, sondern auch mittel-
bar. Es gibt ja manche, die uns beispielsweise im Be-
reich der Kuren vorhalten, daß restriktive Maßnah-
men, die unabdingbar notwendig sind, dort unmittel-
bar zu Arbeitsplatzverlusten geführt haben. Das ist 
unbestreitbar. Die Frage ist aber, welches Ergebnis 
mittelfristig herauskommt, wie viele Arbeitsplätze 
insgesamt entstehen und ob die Einnahmen der 
Krankenkassen über arbeitsplatzbedingte Steigerun-
gen der Beiträge auf diesem Weg wieder verbessert 
werden. Das werden wir erreichen! 

Das Spitzenniveau der medizinischen Versorgung 
bleibt für jedermann erhalten. Ich bin der Überzeu-
gung, daß dies die Bevölkerung auch zunehmend er-
kennen wird und der Opposition trotz der Propa-
ganda, die sie zur Zeit gemeinsam mit Gewerkschaf-
ten, Kassenfunktionären, Grünen betreibt - - 

(Regina  Schmidt-Zadel [SPD]: Das machen 
wir auch weiter!)  

- Ja, ja. 

In dem Schreiben der Gewerkschaften fehlt nur 
noch die PDS, aber die sind bei Ihnen vielleicht noch 
nicht satisfaktionsfähig. Das kommt vielleicht noch. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Das kommt 
noch! - Beifall des Abg. Gerhard Jüttemann 

[PDS]) 

Ich stelle mir also vor: Demnächst stehen Herr 
Scharping oder Herr Lafontaine - je nachdem, wer 
gerade an der Spitze steht - in der ersten Reihe ge-
treulich vereint mit Frau Engelen-Kefer in der Mitte, 
dann kommt Frau Knoche, die auch unterschrieben 
hat. Dann kommen möglicherweise Sie, Frau 
Dr. Enkelmann, oder Herr Gysi. Alle haben das fröh-
liche Lied „Wann wir schreiten Seit' an Seit' " auf 
den Lippen und sprechen dann von der Zweiklassen-
medizin. Diese aber wird es nicht geben, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Gerd Andres [SPD]: So 
eine Scheißrede!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Den Zwischenruf 
kann ich nicht dulden. 

(Ingrid Holzhüter [SPD]: So eine Liga habt 
ihr noch nie gehabt!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Rudolf Dreßler. 

Rudolf Dreßler (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Gestatten Sie mir eine Vorbemer-
kung zum Thema Blockade. Die SPD hat, weil das 
Gesetz nicht zustimmungspflichtig ist, keine Mög-
lichkeit gehabt, dieses Gesetz zu verhindern. Damit 
das klar ist zwischen uns, Herr Lohmann: Für den 
Fall, daß wir diese Möglichkeit gehabt hätten, hätten 
wir es als unsere Pflicht angesehen, dieses schlimme 
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Gesetz zu verhindern, ob Sie das Blockade nennen 
oder nicht. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Ich bin mir absolut sicher, daß das im Sinne der 
Mehrheit unserer Bevölkerung gewesen wäre. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich erlaube mir, mit einem Zitat aus dem „Tages-
spiegel" vom 15. März 1997 einzuleiten. Do rt  lese 
ich: 

Bonn hat schon viele Politikersterne aufgehen 
und verglühen sehen. Jüngstes Beispiel: Horst 
Seehofer ... 

(Gerd Andres [SPD]: Das ist wahr!) 

Einst gefeiert als Gladiator gegen die Gesund-
heitslobby und Hüter des Sozialstaatsprinzips, 

(Gerd Andres [SPD]: Lange her!) 

schlittert der CSU-Mann mittlerweile seiner poli-
tischen Totaldemontage entgegen. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Ist er schon!) 

Der vor Jahren noch frische Durchsetzungs- und 
Reformwille ist erlahmt, das öffentliche Ansehen 
verspielt - nicht zuletzt, weil sich der einstige 
Strahlemann des christsozialen Wertkonservati-
vismus ausgerechnet von dem zum gesundheits-
politischen Sprecher der F.D.P. reanimierten Jür-
gen Möllemann den Schneid hat abkaufen las-
sen. 

(Beifall und Lachen bei Abgordneten der 
SPD - Zurufe von der SPD: So ist es! - Wolf

-

gang Zöller [CDU/CSU]: Das ist jetzt die 
Lösung des Problems, oder was?) 

In diesem Zeitungsartikel lese ich zum Schluß eine 
Quintessenz. Diese Quintessenz will ich auch zitie-
ren, meine Damen und Herren. Sie lautet: 

Diese Reformlogik 

- von Seehofer und der Koalition - 

verstehe, wer will. Horst Seehofer jedenfalls hat 
mit ihr seinen Ruf als Gesundheitspolitiker end-
gültig ruiniert. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Zurufe von der SPD: Wie 
wahr!) 

Dem habe ich überhaupt nichts hinzuzufügen. 

Meine Damen und Herren, das heute zur Verab-
schiedung anstehende 2. GKV-Neuordnungsgesetz 
können wir nicht isoliert bewerten. Es gehört in den 
Gesamtzusammenhang der Gesundheitspolitik die-
ser Regierung gestellt, denn es schließt eine Geset-
zesoperation ab, die im vergangenen Jahr mit dem 
sogenannten Beitragsentlastungsgesetz begonnen 
wurde, dann über das 7. und 8. SGB-V-Änderungs-
gesetz und das 1. GKV-Neuordnungsgesetz führte 
und heute im Deutschen Bundestag zum Abschluß 
gebracht werden soll. 

Dieser Gesamtzusammenhang macht das eigentli-
che politische Ziel der Koalition deutlich. Es geht ihr 
nicht um Sparen im Gesundheitswesen, es geht ihr 
nicht um Senkung der Lohnnebenkosten, so wie die 
Damen und Herren der CDU/CSU und F.D.P. es im-
mer wieder betonen. Es geht der Koalition darum, 
unserer Krankenversicherung die soziale Basis zu 
entziehen. Es geht um die Privatisierung des zentra-
len Instruments unserer Gesundheitssicherung. Es 
geht schlicht um einen Systemwechsel, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie der 
Abg. Monika Knoche [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Als die beiden Koalitionsfraktionen in den vergan-
genen Wochen heftig über die hälftige Beitragszah-
lung der Arbeitgeber in der Krankenversicherung 
gestritten und nach langem politischen Gewürge 
schließlich darauf verzichtet haben, sie abzuschaffen, 
um dann als Alternative eine drastische Erhöhung 
der Selbstbeteiligung für Kranke zu beschließen, hat 
der gesundheitspolitische Sprecher der F.D.P., Herr 
Möllemann, das auf bemerkenswerte Weise kom-
mentiert: Damit könne er leben, denn ob man ein Sy-
stem auf diese oder auf jene Weise in ein anderes 
verwandele, sei letztlich gleichgültig. Hauptsache, 
man tue es. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört!) 

Herr Möllemann hat recht. Der angestrebte Sy-
stemwechsel in der Krankenversicherung, der das of-
fen eingestandene eigentliche Ziel vor allem der 
F.D.P. ist, ist eingeleitet, und CDU und CSU als 
Volksparteien leisten dazu Schützenhilfe, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ger

-

hard Jüttemann [PDS] - Regina Schmidt

-

Zadel [SPD]: Wie wahr!) 

- Wenn der Kollege Heiner Geißler feststellt, mit der 
drastisch angehobenen Selbstbeteiligung für Kranke 
könne er noch leben, weil schließlich die eigentlich 
geplante Abschaffung des 50prozentigen Arbeitge-
berbeitrages verhindert worden sei, dann muß ich 
ihm entgegenhalten, daß er sich wie jener Wanderer 
verhält, der sich darüber freut, statt in den Kuhfladen 
in einen Pferdeapfel getreten zu sein. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Die Wahrheit ist: Mit der Zustimmung zur Selbst-
beteiligungserhöhung und zum eingeleiteten Sy-
stemwechsel in der Krankenversicherung sichern 
Herr Geißler und die anderen Vertreter der CDU-So-
zialausschüsse mit ihren Stimmen abermals - oder 
muß ich sagen: wie immer? - einer arbeitnehmer-
feindlichen Politik die parlamentarische Mehrheit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS und der Abg. Monika Knoche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Man müsse im Gesundheitswesen sparen, lautet 
die Begründung der Koalition für die Gesetzesopera-
tion, die heute zum Abschluß gebracht werden soll. 
Richtig, das muß man wirklich. Ich frage CDU/CSU 
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und F.D.P.: Warum tun Sie das denn nicht, sondern 
werfen Beitragsgelder zum Fenster hinaus? Minde-
stens 2 Milliarden DM haben Sie der Pharmaindu-
strie durch Rücknahme einer Positivliste von verord-
nungsfähigen, sinnvollen Arzneimitteln hinterherge-
worfen. 840 Millionen DM haben Sie den Ärzten 
durch Regreßverzicht und Honorarerhöhungen be-
schert. 8 bis 10 Milliarden DM wird nach Schätzung 
der Krankenkassen der mit dem heutigen Gesetz ein-
geführte Verzicht auf Ausgabenlimits in der Kran-
kenversicherung kosten. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das ist doch Phantasialand!) 

Wie hoch die Mehrausgaben der Patienten sein wer-
den, die durch Ihre Politik, nämlich die herbeige-
führte Privatisierung und Teilabschaffung des Zahn-
ersatzes, zu zahlen sind, läßt sich noch nicht einmal 
erahnen. 

Auf der einen Seite werden Milliarden zuge-
schanzt, und auf der anderen Seite, bei den kranken 
Menschen, wird anschließend eingesammelt, fast 
5 Milliarden DM allein an zusätzlicher Selbstbeteili-
gung. Das alles hat nichts mit Sparen zu tun, sondern 
das ist nackte Klientelpolitik. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Hier werden nicht im Zuge enger gewordener öko-
nomischer Rahmenbedingungen im Gesundheitswe-
sen die Interessen von Versicherten und Leistungser-
bringern neu austariert und in ein gerechtes Gleich-
gewicht gebracht, sondern hier wird die stärkere 
Seite bedient und dafür bei der schwächeren abge-
zockt. In einer Art Vulgärliberalismus prämiiert diese 
Koalition den ökonomischen Eigennutz im Gesund-
heitswesen auf Kosten des Gemeinwohls. 

(Beifall bei der SPD) 

Unser Gesundheitswesen habe 25 Milliarden DM 
Rationalisierungsreserven, sagt Herr Seehofer. Ich 
frage: Warum setzen Sie die nicht frei, sondern zap-
fen statt dessen durch drastische Erhöhung der 
Selbstbeteiligung für Kranke neue Finanzquellen an 
und geben letztlich insgesamt noch mehr Geld für 
Gesundheit aus? Die Klage der Koalition, unser Ge-
sundheitswesen sei zu teuer, ist heuchlerisch; denn 
das stört CDU/CSU und F.D.P. in Wahrheit überhaupt 
nicht. Das einzige, was die Koalition stört, ist, daß es 
die nach ihrer Ansicht falschen Gruppen weiter mit

-

bezahlen sollen. Würde es nur von den Versicherten 
und Kranken bezahlt, dann könnte es, ginge es nach 
dieser Koalition, gar nicht teuer genug sein, weil sie 
dann immer um so besser ihre spezielle Klientel be-
dienen könnte. Das ist die Sachlage, um die es heute 
geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die heutige Gesetzesoperation in den Gesamtzu-
sammenhang regierungsamtlicher Politik einzuord-
nen, bedeutet auch, über den Bereich des Gesund-
heitswesens hinauszugehen und die Rolle, die der 
Sozialstaat insgesamt bei der Politik von CDU/CSU 
und F.D.P. einnimmt, kritisch zu beleuchten: erstens 
weitgehende Zerstückelung des arbeitsmarktpoliti-
schen Gesetzesinstrumentariums; zweitens Abkehr  

von der lebensstandardsichernden Rente im Alter; 
drittens faktische Abschaffung der sogenannten In-
validenrente, also der Erwerbs- und Berufsunfähig-
keitsrente; viertens abermalige Kürzungspläne für 
die Sozialhilfe. 

Da bedeutet der Systemwechsel im Gesundheits-
wesen nur noch das Tüpfelchen auf dem i, um an 
Hand von Tatsachen zu dem Urteil zu kommen: 
Diese Regierung verwechselt sozialstaatliche Politik 
mit einer Politik des Sozialdumping, und zwar nicht 
zufällig oder beiläufig, sondern gezielt und gewollt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das, was seit geraumer Zeit in Deutschland ge-
schieht, nennt der führende Kopf der katholischen 
Soziallehre, der Jesuitenpater Friedhelm Hengsbach, 
einen „Wettlauf der Besessenen". Blind für die ei-
gentlichen Werte, die eine Gesellschaft ausmachen 
und die ihren Zusammenhalt bewirken, und blind für 
die Gefahren eines ausschließlich über den ökonomi-
schen Nutzen legitimierbaren Zusammenlebens, 
steuert diese Regierung einen sozialen Crashkurs, 
der nun ausweislich der verabschiedeten oder heute 
zu verabschiedenden Gesetze auch im Gesundheits-
wesen fortgesetzt werden soll. 

Gestern die Bergleute in Bonn und die Bauarbeiter 
in Berlin, heute die Stahlarbeiter in Duisburg - diese 
Ereignisse zeigen, daß die Menschen die Richtung, 
die die Politik von CDU/CSU und F.D.P. in diesem 
Land verbreitet, nicht länger dulden wollen und daß 
sie sich wehren. Ich sage: Sie tun recht daran, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]) 

Wer die Beiträge in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung wirklich stabilisieren will, wer also nicht nur 
so tun will als ob, der muß die Ursachen für die Bei-
tragssteigerungen beseitigen. 

Wahr ist, daß sich der Anteil der Leistungsausga-
ben der Krankenversicherung am Bruttoinlandspro-
dukt seit nahezu 20 Jahren konstant in der Nähe von 
6 Prozent befindet. Ebenfalls wahr ist, daß die für die 
gesamte Beitragszahlung in die Krankenversiche-
rung maßgebliche Lohnquote seit Anfang der 80er 
Jahre um 8 Prozent abgenommen hat. Schließlich ist 
wahr, daß die anteilmäßig konstanten Ausgaben in 
der Krankenversicherung von immer weniger Be-
schäftigten mit einem dazu noch relativ schrumpfen-
den Anteil der Löhne am Volkseinkommen finanziert 
werden müssen. 

Wenn immer weniger Menschen mit einem auf das 
Volkseinkommen bezogenen sinkenden Einkom-
mensanteil unsere Krankenkassen finanzieren müs-
sen, dann führt das zwangsläufig zu steigenden La-
sten, also Beitragssätzen, für sie. Hier und nirgendwo 
anders liegt die prinzipielle Ursache für die bedrohli-
che Beitragsentwicklung bei den Krankenkassen. 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Lohmann 
[Lüdenscheid] [CDU/CSU]) 
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- Herr Lohmann, Sie haben ein Einnahmeproblem, 
aber kein Ausgabenproblem, wie Herr Seehofer und 
Sie selbst ständig behaupten. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das ist doch lachhaft! - Wolfgang 
Zöller [CDU/CSU]: 42 Prozent Einnahme

-

steigerung!) 

Was tut die Regierung dagegen? Die Antwort ist of-
fenkundig: nichts. Im Gegenteil, die Lage wird im-
mer schwieriger. Wir haben ständig neue Rekorde 
bei der Massenarbeitslosigkeit und eine weiter an-
haltend sinkende Lohnquote zu verzeichnen, beides 
verursacht durch regierungsamtliche Politik. Die Pro-
bleme, die CDU/CSU und F.D.P. zu lösen vorgeben, 
haben sie in Wirklichkeit durch ihre eigenen politi-
schen Fehlentscheidungen erst selbst geschaffen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]) 

Paradebeispiel dafür ist das Rehabilitations- und 
Kurwesen. Durch die letztjährigen Maßnahmen des 
Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetzes 
- welch ein Titel für eine bodenlose Dummheit - ver-
liert dieses Land rund 40 000 Rehabilitationsplätze 
mit mindestens 18 000 Beschäftigten. Die Kür-
zungen, die dies herbeiführen, sollen Minderausga-
ben in der Rentenversicherung von 2,4 Milliarden 
DM bewirken. Durch die wegfallenden 18 000 Ar-
beitsplätze - mindestens - gibt es aber Beitrags- und 
Steuerausfälle sowie Mehrausgaben bei Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung, die von Fachleuten 
mit 2,1 Milliarden DM beziffert werden. 

Man stelle sich vor: Politik à la CDU/CSU und 
F.D.P. bedeutet Einsparungen in Höhe von 
2,4 Milliarden DM und deshalb Mehrausgaben in 
Höhe von 2,1 Milliarden DM unter Billigung von 
zirka 20 000 Arbeitslosen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Eben waren es noch 40 000!) 

Dann stellt sich der Herr Lohmann hierher und sagt - 
ich zitiere -, „Was dient der Schaffung von Arbeits-
plätzen, und was schadet der Schaffung von Arbeits-
plätzen?" sei ihre Maxime. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Ich kann es Ihnen genau erklären!) 

Herr Lohmann, wenn Sie noch eins und eins zusam-
menzählen könnten, müßten Sie Ihr Rehabilitations-
vernichtungsgesetz sofort zurücknehmen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie des 
Abg. Oswald Metzger [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Mit dem sogenannten Beitragsentlastungsgesetz 
hat die Koalition die Zuzahlungen zum 1. Januar um 
1 DM erhöht. Für Arzneimittel heißt das ab 1. Januar: 
statt 3, 5 oder 7 DM nunmehr 4, 6 oder 8 DM. Mit 
dem heutigen Gesetz kommen noch einmal 5 DM 
hinzu. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: So ist es!) 

Binnen eines halben Jahres sind also aus 3, 5 und 
7 DM nun 9, 11 und 13 DM geworden. „Zuzah-
lungserhöhung" nennt das die Regierung. 

Die Wahrheit ist schlichter, meine Damen und Her-
ren: Je nach Packungsgröße müssen die Versicherten 
zukünftig 20 bis 40 Prozent der Arzneimittelverord-
nungen aus der eigenen Tasche zahlen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das mit den Verpackungsgrößen war 

Ihre Idee!) 

- Herr Lohmann, ich sage Ihnen: Um des Machter-
haltes willens haben Sie und mit Ihnen die Volkspar-
teien CDU und CSU der Klientelpartei F.D.P. unsere 
Gesundheitspolitik zum ideologischen Fraß vorge-
worfen. Damit das klar ist! 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Monika 
Knoche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Die Gesamtbelastung der Versicherten durch 
Selbstbeteiligung wird von 13,3 Milliarden DM in 
1995 auf 20 Milliarden DM Anfang 1998 gestiegen 
sein - wenn nicht noch Schlimmeres dazukommt. 
20 Milliarden DM allein für die Versicherten, das 
sind fast 10 Prozent der Kasseneinnahmen. 

Wie sagte doch Herr Möllemann? Ihm sei gleich-
gültig, ob man die hälftige Beitragszahlung der Ar-
beitgeber abschaffe oder die Zuzahlung erhöhe; das 
komme letztlich auf das gleiche hinaus. Recht hat er. 

Ob Sie aus einer Lastenverteilung von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern von 50 : 50 unmittelbar 60:40 
machen oder mittelbar durch Erhöhung der Selbstbe-
teiligung, ist am Ende wirklich piepegal. Es hat nur 
einen Haken: Diese Zuzahlungen von Ihnen zahlen 
ausschließlich Kranke. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Herr Geißler, Herr Eppelmann und Herr Vogt, dem 
wollen Sie also heute zustimmen, weil Sie doch an-
geblich die Verschiebung der Beitragslast verhindert 
haben? Daß ich nicht lache! Nichts haben Sie verhin-
dert. Sie haben ein Alibi gefunden, um sich aus der 
Verantwortung zu stehlen. Das ist aber auch schon 
alles. Wenn Sie es mir nicht glauben, Herr Geißler: 
Gehen Sie zu Ihrem Kollegen Möllemann. Er sitzt ne-
ben Ihnen. Er wird Ihnen erklären, daß diese Lasten-
verteilung, die Sie vorgeblich bekämpft haben, von 
ihm durchgesetzt, heute ein Faktum sein wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aber es soll noch weitergehen. Zukünftig gilt: 
Wenn eine Krankenkasse den Beitragssatz erhöhen 
muß, muß sie zugleich auch die Selbstbeteiligung er-
höhen. Je 0,1 Prozentpunkt zieht eine Erhöhung der 
Selbstbeteiligung um eine weitere Mark bzw. 1 Pro-
zent nach sich. Wenn wahr ist, was uns allen die 
Krankenkassenmanager vorgerechnet haben, dann 
ist damit zu rechnen, daß im Laufe des Jahres flä-
chendeckend Beitragssatzerhöhungen von durch- 
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schnittlich 0,5 Prozentpunkten erforderlich sein wer-
den  - 

(Wolfgang  Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Kampfparolen!) 

nicht zuletzt wegen der von der Regierung aufgeho-
benen Ausgabenlimitierung -, dann werden die 
Selbstbeteiligungen bei Arzneimitteln statt bei 9, 11 
und 13 DM bei 14, 16 oder 18 DM liegen. Das bedeu-
tet nichts anderes als die Botschaft der Regierung an 
die Versicherten: Liebe Leute, kauft euch die Medi-
kamente doch gleich selber! 

Nun höre ich die Einwände der Koalition: Härte-
fallregelung. Die schützt vor Überforderung. Ich ge-
stehe Ihnen: Damit bin ich bei meinem Lieblings-
thema. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Da haben Sie das letzte Mal schon 

falsch gerechnet!) 

Nehmen wir einmal die Familie X aus Z: ein Drei-
Personen-Haushalt mit einem Alleinverdiener mit ei-
nem Jahresbruttoeinkommen von 70 000 DM. Ich 
nenne bewußt diese Höhe, damit Herr Lohmann 
noch mitkommt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll denn 
das? So geht man nicht mit Kollegen um!) 

Nach Abzug der Anrechnungsbeträge für die Mit-
versicherten verbleibt bei Anwendung der gesetzlich 
vorgesehenen 2-Prozent-Überforderungsklausel, die 
als Bestandteil des Gesundheits-Reformgesetzes von 
1989 gegen die SPD zustande kam - damit Herr Loh-
mann von der CDU/CSU in der Öffentlichkeit nicht 
ständig Quark erzählt -, ein zuzahlungspflichtiger 
Betrag von 1 152,20 DM. Ich stelle klar: Diese Familie 
muß erst 1 152,20 DM an Selbstbeteiligung leisten, 
bevor sie vom Rest befreit wird. 

Man kann das, bezogen auf eine Arzneimittel-
selbstbeteiligung von 9 DM für die kleinste Packung, 
auch anders ausdrücken: 1 152,20 DM entsprechen 
128 Arzneimittelverordnungen à 9 DM im Jahr oder 
rund 10 Packungen im Monat. Man stelle sich nun 
vor: Zehn Arzneimittelpackungen pro Monat ver-
brauchen und zuzahlen, dann ist die elfte Packung 
frei. Man muß kein Pharmakologe sein, um zu wis-
sen: Bevor Herr Seehofer einen Kranken in dieser Fa-
milie von der Zuzahlung befreit, liegt der Betreffende 
mit einer Arzneimittelvergiftung auf der Intensivsta-
tion. Die elfte Verordnung, für die er befreit würde, 
braucht er dann allerdings nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Wolf

-

gang Zöller [CDU/CSU]: Mit Ihnen waren 
es 4 Prozent!) 

Für chronisch Kranke sieht es kaum besser aus. 
Selbst im zweiten Jahr der Erkrankung, in dem die 
Überforderungsklausel nach Vorstellung der Koali-
tion von 2 auf 1 Prozent halbiert werden soll, bedeu-
tet das im gleichen Beispiel bei der Verordnung von 
Großpackungen - das sind übrigens in der Regel 50 
bis 100 Tabletten oder mehr -: Zu 44 Verordnungen 
im Jahr muß er 13 DM zuzahlen, dann ist die 
45. Verordnung frei. Das sind 200 bis 400 Tabletten  

im Monat. Auch hier gilt: Ehe zum Beispiel ein Dia-
betiker bei dieser Beispielsfamilie befreit würde, 
liegt er zuvor im diabetischen Koma. 

Renommieren Sie von CDU/CSU und F.D.P. also 
nicht mit Ihrer Härtefallregelung. Diese Härtefallre-
gelung belegt nur eines: Härtefallregelungen benö-
tigt derjenige, der seine Gesetze erst mit Härten 
schafft. Wenn er solche Extremklauseln kreiert, wie 
die, die derzeit im Gesetzentwurf stehen, beweist er 
lediglich, daß er die von Ihnen geschaffenen Härten 
noch nicht einmal beseitigen will. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Dreßler, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Loh-
mann? 

Rudolf Dreßler (SPD): Herr Lohmann, Sie haben 
ein merkwürdiges Parlamentsverständnis. Vorhin hat 
ein Kollege meiner Fraktion von Ihnen eine Zwi-
schenfrage erbeten. Diese haben Sie abgelehnt. Jetzt 
kommen Sie hier an und wollen eine Zwischenfrage 
stellen. Ich sage Ihnen: Zahn um Zahn. Sie bekom-
men keine Zwischenfrage, weil auch Sie keine zuge-
lassen haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Angesichts der schlimmen sozialen Auswirkun-
gen, die das heute zur Beratung anstehende Gesetz 
im Gesundheitswesen hat, angesichts der gezielten 
gesellschaftlichen Entsolidarisierung, die von ihm 
ausgeht, ist ein Nein der sozialdemokratischen Bun-
destagsfraktion dazu Pflicht. Ich erinnere uns: Was 
sagte Herr Seehofer am 27. Mai 1995 vor dem Apo-
thekertag? 

An der packungsabhängigen Zuzahlung von 3, 5 
und 7 DM bleibt es. Ich 

- Seehofer - 

bin entschieden dagegen, für kranke Menschen 
eine noch höhere Selbstbeteiligung vorzusehen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: So war das einmal! 
- Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Hört! Hört!) 

Herr Seehofer, seit heute wissen wir endgültig: Es 
gilt das gebrochene Wort. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Regina Schmidt-Zadel [SPD]: 
Was kümmert mich mein Geschwätz von 

gestern!) 

Diese Regierung will eine Steuerreform, die in er-
ster Linie Unternehmern, Selbständigen und Groß-
verdienern finanzielle Entlastungen bringt; sie wi ll 

 eine Rentenreform, die insbesondere für die jüngere 
Generation bei höheren Beiträgen zu sinkenden Ren-
tenansprüchen führt; sie will eine Gesundheitsre-
form, die zuallererst Kranke belastet und die Unwirt-
schaftlichkeit fördert. 
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Ich lese in einer anderen Tageszeitung - ich will 

Ihnen das zum Schluß nicht vorenthalten - in einem 
Kommentar folgende Stelle: 

Horst Seehofer hat einmal beklagt, 

- das war erst kürzlich, Herr Lohmann; vielleicht war 
das auf Sie gemünzt - 

daß die Feigheit zum ständigen Begleiter der Be-
rufspolitiker geworden sei. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das mit Sicherheit nicht!) 

Immer häufiger werde gefragt, ob Entscheidun-
gen Widerstände hervorrufen könnten, und im-
mer weniger, ob die Entscheidung zur Lösung 
von Problemen beitrage. Mittlerweile spricht See-
hofer aus eigener Erfahrung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Dies alles zeigt: Die Umverteilung von unten nach 
oben ist in vollem Gange. Dies zeigt aber auch: Die-
ses Land braucht endlich eine neue Regierung. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS - Zuruf von der CDU/CSU: Es war eine 
sehr beeindruckende Rede! - Gegenruf von 
der SPD: Es war sehr beeindruckend, die 
Rede! - Dr. Dietrich Mahlo [CDU/CSU]: 
Lackaffe! - Gegenruf von der SPD: Wer hat 

da „Lackaffe" gerufen? Aufstehen!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste spricht 
die Abgeordnete Monika Knoche. 

Monika Knoche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Herren und 
Damen! Herr Seehofer! Es gibt einen Grundsatz in 
der bundesdeutschen politischen Kultur, der lautet: 
Wer das System abschaffen will, muß nachweisen, 
daß es nicht reformierbar ist. Diesen Nachweis kön-
nen Sie nicht erbringen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Wir reformieren; wir schaffen nicht 

ab!) 

Sie sind zur systematischen Demontage des deut-
schen Gesundheitswesens übergegangen und drük-
ken sich davor, die Wahrheit zu sagen. Sie wollen 
vernebeln, verstecken, verharmlosen. Es ist bedauer-
lich, aber das Wort  „Gesundheitsreform" ist zum Un

-

wort  des Jahres degeneriert. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Dazu haben Sie beigetragen!) 

Es ist doch ein bitterer, ja ein böser Hohn, wenn Sie 
dieses desaströse Gesetzeskonvolut auch noch als 
„Maßnahme zur Kostendämpfung" bezeichnen - 
kein Pfennig wird gespart; alles wird teurer, und es 
wird schlechter. Für wie unpolitisch halten Sie die 

Menschen, daß Sie sich anmaßen, noch von Refor-
men zu reden? 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Also, wenn man mehr ausgibt, wird 

es  schlechter!)  

Aber was ich nachgerade perfide finde, ist, daß Sie 
für die Pharmabranche 5 Milliarden DM Kollekte von 
den Kranken abkassieren, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS - Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Für 
Pharma wird 1996 weniger ausgegeben als 

1992!) 

und das, Herr Zöller, von einem Minister, der noch 
vor einem Jahr gesagt hat - man kann es nicht oft ge-
nug wiederholen -: Mit mir wird es keine weiteren 
Zuzahlungen geben. Manchmal mag ich nicht mehr 
nach Worten suchen, die die Arroganz und die so-
ziale Ignoranz beschreiben. Ich finde auch keine für 
die Munterkeit, die ein Herr Lohmann hier zeigt, 
wenn er den Menschen die Gleichstellung, die Si-
cherheit und das Vertrauen in das Gesundheitswe-
sen nimmt. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Sie reden es den Leuten doch ein!) 

Ich vertraue darauf, daß die Bevölkerung verteidigen 
wird, was den inneren Zusammenhalt, die Zukunft 
der zivilen Gesellschaft ausmacht: Es ist die Sozial-
staatlichkeit, und es ist die Gerechtigkeit. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Die halten wir aufrecht!) 

Wenn von dieser Regierung einem neuen Egois-
mus das Wort  geredet wird, wenn das Solidarsystem 
nicht nur ideologisch angegriffen, sondern auch ma-
teriell erodiert wird, dann sind das hochpolitische 
Vorgänge; dann ist das nicht nur eine Frage der Ge-
sundheitspolitik, sondern dann geht es an das Gesell-
schaftsverständnis. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD - Wolf

-

gang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: 
Da stimmen wir nicht überein; das ist 

richtig!) 

Am Gesundheitswesen wird derzeit ein Exempel sta-
tuiert. Das ist doch die Dramatik. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Ich mahne bei der Regierung nicht etwas an, was 
sie in einer außergewöhnlichen Richtungsentschei-
dung einvernehmlich aufgegeben hat. Sie hat etwas 
Wichtiges aufgegeben: ihr soziales Gewissen. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Hat sie je 
eines gehabt?) 

Letzte Woche verkündete der Minister die Zustim-
mung zum Ausstieg aus der Parität. Die Koppelung 
von Zuzahlungen und Beitragserhöhungen und die 
weitere Zuzahlung um 5 DM, das ist de facto der 
Sieg der Arbeitgeberlobby in dieser Regierung. Die 
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neue Beitragsarithmetik lautet: ein Drittel Arbeitge-
ber, zwei Drittel Versicherte. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Reden Sie 
doch mal zur Sache! - Regina Schmidt

-

Zadel [SPD]: Sie redet doch zur Sache!) 

Früh haben wir Grüne gesagt: Wer sich immer an 
den gleichen, falschen ökonomischen Prämissen im 
Gesundheitswesen orientiert, der läuft Gefahr, sich 
an einem Paradigmenwechsel zu beteiligen. So ist es 
jetzt innerhalb der CDU/CSU gekommen. Das 
Schlimme ist, daß es dort keine Aufrechten mehr 
gibt, die den Systembruch nicht mitmachen. Das ist 
die fundamentale Glaubwürdigkeitskrise der CDU/ 
CSU. Es gibt noch einige alte Sozialpolitiker, die das 
sehr genau wissen. 

Natürlich braucht das Gesundheitswesen Refor-
men. Aber die gibt es nur auf der Basis des ungeteil-
ten Sachleistungsprinzips. Das haben Sie aufgekün-
digt. Ohne zukunftsweisende solidarische Finanzie-
rungssubstanz sind keine Reformen zu machen. Die 
Stabilität könnten wir trotz der Krise haben: durch 
Verbreiterung der Basis der Versicherungspflicht, 
durch Rücknahme von Pharma- und Ärztebegünsti-
gungen. 

Wir brauchen in der Tat mehr Vorsorge, mehr Pa-
tientinnen- und Patientenrechte, mehr psychosomati-
sche Medizin, mehr Transparenz. Aber das erreichen 
Sie mit Ihren Gesetzen nicht. Sie verhindern das so-
gar. Alle Reformen lassen sich überhaupt nur auf der 
festen Basis des Solidarprinzips durchsetzen. Sie 
können den Begriff der Reformpolitik mit Lauterkeit 
und mit Ehrlichkeit überhaupt nicht mehr in den 
Mund nehmen, weil Sie das System verlassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Obendrein streichen Sie in der Basisversorgung 
und reden von Hochleistungsmedizin, als sei die die 
alleinige Zukunft der Gesundheitspolitik. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Wollen Sie sie den Menschen neh

-

men?) 

- Ich will sie ihnen nicht nehmen. Aber, Herr Loh-
mann, Gesundheitspolitik ist ein bißchen mehr und 
ein bißchen was anderes als die Sicherung von hoch-
technologischen Leistungen. Dazu gehört auch Prä-
vention, dazu gehört auch Rehabilitation. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Außerdem ist es, denke ich, wichtig zu sagen: Der 
politische Skandal ist die sinkende Lohnquote und 
nicht die daraus resultierenden Defizite. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Trotz zuneh

-

mender Einnahmen!) 

Es ist ungeheuerlich, was ich in den letzten Tagen 
gelesen habe: Sie beklagen die Ausgabensteigerung 
in den neuen Ländern. Wollen Sie die 20 Millionen 

Menschen nicht? Dann müssen Sie sagen: Die An-
gleichung im Osten darf nichts kosten. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Davon habe ich nichts gehört! - Wolf

-

gang Zöller [CDU/CSU]: Sie haben gestern 
im Ausschuß gegen die Verbesserung der 

Ostdeutschen gestimmt!) 

Ihre Finanzierungsmethode lautet: die Einnahmeaus-
fälle der Kassen erhöhen und die Arbeitgeber aus 
der Solidarpflicht entlassen. Abkassiert wird bei den 
Kranken. Wer so handelt, meine Damen und Herren, 
ist moralisch und politisch bankrott. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
PDS - Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] 
[CDU/CSU]: Sie mit Ihrer neuen Diskokul

-

tur!) 

Wer trotz bekannter Konsolidierungsmöglichkeiten 
alle Reformoptionen sausen läßt, der will dem Wesen 
nach eine andere Republik, der will diese nicht hal-
ten. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Aber Ecstasy in der Disko!) 

Das Tabu der Beitragshälftigkeit ist gebrochen. 
Die Rufe waren laut. Es waren viele. Sie haben ge-
wonnen. Mit „In-die-Ecke-Besen" ist's nicht gewe-
sen. Das wissen auch Herr Geißler und Herr Fink 
ganz genau. Es ist die CDU/CSU höchstselbst, die 
mit dem Neuordnungsgesetz die Richtungswende 
vollzieht, und zwar indem sie den Kern der sozialen 
Marktwirtschaft, die beitragshälftige Finanzierung, 
aufgibt. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Von sozialer Marktwirtschaft wissen 

wir bestimmt mehr als Sie!) 

Eine Waffengleichheit im Kassenwettbewerb wird es 
jetzt weniger geben denn je. Jede Kasse wird sich 
hüten müssen, wirklich Kranke oder Geringverdie-
nende zu umwerben. 

Nahezu 8 Millionen Menschen werden unter diese 
Härtefallregelung fallen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Die sind bereits drin! Die brauchen 

nichts zuzuzahlen!) 

Diese 8 Millionen Menschen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung werden zum finanziellen Ri-
siko der Krankenkassen werden. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Was? - Wolf

-

gang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: 
Von Risikostrukturausgleich haben Sie noch 

nie etwas gehört?) 

Es wird für sie zum Problem werden, weil die Wett-
bewerbsmechanismen so wirken, daß mit immer wei-
teren Beitragssatzerhöhungen, immer weiteren Zu-
zahlungen die gesetzlichen Kassen gerade für frei-
willig Versicherte immer unattraktiver werden. Sie 
werden sich fragen: Bin ich denn blöde, so viel Geld 
zu zahlen, so hohe Beitragssätze in Kauf zu nehmen, 
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wenn ich mit immer höheren Zuzahlungen bestraft 
werde? 

Dieses Prinzip macht doch die Solidarität unattrak-
tiv. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Das ist der Kern dessen, was auch Herr Schäuble 
meint, wenn er die Solidarkassen als „Zwangssy-
steme" denunziert. Er predigt doch den neuen Egois-
mus. Er predigt die Aufkündigung der Solidarität 
zwischen Jungen und Alten, Besserverdienenden 
und Ärmeren. Hier handelt es sich nicht nur um ein 
ideologisches Konstrukt, es handelt sich auch um 
eine neue Definition von Staatlichkeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Wolfgang Loh

-

mann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Möchten 
Sie einmal etwas zum Risikostrukturaus

-

gleich sagen?) 

Ob beim 1. NOG oder beim 2. NOG, ob mit neuen 
Kostenerstattungen, mit Beitragsrückgewähr, mit 
Selbstkostenbeteiligungen - überall werden Kassen-
leistungen, neuerdings auch in der Kiefer- und Zahn-
medizin, zu immer größeren Teilen allein privat fi-
nanziert werden müssen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das war schon bisher so! Keine 

Ahnung, die Frau!) 

Sie nehmen den gesetzlich Versicherten den Schutz, 
die Qualitätssicherung und die Kostenkontrolle in ei-
nem gesamten medizinischen Bereich, nämlich bei 
der Zahnversorgung, weg. Was, bitte sehr, hat das 
noch mit dem Sinngehalt des Sozialgesetzbuches V 
zu tun? Nichts. Sie brechen auch hier fundamental 
mit dem Prinzip der Sachleistungsgewähr. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Dr. Dieter Tho

-

mae [F.D.P.]: In der Tat! - Wolfgang Loh

-

mann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Wer hat 
Ihnen das aufgeschrieben? - Wolfgang Zöl

-

ler [CDU/CSU]: Was reden Sie für einen 
Stuß!) 

Das läuft nach dem Motto - das war die Taktik der 
letzten Monate -: Wir streuen jede Woche ein ande-
res Gesetz in die Welt und schauen dann, wie die Be-
völkerung reagiert. Man hat die Bevölkerung zum 
Testobjekt gemacht und ihr das Vertrauen in die Ge-
sundheitspolitik genommen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Sie mit 
Falschmeldungen vielleicht!) 

Natürlich wird es sie sehr viel schlimmer treffen. 
Aber das Schlimme ist, daß etwas in der Gesellschaft 
selber verlorengeht, was sie für die Zukunft fest zu-
sammenhalten würde, nämlich der Glaube daran, 
daß sich Solidarität lohnt. Diesen Glauben nehmen 
Sie ihnen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das sind doch alles Phrasen, Frau 

Knoche! Das ist lächerlich!) 

Wovon Herr Dreßler gesprochen hat, war sehr 
schön dargestellt. Deshalb brauche ich das nicht zu 
vertiefen. Aber es ist, so denke ich, an dieser Stelle 
schon angebracht zu sagen: Angesichts der Entwick-
lung, der vorgelegten Gesetzentwürfe und ihrer Wir-
kungen wäre es heute schon aus Selbstachtung an-
gebracht, daß Herr Minister Seehofer sein Scheitern 
als Fachminister eingesteht. Aber das setzte voraus, 
daß da noch ein Fünkchen politische Moral glimmt. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Wodarg 
[SPD] - Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Von 
Ihnen lasse ich mir keine Moral vorhalten, 
von Ihnen nicht! - Wolfgang Lohmann 
[Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Wer sagt, 
Ecstasy sei eine neue Diskokultur, der kann 

mir keine neue Moral vorwerfen!) 

Wir haben es hier doch wirklich mit einem wendehäl-
sischen Machtopportunismus zu tun. Mich schaudert 
es vor der Schamlosigkeit und der Geschwindigkeit, 
mit der Sie der Gesellschaft die Sozialstaatlichkeit 
entziehen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: 218, das paßt 
zu Ihnen!) 

Noch ein Wort  zum Schluß: Realität ist ja - das neh-
men Sie bei Ihrer falschen Fiktion auf die Entwick-
lung der Lohnnebenkosten und die Beitragssatzsta-
bilität nicht gern zur Kenntnis, und Sie verbreiten es 
auch nicht -, daß die Sozialabgabenquote der Arbeit-
geber in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt 
nicht größer ist als in anderen europäischen Län-
dern. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Also, das Lohnnebenkostenproblem 

gibt es gar nicht?) 

Es ist eine Fiktion. Wir haben ein System, das sich 
frei von Steuerfinanzierung hält und aus diesem 
Grunde über die Lohnnebenkosten finanziert wird. 
Das heißt aber nicht, daß die Arbeitgeber im Proporz 
übermäßig befrachtet werden. 

Das Problem ist doch, daß Sie die Steigerung der 
Kosten zum Anlaß nehmen, aus dem System auszu-
steigen, anstatt dafür zu sorgen, daß das Solidarsy-
stem stabilisiert wird. Sie können es stabilisieren, in-
dem Sie die Basis der Versicherungspflicht verbrei-
tern. Sie haben eine Menge Möglichkeiten, dieses 
System zukunftsfähig fortzuschreiben. Aber es fehlt 
der Wille. Sie haben nicht mehr den Mut, Wahrheiten 
zu sagen. Und - da bin ich mir sehr sicher - Sie ha-
ben vor allen Dingen eines: Angst vor dem Verlust 
Ihrer Macht. Diese Angst, meine Herren, ist berech-
tigt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Der nächste Red-
ner ist der Abgeordnete Dr. Dieter Thomae. 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die wirtschaftli-
che Situation in unserem Lande zwingt uns dazu, uns 
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mit der Frage auseinanderzusetzen, ob die Systeme 
der sozialen Sicherung unverändert Bestand haben. 
Die hohe Arbeitslosigkeit, die sinkende Lohnquote 
und die schwierige Stellung der deutschen Wirt-
schaft im internationalen Wettbewerb sind Faktoren, 
über die man nicht hinwegschauen kann. 

Die Deutsche Bundesbank schreibt in ihrem jüng-
sten Monatsbericht, daß 1996 per Saldo 47 Milliarden 
DM an Kapital ins Ausland geflossen sind. Es nützt 
überhaupt nichts, davor die Augen zu verschließen. 
Wir müssen jetzt die Reformen anpacken. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. - Gerd 
Andres [SPD]: Jetzt muß der Geißler gut 

zuhören!) 

Mit den beiden GKV-Neuordnungsgesetzen 
nimmt die Koalition die Reform im Gesundheitsbe-
reich wieder in Angriff. Es ist unbestreitbar, daß ein 
früherer Zeitpunkt sehr viel besser für die Reform-
maßnahmen gewesen wäre. Deshalb rufe ich kurz in 
Erinnerung, daß die Koalition mit dem Krankenhaus

-

Neuordnungsgesetz und dem GKV-Weiterentwick-
lungsgesetz genau dies bereits vor langer Zeit beab-
sichtigt hatte. 

Die Blockadehaltung der SPD im Bundesrat hat 
dazu geführt, daß diese Gesetzgebung nicht erfolgt 
ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-
ten der CDU/CSU - Klaus Kirschner [SPD]: 

Laßt euch etwas Neues einfallen!) 

Nicht nur das: Jetzt waren wir auf Grund dieser Hal-
tung gezwungen, ein zustimmungsfreies Paket auf 
den Weg zu bringen. Kritiker haben natürlich nicht 
ganz unrecht, wenn sie sagen, daß hierdurch einige 
Maßnahmen nicht umgesetzt werden, die dem Ge-
sundheitswesen sehr gut bekommen wären. 

Ich nenne beispielsweise den Krankenhausbe-
reich: die Ausweitung der Planungskompetenz der 
Krankenkassen und die Stärkung des Wettbewerbs 
der Krankenhäuser. Bei der Beitragsgestaltung hät-
ten wir von seiten der F.D.P. auch mit dem Mechanis-
mus leben können, daß Beitragssatzerhöhungen eine 
Zweidrittelmehrheit in der Selbstverwaltung erfor-
derlich gemacht hätten. Aber das haben Sie abge-
lehnt. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Da 
ist doch die SPD schuld!) 

Das 2. GKV-Neuordnungsgesetz wird also zustim-
mungsfrei gestaltet; denn sonst wäre ein erneutes 
Scheitern im Bundesrat zu erwarten gewesen, oder 
wir hätten uns dem Diktat der SPD beugen müssen. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Dafür seid ihr 
auch ganz allein verantwortlich!) 

Das wollen wir nicht. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Regina Schmidt-Zadel 
[SPD]: Jetzt seid ihr ganz allein verantwort

-

lich!) 

Was will die SPD in ihrem großen Reformwerk? Sie 
spricht von Globalbudgets, sie spricht von Beibehal-
tung des Budgets im zahnärztlichen Bereich. Sie 
spricht vom Einkaufsmodell und von der Positivliste, 
und sie will die Krankenhäuser als Institutionen öff-
nen. 

Ich kann Ihnen nur empfehlen, in die skandinavi-
schen Länder zu fahren und sich dort mit Ihren Par-
teikollegen über diese Maßnahmen zu unterhalten. 
Sie sind in diesen Ländern gescheitert. Wir können 
diese Modelle nicht übernehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU - Regina Schmidt-Zadel [SPD]: 

Die haben uns ganz was anderes gesagt!) 

Für diese Koalition ist klar: Wir nehmen endlich 
von der dirigistischen Kostendämpfungspolitik, von 
Budgetierungen, von staatlichen Preisverordnungen 
und von der Listenmedizin Abschied. Sie sind 
Hemmschuhe für unser Gesundheitswesen. Wir wol-
len unser System durch neue Maßnahmen vitalisie-
ren. Wir wollen von der Budgetierung weg, weil sie 
zur Rationierung von Gesundheitsleistungen führt. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Wir wollen in der Tat einen Wechsel, wir wollen hin 
zu mehr Verantwortung im Gesundheitswesen. 

(Christa Lörcher [SPD]: Das ist mehr Zah

-

lung!) 

Ich war erstaunt, zu hören, daß die SPD das Stich-
wort Leistungsausgrenzung in diesem Zusammen-
hang in den Mund genommen hat. Diese Koalition 
will keine Leistungsausgrenzung. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Das ist eine hundertprozentige Selbstbeteiligung. 
Wir wollen eine vernünftige, verantwortungsbe-
wußte Selbstbeteiligung einführen. 

Die Vorschläge der SPD, die Beitragsbemessungs-
grenze zu erhöhen, bedeuten, wenn man es reali-
stisch betrachtet, eine stärkere Belastung der Lohn-
zusatzkosten. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das ist ja ein Witz, 
was Sie hier erzählen!) 

Das kann kein Vernünftiger unter uns wirklich wol-
len, wenn er die Arbeitslosen in Deutschland vor Au-
gen hat. 

Die Problematik der Abwanderung der Unterneh-
men darf in Deutschland nicht auf die leichte Schul-
ter genommen werden. Es sind nicht nur die Großun-
ternehmen, es sind mittlerweile auch die mittleren, 
aber auch die Kleinunternehmen, die auf Grund der 
Lohnzusatzkosten ins angrenzende Ausland gehen. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Das ist doch 
eure Politik!) 

Sie machen es sich zu einfach, wenn Sie glauben, Sie 
brauchten im sozialen Bereich nichts zu unterneh-
men. Der Bundespräsident ist ebenfalls der Mei-
nung: Die Eigenverantwortung muß in diesem Be- 
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reich gestärkt werden. - Wir werden diesen Weg in 
der Koalition konsequent gehen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Regina Schmidt-Zadel 
[SPD]: Auch bei Kranken!) 

Wir sagen den Bürgern: Die Medizin ist in Zukunft 
nicht zum Nulltarif zu haben. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das hat auch nie

-

mand gesagt! - Gegenruf des Abg. Wolf

-

gang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: 
Aber ihr tut so!) 

Wir sagen ihnen aber auch: Sie bekommen jede me-
dizinische Leistung, die notwendig ist. Aber bei der 
Medizin, bei der es verantwortbar ist, muß eine Ei-
genbeteiligung erfolgen - unter Beachtung der Här-
tefallregelung und der Überforderungsregelung. 

(Günter Rixe [SPD]: Das war doch schon 
immer so! - Klaus Kirschner [SPD]: 1 Prozent 

des Einkommens!) 

Meine Damen und Herren, zu dieser Härtefall- und 
dieser Überforderungsregelung möchte ich noch ein-
mal sehr deutlich sagen: Kinder sind von Zuzahlun-
gen generell ausgenommen. Sie werden nicht in die 
Härtefallregelung einbezogen. Ich möchte, daß die 
Opposition dies beachtet. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Da 
lag Dreßler falsch!) 

Zuzahlungen sind für mich nicht in erster Linie ein 
Finanzierungsinstrument. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Was macht ihr denn 
dann?) 

Sie sind für mich ein Lenkungsmittel. Sie machen 
dem einzelnen bewußt, daß die Gesundheitsleistung 
kein freies Gut ist. Sie fördern die verantwortungsbe-
wußte Inanspruchnahme. Dabei ist das Gerede von 
der Zweiklassenmedizin, die Parole  „Weil  du arm 
bist, mußt du früher sterben", in meinen Augen in-
haltsleere Ideologie. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Durch Härtefallregelungen und Überforderungsre-
gelungen stellen wir sicher, daß keiner überfordert 
wird. Die Bedingungen im Hinblick auf chronisch 
Kranke haben wir in diesem Reformwerk noch ver-
bessert. Auch dies bitte ich zu beachten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wenn dennoch von Zweiklassenmedizin geredet 
wird, dann wird hier bewußt die Unwahrheit gesagt. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das ist aber wahr! 
Das sind sogar fünf Klassen!) 

Im übrigen bin ich der festen Überzeugung, daß die 
schleichende Rationierung durch Listenmedizin und 

Budgetierungen viel stärker zu einer Ungleichheit in 
der medizinischen Versorgung führt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir wollen mehr Trans-
parenz in diesem System. Dazu gibt es zwei Instru-
mente: erstens die Kostenerstattung, die ganz wich-
tig ist, damit der Bürger weiß, welche Leistung er-
bracht wird, und zweitens die Information, daß also 
der Bürger über die Leistungen der Ärzte, der Zahn-
ärzte und der Krankenhäuser informiert wird. Die 
Bürger sollen die Information obligatorisch bekom-
men. Damit wird das System transparenter. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Daneben plädiert die Koalition aber auch für 
Selbstbehalt, für Beitragsrückgewähr und Zuzahlun-
gen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: P rivate Krankenver

-

sicherung!) 

Dies sind ebenfalls Instrumente, um das System fle-
xibler zu machen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Dann zahlen die 
Patienten mehr, und die Gesunden werden 

belohnt!) 

Jetzt, meine Damen und Herren, will ich Ihnen 
eine Antwort auf Ihre Vorwürfe geben, wir würden 
die Wirtschaftlichkeitsreserven nicht nutzen. Ich 
möchte Ihnen wirklich empfehlen, hierzu unseren 
Gesetzentwurf in Ruhe durchzulesen. 

Wir haben erstens die Strukturverträge. Was bein-
halten die Strukturverträge anderes als die Möglich-
keit, Wirtschaftlichkeitsreserven aufzudecken? 
Strukturverträge sind unter Einbeziehung der Ärzte-
schaft und allen veranlaßten Leistungserbringern 
möglich. Mit diesen Maßnahmen werden wir Wirt-
schaftlichkeitsreserven aufdecken. 

Ein zweiter Bereich sind die Modellversuche. Es 
gibt jetzt in allen Bereichen die Chance, Modellver-
suche durchzuführen. Wir wissen, daß durch Modell-
versuche, die wir in Berlin, in Rendsburg und in an-
deren Bereichen möglich gemacht haben, Wirtschaft-
lichkeitsreserven schon heute aufgedeckt werden  - 
in  Berlin durch eine Maßnahme 700 Millionen DM in 
einem Jahr. Diesen Weg eröffnet die Koalition. Ich 
kann Sie nur auffordern, diesen Weg mitzugehen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, neben den Strukturver-
trägen und neben den Modellversuchen haben wir 
die Gestaltungsmöglichkeiten in gewissen Berei-
chen erweitert. Sie bleiben Regelleistungen. Aber in 
der häuslichen Krankenpflege, im Kur- und Rehabe

-

reich und im Bereich der Heilmittelerbringer werden 
wir Gestaltungsspielräume schaffen. Im Benehmen 
zwischen Ärzteschaft und Krankenkassen werden 
die Indikationen festgelegt. Dann werden die Spit-
zenverbände der Krankenkassen mit den Verbänden 
der Erbringer dieser Leistungen Rahmenempfehlun-
gen formulieren und vereinbaren. Ich denke, damit 
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haben wir das Partnerschaftsmodell wirklich reali-
siert. Es ist das Kennzeichen einer Selbstverwaltung, 
daß die Partner an einen Tisch gebracht werden. 

Im Zusammenhang mit dem Kur- und Rehabereich 
noch eine Bemerkung: Die Spitzenverbände werden 
in Zukunft die Chance haben, unter Hinzuziehung 
des medizinischen Sachverstandes des Medizini-
schen Dienstes weitere Krankheitsbilder zu beschrei-
ben, bei denen die geringere Zuzahlung gilt. Das ist 
eine wesentliche Verbesserung in diesem Bereich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Jetzt, meine Damen und Herren, denke ich, kommt 
der entscheidende Schritt in diesem Reformwerk: Wo 
bisher eine dirigistische Kostendämpfung zu Unsi-
cherheit, Lähmung der Leistungsbereitschaft und 
schleichendem Qualitätsverlust führte, da schaffen 
wir neue Rahmenbedingungen. Ich nenne nur fünf 
Bereiche: Das ist erstens der Arzneimittelbereich, das 
Arzneimittelbudget; das ist zweitens die neue Hono-
rarordnung der Ärzte; das ist drittens die Abschaf-
fung des Budgets im Krankenhaus; das ist viertens 
der Bereich Zahnärzte; fünftens wird diese Koalition 
Leistungen verbessern, Stichwort Hospiz, Stichwort 
Implantate. Das sind die fünf Bereiche. Dazu möchte 
ich einige kurze Bemerkungen machen. 

Die Ministerin von Brandenburg wettert gegen das 
Arzneimittelbudget. Bei Veranstaltungen lehnt sie es 
als unverantwortlich und unverständlich ab. 

(Zuruf von der SPD: Recht hat sie!) 

Was macht die Koalition? Sie schafft Richtgrößen. 
Richtgrößen sind individuell facharztbezogen. Ich 
bin der Überzeugung, daß die Ausgaben für Arznei-
mittel durch diese Maßnahme nicht steigen, weil hier 
im Gegensatz zur Kollektivhaftung beim Arzneimit-
telbudget eine Individualhaftung gegeben ist. Wir 
werden mit den Richtgrößen feiner steuern können 
als mit dem Arzneimittelbudget. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich habe kein Verständnis dafür, daß die Kranken-
kassen sagen, jetzt würden die Ausgaben für Arznei-
mittel erheblich ansteigen. Meine Damen und Her-
ren, Sie wissen selber, daß die Ausgaben für Arznei-
mittel seit 1992 nicht angestiegen sind. Sie wissen 
selber, meine Damen und Herren, daß wir bei den 
Preisen in Europa nicht mehr an der Spitze, sondern 
im Mittelfeld liegen. Ich habe kein Verständnis für 
diese Vorwürfe. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Thomae, reg 
dich ab!) 

Ein ganz wichtiger Punkt ist die neue Honorarord-
nung der Ärzte. In den Augen der Koalition kann es 
nicht so sein, daß der Arzt, wenn er eine Leistung er-
bringt, nicht weiß, welches Honorar er dafür be-
kommt. 

(Dr. Elke Leonhard [SPD]: Marktschreier!) 

Weil das heute aber so ist, gibt es einen Hamsterrad

-

effekt gerade in diesem Bereich. Die Ärzte versu

-

chen, das Absinken der Honorare durch immer mehr 

Patientenbehandlungen zu kompensieren. Das kann 
doch wohl nicht sinnvoll sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir wollen den Ärzten jetzt prospektiv für ein Jahr 
im voraus sagen, was sie für ihre Leistung bekom-
men. Im Gegensatz zu den Vorwürfen werden Ärzte 
und Krankenkassen an einem Tisch sitzen und ver-
einbaren, wie die Höhe der Honorare und wie die 
Abstaffelung am Ende eines Jahres aussehen, wenn 
die vereinbarte Menge fallzahlbezogen überschritten 
wird. Aber der Arzt kann jetzt für ein Jahr planen 
und ist nicht im Ungewissen, welches Einkommen er 
bekommt. 

Die Koalition hat noch ein Weiteres gemacht, das 
ich für außerordentlich wichtig halte: Die Abstaffe-
lung soll nicht bei Nacht- und Wochenenddiensten 
und ebenfalls nicht im Bereich des ambulanten Ope-
rierens gelten. Ich bin sicher, daß die Selbstverwal-
tung hier noch weitere Ausnahmen aufgreift. Unser 
Problem ist nämlich: Wir haben am Wochenende zu 
viele Einweisungen ins Krankenhaus. Das sind er-
hebliche Belastungen für das bestehende System. 
Wenn wir die Honorare vernünftig gestalten, können 
wir hier erhebliche Einsparungen erzielen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ein letzter Punkt zu diesem Bereich: Die Prophy-
laxe durch die Zahnärzte wird verstärkt. Da gab es 
noch gewisse Lücken. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Es gibt dem
-

nächst noch größere Lücken!) 

Wir müssen aber auch ehrlicherweise sagen: Durch 
prophylaktische Maßnahmen haben wir in Deutsch-
land in den letzten Jahren ein Niveau erreicht, das 
wir vor acht Jahren nicht vermutet hätten. Unser Ni-
veau liegt heute gleichauf mit dem der Schweiz. Von 
daher werden wir den Zahnersatz neu ordnen. Wir 
werden Festzuschüsse vorschreiben. Typische Ver-
sorgungsformen und die entsprechende Höhe der 
Festzuschüsse werden festgelegt. Es wird nicht mehr 
passieren - das empfand ich immer als ungerecht -, 
daß derjenige, der sich den teuersten Zahnersatz 
ausgewählt hat, die höchsten Zuschüsse von der 
Krankenkasse bekam. Das ist unsozial. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Demnächst 
bekommt er überhaupt keine mehr!) 

Ein letzter Punkt bet rifft das Krankenhaus. Sie, 
meine Damen und Herren, träumen auch im Kran-
kenhaus von der Budgetierung. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: An ihren 
Zähnen werdet ihr sie erkennen!) 

Welche Erfahrungen haben wir mit der Kranken-
hausbudgetierung gemacht? In den letzten Wochen 
und Monaten sind wir in einigen Bereichen im Kran-
kenhaus, insbesondere bei gewissen Operationen, 
an die Grenze der Rationierung gekommen; das wol-
len wir ehrlicherweise bekennen. Wir wollen das 
nicht. Wir wollen, daß die Krankenkassen mit der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft ein Gesamtvo-
lumen vereinbaren. Dies wird auf die Landesebene 
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heruntergebrochen, und dann werden Verhandlun-
gen mit den einzelnen Krankenhäusern durchge-
führt. 

Jedes Krankenhaus wird dann so individuell be-
handelt, wie es notwendig ist. Das Volumen eines 
einzelnen Krankenhauses kann gekürzt werden, 
kann aber auch erweitert werden, wenn sich das Lei-
stungsspektrum ändert. Ich bin froh, daß wir diesen 
Weg gegangen sind. Es ist nämlich der Weg, der sich 
an den Bedürfnissen der Patienten orientiert. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Auch der Personaleinsatz kann nicht global von 
der höchsten Ebene geregelt werden. Nein, jedes 
Krankenhaus soll festlegen, in welchem Umfang es 
Personal einsetzt. 

Ich hatte schon gesagt, daß wir im Hospizbereich 
Verbesserungen herbeigeführt haben. Wir haben 
dort nach der Devise gehandelt: Umschichtungen zu-
gunsten wirklich notwendiger Maßnahmen und Be-
handlungen, die den einzelnen überfordern. Ich 
meine, daß wir hier ein sozialpolitisches Anliegen 
realisiert haben. Die Hospize werden also für unheil-
bar Kranke in der letzten Lebensphase mehr finan-
zielle Mittel bekommen, damit sie ihre Aufgaben 
wahrnehmen können. Das ist ein Erfolg. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ein zweiter wichtiger Punkt hierbei: Wir haben als 
Sonderfall Implantate in den Leistungsumfang der 
gesetzlichen Krankenversicherungen aufgenommen, 
wenn Krankheitsbilder oder Unfälle diese notwendig 
machen. Auch das ist ein Erfolg vernünftiger Überle-
gungen der Koalition, hier Ausnahmeregelungen 
festzulegen. 

Ich sage noch einmal in aller Ruhe sehr deutlich: 

(Zuruf von der SPD: In aller Ruhe?) 

Es gibt keine Alternative zu diesem Konzept. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Widerspruch bei der 
SPD) 

Andernfalls würden wir budgetieren und rationieren. 
Das können wir der deutschen Bevölkerung nicht zu-
muten. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Die Alterna

-

tive werden wir euch zeigen!) 

Wir muten den Menschen zu, für gewisse Leistungen 
Eigenverantwortung zu übernehmen. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Euch können 
wir der deutschen Bevölkerung auch nicht 

mehr zumuten!) 

Wir werden neue Steuerungselemente im Wettbe-
werb einführen. Wir werden die soziale Marktwirt-
schaft stabilisieren und an ihr festhalten. Wir werden 
den Krankenkassen mehr Freiheit geben. Aber die 
Eigenverantwortung ist ebenfalls gefragt. 

Ich sage als Liberaler jetzt sehr deutlich: 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Jetzt kommt 
es!) 

Mit den heutigen Beschlußfassungen zu diesem Ge-
setz gehen wir einen wichtigen Schritt. Ich sage dies 
in voller Kenntnis unserer Verantwortung. Wir be-
freien uns mit diesem Gesetz endlich von den Fes-
seln der Planwirtschaft. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Lachen bei der SPD, 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS - Zurufe von der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich möchte die De-
batte fortsetzen. Das Wort hat die Abgeordnete 
Dr. Ruth Fuchs. 

Dr. Ruth Fuchs (PDS): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Werter Kollege Thomae, im Gegen-
satz zu Ihnen sind wir schon der Meinung, daß es 
eine Alternative für dieses System geben könnte. Wir 
brauchen nur einmal die Inhalte der vorliegenden 
Entschließungsanträge durchzuschauen, um festzu-
stellen, daß dort eine Alternative gezeigt ist. Es gibt 
von der SPD und den Grünen auch andere Vor-
schläge, die wesentlich weiterreichende Alternativen 
aufzeigen. 

(Beifall bei der PDS sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]) 

Ich glaube, wir können über diesen Gesetzentwurf 
noch lange diskutieren, ohne daß wir auf beiden Sei-
ten zu einer einheitlichen Meinung zu den vorliegen-
den Anträgen kommen können. 

Im Gegensatz zu Ihnen auf der Koalitionsseite bin 
ich der Meinung, daß dieses Gesetz zur Fortführung 
der dritten Stufe der Gesundheitsreform auf keines 
der grundlegenden Probleme des Gesundheitswe-
sens eine adäquate Antwort gibt. Noch schlimmer: 
Es verschlechtert sogar die bestehende Situation in 
gravierender Weise. Es greift bekanntlich in einen 
Bereich ein, in dem es um die Hilfe für erkrankte 
Menschen geht und in dem der einzelne oft ganz be-
sonders auf die Solidarität und Fürsorge der Gesell-
schaft angewiesen ist. 

Ausgerechnet dieses Gesetz wird nun von der Ko-
alition zu einem neuen Anschlag auf den Sozialstaat, 
auf die soziale Gerechtigkeit und auf den inneren 
Zusammenhalt der Gesellschaft mißbraucht. Es wird, 
wenn es nicht noch aufgehalten werden kann, die 
ohnehin schon fortgeschrittene soziale Polarisierung 
weiter vertiefen. 

Zugleich demonst riert die Koalition, daß sie auch 
auf dem Gebiet der Gesundheitspolitik die Fähigkeit 
verloren hat, die Geschicke des Landes zum Nutzen 
der Menschen politisch zu gestalten. So erklärte sie 
bis vor kurzem noch, das Ziel bestünde darin, über 
mehr Wirtschaftlichkeit zu Beitragsstabilität zu kom-
men. Davon findet sich jetzt im vorliegenden Gesetz-
entwurf nichts mehr. 
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den Bekundungen übriggeblieben, nach denen die 
Selbstverwaltungen gestärkt werden sollten, damit 
sie aus sich heraus zu rationelleren Versorgungs- 
und Vergütungsformen finden könnten? Statt dessen 
wird den Krankenkassen ein äußerst primitiver 
Druck- und Erpressungsmechanismus verordnet, der 
sie zwingen soll, ihre Defizite mit Hilfe ständiger Lei-
stungseinschränkungen und weiterer Zuzahlungser-
höhungen aus der Welt zu schaffen. 

In letzter Minute wurden quasi handstreichartig 
die bisherigen Ausgabenbegrenzungen für Arznei- 
und Heilmittel sowie für ärztliche Honorare aufgeho-
ben und durch eindeutig weniger wirksame Formen 
ersetzt. Damit haben Koalition und Regierung ihre 
eigenen Ankündigungen noch einmal in einer Weise 
Lügen gestraft, die sie auch in weiten Teilen der Öf-
fentlichkeit den letzten Rest an Glaubwürdigkeit ge-
kostet hat. 

(Beifall bei der PDS) 

Nun sind von dieser Koalition gewiß keine rationel-
lere Arzneimittelpolitik oder etwa erste Schritte zur 
Veränderung des fehlsteuernden Honorarsystems zu 
erwarten. Was Sie jetzt aber ins Gesetz geschrieben 
haben, ist nichts als reiner Hohn. Statt wenigstens 
die offensichtlichsten Einsparmöglichkeiten im Ge-
sundheitswesen auszuschöpfen, belasten Sie die 
Krankenkassen mit neuen zusätzlichen Milliarden-
ausgaben, die lediglich der Pharmaindustrie sowie 
den Einkommen eines Teils der Ärzte und Zahnärzte 
zugute kommen werden. Dazu muß natürlich mehr 
Geld ins System. Die Lohnnebenkosten sollen aber 
nicht mehr steigen, was im Prinzip unbest ritten ist. 

Jetzt rächt es sich, Herr Minister, daß Sie die ersten 
Ansätze für echte Reformen, die mit dem Gesund-
heitsstrukturgesetz von 1992 durchaus gegeben wa-
ren, so leichtfertig fallen ließen. Es hatte tatsächlich 
symbolische Bedeutung - allerdings in anderer 
Weise, als es damals wohl in Ihrer Absicht lag -, als 
Sie die Positivliste in zerschnippelter Form der Phar-
maindustrie auf den Gabentisch zurückgelegt haben. 

Mit der Nichtumsetzung der ohnehin wenigen 
strukturellen Maßnahmen des damaligen Gesetzes 
haben Sie in Wahrheit Ihre letzte Chance vergeben, 
doch noch zu einer zukunftsfähigen Gesundheits-
politik im Interesse der Menschen zu kommen. Letz-
teres ist nur möglich, wenn man den Willen hat, sich 
gegen die überzogenen Profiterwartungen der Phar-
maindustrie und gegen die eiskalten Gruppenegois-
men anderer Hauptakteure im System der medizini-
schen Versorgung durchzusetzen. In dieser Frage 
muß sich jeder, der für die Gesundheitspolitik Ver-
antwortung trägt, entscheiden. 

Die Wahl, die die Koalition und der zuständige Mi-
nister persönlich getroffen haben, ist heute allerdings 
der Grund dafür, daß Sie tiefer denn je im Sumpf ei-
ner unverhüllten Klientelpolitik zugunsten der Indu-
strie und der mächtigen Anbietergruppen stecken. In 
dieser Situation bleibt Ihnen nichts anderes übrig, als 
die unsägliche Politik der Leistungskürzung fortzu-
setzen und den Raubzug durch die Taschen der Pa-

tienten und Versicherten in immer brutalerer Form 
zu wiederholen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Wo denn bitte?) 

Obwohl gerade bei den Menschen mit kleineren 
und mittleren Einkommen, die bekanntlich die 
Mehrheit der Bevölkerung bilden, die Grenzen der 
Belastbarkeit längst erreicht sind, sollen sie jetzt mit 
Zuzahlungen und Selbstbeteiligungen in beispiello-
ser Höhe überzogen werden. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Die werden doch überhaupt nicht 

betroffen!) 

Was die Härtefallregelung und die Überforderungs-
klausel betrifft, so können Sie reden, was Sie wollen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Sie reden dennoch weiter die 

Unwahrheit!) 

Sie selbst geben inzwischen ganz offen zu, daß das 
alles der puren Geldbeschaffung dient. Natürlich sol-
len die neuen Einnahmequellen kräftig sprudeln. 
Denn warum hätten Sie diese sonst eröffnet? Die da-
mit verbundenen Belastungen werden deshalb in je-
dem Fall für die Mehrzahl der Menschen drastisch 
ansteigen. 

Obwohl es fast unglaublich klingt, werden also 
kranke Menschen in einer Höhe, die noch vor kur-
zem undenkbar gewesen wäre, zur Kasse gebeten, 
nur damit Pharmaindustrie, Ärzte und Zahnärzte 
neue Milliardengeschenke erhalten können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Meine Güte!) 

Das ist nicht nur unsozial und zutiefst ungerecht; es 
ist letztlich Ausdruck einer Politik, die nicht mehr 
willens und in der Lage ist, ihre wirklichen Aufgaben 
zu erfüllen und ihrer Verantwortung vor der Bevölke-
rung gerecht zu werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Damit nicht genug. Was die Koalition jetzt mit der 
zusätzlichen Einführung von Beitragsrückerstattun-
gen, Selbstbehalten und weiteren Kostenerstattun-
gen als Elemente einer Privatversicherung tut, das 
kann man nur als ganz bewußte und gezielte Unter-
grabung der Funktionstüchtigkeit der gesetzlichen 
Krankenversicherung bezeichnen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Alles frei

-

willige Elemente!) 

Denn natürlich beschädigen auch diese Maßnahmen 
über die Zuzahlungen hinaus die finanzielle Sub-
stanz des Solidarausgleiches. 

Hinzu kommt, daß die gesetzlichen Kassen den 
Versicherten in Zukunft immer öfter als Ausfüh-
rungsorgan einer zunehmend restriktiven Gesund-
heitspolitik gegenübertreten müssen, die im Alltag 
zu einer Fülle von Einzelentscheidungen zwingen 
wird, die die Versicherten und vor allem die Kranken 
als inhuman und nicht anders empfinden werden. 
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Schon jetzt treibt es angesichts dieser Schwierig-
keiten immer mehr Menschen in die Arme von priva-
ten Versicherungen, die damit von der Misere, in 
welche die Regierung die gesetzlichen Kassen se-
henden Auges bringt, kräftig profitieren werden. Na-
türlich können es tendenziell nur junge, gesunde 
und besserverdienende Menschen sein, die sich für 
eine Privatversicherung entscheiden. Dies aber sind 
bekanntlich jene, die in der gesetzlichen Kranken-
versicherung dringend benötigt werden, damit das 
Solidarsystem auf Dauer funktionieren kann. 

Mit anderen Worten: Was hier als Reform des Ge-
sundheitswesens angeboten wird, ist nichts anderes 
als der definitive Beginn der Zerstörung der solidari-
schen Gesundheitssicherung. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Ach nein!) 

Es ist eine weitere Konsequenz dessen, was wir im 
Zeichen des Neoliberalismus in allen Teilen der Ge-
sellschaft erleben. Die sozialen Sicherungssysteme 
und damit der Sozialstaat sind zur Disposition ge-
stellt. 

Nachdem der bisherige Sozialabbau schon ein-
schneidend genug war, läuft jetzt der Generalangriff 
auf das bisherige Gesellschaftsmodell. Arbeitgeber 
und Regierung setzen immer unverfrorener darauf, 
daß nach dem Ende der Systemkonfrontation der Er-
halt des sozialen Friedens in diesem Lande immer 
billiger geworden ist. Nur so läßt sich die wilde Ent-
schlossenheit erklären, mit der der Marsch in eine 
andere Republik, eine Republik der Konfrontation 
und sozialen Kälte, angetreten wird. 

(Beifall bei der PDS - Wolfgang Lohmann 
[Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Auch das noch! 
Das müssen Sie gerade sagen! Bedenken 
Sie, wo Sie herkommen! „Andere Repu

-

blik"! Traurig! Wie schnell sind die Men

-

schen vergeßlich!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht jetzt der Minister für Gesundheit, Bundesmi-
nister Horst Seehofer. 

(Gerd Andres [SPD]: Möllemann, laß die 
Kette locker! Der Seehofer will reden!) 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Viele Verzerrungen, manche Falschinforma-
tionen haben die gesundheitspolitische Diskussion in 
den letzten Monaten in Deutschland geprägt. 

(Zuruf von der SPD: Möchten Sie sich dafür 
entschuldigen? - Heiterkeit bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Deshalb möchte ich mit der Schilderung einiger 
Wahrheiten und der Wirklichkeit beginnen: 

(Zuruf von der SPD: Der Lack ist ab, Horst 
Seehofer!) 

Zur Wirklichkeit gehört, daß Deutschland eines der 
besten und sozialsten Gesundheitssysteme der Welt 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Regina  Schmidt-Zadel [SPD]: Das wollen 

Sie kaputtmachen!) 

Die Menschen vertrauen auf dieses Gesundheits-
system, 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Nicht mehr!) 

weil es über viele Jahrzehnte hinweg durch Zuver-
lässigkeit und Qualität überzeugt hat. Dabei soll es 
auch bleiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Reformen, die wir heute im Rahmen der Neu-
ordnung der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
abschieden, schaffen die Voraussetzungen dafür, daß 
die bewährte deutsche Krankenversicherung auch 
künftig ein Erfolgsmodell bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn - wie ich gerade gehört habe - gesagt wird, 
es werde die Axt an die Wurzeln des Sozialstaates 
gelegt, 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Genau das!) 

gehört zur zweiten Wirklichkeit, daß die Leistungs-
ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung in 
den letzten fünf Jahren um 62 Milliarden DM von 
173 Milliarden DM im Jahre 1991 auf 235 Mi lliarden 
DM Ende 1996 gestiegen sind. Wenn die gesetzliche 
Krankenversicherung innerhalb von nur fünf Jahren 
über 30 Prozent mehr für die Gesundheit der Men-
schen ausgegeben hat, dann kann man beim besten 
oder beim bösesten Willen nicht von „Kaputtsparen" 
oder von „Ausbluten" sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nie zuvor in der Geschichte der gesetzlichen Kran-
kenversicherung wurde für die medizinische und 
pflegerische Versorgung unserer Bevölkerung so viel 
Geld ausgegeben wie heute. Deshalb ist die gesetzli-
che Krankenversicherung ein Erfolgsmodell. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir brauchen Reformen, weil wir mitten in gewalti-
gen Herausforderungen stehen, und zwar Herausf or-
derungen, die auch spezifisch die gesetzliche Kran-
kenversicherung be treffen. Eine erste Herausforde-
rung ergibt sich aus der steigenden Lebenserwar-
tung. Es ist nachvollziehbar, daß ältere Menschen ty-
pischerweise umfangreichere medizinische Versor-
gung benötigen als jüngere. Wir wollen, daß auch 
bei steigender Lebenserwartung älteren Menschen 
und Mitbürgern in der Zukunft diese umfassende 
und optimale Versorgung zugute kommt. Wir wollen 
nicht, daß sie aus der solidarischen Krankenversiche-
rung ausgegrenzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, das bedeutet einen finan-
ziellen Mehraufwand. 
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Die zweite Herausforderung ist die künftige Finan-
zierung des medizinischen und medizintechnischen 
Fortschritts. Die Geschwindigkeit des Fortschritts im 
Gesundheitswesen nimmt zu. Wenn ich nur daran 
denke, was vor zehn Jahren bei HIV-infizierten bzw. 
Aidspatienten diagnostisch und therapeutisch mög-
lich war, und dies in Vergleich zur heutigen Lei-
stungsfähigkeit des Gesundheitswesens stelle, dann 
kann man hier innerhalb einer Dekade gut nachvoll-
ziehen, daß in Diagnostik und Therapie Atemberau-
bendes stattgefunden hat, daß man heute durch the-
rapeutische Begleitung eines HIV-infizierten Patien-
ten über viele Jahre hinweg vermeiden kann, daß die 
Krankheit im Vollbild ausbricht, und daß, wenn sie 
im Vollbild ausgebrochen ist, die Lebenserwartung 
eines Aidspatienten noch um viele Jahre verlängert 
werden kann. 

Das kostet aber wöchentlich viele tausend DM 
mehr pro Patient. Ich bin dafür, daß wir diesen Men-
schen auch weiterhin solidarisch helfen. Der medizi-
nische Fortschritt kostet Geld. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die finanziellen Kapazitäten unserer Krankenversi-
cherung wachsen nicht in demselben Maße, wie wir 
zusätzliche Finanzaufwendungen für steigende Le-
benserwartung und medizinischen Fortschritt benöti-
gen. Deshalb war eine Budgetierung von Leistungs-
ausgaben in der Vergangenheit - zeitlich bef ristet - 
eine richtige Antwort zu einer Zeit, in der es in der 
gesetzlichen Krankenversicherung große Wirtschaft-
lichkeitsreserven gab. 

Man muß aber einmal darauf hinweisen, daß sich 
die meisten Beteiligten im deutschen Gesundheits-
wesen in den letzten Jahren ungeheuer angestrengt 
haben - beinahe in allen Gesundheitsberufen: von 
den Ärzten bis zu den Mitarbeitern in den Kranken-
häusern -, um die Wirtschaftlichkeitsreserven zu er-
schließen. Wir haben diese Reserven heute in diesem 
Umfange nicht mehr. Ich bin den Krankenhäusern, 
den Ärzten und vielen anderen aus den Gesundheits-
berufen dankbar, daß sie sich in den letzten Jahren 
um diese Wirtschaftlichkeit bemüht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wodarg? 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Nein. 

Wir müssen jetzt erkennen, daß nach vielen Jahren 
der Budgetierung eine Ausgabensteuerung weiter-
hin durch Budgets nicht mehr die richtige Antwort 
ist. Budgetierung heißt, daß wachsende Anforderun-
gen an das deutsche Gesundheitswesen mit im Kern 
gleichbleibenden Mitteln zu finanzieren sind. Des-
halb muß man klar und deutlich sehen: Wer dauer-
haft budgetieren will, wird über kurz oder lang medi-
zinisch rationieren. Wer rationiert, begrenzt die me-
dizinisch notwendigen Leistungen für kranke Men-
schen. Das Krite rium von Rationierungen ist nicht 
soziale Gerechtigkeit oder medizinische Notwendig-

keit, sondern ökonomischer Nutzen. Ich möchte 
nicht, daß die notwendige medizinische Behandlung 
in Deutschland allein nach dem Maßstab ökonomi-
schen Nutzens geregelt wird. Deshalb ist die Ratio-
nierung nicht die richtige Antwort. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wohin Rationierungen führen, zeigen die Erfah-
rungen in anderen Ländern, in denen genau das 
praktiziert wird, was wir nicht wollen, nämlich eine 
Einteilung der Patienten nach Einkommen und Alter. 
Es wird dann eine Kosten-Nutzen-Analyse ange-
stellt, nach der entschieden wird, ob bei einem 
80jährigen Patienten noch eine aufwendige thera-
peutische Maßnahme durchgeführt wird. Das ist ein 
inhumanes Gesundheitswesen. Wohin Rationierung 
führt, haben wir Ende vergangenen Jahres auch in 
Deutschland mit den bis dahin geltenden Arzneimit-
tel-, Heilmittel- und anderen Budgets in den Kran-
kenhäusern erlebt. Wir alle haben doch noch die im 
November und im Dezember zum Ausdruck ge-
brachte berechtigte Sorge von Ärzten und Kranken-
häusern im Ohr, daß Kranken auf Grund des aufge-
brauchten Budgets in diesen Monaten nicht mehr 
das notwendige Arzneimittel bzw. im Krankenhaus 
nicht mehr die notwendige Operation zuteil würde. 
Da müssen doch auch in der Opposition dem letzten 
Anhänger der Budgetierung die Augen aufgegangen 
sein, daß eine Dauerbudgetierung die im Grunde un-
sozialste Maßnahme ist. Wir können der Bevölke-
rung doch nicht für alle Zukunft jeweils im Novem-
ber oder im Dezember sagen: Wärst du noch im Juni 
oder Juli krank geworden, dann wärst du noch ver-
sorgt worden. Das kann doch nicht die richtige Ant-
wort sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD: Dummes Zeug! - Das 

stimmt doch nicht!) 

Deshalb halte ich fest: Nicht die Ablösung von 
Budgets, sondern das Festhalten an ihnen führt in 
die Zweiklassenmedizin. Denn dann werden teure 
Behandlungen tatsächlich zum P rivileg derer, die 
sich diese Behandlung finanziell - und zwar privat - 
leisten können. Genau das wollen wir nicht. Wir wol-
len, daß medizinischer Fortschritt und finanzielle 
Mehraufwendungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land auch in der Zukunft solidarisch für den kranken 
Menschen finanziert werden. 

Die dritte Herausforderung ist die ständig stei-
gende Erwartungshaltung an die Leistungsfähigkeit 
unseres Gesundheitswesens. Wir haben einen Punkt 
erreicht, an dem diese Leistungsfähigkeit ein hö-
heres Maß an individueller Selbstverantwortung vor-
aussetzt. Mehr Selbstverantwortung bedeutet nicht 
allein und zuallererst mehr Selbstbeteiligung; mehr 
Selbstverantwortung beginnt für mich vielmehr mit 
einer Veränderung des Bewußtseins und der Menta-
litäten. Alle Beteiligten im deutschen Gesundheits-
wesen - Krankenkassen, Ärzte, Krankenhäuser und 
auch die Patienten - müssen wieder lernen, sich 
durch das Wahrnehmen von Verantwortung und 
durch Augenmaß auf das medizinisch Notwendige 
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zu konzentrieren und nicht immer nach dem Wün-
schenswerten zu fragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Veränderung von Bewußtsein ist das Wichtig-
ste. Das beginnt nicht allein bei Patienten und Versi-
cherten. Ich nenne ein Beispiel, das gerade in der öf-
fentlichen Diskussion immer wieder fällt, bei dem wir 
keinen einzigen neuen Paragraphen, sondern nur die 
Wahrnehmung von Verantwortung durch Ärzte, 
Krankenhäuser und Krankenkassen brauchen. Viele 
in der Bevölkerung ärgern die Mehrfach- und Dop-
peluntersuchungen. Die Menschen werden bei ei-
nem Arzt untersucht, dann ins Krankenhaus einge-
wiesen, wo die Untersuchungen noch einmal erfol-
gen; möglicherweise werden sie im Krankenhaus 
verlegt, so daß die gleiche Untersuchung ein drittes 
Mal erfolgt. Es wäre Wahrnehmung von Verantwor-
tung, ohne daß wir einen einzigen neuen Paragra-
phen brauchen, wenn sich Ärzte, Krankenhäuser 
und Krankenkassen zusammensetzten, um diese 
Mehrfach- und Doppeluntersuchungen zu vermei-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen durch Veränderung des Bewußtseins 
und der Mentalität wieder begreifen, daß die gesetz-
liche Krankenversicherung nicht zur Erhöhung des 
individuellen Wohlbefindens, sondern zur solidari-
schen Absicherung großer Risiken geschaffen 
wurde, die der einzelne alleine nicht schultern kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Alles andere würde unser Gesundheitssystem über-
fordern. Ein Sozialstaat, der alles finanzieren will, 
wird am Ende nichts mehr finanzieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Augenmaß und Verantwortung sind für die Zu-
kunft gefordert, wenn wir die hohe Qualität und das 
hohe Niveau des deutschen Gesundheitswesens er-
halten wollen. Deshalb bleibt der wi rtschaftliche Um-
gang mit Beitragsmitteln nach unserer Auffassung 
eine Daueraufgabe für alle Beteiligten im Gesund-
heitswesen. Es ist auch eine moralische Aufgabe; 
denn wir können kranken Menschen doch nicht sa-
gen, daß es für ihre Versorgung zuwenig Geld gibt, 
wenn gleichzeitig für Unwirtschaftliches das Geld 
zum Fenster hinausgeworfen wird. Das ist eine mora-
lische Daueraufgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich füge hinzu: Wenn man eine solidarische Sozial-
versicherung als Rundumversicherung mißdeutet 
oder mißbraucht, dann kann dies auch tiefe soziale 
Ungerechtigkeiten auslösen; denn zur Solidarität ge-
hört immer auch die Eigenverantwortung. Wenn Ei-
genverantwortung verkümmert und wenn man 
glaubt, alles müsse über die gesetzliche Krankenver-
sicherung finanziert werden, dann führt dies zu dem 
Fall, den ich nur einmal beispielhaft nennen möchte: 
Eine Frau, die ihre Mutter zum Arzt fährt, dies eigen-
verantwortlich im Rahmen der familiären Hilfe und 
Unterstützung tut, erlebt in der Sprechstunde, wie 
ein 28jähriger, nicht gehbehindert, zu der Sprech-

stundenhilfe als erstes sagt: Stellen Sie mir bitte ei-
nen Taxischein zu Lasten der gesetzlichen Kranken-
versicherung aus. - Es gibt Krankenkassen, bei de-
nen die Taxikosten im letzten Jahr um 30 bis 
40 Prozent gestiegen sind. Ich bin sehr dafür, daß wir 
einem gehbehinderten Menschen auch weiterhin die 
Fahrtkosten zu Lasten der Krankenversicherung 
finanzieren. Aber wenn wir dies zunehmend auch 
Menschen finanzieren, bei denen es weder eine Geh-
behinderung noch die Notwendigkeit eines Liegend

-

transportes gibt, dann zerstört dies die Bereitschaft 
zur Eigenverantwortung bei denen, die noch bereit 
sind, sich selbst zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen schon Obacht geben, daß wir nicht 
eine neue Qualität sozialer Auseinandersetzungen 
bekommen, und zwar zwischen den Bescheidenen, 
die Eigenverantwortung praktizieren, und den Cle-
veren, die die Bescheidenen ausnutzen und versu-
chen, alles aus einem Sozialsystem herauszuholen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Verantwortung, die Veränderung des Bewußtseins 
und der Mentalitäten ist viel wichtiger als das Schaf-
fen neuer Paragraphen. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Sehr gut!) 

Aber die Verantwortung setzt auch Transparenz vor-
aus. Deshalb halte ich es für richtig - das werden wir 
heute auch so entscheiden -, daß die Versicherten in 
Zukunft einen Anspruch darauf haben, von Ärzten, 
Zahnärzten und Krankenhäusern einen Beleg dar-
über zu erhalten, was bei ihnen geleistet und in wel-
cher Höhe abgerechnet wurde. Das schafft mehr 
Transparenz in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mehr Verantwortung in der Zukunft heißt aber 
auch - auch das spreche ich deutlich aus -: mehr fi-
nanzielle Selbstbeteiligung. Ohne dieses höhere 
Maß an finanzieller Beteiligung der Patienten wird es 
nicht möglich sein, das hohe Leistungsniveau der ge-
setzlichen Krankenversicherung aufrechtzuerhalten. 

In der schwierigen Frage, ob wir dieses Leistungs-
niveau dadurch aufrechterhalten wollen, daß wir Lei-
stungen ausgrenzen, oder ob wir dies dadurch tun 
wollen, daß wir in sozialverträglicher Weise mehr Ei-
genverantwortung durch höhere Selbstbeteiligung 
realisieren, spreche ich mich eindeutig für die höhere 
Selbstbeteiligung aus; denn die Leistungsausgren-
zung kennt keine Härtefallregelung und keine so-
ziale Rücksichtnahme; sie bedeutet hundertprozen-
tige Selbstbeteiligung für die kranken Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb führen wir einen Finanzierungsmechanis-
mus ein, durch den mit jeder Beitragserhöhung bei 
einer Krankenkasse bei dieser Krankenkasse die Zu-
zahlung erhöht wird, und die Versicherten bekom-
men ein Kündigungsrecht. Das heißt, sie können aus 
der Krankenkasse austreten, die die Beiträge erhöht. 
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Das hat eine Doppelfunktion - Wolfgang Lohmann 
hat darauf hingewiesen -: Auf der einen Seite zwin-
gen wir damit die Krankenkassen, die Wirtschaftlich-
keitsreserven in ihrem System auszunutzen, bevor 
sie Beiträge erhöhen. Deshalb wird es in der Zukunft 
zu sehr stringenten Verträgen zwischen Ärzten und 
Krankenkassen sowie zwischen Krankenhäusern 
und Krankenkassen kommen. Da wird in der Tat ge-
spart werden, denn sonst müßte man seinen Versi-
cherten erklären, daß man für Unwirtschaftlichkeiten 
die Beiträge und die Zuzahlung erhöht. 

Die zweite Funktion dieses Mechanismus halte ich 
auch für wichtig: Wir lassen auf der anderen Seite 
Beitragssatzerhöhungen zu, und zwar nicht für Ver-
schleuderung und Unwirtschaftlichkeit, sondern 
dann, wenn es zur Finanzierung des medizinischen 
Fortschritts oder der demographischen Entwicklung 
in unserem Lande unvermeidlich ist. Aber wir lassen 
nicht - wie in der Vergangenheit - zu, daß die volle 
Wucht einer Beitragserhöhung auf die Arbeitskosten 
abgeladen wird, sondern daß Arbeitgeber, Arbeit-
nehmer und Patienten sich die Finanzierung dieses 
finanziellen Mehraufwands teilen. Täten wir dies 
nicht, nämlich Beitragserhöhungen für medizini-
schen Fortschritt und für die medizinischen Kosten 
der steigenden Lebenserwartung zuzulassen, hätten 
wir wieder eine Budgetierung und ihre negativen 
Folgen, nämlich die Rationierung. 

Wir erhöhen durch Gesetz auch die Zuzahlung um 
5 DM bzw. um 5 Prozentpunkte, um das große Defizit 
des letzten Jahres von über 6 Milliarden DM wenig-
stens teilweise abzudecken. Meine Damen und Her-
ren, diese Zuzahlungen sind nicht nur notwendig, sie 
sind auch sozial verantwortbar. Zur Zeit werden in 
der gesetzlichen Krankenversicherung nur knapp 
4 Prozent der gesamten Leistungsausgaben durch 
Zuzahlungen der Versicherten finanziert. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das ist doch ordent

-

lich!) 

Nach der Erhöhung durch diese Reform wird der An-
teil auf zirka 6 Prozent steigen. Nur 6 Prozent der ge-
samten Leistungsausgaben in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung werden künftig durch Zuzahlungen 
finanziert. - 

(Klaus Kirschner [SPD]: Außerhalb des Bei

-

trags! - Monika Knoche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das wird doch schon alles über 
die Beiträge bezahlt! Was soll das? - Klaus 

Kirschner [SPD]: Wen trifft das?) 

Wir haben auch einen internationalen Vergleich an-
gestellt: Nur Dänemark und die Niederlande haben 
bei einem Vergleich aus dem Jahre 1994 geringfügig 
niedrigere Selbstbeteiligungsquoten. - Wir können 
dies sozial verantworten, weil die Zuzahlungsrege-
lungen mit einer Härtefallregelung kombiniert sind. 
Schon heute sind acht Millionen Menschen in 
Deutschland von jeder Zuzahlung bei Arzneimitteln, 
Heilmitteln und Fahrtkosten befreit. Zwölf Millionen 
Kinder sind völlig befreit, ebenso Arbeitslosenhilfe-
empfänger, Sozialhilfeempfänger und BAföG-Emp-
fänger. 

Meine Damen und Herren, ich weise darauf hin, 
daß nach dem Stand vom 1. Januar 1997 bei einem 
Ehepaar mit zwei Kindern in den alten Bundeslän-
dern bis zu einem Einkommen von 3 200 DM und in 
den neuen Bundesländern bis zu einem Einkommen 
von 2 730 DM keine Zuzahlungspflicht für Arznei- 
und Heilmittel sowie Fahrtkosten besteht. Bis zu ei-
ner Rente von 2 350 DM ist ein Rentnerehepaar in 
den alten Bundesländern von der Zuzahlung voll-
ständig befreit, in den neuen Bundesländern bei ei-
ner Rente von bis zu 2 000 DM. Renten von 2 350 DM 
sind auch in Deutschland relativ hoch. 

Die Zuzahlungspflicht im Krankenhaus besteht für 
maximal 14 Tage. Bei einem kranken Menschen, der 
zum dritten, vierten oder fünften Mal in ein Kranken-
haus muß, wiederholt sich die Zuzahlung nicht. Sie 
ist mit den ersten 14 Tagen abgegolten. 

Wer von den Zuzahlungen nicht völlig befreit ist, 
wird vor Überforderung geschützt. Ich wiederhole 
hier noch einmal: Niemand muß in Deutschland 
mehr als 2 Prozent seines Einkommens für Zuzahlun-
gen bei Arzneimitteln, Heilmitteln und Fahrtkosten 
aufbringen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das ist gar nichts, 
was?) 

Wir verbessern die Härtefallregelung jetzt sogar, in-
dem bei chronisch kranken Menschen der Überfor-
derungsschutz schon bei 1 Prozent einsetzen wird. 
Das heißt im Klartext: Chronisch Kranke müssen 
nicht mehr als 1 Prozent ihres Einkommens für Zu-
zahlungen bei Arzneimitteln, Heilmitteln und Fahrt-
kosten aufbringen. 

Herr Dreßler, ich nehme nicht den Großverdiener 
als Maßstab meiner Betrachtung, sondern ich nehme 
jene Einkommensgruppen, für die die Härtefallrege-
lung gedacht ist, nämlich die Geringverdiener. Ein 
chronisch Kranker mit einem Verdienst oder einer 
Rente von 2 500 DM müßte heute 2 Prozent zuzahlen. 
Das sind 50 DM. Wir verbessern die Härtefallrege-
lung, so daß dieser chronisch Kranke, der heute 
50 DM zuzahlen müßte, nur noch 25 DM zuzahlen 
muß. Das ist eine Halbierung dieser Last. Deshalb 
kann man mit gutem Gewissen davon reden: Diese 
Zuzahlung ist sozial verantwortbar; sie grenzt nie-
manden bei der Inanspruchnahme der Spitzenmedi-
zin und des medizinischen Fortschritts aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich möchte auch eine Fehlinformation ausräumen, 
die in den letzten Tagen immer wieder in verschiede-
nen Zeitungen erschienen ist. Bei Medikamenten, 
deren Preis unter dem jeweiligen Zuzahlungsbetrag 
liegt, ist natürlich nur der tatsächliche Medikamen-
tenpreis zu bezahlen und nicht der - fiktiv höhere - 
Zuzahlungsbetrag. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn ein Medikament nur 4,50 DM kostet und der 
Zuzahlungsbetrag 9 DM wäre, trägt der Versicherte 
selbstverständlich nur die 4,50 DM, nämlich die Me-
dikamentenkosten. Ich wäre sehr froh, wenn darüber 
auch die Bevölkerung richtig informiert würde. 
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Diese Reform bringt für die Beteiligten im deut-
schen Gesundheitswesen klare und verläßliche Ver-
hältnisse und Perspektiven für die Zukunft. Ich habe 
viel Verständnis für Beteiligte im Gesundheitswesen, 
die bei Betrachtung der letzten 20 Jahre sagen: 
„Pausenlos hat der Gesetzgeber durch neue Paragra-
phen und Reglementierungen eingegriffen; 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Schlimm genug!) 

wir brauchen wieder verläßlichere und tragfähigere 
Grundlagen". - Diese verläßlichen Grundlagen wer-
den geschaffen. Diese Reform stärkt die Leistungsfä-
higkeit und sichert die Finanzgrundlagen der sozia-
len Krankenversicherung. Sie sorgt dafür, daß ein 
Übermaß an Bürokratie und staatlichen Einflüssen 
abgebaut wird. 

Wir halten an den bewährten Prinzipien der ge-
setzlichen Krankenversicherung fest: an dem Soli-
darprinzip, nämlich dem sozialen Ausgleich zwi-
schen jung und alt, zwischen gesund und krank, zwi-
schen den Beziehern niedrigerer und höherer Ein-
kommen, zwischen Alleinstehenden und Familien; 
die Leistungen des Gesundheitswesens werden auch 
künftig allen solidarisch zur Verfügung stehen, unab-
hängig vom Einkommen und vom Alter; das Gesund-
heitswesen bleibt pluralistisch. Wir wollen ein geglie-
dertes System mit einer Vielfalt von Trägern und Ver-
bänden und auch mit Therapievielfalt. Wir brauchen 
auch in der Zukunft die Schulmedizin genauso wie 
die besonderen Therapierichtungen. 

(Beifall des Abg. Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]) 

Wir wollen die freie Arztwahl, wir wollen die freie 
Wahl des Krankenhauses als Kennzeichen eines frei-
heitlichen Gesundheitswesens. 

All dies bleibt uneingeschränkt erhalten. Wer be-
hauptet, wir würden das deutsche Gesundheitswe-
sen privatisieren, sagt die Unwahrheit. Wir wollen 
die solidarische Krankenversicherung stärken, und 
man stärkt sie nur, wenn man sich bemüht, das, was 
gut ist, durch Reformen auch für die Zukunft gut zu 
erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit diesem Reformpaket haben wir die Grundla-
gen dafür geschaffen, daß das Erfolgsmodell der 
deutschen Krankenversicherung auch zukunftssicher 
ist. Die vier Ziele, die wir uns zu Beginn dieser Re-
formdiskussion gesteckt haben, sind erreicht: Wir si-
chern das medizinisch und pflegerisch hohe Lei-
stungsniveau; wir sichern die Bezahlbarkeit des Ge-
sundheitswesens, ohne Patienten zu überfordern; wir 
schonen die Arbeitskosten und liefern damit einen 
Beitrag dazu, daß das soziale Problem Nummer eins, 
nämlich die hohe Arbeitslosigkeit in Deutschland, 
überwunden werden kann; wir ermöglichen den me-
dizinischen Fortschritt und das Wachstum im Ge-
sundheitswesen. 

Für mich ist mit das Wichtigste, daß wir den drei 
Millionen Beschäftigten im Gesundheitswesen nach 
den vielen Eingriffen des Gesetzgebers in den letz-
ten 20 Jahren nunmehr verläßliche Perspektiven ge-
ben. Das ist eine wichtige Motivation für all diejeni-
gen, die in unterschiedlicher Funktion tagtäglich ei-

nen nicht einfachen Dienst für die Menschen im Ge-
sundheitswesen erbringen, und das ist ein Beitrag 
dazu, daß menschliche Zuwendung und Patienten-
nähe auch in Zukunft das Kennzeichen unserer hu-
manen Gesundheitsversorgung bleiben. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P. - Gerd Andres [SPD]: Je länger 
die klatschen, um so deutlicher werden die 
Sprünge! - Wilhelm Schmidt [Salzgitter] 

[SPD]: Wie das Pfeifen im Walde!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat der 
Abgeordnete Klaus Kirschner. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Bundesge-
sundheitsminister, mit Allgemeinplätzen, die unum-
stritten sind, wollen Sie doch nur von dem ablenken, 
was wirklich in Ihrem Gesetz steht. 

Ich darf einmal daran erinnern: Am 26. Ap ril 1995 
erklärte der Herr Bundesgesundheitsminister vor 
dem Bundesrat: 

Mit Ausnahme der Hilfsmittel und der ärztlichen 
Dienstleistungen in allen Bereichen gibt es schon 
Selbstbeteiligung in unterschiedlicher Form. 
Heute können wir sagen: Dort, wo die Selbstbe-
teiligung am höchsten ist, sind die Ausgabenzu-
wächse am größten (Zahnersatz). Ich halte es für 
den gesundheitspolitisch falschen Ansatz, Defi-
zite in der Krankenversicherung auf dem Rücken 
von Kranken abzuladen. 

So der Herr Bundesgesundheitsminister vor knapp 
zwei Jahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das also ist die dritte 
Stufe der Gesundheitsreform. Neuordnung heißt in 
Wirklichkeit Aufspaltung unserer Gesellschaft. Ihre 
Neuordnungsgesetze schaffen ein Mehrklassensy-
stem im Gesundheitswesen: Gesunde und Einkom-
mensstarke werden privilegiert. Ältere, Kranke und 
Einkommensschwächere werden immer mehr abge-
zockt. 

Herr Kollege Lohmann und Herr Kollege Thomae, 
Sie sagen: Wir wollen keine Rationierung. Was ist 
denn die Ausgliederung des Zahnersatzes? Das ist 
doch Rationierung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Was ist es denn, wenn Sie die Zuzahlung bei Arznei-
mitteln so erhöhen? Das ist Rationierung und nichts 
anderes. 

Lassen Sie uns nicht lange um den heißen Brei her-
umreden! Ihr Ziel ist eindeutig: die planmäßige 
Chancenungleichheit der Bürger bei Krankheit. Die 
große Mehrheit der Bürger wird zu Verlierern. Im 
Handstreich wird eine Fünfklassenmedizin geschaf-
fen. 

Die erste Klasse, also die Klasse der absolut Privile-
gierten, bilden die Selbständigen, die Freiberufler, 
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die Abgeordneten und auch die Minister. Sie können 
sich der sozialen Krankenversicherung elegant ent-
ziehen. Sie können es sich leisten, privat jede er-
denkliche Luxusmedizin einzukaufen - frei nach 
dem Motto: Für die Elite ist das Beste aus der „Fein-
kostmedizin" gerade gut genug. 

Die zweite Klasse bilden diejenigen, die noch nicht 
zur privaten Krankenversicherung wechseln dürfen, 
die aber, den Ausverkauf der sozialen Krankenversi-
cherung vor Augen, Zusatzleistungen privat einkau-
fen können. Hierbei werden sie von den Gewinnern 
dieser Seehoferschen Krankenbelastungsgesetze 
kräftig unterstützt: Teile der Zahnärzteschaft entdek-
ken nunmehr endlich ein bisher unterdrücktes Ta-
lent, das Talent zum Allfinanzierungsberater. Da sich 
in Zukunft ein großer Teil der Patienten dank Seeho-
fer und Ihnen den Zahnersatz nicht mehr leisten 
kann, bieten die Zahnärzte eben neben dem Bohren 
weitere Dienste an und vermitteln Kredite, am besten 
gleich auch Zusatzversicherungen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das ist die glatte Unwahrheit!) 

Hautnah ist die von den Westerwelles und Mölle-
männern so viel gepriesene Liberalisierung im Ge-
sundheitswesen und das Mehr an Eigenverantwor-
tung für die Versicherten greifbar: Zahnarztpraxis 
und Allfinanzierungsbüro - alles aus einer Hand. Of-
fen bleibt allerdings die Frage: Wessen Interessen 
vertritt in Zukunft der Zahnarzt? 

Auf die große Mehrheit der versicherten Bürgerin-
nen und Bürger aber prügeln Sie, meine Damen und 
Herren von der Koalition, mit dem Finanzknüppel 
ein. - Und das ist bei der Klasseneinteilung jetzt 
bereits die dritte Klasse. - Wie erlebt denn die große 
Mehrheit der Versicherten die gesetzliche Kranken-
versicherung? Er oder sie zahlt einschließlich des Ar-
beitgeberanteils bis zu 800 DM monatlich in die 
Krankenkasse. Jetzt steigt die Zuzahlung für Arznei-
mittel bis zu 200 Prozent auf 9, 11 oder 13 DM. Das 
sind 3,5 Milliarden DM mehr an Zuzahlungen. Soll-
ten Beitragssatzanhebungen notwendig sein - das 
haben Sie ja mit Ihrem 1. NOG beschlossen -, kön-
nen es auch 15, 17 oder 19 DM, im nächsten Jahr 
vielleicht gar 20, 22 oder 24 DM werden. Ein Ende 
dieser Zuzahlungsspirale ist dank Ihrer Politik nicht 
in Sicht. 

Meine Damen und Herren, ich wi ll  Ihnen einmal 
verdeutlichen, was das bedeutet. Ich habe ein Medi-
kament, ein Psychopharmaka, mitgebracht. 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Brauchen Sie 
das? - Zuruf des Abg. Roland Richter [CDU/ 

CSU]) 

- Herr Kollege Richter, halten Sie sich mit solchem 
Quatsch ein bißchen zurück! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Zurufe 
von der SPD: Was hat er gesagt? - Herr 

Hüppe muß ruhiggestellt werden!) 

Wir sollten nicht leichtfertig mit solchen Medikamen-
ten umgehen und schon gar nicht, wenn diese je-
mand benötigt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

- Ich bitte Sie, das war doch der Zuruf von Ihrer 
Seite. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Also, so ein Psychopharmaka kostet 7,69 DM. Bis-
her zahlte der Patient 3 DM. In Zukunft zahlt er dies 
voll aus der eigenen Tasche. Das ist eine Packung 
der N-1-Klasse. Da muß er 9 DM bezahlen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Stimmt doch 
gar nicht!) 

Das heißt, er zahlt 7,69 DM. Dies zahlt er. 

Das gilt ebenfalls für ein anderes Medikament, ein 
Schilddrüsenhormon-Präparat. Das ist ein Medika-
ment, das in der N-3-Packung 8,71 DM kostet. Der 
Patient hat bisher 5 DM zu diesem Medikament zu

-

bezahlt. Er zahlt dies in Zukunft aus der eigenen Ta-
sche, und zwar voll und ganz. Dies ist Ihre A rt  von 
Politik. Das ist nichts anderes als Rationierung von 
Leistungen, von medizinisch notwendigen Medika-
menten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

30 Prozent aller Arzneimittel in kleineren Packun-
gen sind vollständig vom Patienten zu bezahlen - das 
sind 118 Millionen Verordnungen pro Jahr -, das 
heißt ohne einen Pfennig der gesetzlichen Kranken-
versicherung, für deren Finanzierung monatlich bis 
800 DM Beitrag gezahlt werden müssen. Das ist die 
Listenmedizin, die Sie hier den Patienten verordnen. 
20 Prozent aller Arzneimittel müssen die Patienten in 
Zukunft selbst bezahlen. Was Sie hier betreiben, ist 
Rationierung und nichts anderes. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Bürger, die zur Mittelschicht gehören - der 
Normalverdiener -, werden von Ihnen wie in einer 
Zitronenpresse ausgequetscht. Die Beiträge steigen, 
und die Leistungen sinken. Die sich verschlech-
ternde wirtschaftliche Lage erlaubt es diesen Versi-
cherten nicht, sich zusätzlich privat abzusichern. Von 
Zuzahlungen befreit werden können diese Versi-
cherten auch nicht. Dafür ist ihr Einkommen nach 
Meinung der Volks- und Lobbyistenpartei CDU/CSU 
und der Zahnärztepartei F.D.P. zu hoch. Hier greifen 
null  Komma null Ausgleichsmechanismen. Dafür 
trifft der soziale Kahlschlag die Mehrheit der Bürger. 
Das sind die Menschen, die die Lokomotive mit dem 
Ziel wirtschaftlicher Fortschritt in Deutschland zie-
hen. Bei denen greift die Zuzahlung voll und ganz, 
die Sie hier mit dem 1. und 2. NOG und mit dem so-
genannten Beitragsentlastungsgesetz beschlossen 
haben bzw. beschließen wollen. 

Wie wollen Sie von diesen Menschen erwarten, 
daß sie ein solches Krankenversicherungssystem 
überhaupt noch akzeptieren? Oder wollen Sie gar 
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den großen Zusammenbruch provozieren? Wer will 
diesen Versicherten in Zukunft noch erklären, 
warum sie bei Arzneimitteln, bei Krankengymnastik, 
bei Sprachheilbehandlungen, bei Rehabilitationsku-
ren, bei Krankenhausbehandlungen, bei Mütterku-
ren, bei Fahrten ins Krankenhaus oder beim Zahner-
satz jetzt noch einmal 5 DM oder sogar 5 Prozent 
mehr zuzahlen sollen? 

Zusätzlich zu all diesen Folterwerkzeugen verlan-
gen Sie von den Versicherten auch noch ein Not-
opfer in Höhe von 20 DM für die Krankenhäuser, wo-
bei Sie Privatpatienten - auch das liegt in der Logik 
Ihrer Politik - natürlich im wesentlichen schonen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das ist nicht wahr!) 

Nur der kranke Privatpatient zahlt für die Instandhal-
tungskosten mit, der gesunde - im Gegensatz zu den 
gesetzlich Versicherten - nicht. Das wissen Sie ganz 
genau. Sagen Sie hier nicht etwas anderes, als im 
Gesetz steht! 

Geradezu unglaublich ist Ihr Vorhaben, die Patien-
ten darüber hinaus noch in Geiselhaft für die Ent-
wicklung der Beitragssätze der Krankenkassen zu 
nehmen. Das ist das, was Sie mit Ihrem 1. NOG tun. 
Werden Ihre Pläne wahr, dann nehmen Sie die Pa-
tienten auf eine ganz hinterhältige A rt  und Weise 
aus: Wenn der Beitrag künftig um einen Prozent-
punkt steigt, dann summiert sich Ihr Patientenab-
zockprogramm auf wahnsinnige 19 bis 23 DM Zu-
zahlung pro Arzneimittelpackung. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Für 14 Tage Krankenhausaufenthalt muß der Patient 
dann neben seinem Krankenversicherungsbeitrag in 
Zukunft 378 DM zuzahlen. Daran muß man ständig 
erinnern. 

Die Krankengymnastik raubt dem Patienten bei 
sechs Verordnungen rund 37 DM Zuzahlung aus 
dem Portemonnaie. Das, was die Damen und Herren 
von der Gesundheitsverhinderungskoalition in den 
Kurorten noch nicht plattgemacht haben, wird dann 
endgültig kaputtsaniert, wenn die Zuzahlung für 
Reha-Maßnahmen für drei Wochen auf 735 DM 
hochkatapultiert wird. Damit vernichten Sie gleich-
zeitig auch Tausende von Arbeitsplätzen. Dies ist Ihr 
„Arbeitsplatzbeschaffungsprogramm" in Wirklich-
keit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Das alles hat mit einer seriösen, an Gesundheits-
zielen orientierten Politik nichts, aber auch gar nichts 
mehr zu tun. Ihre ständigen, nach Hilfe ringenden 
Erklärungsversuche, das alles würde durch Härtefall-
regelungen abgemildert, laufen ins Leere. 

Erstens. Wer Härtefallregelungen vorweist, der be-
scheinigt, daß er soziale Härten schafft. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU - Wolfgang 
Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Gro

-

ßer Gott!) 

Zweitens. Die Härtefallregelungen mildern Ihre 
Zuzahlungsorgien nur sehr bedingt. 

Im übrigen wird mit der Härtefallregelung die 
Klassengesellschaft in der Krankenversicherung voll-
endet. Zur vierten Klasse gehören dann die Patien-
ten, die teilweise von den Zuzahlungen befreit wer-
den, und zur fünften Klasse gehören die Versicher-
ten, die ganz befreit werden. 

Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
wird diese von sozialer Kälte und sozialer Inkompe-
tenz geprägte Koalition mit kranken Menschen, die 
auf solche Härtefallregelungen angewiesen sind, ge-
nauso diffamierend umgehen, wie sie es mit Bürgern 
getan hat, die keine Arbeit mehr finden oder die auf 
die Sicherung des Existenzminimums durch die So-
zialhilfe angewiesen sind. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Sie werden in die Welt posaunen, der Gürtel müsse 
eben enger geschnallt werden, und Härtefälle wer-
den schon bald pauschal als störende Kostgänger dif-
famiert werden. Wir alle kennen doch dieses Dreh-
buch, nach dem Sie vorgehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Daß die Anbieter im Gesundheitswesen den Gürtel 
enger schnallen sollen, hört man von Ihnen aller-
dings nicht. Ihre Politik ist eine Politik für die Zahn-
ärzte und die Pharmaindustrie. Dieses Gesetz zeigt 
doch eindeutig, wohin die Reise geht. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Auf Ihre 
Rede ist eine intellektuelle Überforderungs

-

klausel anzuwenden!) 

Der Bundesgesundheitsminister ist der Umfaller 
der Nation. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Anstatt, wie noch vor Monaten angekündigt, Maß-
nahmen zur Strukturerneuerung in der Krankenver-
sicherung zu ergreifen, hat er sich zum Erfüllungsge-
hilfen des medizinisch-industriellen Komplexes und 
seiner Überkapazitäten gemacht. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Stamokap!) 

Ihr jahrelanges Credo „Vorfahrt für die Selbstverwal-
tung" haben Sie selbst ins Abseits gestellt. Das neue 
Motto, das von Seehofer ausgegeben wird, lautet: 
Kranksein wird bestraft; Geschäftemachen mit den 
Gesunden dagegen wird belohnt. Nichts anderes be-
deutet die Politik, die Sie betreiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Zurufe 
von der CDU/CSU) 

- Das mag Ihnen nicht gefallen, aber es ist die Wahr-
heit. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Diese Rede 
gehört zur fünften Klasse!) 

Die Bestrafung Kranker in Milliardenhöhe, die Ab

-

schaffung der sozialen Krankenversicherung sollten 
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ganz offensichtlich holterdiepolter und - daran 
möchte ich auch einmal erinnern - Freitag nachmit-
tags in kürzester Zeit mit einer Anhörung über die 
Bühne gehen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Die wollten Sie ja!) 

Meine Damen und Herren, hierfür gibt es nur eine 
Erklärung. Die Koalition wollte ihre Schweinereien 
vertuschen. Sie scheut die öffentliche Kritik der 
Fachleute, weil der Bundesgesundheitsminister un-
ser Gesundheitswesen mit Vorschlaghammer, Axt 
und Sense kaputtsaniert. 

Im übrigen: Den Bundesrat ausschalten zu wollen 
wird die Versicherten teuer zu stehen kommen. 
Ohne Bundesrat gibt es keine Reform, und deshalb 
sind Sie für weiter steigende Ausgaben allein verant-
wortlich. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Wer hat 
Ihnen diesen Unsinn aufgeschrieben?) 

Daß Sie dabei gleichzeitig die Verfassung verbiegen, 
kommt noch hinzu. Im übrigen wurde wegen der 
Kürze der Zeit, die für die Beratung zur Verfügung 
stand, bei solch gravierenden Änderungsanträgen 
für die gesetzliche Krankenversicherung auch das 
Recht der Abgeordneten auf eine ausreichende öf-
fentliche Beratung unerträglich stark beschnitten 
und damit zur Farce degradiert. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne
-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage offen: Da hilft auch nicht der Brief der ver-
ehrten Frau Bundestagspräsidentin an den Gesund-
heitsausschuß, in dem unter anderem steht: 

Eine ausreichende Befassung der Ausschußmit-
glieder und der Sachverständigen scheint durch-
aus möglich, da die Themen im Zusammenhang 
mit dem 2. GKV-Neuordnungsgesetz auch in der 
Öffentlichkeit breit diskutiert werden. 

So kann man mit solch einem weitreichenden Ge-
setz, von dem fast 90 Prozent der Bevölkerung betrof-
fen sind, nicht umgehen, wenn Sie es damit ernst 
meinen würden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Wolfgang  Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 

CSU]: Sie wollen weiter diffamieren!) 

Die SPD hat klare Positionen aufgebaut - Sie leh-
nen sie ab -, mit denen die soziale Krankenversiche-
rung fit für das Jahr 2000 wird. Allerdings gehört 
dazu auch die Bereitschaft, politische Verantwortung 
zu übernehmen, und dazu gehört vor allem Reform-
willen. Das spreche ich Ihnen, meine Damen und 
Herren von der Koalition, ab. Der Umbau des Kran-
kenversicherungssystems muß das voluminöse Ge-
sundheitssystem dazu bringen, nicht ständig neue 
Probleme zu produzieren. Das Gesundheitswesen 
muß sich selbst steuern, und zwar so, daß es wirt-
schaftlich arbeiten und sich an der Gesundheit derer  

orientieren kann, für die es einmal geschaffen 
wurde. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Genau das machen wir!) 

Das haben Sie, meine Damen und Herren von der 
Koalition, einschließlich des Gesundheitsministers, 
längst vergessen. Unser Konzept stellt im Gegensatz 
zu Ihrem Gesundheitsgefährdungsprogramm den 
Patienten in den Mittelpunkt. Wir wollen einen Wett-
bewerb um die beste und wi rtschaftlichste Versor-
gung des Patienten. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Bei Ihnen wird rationiert!) 

Hier kann vieles spürbar verbessert werden. Es kann 
- das scheinen Sie bei Ihren Abbrucharbeiten verges-
sen zu haben - mindestens der von Ihnen, Minister 
Seehofer, mehrfach genannte Betrag von 25 Mil-
liarden DM gespart werden. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, Sie sind nicht 
so vermessen zu glauben, daß Sie von den Bürgerin-
nen und Bürgern, bei denen Sie jetzt mit Ihren Folter-
werkzeugen abkassieren, bei der Wahl 1998 einen 
Freispruch erhalten. Wir werden dieses Thema - das 
verspreche ich Ihnen - am Kochen halten. Die Men-
schen müssen wissen, wer für diese Politik der sozia-
len Kälte, der Umverteilung von unten nach oben die 
Verantwortung trägt. Das sind Sie und niemand an-
ders. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Heiner Geißler. 

(Gerd Andres [SPD]: Jetzt will er wieder 
alles legitimieren! Wie immer! Seit zwei 

Jahren immer das Gleiche!) 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will 
eine Vorbemerkung hinsichtlich der Glaubwürdig-
keit dessen machen, was wir hier in den letzten Stun-
den gehört haben. 

Herr Kirschner, Sie haben behauptet, Privatpatien-
ten müßten den Zuschlag im Krankenhaus nicht be-
zahlen. Das ist falsch. Sie informieren die Leute 
falsch. Das ist nicht die einzige Falschinformation, 
die Sie hier verbreiten. 

(Gerd Andres [SPD]: Das ist nicht wahr! Sie 
haben nicht zugehört! Sie müssen nur 

bezahlen, wenn sie krank sind!)  

Zum Schluß Ihrer Rede haben Sie in schöner Of-
fenheit erklärt, worum es Ihnen geht. Es geht Ihnen 
nicht darum, in einer schwierigen Situation des Ge-
sundheitswesens mit uns über die richtigen Alte rna- 
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tiven zu diskutieren, sondern Sie wollen das Gesund-
heitswesen zum Wahlkampfthema machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Widerspruch bei der 
SPD) 

- Protestieren Sie bitte nicht. Damit haben Sie gerade 
Ihre Rede beendet. 

Vielleicht können wir im Interesse der Patienten 
versuchen, eine gemeinsame Basis zu finden. Es ist 
wichtig, daß wir die Menschen darüber informieren. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das ist sinn

-

los!) 

Aber dann dürfen Sie im Zusammenhang mit den 
Zuzahlungen doch nicht von Schweinereien reden. 
Herr Dreßler hat von Kuhfladen geredet. Es steht ein-
deutig fest — darüber möchte ich die Öffentlichkeit 
noch einmal informieren -, daß die Zuzahlungen für 
Medikamente, für Heilmittel, für Fahrtkosten - um 
diese drei Beispiele zu bringen - zwar in niedrigerer 
Höhe, aber qua Zuzahlung - so, wie ich sie gerade 
beschrieben habe - samt Härtefällen und Überforde-
rungsklauseln von der sozialdemokratischen Frak-
tion und uns gemeinsam beschlossen worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich halte 
diese Diskussion nicht nur für nicht fair, sondern ich 
halte sie auch für in höchstem Maße unehrlich der 
Bevölkerung gegenüber. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Gerd Andres 
[SPD]: Sie sollten in Ihrer Rolle sehr vorsich

-

tig sein!) 

Sie müssen doch folgendes sehen: In allen Wettbe-
werbsgesellschaften gibt es das Problem, daß man-
che nicht an der Leistungserbringung in dieser Wett-
bewerbsgesellschaft teilnehmen können, entweder 
weil sie zu jung oder weil sie zu alt oder weil sie 
krank oder weil sie in Konkurs gegangen sind; das 
alles gibt es. Wie regeln wir die Situation dieser Men-
schen so, daß sie ein menschenwürdiges Leben füh-
ren können? 

Die Japaner machen das durch eine Kombination 
von Betrieb und Familie. Die Ame rikaner privatisie-
ren dieses Risiko. 

Wir haben eine andere Lösung: Wir haben ein soli-
darisches System. 

(Peter Dreßen [SPD]: Gehabt!) 

- Nach wie vor. Ich komme gleich darauf. Wir kön-
nen das alles in Ruhe erörtern. Ich bin nur dafür, 
keine Beschuldigungen auszustoßen, 

(Peter Dreßen [SPD]: Doch!) 

sondern die Sache einmal zu hinterfragen. 

Wir haben ein solidarisches System, das darin be-
steht, daß alle für den eintreten, der krank geworden 
ist und sich selber nicht helfen kann, in der Voraus-
sicht, daß die anderen das auch tun, wenn einem  

selbst dasselbe passiert. Das ist das solidarische Sy-
stem. 

Die ärztliche Versorgung, die krankenhausärztli-
che Versorgung sind öffentliche Aufgaben. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Andres? 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Nein. Es wurde 
hier offenbar so eingeführt, daß keine Zwischenfra-
gen zugelassen werden. Dann verfahre ich hier ge-
nauso. Herr Dreßler hat keine zugelassen, und der 
Kollege Lohmann hat es auch nicht gemacht. Dann 
mache ich es halt auch einmal nicht. 

(Gerd Andres [SPD]: Ursache und Wir

-

kung!) 

- Vielleicht können Sie trotzdem einmal zuhören. 

Die ärztliche Versorgung, die krankenhausärztli-
che Versorgung sind öffentliche Aufgaben. Ich be-
tone ausdrücklich: eine öffentliche Aufgabe. Aber 
diese öffentliche Aufgabe - darin unterscheidet sich 
unser System vom System der Privatisierung wie vom 
sozialistischen Modell - muß nach unserer Auffas-
sung nicht von öffentlichen Organisationen, Behör-
den und Trägern wahrgenommen werden, sondern 
kann genausogut, wenn nicht sogar besser, von pri-
vaten oder frei-gemeinnützigen Trägern wahrge-
nommen werden. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das heißt, die ärztliche Versorgung, die kranken-
hausärztliche Versorgung wird von p rivaten Kran-
kenhäusern, von freigemeinnützigen Krankenhäu-
sern, von privaten Ärzten wahrgenommen, 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das bestreitet doch 
überhaupt niemand!) 

ohne daß durch - das muß man einfach erkennen - 
die  Wahrnehmung dieser öffentlichen Aufgabe 
durch P rivate diese zu deren Privatangelegenheit 
wird. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Bestreitet doch nie

-

mand!) 

Vielmehr erfüllen sie sie im Dienste der Gemein-
schaft, als eine öffentliche Aufgabe. Deswegen ist die 
Kassenärztliche Vereinigung eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Darum geht 
es doch gar nicht!) 

Hier liegt die ganze Problematik, mit der wir es zu 
tun haben, begründet: Wir haben eine solidarische 
Versicherung auf der einen Seite, und wir haben ein 
freiheitliches System auf der anderen Seite, das aller-
dings dazu dient, eine öffentliche Aufgabe zu erfül-
len. 

(Gerd Andres [SPD]: Das ist doch alles 
Krempel, was Sie hier reden!) 

Die anderen Länder, die dieses Problem ja genauso 
haben, haben diese Aufgabe anders gelöst. Die Ame- 
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rikaner, die Engländer - Sie können auch andere 
europäische Länder nehmen -, früher die sozialisti-
schen Länder haben in ihrem Gesundheitssystem 
Elemente, die ich auch in Ihren Vorschlägen wieder

-

finde. Das Einkaufsmodell zum Beispiel entspricht 
dem HMO in Amerika; auch die Budgetierung gibt 
es in anderen Ländern. 

Aber eines steht mit absoluter Sicherheit fest: daß 
alle diese Konzeptionen, in England, in Amerika und 
in anderen Ländern - von der ehemaligen UdSSR 
will ich überhaupt nicht reden - schlechter bzw. teu-
rer sind als das deutsche System. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt will ich Ihnen noch etwas sagen: An diesem 
System ändern wir nichts, überhaupt nichts. Es bleibt 
bei diesem solidarischen System. Wir bleiben auf der 
Basis dessen, was ich gerade gesagt habe. 

Aber selbst wenn alle Patienten und Ärzte Engel 
wären und die Pharmaindustrie ein Zweigbetrieb der 
Heilsarmee, können Sie nicht um eine Tatsache her-
umreden: daß wir medizinischen Fortschritt haben. 
Dieser medizinische Fortschritt geht immer weiter. 

(Gerd Andres [SPD]: Ne!) 

- Ich kann Ihnen ja einmal ein paar Schlagzeilen vor-
lesen, die das belegen - selbst wenn nicht jede 
Schlagzeile stimmt, so gibt das doch eine Richtung 
an -: „Erstes Medikament gegen Alzheimer", „Fo rt

-schritte bei Hörschneckenimplantaten", „Hörtest 
schon bei Ungeborenen", „Bald künstliches Leber-
system", „Computersimulation zur Hüftgelenkpro-
these". 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Darum geht 
es heute aber gar nicht!) 

Diese Aufzählung ließe sich fortsetzen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das sind 
alles noch nicht Pflichtleistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Aber es gab ja ähnliche Ent-
wicklungen in der Vergangenheit. Wenn wir alle mit-
einander wollen, daß der medizinische Fortschritt 
nicht - so wie in England, Amerika und anderswo - 
sortiert wird und nicht nur diejenigen diese Leistun-
gen in Anspruch nehmen können, die über genü-
gend Geld verfügen, sondern daß die Ergebnisse des 
medizinischen Fortschritts allen zugute kommen, 
dann müssen Sie eine Antwort geben auf die Frage 
der Finanzierung dieses Systems. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das tun Sie nicht. Darüber reden Sie hinweg. Sie 
polemisieren gegen die Zuzahlungen, gegen den Mi-
nister und gegen alles andere, aber Sie haben kein 
Finanzierungskonzept für den medizinischen Fort-
schritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Sie haben kein Finanzierungskonzept für die Auf-
gabe, den medizinischen Fortschritt allen unabhän-
gig vom Alter und Einkommen zukommen zu lassen. 

Wie das läuft, das wissen wir aus anderen Ländern. 
Herr Thomae sprach vom Privatisierungsmodell. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Das kann auch 
nicht schaden! - Zuruf von der SPD) 

Der Kollege Dreßler hat gerade gesagt, das war der 
Kollege Möllemann. Dieser saß neben mir, das ist 
richtig, aber zwischen uns ist der Gang. Das müssen 
Sie immerhin bedenken. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Ein breiter Gra

-

ben!) 

Wir sind eine Koalition, aber ich muß nicht alles für 
richtig halten, was der Koalitionspartner sagt. Das 
gilt auch für grundsätzliche Erwägungen. 

Wir bleiben beim solidarischen System, aber wir 
tragen auch die Verantwortung dafür, daß es finan-
zierbar bleibt. Wenn Gesundheitssysteme nicht mehr 
finanzierbar sind, dann werden sie verstaatlicht. Das 
führt zu negativen Folgen für die Patienten. 

Ich will über die Entwicklungen im Ausland nichts 
mehr sagen, ich habe bereits darüber gesprochen. 
Wir wollen keine Verhältnisse wie in Amerika, wo 
40 Millionen Menschen keinen Krankenversiche-
rungsschutz haben. Wir wollen keine Verhältnisse 
wie in England, wo die Leute, die älter als 80 Jahre 
sind, kein Hüftgelenk und keinen Herzschrittmacher 
mehr bekommen. Das alles wollen wir nicht, sondern 
wir wollen, daß die Patienten unabhängig von Alter 
und Einkommen am medizinischen Fortschritt teilha-
ben. 

Frau Knoche, was Sie gesagt haben, hat mich wirk-
lich berührt. Was glauben Sie eigentlich, was Sie den 
Leuten und uns erzählen können? 

(Zuruf von der SPD: Die Wahrheit!) 

Sagen Sie es mir, kommen Sie nachher zu mir. 

(Monika Knoche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das lasse ich mir von Ihnen nicht 
sagen!)  

Stichwort Pflichtleistungen. Ist die ärztliche Ver-
sorgung eine Pflichtleistung für alle in der gesetzli-
chen Krankenversicherung oder nicht? Ist die Kran-
kenhausversorgung eine Pflichtleistung oder nicht, 
und zwar für alle? Was ist mit den Heilmitteln? Dar-
über haben wir einmal debattiert. Die Heilmittel blei-
ben Pflichtleistungen. Wir haben eine verbesserte 
Kooperation. 

Nennen Sie mir irgendeinen Punkt, der für die Ge-
sundheit der Menschen medizinisch notwendig ist 
und aus dem Pflichtkatalog der gesetzlichen Kran-
kenversicherung herausgenommen worden ist? 

(Monika Knoche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Die Kieferbehandlung! - Zuruf von 
der SPD: Sachleistungen!) 

Sie sagen die Unwahrheit; ich muß Ihnen das sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Klaus Kirschner [SPD]: 
Zahnersatz!) 
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Es gibt keine Rationierung. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Zahnersatz!) 

- Was sagen Sie? 

(Klaus Kirschner [SPD]: Zahnersatz, Herr 
Geißler!) 

- Der Zahnersatz. Wenn Sie sagen würden, alles ist 
Pflichtleistung, so wie wir es gesagt haben, mit Aus-
nahme des Zahnersatzes, dann hätte ich mir das an-
gehört und würde sogar sagen, Sie haben beschränkt 
recht, aber das haben Sie nicht gesagt, sondern Sie 
sagen: Es wird generell ausgegrenzt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Über den Zahnersatz könnten wir reden. Aber 
auch der Zahnersatz wird nicht ausgegrenzt, sondern 
beim Zahnersatz führen wir lediglich ein Zuschuß

-

system und sonst gar nichts ein. Das ist der Unter-
schied; darüber können Sie lange debattieren. Das 
ist keine Ausgrenzung. 

(Abg. Klaus Kirschner [SPD] und Abg. 
Monika Knoche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN] melden sich zu Zwischenfragen) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Geißler, gestatten Sie weiterhin keine Zwischenfra-
gen? 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Nein. Frau Präsi-
dentin, ich habe gesagt, ich lasse keine Zwischenfra-
gen zu. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich wollte nur 
noch einmal nachfragen. 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Das gilt für die 
ganze Rede, allerdings nicht deshalb, weil ich Zwi-
schenfragen nicht wünsche, sondern ich halte mich 
an das, was heute in der Gesundheitsdebatte offen-
bar üblich geworden ist. Deswegen mache ich wei-
ter. 

Ich komme nun zum zweiten gravierenden Punkt. 
Auch dazu gibt es Fehlinformationen. Welche Mög-
lichkeiten haben wir? Wir könnten budgetieren. 
Dazu gibt es Lernprozesse. Ich habe auch gedacht, 
das wäre eine Möglichkeit. Wahrscheinlich hat das 
auch der Minister gedacht ebenso wie Sie. Der Un-
terschied zwischen Ihnen und uns besteht nur darin, 
daß Sie heute immer noch denken, das sei eine wirk-
same Methode, während wir inzwischen festgestellt 
haben, daß sie nicht funktioniert. Das ist der Unter-
schied. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das könnte man unter Lernfähigkeit abhaken; das 
will ich gar nicht tun. Die Budgetierung hat nicht 
funktioniert, sondern dazu geführt, daß im Oktober 
oder November die üblen Geschichten aufgetreten 
sind, die wir alle miteinander erlebt haben. 

Dann gibt es die andere Möglichkeit: Sie können 
entweder die Ausgaben deckeln oder die Einnahmen 
deckeln, also die Beiträge. Das haben noch nicht ein-
mal Sie vorgeschlagen. Das scheidet auch aus, wenn 
ich auf der anderen Seite sage: Der medizinische 
Fortschritt kostet etwas. - Infolgedessen muß ich eine 
Lösung finden, die darin besteht, daß auf der einen 
Seite der medizinische Fortschritt allen zugänglich 
gemacht wird - das wird Geld kosten - und daß auf 
der anderen Seite die Ausgabenzuwächse einge-
dämmt, gebremst werden. Wir haben dafür eine 
Möglichkeit vorgeschlagen; diese haben Sie uns ge-
nommen. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Leider!) 

Im Vorgängergesetz, dem 1. NOG, hatten wir vor-
geschlagen: Nur wenn drei Viertel der betreffenden 
Gremien zustimmen, gibt es eine Beitragssatzerhö-
hung. Diese Möglichkeit hat uns der Bundesrat ge-
nommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Bundesrat hat das abgelehnt. Infolgedessen 
mußten wir ein anderes, ich will einmal sagen: 
Bremsmodell finden. Es ist uns kein besseres als das 
jetzige eingefallen. Sie haben sich darüber noch 
nicht einmal Gedanken gemacht. 

(Ulf Fink [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir haben die Sache überlegt und haben gedacht: 
Wenn wir das mit den 75 Prozent nicht tun können, 
dann müssen wir etwas anderes machen. Also haben 
wir gesagt: Wir dürfen den Kassen Beitragserhöhun-
gen nicht unmöglich machen. Es muß auch in der Zu-
kunft möglich sein, daß die Gelder zur Verfügung 
stehen, um den medizinischen Fortschritt und das 
medizinisch Notwendige zu finanzieren. Aber wir 
haben auch gesagt: Wir müssen das Ganze begren-
zen, wir müssen es abbremsen. Also machen wir es 
den Kassen schwer, und zwar dadurch, daß wir jede 
Beitragssatzerhöhung mit einer zusätzlichen Zuzah-
lung, verbunden mit dem Kündigungsrecht des Ver-
sicherten, verknüpfen. 

Wir haben zwischendurch eine Debatte gehabt, in 
der wir gefragt haben: Kann man das nicht dadurch 
ersetzen, daß man einseitig den Arbeitnehmerbeitrag 
erhöht? Darüber gab es eine Debatte hier im Bundes-
tag. Es gab viele gute Gründe dagegen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Und viele dafür!) 

Meine Fraktion hat das letztendlich nicht für richtig 
gehalten, sondern wir bleiben bei der Kombination 
von Beitragssatzerhöhung und Zuzahlungserhö-
hung. 

Jetzt muß ich etwas zu der Behauptung sagen, mit 
diesen erhöhten Zuzahlungen würde der Sozialstaat 
plattgemacht, und wir würden bei den Kleinen ab-
kassieren, Herr Kirschner. 

(Maus Kirschner [SPD]: Genau! Genau! - 
Gegenruf des Abg. Dr. Dieter Thomae 

[F.D.P.]: Unverschämt!) 
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- Ich habe hier die allgemeinen Zahlen. 5,5 Millionen 
Menschen im Westen und 2,7 Millionen Menschen in 
den neuen Ländern - es sind insgesamt 8 239 000 
Menschen in Deutschland - zahlen keine Mark an 
Zuzahlung. Hinzu kommen die Kinder. Es sind, wenn 
ich das einmal zusammennehme, insgesamt rund 
20 Millionen Menschen, die keine Mark an Zuzah-
lung zahlen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Die Hälfte zahlt 
aber  zu!)  

Herr Dreßler, die Beispiele, die Sie hier vortragen, 
sind eine Katastrophe; das muß ich doch einmal sa-
gen. Herr Dreßler redet von einer Familie mit zwei 
Kindern und 70 000 DM Einkommen. Die maximale 
Zuzahlung beträgt 86 DM im Monat für eine Familie 
mit zwei Kindern. Die Zahl von 1 000 DM pro Jahr 
kommt nur dadurch zustande, daß Herr Dreßler von 
dem Fall ausgeht, daß diese vierköpfige Familie in 
einem Monat so krank ist, und zwar alle miteinander, 
so daß sie alle Höchstbeträge der Zuzahlung aus-
schöpfen muß. Ich weiß nicht, in welchem Land Sie 
leben, daß Sie mit solch exotischen Beispielen die 
Leute verunsichern und glauben, hier würde etwas 
gemacht werden, was sozialpolitisch nicht verträg-
lich wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie bei dieser Berechnung die Absenkung 
um 1 Prozent für die chronisch Kranken berücksichti-
gen, dann sind es bei derselben Familie 43 DM. Wer 
nur zweimal zur Behandlung fährt, hat das, was für 
ihn als Überforderungsgrenze vorgesehen ist, voll 
ausgeschöpft. 

Sie können mit den Argumenten, die Sie hier vor-
getragen haben, Wahlkampf machen. Aber ich sage 
Ihnen das eine: Sie sind unwahr. Sie dienen damit 
möglicherweise Ihrer eigenen Propaganda, aber 
nicht den Patienten und dem Gesundheitswesen in 
unserem Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir haben jetzt 
Wortmeldungen zu drei Kurzinterventionen. Ich 
gebe Ihnen, Herr Kollege Geißler, im Anschluß daran 
das Wort. 

Zunächst der Abgeordnete Karl Hermann Haack. 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Herr Geißler, 
ich habe mich gemeldet, weil Sie seitens der CDU/ 
CSU-Fraktion hier immer über Zuzahlungen, Ge-
rechtigkeit und ähnliche Dinge reden und ich Ihnen 
einmal sagen will, wo das Problem liegt und warum 
Sie die Öffentlichkeit täuschen. 

Der Statistik des Jahrbuches der Betriebskranken-
kassen ist zu entnehmen, daß 100 000 Arbeitslose ei-
nen Einnahmeausfall in der gesetzlichen Kranken-
versicherung von 550 Millionen DM bedeuten. Wenn 
Herr Kohl sein Versprechen wahrmachen würde, die 
Hälfte der Arbeitslosen wieder in eine versicherungs-
pflichtige Beschäftigung zu bringen, hätten die Kran-
kenkassen Einnahmen von über 10 Milliarden DM. 

Das bedeutet also, das Kernproblem, über das Sie 
überhaupt nicht mehr reden, ist die Bekämpfung der 
Massenarbeitslosigkeit, die direkt mit der Finanzie-
rungskrise der sozialen Sicherungssysteme zusam-
menhängt. 

(Beifall bei der SPD, beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Insofern sind Sie alle, die hier seitens der Koalition 
reden, intellektuell unredlich. 

Der zweite Punkt, den ich hier aufgreifen will: Sie 
reden von Eigenverantwortung. Ich habe mich ei-
genverantwortlich für die gesetzliche Krankenversi-
cherung entschieden; das war ein freiwilliger Akt. 
Dafür zahle ich über 800 DM im Monat; das sind 
rund 10 000 DM im Jahr. Ich erwarte von meiner ge-
setzlichen Krankenversicherung, daß sie in den 
Stand versetzt wird, davon das zu finanzieren, was 
medizinisch notwendig ist. Exakt dieses verhindern 
Sie aber, indem Sie die ganzen Instrumente der ge-
setzlichen Krankenversicherung nicht zur Verfügung 
stellen. Sie zwingen mich überdies dazu, Selbstbetei-
ligungsquoten, die Sie jetzt festsetzen, noch zusätz-
lich zu bezahlen. Wir haben aus der Anhörung mit-
genommen, daß der statistisch durchschnittliche 
Krankenkassenpatient Selbstbeteiligungsquoten von 
ungefähr 40 Prozent der Krankenkassenbeiträge auf-
zubringen hat. Das heißt, zu den 10 000 DM, die ich 
im Jahr bezahle - es sind 12 mal 834 DM - kommen 
noch einmal 4 000 DM hinzu, was insgesamt 14 000 
Mark ergibt. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das kann man Ihnen zumuten! - 
Wolfgang  Zöller [CDU/CSU]: Es gibt auch 

Leute, die zahlen nur 700 DM im Jahr!) 

Ich empfinde es daher als Unverschämtheit, daß Sie 
dann noch Mißbrauchsdebatten führen und die Kas-
sen nicht in den Stand versetzen, eine ordentliche 
Vertragspolitik zu machen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt erhält, 
ebenfalls zu einer Kurzintervention, die Kollegin 
Knoche das Wort. Dann folgt noch eine dritte Kurzin-
tervention. Herr Geißler, ich gebe Ihnen dann genü-
gend Zeit, auf alle zusammen zu antworten. - Bitte. 

Monika Knoche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Geißler, ich lasse mir in diesem Hause ungern 
den Vorwurf machen, ich würde hier unwahre Dinge 
behaupten. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das ist 
wahr, ja!) 

Zum einen ist es natürlich richtig, daß alle, die zu-
zahlen müssen, ihre Beiträge korrekt entrichtet ha-
ben. Wenn der Effekt von Beitragssatzanhebungen 
usw. sechs Prozent mehr Zuzahlungen heißt, dann ist 
das de facto ein Ausstieg aus der Parität. Da beißt 
keine Maus einen Faden ab. 
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Zu dem, was Sie zur Sachleistungsgewähr ge-
sagt haben: Mir geht es dabei um zwei Beispiele. Das 
eine ist, daß bei Umsetzung Ihrer Pläne im Bereich 
der Arzneimittelversorgung die Kassenpatienten und 
-patientinnen wahrscheinlich 70 Prozent aller in den 
Arztpraxen verordneten Arzneimittel rein privat be-
zahlen müssen. Die Medikamentenversorgung ist je-
doch eine medizinisch notwendige Leistung, die den 
Kassenpatienten und -patientinnen zusteht. Sie gren-
zen sie aber aus und nehmen sie aus der Sach-
leistungsgewähr. 

Das zweite Beispiel ist, daß Sie das Leistungsspek-
trum bei der kieferorthopädischen Behandlung zu 
einem reinen Zuschußbereich erklärt haben, woraus 
resultiert, daß zahlreiche Kieferorthopäden dem 
Grunde nach gar nicht mehr die Berechtigung einer 
Kassenzulassung haben; denn dieser Bereich wird 
aus der Sachleistungsgewähr herausgenommen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Stimmt doch 
gar nicht!) 

Ständig wird der Beg riff „Kernleistungen" kolpor-
tiert. Sagen Sie mir bitte: Was sind medizinisch, so-
zial und kulturell erklärbare und definierbare Kern-
leistungen? Ich habe den Eindruck, daß Sie bei der 
zahnärztlichen Versorgung und bei der Arzneimittel-
versorgung indikationsbezogen Leistungen ausgren-
zen und darüber indirekt Kernleistungen definieren. 
Um dieses Problem geht es. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Wolfgang  Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 

CSU]: Sie verleumden schon wieder!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer dritten 
Kurzintervention erhält der Kollege Professor Pfaff 
das Wort . 

Dr. Martin Pfaff  (SPD): Herr Dr. Geißler, gerade Ih-
nen hätte ich eigentlich ein bißchen mehr Souveräni-
tät zugetraut, in diesem Hohen Hause auf Fragen 
eingehen und sie auch beantworten zu können. 
Warum Herr Lohmann nicht den Mut zu einer Sach-
auseinandersetzung hat, wissen wir, aber bei Ihnen 
würden wir wirklich erwarten, daß Sie sich der Dis-
kussion stellen. 

Meine erste Frage: Da Sie das deutsche System - 
und dies zu Recht - mit dem amerikanischen System 
vergleichen und zeigen, daß das deutsche kosten-
effektiver ist - Sie sollten hinzufügen: auch vertei-
lungsgerechter -, frage ich Sie, warum Sie denn nicht 
diesem Hohen Hause und der Öffentlichkeit sagen, 
daß genau der Weg über diese Instrumente, die Sie 
jetzt einführen wollen - Erweiterung der Zuzahlung, 
Beitragsrückerstattung und Kostenerstattung -, von 
den USA eingeschlagen wurde und unter anderem 
dort dazu geführt hat, daß 39 Mil lionen Menschen 
ohne Versicherung, 20 Millionen unterversichert sind 
und die Gesundheit äußerst ungleich verteilt ist. Daß 

Sie diesen Weg gehen wollen, ist auch ein Ausdruck 
von Unlogik sondergleichen! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Zuruf von der CDU/CSU: 
Stimmt doch gar nicht, daß sie äußerst 

ungleich verteilt ist!)  

Zweiter Punkt: Sie fordern uns auf, zu sagen, wo 
eine Ausgrenzung stattfindet. Es handelt sich ja nicht 
nur um eine Privatisierung der Finanzierung, son-
dern Sie privatisieren Leistungen: Jungen Menschen 
wird in Zukunft ihr Zahnersatz selbst überlassen blei-
ben und von der Dicke der Geldbörse abhängig sein. 
An den Zähnen werden wir, Herr Dr. Geißler, wenn 
das wahr wird, was Sie wollen, den sozialen Status 
der Menschen erkennen. Dafür, so sagen wir, brau-
chen wir keine soziale Krankenversicherung in der 
Art, wie Sie sie wollen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das Schwei

-

zer Modell ist doch besser!) 

Dritter Punkt: Sie sagen, die SPD habe kein Finan-
zierungskonzept. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Sie haben 
überhaupt kein Konzept!) 

Sie wollen bei den Kranken, bei den Beitragszahlern 
und bei den Alten sparen. 50 bis 60 Prozent der Ge-
sundheitskosten eines Lebens fallen im letzten Le-
bensjahr an. Wenn Sie Zuzahlungen erheben, trifft es 
genau diese Menschen in ihrer Schlußphase, die Al-
ten und die chronisch Kranken - dazu komme ich 
gleich. 

Letzter Punkt: Wir meinen, daß man sich, wenn es 
Probleme in einer Gemeinschaft gibt, zusammenset-
zen und sich fragen sollte, wie man diese Probleme 
solidarisch lösen kann, und nicht, wie man die 
Schwächsten mehr belastet. Wir wollen die Beitrags-
bemessungsgrenze und die Versicherungspflicht

-

grenze der gesetzlichen Krankenversicherung auf 
das Niveau der Rentenversicherung anheben. Wir 
wollen diese 10 Milliarden DM, die wir dadurch er-
halten, an die Versicherten durch eine Beitragssen-
kung um sechs Zehntel zurückgeben. Ihnen ist bis-
her nur der Weg der Privatisierung und der Entsoli-
darisierung eingefallen. Gerade Sie, Herr Dr. Geißler, 
sollten sich nicht als Feigenblatt für eine solche Poli-
tik hergeben, denn auch Sie haben noch ein bißchen 
an gutem Ruf zu verlieren. 

(Beifall bei der SPD - Wolfgang Lohmann 
[Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Und Sie waren 

einmal Sachverständiger! Traurig ist das!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte, Herr Ab-
geordneter Geißler. 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn ich 
jetzt nicht auf jeden Punkt eingehe, dann bitte ich 
um Verständnis; das heißt, ich will zwar schon darauf 
eingehen, aber wenn ich einen vergesse, bitte ich um 
einen Zuruf, weil ich mir die Fülle der Argumente bei 
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der Geschwindigkeit der Reden gar nicht alle auf-
schreiben konnte. 

(Zuruf von der SPD: Sie hätten sich die 
guten Argumente merken sollen!) 

Ich habe nicht verstanden, worin der Unterschied 
liegt, wenn ich für Arzneimittel eine Zuzahlung von 
3 oder 4 DM habe oder eine höhere. 

(Zurufe von der SPD) 

- Jetzt regt euch doch nicht dauernd so auf, sondern 
hört einmal zu, was man sagen will! Das ist ja fürch-
terlich. 

Nehmen wir einmal an, wir haben ein Medika-
ment, bei dem die Zuzahlung 7 DM beträgt. 

(Zuruf der Abg. Regina Schmidt-Zadel 
[SPD] - Glocke der Präsidentin) 

- Frau Präsidentin, die Dame hört nicht zu. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dazu kann ich 
sie nicht zwingen, aber ich bitte um ein bißchen 
Ruhe, damit man die Antworten hören kann und wir 
den Zeitrahmen einhalten können. 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Ich habe ja nichts 
gegen Zurufe, aber es hat doch keinen Wert, wenn 
ich Sie gar nicht verstehen kann. Wenn Sie jetzt dau-
ernd schreien, kann ich Sie gar nicht verstehen. Aber 
Sie können ja hinterher noch eine Kurzintervention 
machen, wenn das möglich ist. 

Was ist denn nun gegen unsere Vorschläge ange-
sichts der Finanzproblematik, die ich gerade aufge-
zeigt habe, einzuwenden? Sie haben dazu keine Al-
ternative; die einzige Alternative habe ich jetzt von 
Herrn Professor Pfaff gehört, die aber dem Herrn 
Haack überhaupt nicht gefallen wird; er hat sich 
nämlich gerade darüber beschwert, daß er bei sei-
nem relativ hohen Einkommen 10 000 DM an Beiträ-
gen zahlen muß. Wenn es nach Herrn Pfaff ginge, 
würden die Beiträge um 30 Prozent erhöht werden, 

(Zurufe von der SPD) 

weil die Beitragsbemessungsgrenze erhöht würde. 
Nach dem Vorschlag von Herrn Pfaff müßten Sie 
30 Prozent mehr Beiträge bezahlen. Sie müssen erst 
einmal untereinander ausmachen, was Sie eigentlich 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das zur Finanzproblematik. 

Es ist richtig, daß die Zuzahlung des Patienten für 
die einfache Packung eines Arzneimittels künftig 
9 DM beträgt. Diese Regelung kann man angreifen; 
das verstehe ich. Die Gegenargumente kann man 
nicht einfach wegwischen. Aber nach dem, was Herr 
Pfaff jetzt wieder erklärt hat, würden die Alten und 
die sozial Schwachen geschädigt. Das ist nun wie-
derum genau das Gegenteil von dem, was wir hier 
machen; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn gerade die Schwachen werden geschont, weil 
sich die Härtefallklausel bekanntlich auf sie und 
nicht auf Menschen wie Herrn Haack bezieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es gibt 8,2 Millionen Personen, die keine Mark Zu-
zahlung leisten. Der Minister hat das schon aufge-
führt. Soll ich das fünfmal sagen, bis das der letzte im 
Saal kapiert? Die Zuzahlung der chronisch Kranken 
wird auf 1 Prozent und die der anderen auf 2 Prozent 
des Jahresbruttoeinkommens beschränkt. 

Ich sagen Ihnen: Wir haben keinen Nachholbedarf. 
Sie haben den Zuzahlungen zugestimmt. Zuzahlun-
gen in die gesetzliche Krankenversicherung einzu-
führen war genauso eine Entscheidung der Sozialde-
mokratischen Partei. Das haben wir miteinander ge-
macht. Jetzt streiten wir nur darüber, ob die Höhe 
der Zuzahlung in Ordnung ist oder nicht. Darüber 
kann man debattieren. Nur, Sie können aus dem 
Streit über die Höhe der Zuzahlung nicht eine Sy-
stemdiskussion machen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

nachdem die Überforderungsklausel und die Härte-
fallklausel erhalten bleiben. 

Den Einwand in bezug auf die Kieferorthopädie 
habe ich überhaupt nicht kapiert. Ich habe den Ein-
druck, Sie lesen irgendwelche Gesetzentwürfe, die 
aber gar nicht verabschiedet worden sind. Ich kenne 
mich in diesem Punkt nicht so aus und habe mir den 
Sachverhalt gerade sagen lassen: 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: 20 Prozent 
kriegen sie zurück!) 

Im Bereich der Kieferorthopädie bekommen die Pa-
tienten 20 Prozent zurück, wenn die Behandlung ab-
geschlossen ist. Sie können doch nicht solche Be-
hauptungen aufstellen! 

Beim Zahnersatz führen wir das Zuschußsystem 
ein, wie es ähnlich auch in der Schweiz vorhanden 
ist. Die Schweizer sind weder zahnlos, noch sind sie 
medizinisch schlechter gestellt, noch sozial überfor-
dert. Die Schweiz hat noch nicht einmal die  Härtefall

-

regelung, die wir haben. Übrigens, Herr Kirschner, 
das verschweigen Sie auch - Sie sagen einfach nicht 
die Wahrheit -: Wir haben in diesem 2. GKV-Neuord-
nungsgesetz auch für den Zahnersatz eine Härtefall-
regelung. Jeder, der unter der Grenze dieser Härte-
fallklausel liegt, bekommt einen Betrag, der dem 
doppelten Festzuschuß entspricht. Damit erhält er ei-
nen notwendigen Zahnersatz nach einem normalen 
medizinischen Standard. 

Wenn man die Debattenbeiträge verfolgt, die von 
Ihrer Seite kommen, kann man manchmal fast ver-
zweifeln, weil Argumente überhaupt keinen Sinn 
mehr haben, da Sie gar nicht zuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das Übelste, was wir in der Politik machen kön-
nen, ist das Führen einer im Prinzip und von den Tat-
sachen her völlig unnötigen Auseinandersetzung auf 
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dem Rücken der sozial Schwächeren und der Kran-
ken. Das dürfen wir alle zusammen nicht tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber Sie machen das, indem Sie die Menschen syste-
matisch falsch informieren. Ich habe Ihnen an fünf 
Beispielen bewiesen, daß Sie ständig falsche Infor-
mationen an die Öffentlichkeit geben. 

(Zurufe von der SPD) 

Dadurch dienen Sie nicht den Patienten, sondern Sie 
schaden unserem Gesundheitswesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat die Ab-
geordnete Marina Steindor das Wort. 

Marina Steindor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Heute 
soll das 2. GKV-Neuordnungsgesetz parlamentarisch 
abgeschlossen werden. Aber ich garantiere Ihnen: 
Die gesellschaftliche Debatte um die Gesundheitspo-
litik wird weitergehen. Das liegt nicht an der Opposi-
tion, sondern daran, daß Ihr Gesetz so schlecht ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Lachen 
des Abg. Wolfgang Zöller [CDU/CSU]) 

Dieses Gesetz versucht, Prävention zu organisieren 
- aber nicht Prävention von Krankheit und Krank-
heitsverschlechterung, sondern von Mitspracherech-
ten des Bundesrates in der Gesundheitspolitik, die ei-
gentlich unsere Verfassung vorsieht. Dieses Gesetz 
ist eine Mischung aus verkappter Standort- und In-
dustriepolitik. Dieses Gesetz wird nicht dem vorge-
gebenen Ziel gerecht, adäquat dem medizinischen 
Fortschritt und dem demographischen Wandel zu be-
gegnen und Rationierungen im gesamten Gesund-
heitssystem zu vermeiden. 

Nach dem „Spiegel" letzter Woche wissen wir ge-
nau, daß Herr Seehofer sehr wohl weiß, 

daß zwischen dem Umfang der medizinischen 
Leistungen und dem Ausmaß an Gesundheit 

- in unserer Bevölkerung - 

kaum ein Zusammenhang besteht, wissenschaft-
lich gesehen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Viel bringt nicht 
viel!)  

Mit diesem Gesetz liefern Sie selber den doppelten 
Beweis, daß Ihre Politik nicht auf wissenschaftlicher 
Expertise aufbaut 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Wieso das denn?) 

und daß Ihre Politik des Abkassierens bei den Versi-
cherten und des Geschenkeverteilens zugunsten der 
Ärzte und der Pharmaindustrie rein politisch moti-
viert ist. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Ach, Frau Steindor, das ist doch alles 

heute schon widerlegt  worden!)  

Dieses Gesetz bedeutet die Abkehr vom solidari-
schen, beitragshälftigen Modell der gesetzlichen 
Krankenversicherung durch die Hintertür. Denn in 
der Zusammenschau mit dem Beitragsentlastungsge-
setz ergeben sich zusätzliche Zuzahlungen der Versi-
cherten bis zu 1,1 Beitragssatzpunkten. 

Mit diesem Gesetz hören Sie auf, die Eigeninteres-
sen der Leistungsanbieter gesellschaftlich zu zäh-
men. Denn statt weiterhin Kostendeckelung bei Arzt- 
und Arzneimittelbudgets zu betreiben, werden die 
Versicherten allein im Arzneimittelbereich mit zu-
sätzlich 3,5 Milliarden DM belastet. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Mehr sogar! 4,7 Milliarden!) 

18 Prozent der Arzneimittelverordnungen sind ganz 
aus der Erstattungspflicht der Kassen entlassen. 
Diese Zuzahlungen haben - das wissen Sie selber - 
keinen Steuerungseffekt und versorgen die Patien-
ten nicht besser. 

Denn wo landen die Medikamente? Laut „Ersatz-
kassen-Report" vom Februar 1997 „stinkt der Arznei-
müll zum Himmel". 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Was hat das hiermit zu tun? - Wolf

-

gang Zöller [CDU/CSU]: Dem wird die 
höhere Zuzahlung entgegenwirken!) 

Allein in Kiel wurden im vergangenen Jahr knapp 
10,6 Tonnen Pillen, Salben und Tropfen bei der 
Schadstoffstelle abgegeben. Ich will hier nicht ver-
schweigen, daß einige Medikamente sehr gut wir-
ken. Aber nach Schätzungen des BMG fallen allein 
in den alten Bundesländern in den Apotheken jähr-
lich rund 2 500 Tonnen zurückgegebene Altmedika-
mente an, weitere 2 000 Tonnen bei den kommuna-
len Sammelaktionen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das Verfalls

-

datum! - Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] 
[CDU/CSU]: Was wollen Sie damit jetzt 
sagen? - Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das ist 

Müllvermeidung!) 

Angesichts dieser Tatsachen kann man doch wohl zu 
Recht davon sprechen, daß hier eine Subventionie-
rung aus GKV-Mitteln für die Pharmaindustrie orga-
nisiert wird. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Gesellschaftlich und gesundheitswissenschaftlich 
steht die Frage im Raum: Wieviel Gesundheitsge-
winn erzielen wir mit diesem technischen und medi-
kamentösen Aufwand? 

Mit diesem Gesetz werden - ich sagte es schon - 
die  Versicherten belastet. Eine Vergleichsgröße zu 
den 3,5 Milliarden DM im Arzneimittelbereich: Sie 
haben im Reha-Bereich der Rentenversicherung 
2,7 Milliarden DM gekürzt. Wir rechnen mit einer 
Zunahme der Arbeitslosenzahl im Kurbereich von 
über 20 000. Der volkswirtschaftliche Schaden ist viel 
höher als das, was Sie einsparen. 

Es geht bei Rehabilitation um eine ganzheitliche 
Arbeit an chronischen Krankheiten, um Lebensbe- 
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wältigung, um Krankheitsbewältigung, nicht immer 
nur um High-Tech-Leistungen. Sehr viele Frauenar-
beitsplätze, personenbezogene Dienstleistungen 
hängen damit zusammen. Aber diese Dinge entwer-
ten Sie in Ihrer Politik. 

Wenn es um Rationierung geht, dann verschleiern 
Sie bewußt. Sie sprechen immer nur über die gesetz-
liche Krankenversicherung. Aber mit Ihrer Politik ha-
ben Sie heute bereits Rationierungen im Rehabilita-
tionsbereich zu verantworten, und zwar bei berufstä-
tigen Menschen, die chronisch krank sind und deren 
Leistungen aus der Rentenversicherung bezahlt wer-
den müssen. Das können Sie mit Ihrer Gesundheits-
politik im 2. NOG gar nicht auffangen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Sie sprechen bewußt nicht darüber, weil Sie in 
Ihrem Ressortdenken und Ihren Bemühungen, Ihre 
Koalition zusammenzuhalten, gar nicht mehr in der 
Lage sind, die gesundheitspolitischen Probleme rich-
tig zu erkennen. Denn dieses Land braucht keine 
monetäre, sondern eine ergebnisorientierte Gesund-
heitspolitik. 

Sie ziehen das Geld in das System nicht, um inlän-
dische personenbezogene Dienstleistungsarbeits-
plätze zu schaffen und zu sichern, sondern um es an 
die Klientel der Kassenärzte und an die globalisierte 
Pharmaindustrie zu verteilen. Sie begründen Ihre 
Politik mit dem medizinischen Fortschritt. Sie meinen 
aber immer nur die High-Tech-Medizin und die Ma-
terialschlacht an zu verkaufenden Waren. 

Gesellschaftlich steht doch die Frage im Raum, ob 
- ich zitiere das „Ärzteblatt" - „die Fortschrittsfalle 
nicht zur Kostenfalle wird". Denn das gewandelte 
Krankheitspanorama in unserer Gesellschaft und der 
altersdemographische Aufbau der Bevölkerung er-
fordert eine Verstärkung von Gesundheitsförderung 
und Rehabilitation. Gefordert ist eine ganzheitliche 
Medizin und nicht nur High-Tech-Leistungen, so wie 
Sie es hier ständig beschwören. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lesen Sie doch einmal die Sachverständigen-
berichte. Ihre Politik ist eine gesundheitspolitische 
Bankrotterklärung. Man kann nur hoffen, daß all die 
Millionen von chronisch Kranken, die dabei zu kurz 
kommen, Ihnen bei der nächsten Wahl die Quittung 
dafür geben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Kollegin Petra Ernstberger. 

Petra Ernstberger (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Dr. Geißler, Ihre Rolle als 
Verschleierungstaktiker von Koalitionsaussagen ha-
ben Sie ganz gut ausgefüllt. Ich glaube aber doch, 
daß die Menschen draußen, die Bürgerinnen und 

Bürger dieses Landes, sich von Ihnen inzwischen 
kein X mehr für ein U vormachen lassen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Denn Dinge wie Gestaltungsleistungen - diese sind 
zwar jetzt vom Tisch -, Einfrierung des hälftigen Ar-
beitgeberanteils und nun Zuzahlungen, die allein 
von den Patienten getragen werden, sind Instru-
mente, mit denen die F.D.P.-gelenkte Mannschaft 
aus Apotheken-Lobbyisten, Freunden von Ärzten 
und Schulterklopfern der Pharmaindustrie in diesem 
Land Gesundheitspolitik macht. Das Chaos unter 
den im Gesundheitswesen Beteiligten ist inzwischen 
vollkommen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Sagen Sie mal etwas Neues!) 

Die Richtung ist absolut klar: Die GKV als funda-
mentaler Eckpfeiler unseres sozialen Sicherungs-
systems soll systematisch ausgehöhlt und letztend-
lich in ihrer solidarischen und paritätischen Struktur 
zerstört werden. Ihr Bekenntnis zur solidarischen 
GKV, Herr Dr. Geißler, ist nichts anderes als eine 
Worthülse. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Die Strategie ist jedem ersichtlich: Nach den Ein-
griffen und Systemveränderungen im Rahmen der 
Einzelmaßnahmen des Änderungsgesetzes hinsicht-
lich des dritten bis achten Änderungsgesetzes zum 
SGB V, des sogenannten Beitragsentlastungsgeset-
zes, 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Mit Ihren Ländern, mit Herrn Schrö

-

der zusammen!) 

des 1. NOG und des Entwurfes des 2. NOG wird 
ganz systematisch der nächste Nagel in den Sarg un-
seres solidarisch finanzierten Krankenversiche-
rungssystems getrieben. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Warum hat der Schröder mitge

-

macht?) 

Die Sachleistung wird beerdigt, und die Kostener-
stattung war dafür für alle geboren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Gnadenlos hat der blutsaugende Minister Seehofer 
nun auch den Hals entdeckt, in den er seine Zähne 
schlägt: den Hals der Patienten. 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Um noch einmal auf das Thema Zahnersatz zu 
kommen: Nach der Abschaffung der Erstattung der 
Kosten für den Zahnersatz für die Menschen in 
Deutschland, indem nämlich keiner der nach 1979 
Geborenen noch Zahnersatzleistungen erhält, be-
gründet nun das Bundesministerium die direkte Ko-
stenerstattung bei kieferorthopädischen Behandlun- 
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gen und bei Zahnersatz scheinheilig damit, daß die 
Kostenerstattung über die Kassenärztliche Vereini-
gung hinfällig wird, da der Zahnersatz auf eine gänz-
lich neue Grundlage gestellt und einem neuen Ver-
fahren unterstellt werde. Ich frage mich nur, worin 
die Notwendigkeit und auch der Sinn eines neuen 
Zahlungsweges liegt, wenn sich weiterhin nichts an-
deres geändert hat, also die BEMA-berechnete Ko-
stenerstattungsform. 

Hier, liebe Kolleginnen und Kollegen, steckt der 
Teufel wieder einmal im Detail. Der von den Kran-
kenkassen zu tragende Teil an den Kosten der kiefer-
orthopädischen Versorgung wird nun ausschließlich 
direkt an den Versicherten bezahlt. Damit einherge-
hend richtet sich in Zukunft der Zahlungsanspruch 
des Vertragszahnarztes natürlich auch gegen den 
Versicherten. Nach Ablauf von zwei Jahren wird es 
nur noch privatrechtliche Vertragsverhältnisse ge-
ben. Das kann für den Bürger bedeuten, daß, wie im 
privatzahnärztlichen Bereich schon üblich, von ihm 
Vorkasse verlangt wird, wenn er zu dem Kreis derje-
nigen Patienten gehört, von denen der Zahnarzt 
nicht sicher ist, daß die Einkommens- und Vermö-
genslage gesichert ist. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Nein, das ist 
nach dem Gesetz verboten!) 

Außerdem werden Praktiken Einzug erhalten, die 
wir bisher nur aus dem Wirtschaftsleben kennen: Ra-
tenverträge und Kreditverträge, die Banken - viel-
leicht auch Kreditvermittler in den Zahnarztpraxen - 
den  Versicherten anbieten, werden den Zahlungs-
verkehr zwischen Arzt und Patient liberalisieren. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Lesen Sie 
doch die Vorlagen, bevor Sie hier  reden!)  

Das Herz der F.D.P. muß doch angesichts solcher 
durchschlagender Deregulierungserfolge aufgehen. 
Von den Zahnärzten werden Inkassobüros einge-
schaltet, die an den Türen der Bürger unseres Landes 
klopfen und die Begleichung ausstehender Rechnun-
gen einfordern. Ab sofort werden Mahnbescheide 
und Klagen auf Zahlung der Kosten zum Alltag der 
zahnärztlichen Versorgungsverhältnisse gehören. 
Die schöne neue Welt des Herrn Jürgen 
W. Möllemann wird endlich Wirklichkeit. Lesen Sie 
dazu bitte einmal die „Ärztezeitung". 

(Beifall bei der SPD) 

Die Festsetzung der Festzuschüsse stellt für die 
Versicherten eine weitere finanzielle Belastung dar. 
Die in dem Gesetz vorgesehene Absenkung der Fest-
zuschüsse von 50 Prozent auf 45 Prozent bedeutet für 
die Patienten, daß die solidarische Finanzierung zu-
gunsten der Zuzahlung nur durch die Betroffenen re-
duziert wird. Da die Härtefallregel - Herr Geißler hat 
es eben gesagt - nicht an den tatsächlich entstande-
nen Kosten, sondern an der festen Summe - höch-
stens den doppelten Festzuschuß - orientiert ist, müs-
sen sozial Schwache einen mehr oder minder größe-
ren Eigenanteil übernehmen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Auch wieder 
falsch, was Sie da sagen!) 

Mit diesem Gesetzentwurf sollen in einer bisher 
nicht gekannten A rt  und Weise gravierende Ver-
schlechterungen für die Patientinnen und Patienten, 
die Bürgerinnen und Bürger durchgepeitscht wer-
den. Ohne Überlegung und mit wenig Sachverstand 
soll unser bewäh rter Sozialstaat zerschlagen werden. 
Durch Sie ist eines passiert: In Deutschland ist das 
Wort  „Reform" inzwischen zu einem Unwort gewor-
den. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das alles geschieht aus dem koalitionserhaltenden 
Kalkül heraus, daß die F.D.P. ihrem Wahlklientel et-
was vorweisen kann - auf Kosten der Kranken und 
der sozial Schwächeren. 

Warum, Herr Seehofer, sind Sie eigentlich noch im 
Amt? 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Ihnen zu

-

liebe!) 

Es würde doch vollends genügen, wenn wir Ihren 
politischen Vordenker und Souffleur Möllemann klo-
nen ließen 

(Zurufe von der SPD: Oh nein! - Wolfgang 
Zöller [CDU/CSU]: Zwei von der So rte wür

-

den wir nicht aushalten! - Wolfgang Loh

-

mann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Einer von 
der Sorte langt!) 

und er dann Ihre Aufgabe auch noch übernehmen 
würde. Das wäre, Herr Zöller, den Menschen gegen-
über ehrlicher. 

Wir stehen für das soziale Sicherungssystem in die-
ser Republik. Wir stehen auch hinter dem Sachlei-
stungsprinzip. Das sagen wir den deutschen Bür-
gern. 

(Beifall bei der SPD - Jürgen W. Möllemann 
[F.D.P.]: Das war einer der Höhepunkte 

Ihrer parlamentarischen Geschichte!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin 
Ernstberger, wir haben alle gemerkt, daß Sie sich in 
Ihrer Rede um eine Bildersprache bemüht haben, die 
eng mit dem Gesundheitswesen verbunden ist. Aber 
wir stellen doch zusammen fest, daß der Herr 
Minister Seehofer kein Vampir ist. 

(Heiterkeit) 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Ulf Fink. 

(Zurufe von der SPD: Abstimmen!) 

Ulf Fink (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Sprecher der Op-
position - besonders die von der SPD - haben den 
Vorwurf erhoben, mit den vorgelegten Gesetzent-
würfen würden die Grundlagen unseres sozialen Si-
cherungssystems verlassen. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der SPD: 
Leider ja!) 
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Diese Vorwürfe werden von seiten der SPD seit 
15 Jahren bei fast jedem Gesetzentwurf erhoben, 
den die Bundesregierung vorlegt. Das soziale Siche-
rungssystem der Bundesrepublik Deutschland ist 
deshalb aber nicht schlechter geworden; vielmehr 
haben wir nach wie vor eines der besten sozialen Si-
cherungssysteme in der ganzen Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nein, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, Ihre Vorwürfe sind nicht neu. Neu ist, daß wir 
diesmal Punkt für Punkt nachweisen können, daß es 
Ihnen keineswegs um eine gute Gesundheitspolitik, 
sondern ausschließlich darum geht, parteipolitische 
Vorteile zu erringen. Da schrecken Sie vor keiner 
Verdrehung, vor keiner falschen Darstellung zurück. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Vor keiner Verleumdung!) 

Es ist Ihnen keine Polemik zu billig, um parteipoliti-
sche Vorteile zu erringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber Gott sei Dank können wir die Öffentlichkeit 
diesmal Punkt für Punkt darüber informieren, was 
Sie in Wirklichkeit so treiben und was von Ihrer For-
derung, wir sollten, statt die Zuzahlung zu erhöhen, 
die Rationalisierungsreserven heben, in Wirklichkeit 
zu halten ist. 

Wir hatten ursprünglich nicht diese Gesetzent-
würfe vorgelegt. Wir hatten ursprünglich das Kran-
kenversicherungsweiterentwicklungsgesetz und das 
Gesetz zur Neuordnung der Krankenhausfinanzie-
rung vorgelegt. Bei den Hearings im Deutschen Bun-
destag haben die Krankenkassen erklärt - sie haben 
es jetzt wiederholt -, sie hätten gegenüber diesen 
Gesetzentwürfen eine beachtliche Sympathie. 

Am 26. August des vergangenen Jahres haben wir 
diese Gesetzentwürfe im Deutschen Bundestag zur 
Abstimmung gestellt. Sie haben diese Gesetzent-
würfe abgelehnt. 

(Zuruf von der SPD: Natürlich!) 

Am 12. September des vergangenen Jahres haben 
diese Gesetzentwürfe endgültig im Bundesrat zur 
Abstimmung gestanden, und Sie haben sie mit Ihrer 
Mehrheit wiederum abgelehnt. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie auch einmal, 
warum!) 

Jetzt möchte ich Ihnen einmal sagen, was in diesen 
Gesetzentwürfen drinstand und was Sie abgelehnt 
haben. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ulf Fink (CDU/CSU): Ich gestatte keine Zwischen-
fragen, jetzt nicht und auch nachher nicht. 

Wir haben, was die Rationalisierungsreserven an-
geht, das getan, was jeder Vernünftige tun würde: 
Wir haben bei dem Bereich begonnen, der der teuer-
ste des Gesundheitswesens ist. Wissen Sie, was der  

teuerste Bereich des Gesundheitswesens ist? Das 
sind nicht die dauernd von Ihnen beschworenen Me-
dikamente und die Vergütung der Ärzte, sondern der 
teuerste Bereich des Gesundheitswesens ist der sta-
tionäre Bereich, das Krankenhauswesen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: So ist es! Sehr 
richtig!) 

Von den rund 240 Milliarden DM der gesetzlichen 
Krankenversicherung werden mehr als 80 Mil liarden 
DM allein für den Krankenhausbereich aufgewandt. 
Sie können doch nun wirklich nicht bestreiten, daß 
es das Wichtigste ist, dafür zu sorgen, daß es nicht zu 
viele Krankenhäuser und Krankenhausbetten gibt; 
denn eines ist doch klar: Jedes Krankenhausbett ko-
stet jährlich 100 000 DM. Wir wissen ganz genau, daß 
jedes Bett, das einmal dasteht, wie durch ein Wunder 
belegt wird. 

Das Wichtigste ist, den Krankenkassen mehr 
Rechte zu geben, und wir haben sie ihnen gegeben. 
Wir wollten ihnen bei der Krankenhausplanung der 
Länder ein echtes Mitbestimmungsrecht einräumen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich weiß, das geht ans Eingemachte, und das fällt 
Ihnen auch sehr schwer. Rudolf Dreßler hat - wir sind 
darüber informiert - in der SPD-Fraktion damals den 
Vorschlag zur Abstimmung gestellt, daß man hinein-
schreibt: In der Bundesrepublik Deutschland gibt es 
50 000 Krankenhausbetten zuviel. - Er ist gestoppt 
worden, weil es Ihnen nämlich unangenehm ist, 
diese Auseinandersetzung mit den Ländern, in de-
nen Sie die Mehrheit haben, zu führen. Das ist die 
Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der Abg. 
Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

Schauen Sie, Sie sind damit in Ihrer Fraktion kläg-
lich gescheitert. Der Bundesrat hat diesen Gesetzent-
wurf abgelehnt. Wenn Sie fordern, Rationalisierungs-
reserven zu heben, statt Zuzahlungen zu erhöhen, so 
muß ich Ihnen sagen, meine Damen und Herren von 
der SPD: Sie haben die Gelegenheit, die wir Ihnen 
gegeben haben, kläglich, aber ganz kläglich verstrei-
chen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ferner beklagen Sie die Koppelung von Beitrags-
satzerhöhung und Selbstbeteiligung. Ich wieder-
hole, was meine Vorredner gesagt haben: Wir hatten 
eine solche Koppelung ursprünglich nicht vorgese-
hen. Wir hatten etwas anderes vorgesehen, und zwar 
Abstimmung mit Dreiviertelmehrheit. Auch das ha-
ben Sie scheitern lassen. 

Dann sagen Sie, wir schonten die Ärzte und die 
Pharmaindustrie. Abgesehen von der Tatsache, daß 
in dem Gesetzespaket, das Sie abgelehnt haben, Arz-
neimittelbudget und Gesamtvergütung gar nicht ver-
ändert worden sind, frage ich Sie: Wollen Sie wirk-
lich ernsthaft bestreiten, daß sich die Ausgaben für 
Arzneimittel und Ärzte seit der Reform von Lahnstein 
nicht überproportional entwickelt haben, sondern 



14926 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 166. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. März 1997 

Ulf Fink 

daß es die Ausgaben im Krankenhausbereich gewe

-

sen sind, die sich überproportional entwickelt haben? 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: So ist es!) 

Wollen Sie denn ernsthaft bestreiten, daß wir im 
Bereich der ärztlichen Vergütung Maß und Mitte er-
reichen konnten und daß sogar ein Zuwachs der Ärz-
tezahlen von 105 000 in 1992 auf 120 000 in 1995 soli-
darisch von den Ärzten getragen worden ist und 
nicht zu Lasten der Krankenkassen gegangen ist? 
Das müßte man in anderen Berufsbereichen mal pro-
bieren. Da würden Sie sehen, was eigentlich passiert. 

Oder nehmen wir einmal die Pharmaindustrie. Sie 
sagen immer, da liege der kostenträchtige Bereich. 
Ausweislich der Ergebnisse des wirklich unabhängi-
gen Instituts der Ortskrankenkassen haben sich die 
Arzneimittelpreise wie folgt entwickelt: 1992 plus 
2,1 Prozent, 1993 - nach der Lahnstein-Reform - mi-
nus 3,6 Prozent, 1994 minus 1,2 Prozent, 1995 plus 
0,2 Prozent. 

Meine Damen und Herren, früher beanspruchten 
die Arzneimittel vom Krankenkassenetat rund 16 
Prozent der Ausgaben, jetzt nur noch 13 Prozent. Da 
ist es eine Frechheit von Ihnen zu behaupten, wir 
schonten die Pharmaindustrie. Es ist eine absolute 
Frechheit, so etwas zu behaupten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nein, meine Damen und Herren, wir wollen kein Ge-
sundheitswesen à la England, wir wollen aber auch 
kein Gesundheitswesen à la USA. Wir sind mit unse-
rem Gesundheitswesen von Planwirtschaft genauso 
weit entfernt wie von überzogener Marktwirtschaft. 
Das ist der deutsche Weg. 

Ich sage Ihnen: Wir haben schon zu Beginn der 
50er Jahre, zum Teil gegen den erbitterten Wider-
stand der Sozialdemokraten, das deutsche Sozialmo-
dell durchgesetzt. Wir stehen heute wieder an einer 
Weggabelung. Das wissen Sie doch ganz genau. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokra-
tie, ich prophezeie Ihnen: Ihr Neinsagekurs hat sich 
in den 50er Jahren nicht ausgezahlt. Sie sind damals 
20 Jahre lang nicht an der Regierung gewesen. Sa-
gen Sie Ihren Strategen in der Baracke: Ihr Neinsa-
gekurs, Ihre Sonthofen-Strategie am Ende dieses 
Jahrhunderts wird sich wiederum nicht auszahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD - Rudolf Bindig 

[SPD]: CSU-Beleidigung!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat die 
Abgeordnete Dr. Ruth Fuchs. 

Dr. Ruth Fuchs (PDS): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich hätte gerne schon in der ersten 
Runde meine Redezeit voll ausgeschöpft, aber dieses 
Privileg wurde uns nicht zugestanden. Deshalb müs-
sen Sie jetzt noch einmal mit mir vorliebnehmen. 

Zu Beginn meines zweiten Redebeitrags möchte 
ich auf eine Äußerung von Herrn Minister Seehofer 
Bezug nehmen. Sinngemäß war von ihm zu hören: 

Alles kann der Sozialstaat nicht bezahlen; eine Rund-
umversicherungsmentalität muß verhindert werden. 

Wir reden über Gelder, die durch die Beiträge von 
den Versicherten selbst und bis heute noch hälftig 
von den Arbeitgebern in die Krankenkassen einge-
zahlt wurden, also nicht von irgendeiner staatlichen 
Stelle. Sie haben somit meiner Meinung nach auch 
das Recht, im Krankheitsfall die medizinische Lei-
stung so in Anspruch zu nehmen, wie es gesetzlich 
festgeschrieben ist. Den Mißbrauch diesbezüglich 
anzusprechen ist sicher geboten, ihn aber zum 
Hauptargument des Defizits der Krankenkassen zu 
machen halte ich für unverantwortlich und auch dis-
kriminierend gegenüber den Kranken, die auf die 
medizinische Leistung ein Recht haben. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich jedenfalls bleibe bei meiner Aussage, die ich 
heute schon getroffen habe: Trotz oder gerade wegen 
der verhängnisvollen Fehlentwicklung, in welche die 
gegenwärtige Regierung das Gesundheitswesen 
treibt, muß es eine unverzichtbare Aufgabe der Ge-
sellschaft bleiben, allen Menschen gleiche Chancen 
für die Gesunderhaltung und für die Inanspruch-
nahme medizinischer Versorgung zu gewährleisten. 
Das ist nicht nur sozialpolitisch geboten und für die 
jeweils mögliche Qualität medizinischer Hilfen uner-
läßlich, sondern das ist im Gegensatz zu allen Be-
hauptungen dieser Koalition nach wie vor auch soli-
darisch finanzierbar. 

Das gilt selbst dann, wenn man in Rechnung stellt, 
daß sich die Aufwendungen für das Gesundheitswe-
sen aus demographischen Gründen, aber auch im Er-
gebnis des wissenschaftlichen Fortschritts auf län-
gere Sicht tatsächlich weiter erhöhen müssen. Aber 
sogar der von der Regierung eingesetzte Sachver-
ständigenrat hat bestätigt, daß dieser objektiv be-
dingte Kostenanstieg moderat und damit in kalku-
lierbaren Schritten erfolgt. 

Die immer wieder auftretenden und eher unbere-
chenbaren jährlichen Kostensprünge werden dage-
gen - das wissen auch alle hier im Saal genau - von 
den falschen Leistungsanreizen und kostentreiben-
den Strukturen im Versorgungssystem selbst herbei-
geführt. Einzelleistungsvergütungen und die damit 
einhergehenden, medizinisch nicht begründeten 
Mengenausweitungen, fehlende Integration und Ko-
operation, ganz besonders auch der Mangel an haus-
ärztlicher Steuerungsfunktion und die dadurch be-
dingten Doppel- und Mehrfachuntersuchungen, die 
unnötigen Krankenhauseinweisungen, weil elemen-
tare Formen der Zusammenarbeit zwischen nieder-
gelassenen Ärzten und Kliniken nicht funktionieren, 
die überhöhten Ausgaben für zu viele und überteu-
erte Arzneimittel - das sind doch jene systemimma-
nenten Fehler, deren schrittweise Beseitigung sehr 
rasch zu Einsparungen in zweistelliger Milliarden-
höhe führen würde. 

Deshalb bleibt es dabei: Exakt hier und nicht etwa 
bei der finanziellen Schröpfung kranker Menschen 
liegen die wirklichen Herausforderungen für eine ge-
staltende Gesundheitspolitik. Dazu allerdings ist die 
Koalition längst nicht mehr in der Lage und, wie wir 
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heute wieder hören, auch gar nicht mehr willens. 
Wenn es eines letzten Beweises dafür bedurfte, so ist 
dieser spätestens mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf erbracht. 

Das andere Ursachenbündel für die Finanzpro-
bleme im Gesundheitswesen besteht bekanntlich 
darin, daß die Einnahmen der gesetzlichen Kranken-
versicherungen bei natürlich weiter steigenden Ab-
solutzahlen, gemessen am Bruttosozialprodukt, also 
relativ, seit langem zurückgehen. Die Hauptgründe 
dafür sind aber sinkende Lohnquoten und zuneh-
mende Arbeitslosigkeit. Diese Seite des Problems hat 
die Koalition bisher entweder überhaupt nicht begrif-
fen, oder sie ignoriert sie hartnäckig. 

Tatsächlich aber ergibt sich daraus, daß auch so-
zialstaatlich orientierte Verbesserungen der Einnah-
mesituation der Krankenkassen als Handlungsoption 
auf die Tagesordnung gehören. Beitragssatzstabilität 
kann also durchaus gewährleistet werden, ohne daß 
Krankheit auch noch finanziell bestraft wird und 
ohne daß die gesetzliche Krankenversicherung aufs 
Spiel gesetzt werden muß. Ganz im Gegenteil: Erhalt 
und Festigung ihres solidarischen Charakters ist und 
bleibt die eigentliche Aufgabe. 

Dem Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen, der heute, wie auch ein Antrag von uns, 
vorliegt, stimmen wir zu. Das gleiche gilt für die In-
halte des SPD-Antrages. Für mich und auch für an-
dere Mitglieder meiner Gruppe bleibt jedoch die 
darin enthaltene Illusion Ihrerseits unverständlich, 
daß man mit dieser Koalition noch zu Gemeinsamkei-
ten kommen könnte. Wir werden Ihrem Antrag aber 
trotz dieser Anmerkung zustimmen, weil er inhaltlich 
den richtigen Weg zeigt, wohin eine Reform der Ge-
sundheitsstruktur führen sollte. 

(Beifall bei der PDS sowie der Abg. Monika 
Knoche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Als letzte in die-
ser Debatte hat die Kollegin Regina Schmidt-Zadel 
das Wort . 

Ich bitte Sie, ein bißchen ruhiger zu sein, damit 
man die Kollegin auch verstehen kann. 

Regina Schmidt -Zadel (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Fink, ausgerechnet 
Sie beklagen die Aushöhlung der sozialen Siche-
rungssysteme. Sie haben die sozialen Sicherungssy-
steme doch in den letzten 15 Jahren Schritt für 
Schritt ausgehöhlt, und jedes neue Gesetz trägt dazu 
bei. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN - Wilhelm Schmidt [Salzgitter] 

[SPD]: Skandalös!) 

Herr Fink, ich muß Ihnen sagen: Sie sind der lebende 
Beweis dafür. Ihre Reden in Ihrer früheren Position 
waren anders, und Sie waren auch einmal besser. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Während uns die Natur heute zumindest kalenda-
risch ein Frühlingserwachen beschert, sorgt die Re-
gierungskoalition mit dem 2. NOG gesundheitspoli-
tisch für ein ganz böses Erwachen. Denn dieses Ge-
setz - das zeigt uns das Wetter draußen - bringt wei-
tere soziale Kälte in dieses Land. Das ist das, was uns 
heute bewegt. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Gregor Gysi [PDS]) 

Frühlingsgefühle kommen auf, aber allenfalls bei 
der Pharmaindustrie, den Ärzten und den Zahnärz-
ten, denen die Koalition für allerlei Ostergeschenke 
das Füllhorn öffnet. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abg. Wolf

-

gang Zöller [CDU/CSU]) 

- Herr Zöller, an Ihrer Stelle würde ich nicht so laut 
rufen. Das, was Sie vorhaben, ist zutiefst inhuman. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Für das, was 
Sie erzählen, haben Sie recht!) 

Ich denke, das spaltet die Menschen in diesem Land. 

(Beifall bei der SPD) 

Den Versicherten in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung dagegen öffnet Ihre Frühjahrsreform vor 
allem eines, meine Damen und Herren: die Geldbör-
sen. Es sind nämlich die Versicherten, die jene Ge-
schenke an Ärzte und Industrie bezahlen müssen. 

(Unruhe) 

- Ich möchte Sie bitten, nicht so laut zu sein. Hören 
Sie zu! Die Menschen interessiert nämlich, über was 
hier gesprochen und abgestimmt wird. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Es sind vor allen Dingen die Kolleginnen und Kol-
legen der F.D.P. - Herr Dr. Thomae, hören Sie gut 
zu! -, die damit ihre Klientel bedienen werden. Es 
sind die Versicherten - ausschließlich die Versicher-
ten -, die mit drastisch erhöhten und ausgeweiteten 
Zuzahlungen in Zukunft die Zeche für Ihre Gesetze 
zahlen dürfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Beitragsentlastungsgesetz, erstes Neuordnungsge-
setz, zweites Neuordnungsgesetz - schöne Namen. 
Nach Ihrer Ansicht sind dies drei Teile einer Gesund-
heitsreform. Es ist aber ein gesundheitspolitisches 
Drama in drei Akten, meine Damen und Herren, 

(Beifall der Abg. Monika Knoche [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 
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in dem Sie, Herr Minister Seehofer, statt des strahlen-
den Reformhelden, der Sie gerne wären, den dunk-
len Zuzahlungs-Mephisto spielen. 

(Beifall bei der SPD) 

Gesundheit - das wird mit diesem zweiten Neuord-
nungsgesetz wieder ausdrücklich bewiesen - ist zu 
einer Frage des Geldbeutels geworden. Wer Zuzah-
lungen von 13 DM und mehr pro Medikamentenpak-
kung locker bezahlen kann 

(Glocke der Präsidentin) 

- ich rede laut genug; wenn sie nicht zuhören, rede 
ich noch lauter -, wer ohne Probleme für zwei Wo-
chen Krankenhausbehandlung 238 DM aufbringen 
kann, wer für eine notwendige Kur einen Eigenanteil 
von über 500 DM klaglos berappt, wer seinen Kin-
dern eine Krone für einige hundert D-Mark spendie-
ren kann und seine eigene Brücke mit dem Zahnarzt 
privat auf ein paar Tausender aushandelt, der wird 
auch weiterhin eine gute medizinische Versorgung 
genießen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Sehr wahr!) 

Wer diese Summen aber nicht ohne weiteres auf-
bringen kann - und davon gibt es viele und immer 
mehr in unserem Land -, 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Der muß gar 
nichts zahlen!) 

der muß sich in Zukunft entscheiden: entweder für 
das „Sparen für Seehofer" mit allen gesundheitli-
chen Risiken oder für das medizinisch Notwendige 
mit allen finanziellen Risiken für die familiäre Haus-
haltskasse, für die Familie. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. 
Christa Luft [PDS]) 

Menschen mit einem Einkommen knapp über der 
Härtefallgrenze, Familien, Behinderte und chronisch 
Kranke stehen in Zukunft vor genau diesem Di-
lemma. Sie sind die eigentlichen Verlierer dieser Ge-
sundheitsreform. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Da hilft es auch nicht, Herr Minister Seehofer und 
meine Damen und Herren von der Koalition, wenn 
Sie ihr Reformwerk immer wieder mit dem Hinweis 
auf Überforderungsregeln schönzureden versuchen. 

Diese Schönrederei fängt bereits bei dem Begriff 
der Zuzahlung an. Dieser gaukelt den Versicherten 
vor, sie müßten sich mit den Zuzahlungen an den Ge-
sundheitskosten beteiligen. Von Beteiligung kann 
aber nach diesem zweiten Neuordnungsgesetz in 
vielen Fällen überhaupt keine Rede mehr sein. Ich 
will einmal das Beispiel Arzneimittel nehmen: Bei ei-
nem Großteil der Präparate wird die Zuzahlung künf-
tig viel höher sein als der eigentliche Packungspreis. 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Zöller [CDU/ 
CSU]) 

- Herr Zöller, es kommt. - Die Versicherten zahlen 
also gar nicht mehr zu. In Wirklichkeit müssen sie 
nämlich die gesamte Packung komplett aus eigener 
Tasche zahlen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Monika 
Knoche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Die Ersatzkassen haben in der letzten Woche ge-
sagt, daß das in Zukunft bei 70 Prozent a ller Medika-
mente der Fall sein wird. Das Schlimme daran ist: 
Durch den unseligen Koppelungsmechanismus des 
1. NOG wird dieser Anteil mit steigenden Beitrags-
sätzen weiter zunehmen. Der Tag wird kommen - ich 
hoffe, daß er noch sehr fern ist -, an dem die Versi-
cherten alle Medikamente über vermeintliche Zuzah-
lungen selber bezahlen müssen. So kann man die pa-
ritätische Finanzierung der GKV auf kaltem Wege 
untergraben. 

Ich prophezeie: Der Tag wird kommen, an dem 
sich diese Koalition die Zuzahlungsverordnung vor-
nehmen wird. Noch wird dort  - Gott sei Dank - in § 1 
festgelegt, daß die Zuzahlung den Packungspreis 
nicht überschreiten darf. Fällt diese kleine, aber 
wichtige Regelung weg, dann zahlen die Versicher-
ten nicht nur das Medikament komplett selbst, was 
sie jetzt schon tun. Dann zahlt jemand, der 15 DM 
Zuzahlung für ein Medikament zahlt, das 13,50 DM 
kostet, in Zukunft sogar noch 1,50 DM Top-Zuschlag. 
Dahin werden wir kommen. 

Ich kann mir vorstellen, Herr Minister Seehofer, 
daß die Zuzahlungsverordnung bereits jetzt Ihre be-
gehrlichen Blicke auf sich zieht. Ich möchte Sie 
schon einmal vorsorglich warnen. 

Schönrederei Nr. 2 - das haben wir heute alle hier 
gehört -: die Überforderungsklausel. Sie sind in der 
letzten Zeit nicht müde geworden, die Überforde-
rungsklausel als soziale Sicherung vor zu hoher Ei-
genbeteiligung zu loben. Wegen der Halbierung auf 
1 Prozent lassen Sie sich als Schutzpatron der chro-
nisch Kranken feiern. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das ist auch so!) 

- Nein. 

Wahr ist, daß mit dem nun geplanten „Pa rtner-
schaftsmodell" das Ausgrenzen von Leistungen 
überhaupt nicht vom Tisch ist. Welcher Behinderte 
oder chronisch Kranke kann denn sicher sein, daß 
die von ihm benötigte Therapie oder Rehabilitations-
maßnahme nicht doch noch aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen fällt? Wahr ist, daß schon jetzt 
viele Kosten bei der Überforderungsklausel über-
haupt nicht berücksichtigt werden. 

Wahr ist auch, daß trotz Überforderungsklausel der 
Versicherte doch erst einmal zahlen muß. Das bedeu-
tet: Bevor die Klausel überhaupt greift, muß der 
Kranke neben seinen Kassenbeiträgen, neben den 
Kosten für Bagatellmedikamente, für Krankenhaus-
behandlungen, für Kuren, neben dem Notopfer Kran- 
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kenhaus und den Kosten für freiwillige Kassenlei-
stungen zusätzlich auch einige Monate lang etliche 
Mark für Medikamente vorstrecken, die er dann viel-
leicht im nächsten Jahr zurückbekommt. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht, was Sie sagen!) 

War es früher die Ausnahme, diese Grenze zu errei-
chen, so wird es bald für viele die Regel sein, faktisch 
2 Prozent mehr Beitrag zu leisten. 

Dieses zweite Neuordnungsgesetz ist auch in sei-
ner neuen Fassung ein Gesetz der Entsolidarisierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung. Im Zusam-
menspiel mit den bereits verabschiedeten Gesund-
heitsgesetzen wird sich die Kluft zwischen denjeni-
gen vergrößern, die sich Gesundheit noch leisten 
können, und denen, die es in Zukunft nicht mehr 
können. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Dieses zweite Neuordnungsgesetz ist ein Gesetz 
der Wahlgeschenke an die Ärzteschaft und Pharma-
industrie. Ich kann Ihnen heute schon versichern: 
Seine Halbwertzeit reicht allenfalls bis Oktober 1998. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Neuordnung von Selbstverwaltung 
und Eigenverantwortung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung, Drucksachen 13/6087 und 13/7264 Nr. 1. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Aus-
schußfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! -Enthaltungen? -Der Gesetzent-
wurf ist damit in zweiter Beratung mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Oppositi-
onsfraktionen angenommen worden. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Die Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. verlangen namentliche Abstimmung. 
Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Plätze einzunehmen. - Sind alle Urnen 
besetzt? - Das ist der Fall. 

Ich eröffne die Abstimmung. - 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? - Ich sehe, es 
kommen noch welche. 

Hat jemand seine Stimme noch nicht abgegeben? - 
Das ist nicht der Fall. Ich schließe damit die Abstim-
mung. 

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
mit der Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis der 
Abstimmung wird Ihnen später bekanntgegeben.*) 
Wir setzen die Beratung fo rt . 

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, sich wieder 
zu setzen, weil wir eine Reihe von anderen Abstim-
mungen haben, wozu ich ein bißchen Überblick 
brauche. Machen Sie also bitte die Gänge frei. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/7266. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der Ent-
schließungsantrag ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der SPD bei Ent-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen und PDS abge-
lehnt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Das ist Drucksache 13/7267. Wer stimmt für diesen 
Entschließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen und der SPD gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS abge-
lehnt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Gruppe der PDS. Das ist Drucksa-
che 13/7268. Wer stimmt für diesen Entschließungs-
antrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ent-
schließungsantrag ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen und PDS bei Enthaltung der SPD abge-
lehnt worden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Gesundheit 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD zu einem Sofort-
programm zur Stabilisierung der Finanzentwicklung 
in den Krankenkassen. Das ist Drucksache 13/7264 
Nr. 2. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/5726 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung des Ausschusses? - Ge-
genprobe! - Gibt es Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der Opposition angenom-
men worden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Gesundheit 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD zum Rettungs-
dienst in der gesetzlichen Krankenversicherung. Das 
ist Drucksache 13/7264 Nr. 3. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/6578 für erle-
digt zu erklären. Wer stimmt dafür? - Gibt es Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Diese Beschlußempfeh-
lung ist mit den Stimmen des ganzen Hauses ange-
nommen worden. 

*) Seite 14933 C 
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Ersten Gesetz 
zur Neuordnung von Selbstverwaltung und 

Eigenverantwortung in der gesetzlichen Kran

-

kenversicherung (1. GKV-Neuordnungsgesetz 
- 1. NOG) 

- Drucksachen 13/5724, 13/6103, 13/6670, 13/ 
7172 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Wolfgang Vogt (Düren) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? - 
Das scheint nicht der Fall zu sein. Wird das Wort zu 
Erklärungen gewünscht? - Auch nicht. 

Dann kommen wir gleich zur Abstimmung. Der 
Vermittlungsausschuß empfiehlt, unter Aufhebung 
des Gesetzesbeschlusses vom 15. November 1996 
den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. abzulehnen. Wer stimmt für die Beschluß-
empfehlung des Vermittlungsausschusses auf Druck-
sache 13/7172? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die 
Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposition 
abgelehnt worden. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 a bis 5 h sowie Zu-
satzpunkt 3 auf: 

5. Debatte zum Klimaschutz und zur CO2- 
Minderung 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Mi-
chael Müller (Düsseldorf), Anke Fuchs 
(Köln), Elke Ferner, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD 
Programm für Klimaschutz, Wirtschafts-
modernisierung und Arbeitsplätze in 
Deutschland 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Mi-
chaele Hustedt, Gila Altmann (Aurich), 
Franziska Eichstädt-Bohlig, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Investitionsprogramm für Arbeitsplätze 
durch Klimaschutzmaßnahmen 

- Drucksachen 13/187, 13/739, 13/4052 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Klaus W. Lippold (Of-
fenbach) 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Michaele Hustedt 
Birgit Homburger 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Rolf Köhne, Dr. Gregor Gysi und der weite-
ren Abgeordneten der PDS 
Verbot des Neuanschlusses von Stromhei-
zungen 

- Drucksachen 13/732, 13/3357 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Kurt-Dieter G rill 
Christoph Matschie 
Michaele Hustedt 
Dr. Rainer Ortleb 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (16. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Rolf Köhne, Dr. Gregor Gysi und der weite-
ren Abgeordneten der PDS 
Wärmenutzungsverordnung (WNVO) zur 
Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) 

- Drucksachen 13/763, 13/4411 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Peter Paziorek 
Christoph Matschie 
Michaele Hustedt 
Birgit Homburger 

d) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Monika Ganseforth, Michael Müller 
(Düsseldorf), Elke Ferner, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der SPD 
Umsetzung der Selbstverpflichtungserklä-
rung deutscher Wirtschafts- und Industrie-
verbände zum Klimaschutz 

- Drucksachen 13/3988, 13/6704 - 

e) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau 
(18. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr.-Ing. Dietmar Kansy, Dr. Michael 
Meister, Werner Dörflinger, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Hildebrecht Braun 
(Augsburg), Dr. Klaus Röhl, Horst F riedrich, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
F.D.P. 
Aktionsprogramm zur CO2-Minderung 
und Energieeinsparung im Gebäudebe-
reich 

- Drucksachen 13/5761, 13/7019 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Michael Meister 
Norbe rt  Formanski 

f) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Bericht der Bundesregierung anläßlich der 
VN-Sondergeneralversammlung über Um-
welt und Entwicklung 1997 in New York 
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Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung in Deutschland 

- Drucksache 13/7054 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Helmut Wilhelm (Amberg), Franziska Eich-
städt-Bohlig, Gila Altmann (Aurich), weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Richtlinie für ökologisches Bauen bei Bau-
maßnahmen des Bundes 

- Drucksache 13/7089 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach), Wilhelm 
Dietzel, Herbe rt  Frankenhauser, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der CDU/ 
CSU sowie der Abgeordneten Birgit Hom-
burger, Günther Bredehorn, Dr. Rainer Ort-
leb und der Fraktion der F.D.P. 
Globale Umwelt- und Entwicklungspart-
nerschaft im 21. Jahrhundert - VN-Sonder-
generalversammlung 1997 zur Überprü-
fung und Bewertung der Umsetzung der 
Agenda 21 

- Drucksache 13/7106 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Haushaltsausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

ZP3 Beratung des Antrags der Abgeordneten Hel-
mut Wilhelm (Amberg), Franziska Eichstädt

-

Bohlig, Gila Altmann (Aurich), weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
CO2-Minderung durch Energieeinsparung im 
Gebäudebereich 

- Drucksache 13/7241 -  

Überweisungsvorschlag: 

Ausschluß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung 

Es liegen ein Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. sowie zwei Entschließungs-
anträge der Fraktion der SPD vor. 

Außerdem liegt ein gemeinsamer Änderungsan-
trag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen vor. Dazu gibt es eine Korrektur. Dieser Än-
derungsantrag wird auch von der CDU/CSU und der 
F.D.P. unterstützt, wobei die gesamte Begründung 
gestrichen wird. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. 
- Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 

Zunächst hat die Abgeordnete Dr. Liesel Harten-
stein das Wort. Aber ich bitte Sie, Frau Kollegin, noch 
einen Moment zu warten, bis Ruhe eingetreten ist. 

Ich bitte diejenigen, die noch im Gang stehen, hin-
auszugehen oder sich hinzusetzen und die Gesprä-
che einzustellen, damit wir die Rednerin hören kön-
nen. - Ich denke, jetzt können wir es versuchen. 
Bitte, Frau Kollegin. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
debattieren heute über ein ganzes Bündel von Vorla-
gen. Im Mittelpunkt steht das „Programm für Klima-
schutz, Wirtschaftsmodernisierung und Arbeitsplätze 
in Deutschland" der SPD und der Bericht der Bun-
desregierung „Auf dem Weg zu einer nachhaltigen 
Entwicklung in Deutschland". 

Der Begriff der Nachhaltigkeit ist auf dem besten 
Wege, zum Allerweltswort zu werden. Jeder redet 
davon, jeder schmückt sich damit, weil es gerade 
Mode ist. Aber wenn man hinter die Fassade schaut 
und wissen will, was konkret getan wird, um nach-
haltiges Wirtschaften in der Praxis durchzusetzen, 
dann herrscht oftmals völlige Funkstille. 

Genauso verhält es sich auch bei der Bundesregie-
rung. Was Sie in ihrem Bericht in mehr als 150 Seiten 
aufgeschrieben haben, hört sich ja ganz passabel an. 
Und die einzelnen Maßnahmen sind keineswegs 
falsch. Aber mit nachhaltiger Entwicklung hat dies 
alles herzlich wenig zu tun, eigentlich fast gar nichts. 

(Beifall bei der SPD sowie den Abgeordne

-

ten Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Rolf Köhne [PDS]) 

Es ist leider keine Trendumkehr zu erkennen, we-
der in der Verkehrspolitik noch in der Wirtschafts-
politik, noch in der Energiepolitik, noch in der Agrar-
politik. Es ist noch nicht einmal ein Einstieg in Sicht. 

(Dr. Dionys Jobst [CDU/CSU]: Sie irren, 
Frau Kollegin!) 

Ich bedauere das. 
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Ich nenne zwei Beispiele: Erstens. Es wird stolz er-

wähnt, daß heute 90 Prozent der Neuzulassungen 
von Pkw mit Katalysator ausgestattet sind. Dieser 
Umstand ist gewiß ein Fortschritt; darüber brauchen 
wir nicht zu streiten. Aber der Weg zu einer nachhal-
tigen Verkehrspolitik ist damit noch lange nicht ein-
geschlagen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Albe rt 
 Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Denn gleichzeitig steht der Bundesverkehrsminister 
- der nicht anwesend ist - hilflos vor Prognosen, die 
eine Verdoppelung des Luftverkehrs bis zum Jahre 
2010 voraussagen, die eine 50prozentige Steigerung 
des Straßengüterverkehrs voraussagen, die eine stür-
mische weitere Zunahme des Pkw-Verkehrs verkün-
den. Das kann doch nicht gutgehen. 

Erforderlich ist eine gründliche Umstrukturierung 
des gesamten Verkehrssystems. Davon sind Sie weit, 
weit entfernt. 

(Klaus Lennartz [SPD]: Wohl wahr! - Rolf 
Köhne [PDS]: Sehr wahr!) 

Sehr dringlich ist der Bau eines europaweiten 
Schnellbahnsystems. Sehr dringlich - und von Ihnen 
ja auch geplant - ist ebenso der rasche Bau von Gü-
terumschlagterminals, damit der Güterfernverkehr in 
großem Maßstab von der Straße auf die Schiene ver-
lagert werden kann. Aber nichts geht voran. 

(Klaus Lennartz [SPD]: Doch, die Arbeitslo
-

sigkeit geht voran!) 

Zweites Beispiel. Sie heben lobend hervor, daß die 
Verwendung von Stickstoffdünger in der Landwirt-
schaft um 25 Prozent zurückgegangen sei. Diese Tat-
sache ist - ich sage das ausdrücklich - zu begrüßen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sehr gut! Das ist 
zu begrüßen!) 

- Aber, lieber Herr Hein rich, das ist doch nicht das 
Ergebnis eines neuen Konzepts für eine umweltge-
rechte, nachhaltige Landwirtschaft, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Doch!) 

sondern eher die Folge der hochproblematischen Flä-
chenstillegungen durch die Brüsseler Agrarpolitik. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zu einer umweltverträglichen Landwirtschaft ge-
hört unserer Meinung nach wesentlich mehr, zum 
Beispiel die Reduzierung der Intensivbewirtschaf-
tung, zum Beispiel die Bindung der Viehhaltung an 
die bewirtschaftete Fläche, zum Beispiel weniger 
Chemisierung, zum Beispiel die Förderung des öko-
logischen Landbaus. Das muß die Richtung sein, die 
eingeschlagen wird. Davon sehe ich nichts, auch 
nicht in der Agrarpolitik der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Maurice Strong 
hat vor wenigen Tagen gesagt: „Wir haben den 1992 
in Rio vorgeschlagenen Kurswechsel nicht vollzo-

gen" . Er hat das mit großer Verbitterung und Enttäu-
schung gesagt, und zwar auf dem Nachfolgeforum 
Rio plus fünf, das 400 Nichtregierungsorganisationen 
einberufen hatten. 

Jedes Jahr - so Maurice Strong - werden 
700 Milliarden US-Dollar für nichtnachhaltige Ent-
wicklungen ausgegeben, das heißt, für Ausbeu-
tungs- und Zerstörungsstrategien. Nein, in Wahrheit 
läuft in den Industrieländern alles nach dem Muster 
„Business as usual" ab, und die Bundesrepublik 
Deutschland macht dabei keine Ausnahme, und das, 
obwohl wir uns immer noch eine Vorreiterrolle anma-
ßen, was der Bundeskanzler ständig mit Stolz ver-
kündet. Es trifft nicht zu. 

Das renommierte World-watch-Institut hat mit gro-
ßer Nüchternheit festgestellt: Nachhaltig wi rtschaftet 
eine Gesellschaft dann, wenn sie ihre Bedürfnisse 
befriedigt, ohne die Aussichten künftiger Generatio-
nen auf die Befriedigung ihrer eigenen Bedürfnisse 
zu schmälern. Das sollte man sich gut merken. Legt 
man diese Meßlatte an die Klimaschutzbemühun-
gen und den Be richt der Bundesregierung an, dann 
müssen wir uns eigentlich ziemlich weit hinten ein-
reihen. 

Schauen wir über unsere Grenzen: Die Nieder-
lande, die Schweiz und sogar die USA sind sehr viel 
weiter, beispielsweise in der Erstellung von nationa-
len Aktionsplänen. Formelhafte Beschwörungen, 
Deutschland werde das 25-Prozent-Reduktionsziel 
bis zum Jahre 2005 erreichen, ersetzen kein politi-
sches Handeln. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Auch die Selbstverpflichtungserklärungen der 
Wirtschaft, auf die sich Frau Merkel soviel zugute tut, 
sind nicht der Zauberstab für Nachhaltigkeit. Sie mö-
gen in Teilbereichen hilfreich sein - das will  ich gern 
zugestehen -, aber sie ersetzen umweltpolitische 
Zielvorgaben und notwendige staatliche Rahmenbe-
dingungen nicht. Das 5-Liter-Auto kommt nicht von 
selbst - das erleben wir doch - und das 3-Liter-Auto 
schon gar nicht. 

Wenn Sie zum Beispiel die Wärmenutzungsverord-
nung nicht endlich verabschieden, die eine effiziente 
Abwärmenutzung sicherstellen soll, dann geht die 
Wärme weiterhin in die Luft und in die Flüsse. Sie 
reden doch so gern von der Schließung von Kreisläu-
fen. Hier könnten Kreisläufe geschlossen und Ener-
gie gespart werden. Warum lassen Sie diese Chance 
ungenutzt? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich erinnere Sie an das, was Mau rice Strong gesagt 
hat. Er hat erläutert, wie eine Gesellschaft nachhaltig 
wirtschaften soll, nämlich indem sie die Natur und 
die Lebensgrundlagen für die nächste Generation 
bewahren muß. Wie verhält sich diese Maxime zu 
der Tatsache, daß wir in der Bundesrepublik tagtäg-
lich 90 bis 100 Hektar freie Fläche zubetonieren, so 
daß Experten ausgerechnet haben, daß wir in 
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120 Jahren total von Siedlungs- und Verkehrsbauten 
zugedeckt sind? 

(Ulrich Hein rich [F.D.P.]: Aber das glauben 
Sie nicht?) 

Ist das gegenüber der künftigen Generation ver

-

antwortbar? Was hinterlassen wir unseren Kindern, 
wenn wir die globalen Waldverluste weiterhin in so 
rasantem Tempo fortschreiten lassen, daß Jahr für 
Jahr 15 Millionen Hektar Wald unwiederbringlich 
verlorengehen? Fünf Jahre nach Rio ist es nicht mehr 
erlaubt - liebe Kolleginnen und Kollegen, ich richte 
mich vor allem an die Koalition -, ständig nur Good-
will-Erklärungen abzugeben. 

Das tun Sie in Ihrem Koalitionsantrag. Da steht 
nämlich: Die in Rio eingegangenen Verpflichtungen 
sollen bekräftigt werden, Prioritäten sollen festgelegt 
werden. Sie fordern dreimal in Ihrem Antrag, klare 
politische Signale zu setzen. Man fragt sich nur, 
wozu? Sie wollen, daß neue Strategien aufgezeigt 
werden. 

Ich frage die Bundesregierung: Wie lange wollen 
Sie noch aufzeigen, bevor Sie wirklich etwas tun? 
Das ist doch das Gebot der Stunde. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Da lobe ich mir die Initiative vieler, auch kleiner 
Kommunen, die wirklich anpacken, zum Beispiel 
beim Energiesparen. Gern hätte ich Ihnen ein Bei-
spiel vorgetragen, aber die Zeit reicht nicht. 

Noch einen Satz zu den Arbeitsplätzen. Es ist 
nachgewiesen, daß Energieeinsparung, Steigerung 
der Effizienz, Einsatz neuer regenerativer Energien 
viele Arbeitsplätze schaffen. Ich frage Sie als letztes: 
Warum in aller Welt greifen Sie nicht zurück auf die 
auch Ihnen bekannte Studie, die noch unter dem 
Kommissionspräsidenten Jacques Delors erarbeitet 
worden ist, die besagt, daß, wenn man in einem um-
fassenden Programm die Gebäudesanierung ein-
schließlich Wärmesanierung in Angriff nehmen 
würde, für 15 Jahre europaweit drei Millionen Ar-
beitsplätze geschaffen würden? Himmel noch mal, 
jetzt brauchen wir den ökologischen Umbau, jetzt 
brauchen wir Arbeitsplätze, 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

und Sie tun nichts dergleichen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin 
Hartenstein, Ihre Redezeit ist weit überschritten. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Frau Präsidentin, Sie 
haben recht. Ich bin auch gleich fertig. 

Sie sagen immer: Wir können jetzt nichts tun, da-
mit wir Arbeitsplätze nicht gefährden. Das ist falsch. 
Genau das Gegenteil ist richtig. Festhalten am Status 
quo gefährdet Arbeitsplätze; denn durch hochratio-
nalisierte Produktionsformen werden immer mehr 
Arbeitsplätze vernichtet. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin 
Hartenstein, bitte beenden Sie Ihre Rede. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Sofort, letzter Satz. 

Was sich in Europa tut, kann entscheidend sein, 
weil auch die sich entwickelnden Länder daran 
orientieren. Deswegen sollten wir wirklich sofort an 
die Arbeit gehen und umsteuern. Es ist höchste Zeit 
dazu. Unserer Mithilfe sind Sie gewiß. Unsere Vor-
schläge liegen auf dem Tisch. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich teile Ihnen 
zunächst das von den Schriftführern und Schriftfüh-
rerinnen ermittelte Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung über den Entwurf eines 2. GKV-Neuord-
nungsgesetzes mit. Abgegebene Stimmen: 658. Mit 
Ja haben gestimmt: 337. Mit Nein haben gestimmt: 
320. Enthaltungen: 1. Der Gesetzentwurf ist damit 
angenommen worden. 
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Wir fahren fo rt  in der Debatte. Als nächster hat der 
Abgeordnete Klaus Lippold das Wort. 

(Klaus Lennartz [SPD]: Aber bitte keine 
Verbalattacken! Sachlich und ruhig!) 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ihr müßt gar keine Angst haben. Es wird 
heute alles sachlich und ruhig, wie das immer der 
Fall ist. 

(Lachen bei der SPD) 

Frau Hartenstein, ich finde es hervorragend, daß 
Sie an fünf Stellen Ihrer Rede begrüßen, was wir tun. 
Aber dann kommt der übliche Oppositionszusatz, 
das sei nicht genug. Sie müssen sich einmal verdeut-
lichen, daß Sie, wenn Sie Maurice Strong zitieren, 
hinzufügen müssen, daß er sich bei seinen Aussagen 
auf die weltweite Entwicklung bezieht. Ich habe im 
Sommer letzten Jahres mit ihm auf dem Petersberg 
ein sehr langes Gespräch geführt. Maurice Strong 
hat in diesem Gespräch deutlich zum Ausdruck ge-
bracht, daß er sehr froh wäre, wenn er bei seinen in-
ternationalen Begegnungen überall den gleichen 
Eindruck mitnehmen könnte wie aus der Bundesre-
publik Deutschland, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

daß auf diesem Wege gehandelt und nicht nur gere-
det werde. Er wäre sehr froh, wenn wir uns mit unse-
rer Art  und Weise der Politik weltweit durchsetzen 
könnten. 

Frau Hartenstein, jetzt müssen Sie natürlich zur 
Kenntnis nehmen, daß wir mit 179 anderen Ländern 
dieser Welt nicht so verfahren können, daß wir im 
Deutschen Bundestag etwas beschließen und sie ha-
ben sich anzupassen. Wir müssen sie vielmehr davon 
überzeugen, daß unser Weg der richtige ist. Wir müs-
sen sie davon überzeugen, daß wir auf diesem Weg 
voranschreiten. Dort , wo wir international mehr Ein-
fluß haben als in der globalen Völkergemeinschaft 
mit 180 Nationen, nämlich in der Europäischen 
Union, haben wir es fertiggebracht, daß sie sich im 
Rahmen der Klimakonvention auf das Klimaschutz

-

ziel minus 15 Prozent CO2 bis 2010 verständigt. Wir 
haben maßgeblich Anteil daran, daß dies getan wird. 

Ich will noch eines hinzufügen: Sie haben die USA 
gelobt. Ich weiß wirklich nicht, aus welchem Grund 
Sie das tun - vor dem Hintergrund der ökologischen 

Situation und der Tendenzen in den USA. Es ist noch 
nicht einmal im Ansatzpunkt erkennbar, daß die 
USA eine vergleichbare Verpflichtungserklärung ab-
geben wollen. Im Benzinbereich, im Energiebereich 
ist bislang alles gescheitert. Die Regierung hat ledig-
lich verbale Absichtserklärungen von sich gegeben, 
denen sie keine Tatsachen folgen ließ. Ich sage das 
ganz deutlich: Hier heroisieren Sie etwas. Wenn wir 
die Leistungen der US-amerikanischen Regierung 
erbracht hätten, sehr verehrte Frau Hartenstein, 
dann würden Sie uns hier in Grund und Boden ver-
dammen. Dann hätten Sie keinen Anlaß, uns fünfmal 
zu loben, wie Sie es gerade getan haben, und hinzu-
zufügen, das sei zuwenig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Walter  Hirche [F.D.P.]: Genau auf den Punkt 

gebracht!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Lippold, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kolle-
gin Hartenstein? 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Das 
muß ich ja bei ihr. 

(Klaus Lennartz [SPD]: Sie müssen gar 
nichts! Aber Sie tun es gern!) 

- Aber sicher. Warum, wissen Sie. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Lieber Herr Kollege 
Lippold, ich hatte nicht die Ehre, selbst mit Maurice 
Strong zu sprechen, was ich sehr bedaure. Wir hätten 
es ja auch gemeinsam tun können. 

(Dr. Klaus W. Lippold [Offenbach] [CDU/ 
CSU]: Holen Sie es nach!) 

Aber ich möchte Sie daran erinnern, daß ich sehr 
wohl Beispiele aus der Bundesrepublik genannt 
habe. Bitte, können Sie widerlegen, daß wir mit 90 
bis 100 Hektar pro Tag einen unglaublich großen Flä-
chenverbrauch haben, der viel stärker als vor zehn 
Jahren ist? Können Sie widerlegen - das steht in Ih-
rem eigenen Antrag -, daß schon ein ungeheuer gro-
ßes Verkehrswachstum eingetreten ist und weiter 
eintritt? Das sind nationale Fragen. Ich möchte Sie 
sehr bitten, nicht mit dem Finger auf die anderen zu 
zeigen und nicht auf die internationale Ebene auszu-
weichen, sondern in der Koalition und in der Bundes-
regierung für die Bundesrepublik zu stehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Ul rich 
Heinrich [F.D.P.]: Sie haben aber das glei

-

che gemacht!) 

Sie sagen, wir müssen überzeugen. Meine Frage 
ist: Was wollen Sie tun, um endlich sicherzustellen, 
daß wir nicht nur reden und überzeugen wollen - das 
ist ja legitim -, sondern auch selbst vorangehen? 
Bitte, nennen Sie mir wenigstens einen oder zwei 
Punkte, wo die Bundesrepublik vorangeht. Dann 
wäre ich sehr erfreut. 

Danke. 
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Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Ver-
ehrte Frau Hartenstein, zum ersten: Jeder kann mit 
Maurice Strong sprechen. Auch Sie sollten dies tun. 

Zum zweiten gehört dazu, daß ich Ihnen jetzt noch 
sagen werde, daß das, was wir auf europäischer 
Ebene gerade tun, zu 70 Prozent durch die Bundesre-
publik Deutschland erfüllt wird. Ich sage noch ein-
mal: Die Europäische Union kann die CO2-Minde-
rung bzw. die CO2-Einsparung nur versprechen, weil 
70 Prozent dieses Versprechens durch den einzelnen 
Mitgliedstaat Bundesrepublik Deutschland erfüllt 
werden. Wenn dies keine hervorragende Leistung 
ist, Frau Hartenstein, dann weiß ich wirklich nicht, 
wo wir hervorragende Leistungen hernehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben das Energieeinsparprogramm beim Alt-
baubestand. Wir satteln jetzt noch einmal drauf; Kol-
lege Meister wird dazu etwas sagen. Wir haben die 
Selbstverpflichtung, um die uns viele Länder benei-
den. Wir haben mit den Selbstverpflichtungen die 
Diskussion in der Europäischen Union um die Selbst-
verpflichtung angestoßen. Wir haben die FCKWs eli-
miniert, als die anderen noch nicht im Traum daran 
dachten, dies zu tun. Wir sind bereit, beim Gebäude-
bestand noch weitere Schritte zu gehen. Wir werden 
die Wärmeschutzverordnung angehen, weil das 
wichtig ist. 

Zur Wärmenutzungsverordnung will ich Ihnen 
ganz klar sagen: Die Selbstverpflichtung bringt we-
sentlich mehr als diese. Deshalb, haben wir gesagt, 
ist das der richtige Weg, den wir gehen werden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage Ihres Kollegen Hein rich? 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Ja. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Herr Kollege Lippold, kön-
nen Sie bestätigen, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land eines der ganz wenigen Länder ist, in denen die 
Waldfläche in den letzten Jahren zugenommen hat? 

(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Aber 
warum denn?) 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Er-
stens, Herr Kollege, stimmt dies. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: 15 Millionen Hek

-

tar, haben Sie beklagt! - Klaus Lennartz 
[SPD]: Schämen Sie sich nicht für solch eine 

Frage?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auf die 
Frage des Kollegen Hein rich darf ich antworten, daß 
ich sehr froh darüber bin, daß dies der Fall ist. Ich bin 
auch sehr froh darüber, daß wir zum Beispiel im 
dichtbesiedelten Rhein-Main-Gebiet immer noch 
40 Prozent Waldfläche vorhalten. 

Ich will Sie, wenn wir schon an der Basis anfangen, 
zur Versiegelung fragen, Frau Hartenstein: Soll ich 
denn dagegen sein, wenn vier SPD-regierte Kommu-
nen Bebauungspläne aufstellen und damit etwas zur 

Bodenversiegelung tun? Sie wollen Wohnungen wie 
wir. Sie sagen, wir bauen zuwenig, und hier in der 
Debatte stellen Sie sich hin und sagen: Es wird viel 
zuviel versiegelt. Sie müssen doch mit Ihren Wider-
sprüchen einmal aufhören. Es kann nicht angehen, 
daß Sie draußen sagen, wir versiegeln zuviel Fläche, 
und uns gleichzeitig vorwerfen, wir bauen zuwenig 
Wohnungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Noch können wir die Wohnungen nicht in den Him-
mel bauen; wir müssen sie schon auf die Erde setzen; 
anders geht es nicht. Dann dürfen Sie sich aber nicht 
je nach Debatte das aussuchen, was Sie brauchen. 

Ich komme zum internationalen Bereich, Frau Kol-
legin Hartenstein. Wir teilen nicht nur die Vorliebe 
für den deutschen Wald, sondern auch das Engage-
ment sowohl für den Schutz der borealen Wälder, wo 
es viel zu tun gibt, als auch für den Schutz der Tro-
penwälder. Es gibt kein Land auf dieser Erde, das 
kein Tropenwaldland ist, das so viel Geld zum Schutz 
des Tropenwaldes ausgibt wie die Bundesrepublik 
Deutschland. Wir stellen soviel Gelder bereit, daß die 
Länder, denen es zugute kommen kann, gar nicht 
mit dem Abarbeiten in dieser Frage nachkommen 
und nicht genügend vernünftige Projekte ausweisen 
können, mit denen hier etwas getan werden soll. 
Frau Kollegin Hartenstein, wir werden trotzdem 
nicht nur zum Schutz der Wälder international wei-
terarbeiten, sondern wir werden auch einen Antrag 
einbringen, in dem wir Waldschutz mit Artenschutz 
kombinieren und die Diskussion um die sogenannten 
„hot spots", das heißt um die Flächen aufgreifen, wo 
im Tier- und im Pflanzenreich Arten maximal vertre-
ten sind, um diese Arten zu schützen und Pufferzo-
nen auszuweisen. Wir tun dies in Abstimmung mit 
den Initiativen im Nationalen Komitee. Ich kann Ih-
nen eine Initiative nach der anderen auf nationaler, 
europäischer und globaler Ebene anführen, bei der 
wir tonangebend sind und deutlich bestimmen, wo 
es langgehen soll. Andere mögen ihren finanziellen 
Beitrag nicht leisten. Wer hat denn die globale Um-
weltfazilität, die Global Environmental Facility 
(GEF), aufgefüllt, wer hat dazu beigetragen, daß die-
ses Instrument im internationalen Rahmen für den 
Umweltschutz überhaupt erst handhabbar gemacht 
wurde? Das war diese Bundesregierung mit den Mi-
nistern von Klaus Töpfer bis Angela Merkel. Der 
Kanzler hat durch sein internationales Ansehen dafür 
gesorgt, daß dieses Instrument entscheidend geprägt 
wurde und umgesetzt werden konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Finden Sie doch wenigstens einmal ein lobendes 
Wort dafür. Sie vergeben sich doch nichts, wenn Sie 
richtige Vorhaben angehen. Wenn Sie das dann mit 
Ihrem sozialdemokratischen „von allem noch mehr" 
versehen, sehen wir Ihnen das als Oppositionspartei 
nach. Das muß wohl so sein. Aber dann sagen Sie 
vorher doch erst einmal, was Sache ist. 

Wir sollten auch, Kollege Müller, in der Diskussion, 
wie wir die internationalen Strukturen für den Um-
weltschutz angehen, sehr sachlich zusammenarbei-
ten. Ich bin der Meinung, daß das Umweltschutzpro- 
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gramm der Vereinten Nationen in der bestehenden 
Form nicht hilfreich ist. Ich bin wirklich der Überzeu-
gung, daß es nicht hilfreich ist. Ich würde dieses 
nicht nur an Personalfragen festmachen, sondern 
auch an Organisationsstrukturen und an der gesam-
ten Aufhängung. Hier müssen wir nach meinem Da-
fürhalten ansetzen, sachliche Diskussionen miteinan-
der führen und zusehen, wie wir Umweltschutz nicht 
nur in Deutschland und Europa voranbringen, son-
dern wie wir auch weltweit Strukturen schaffen kön-
nen, um Umweltschutz zu einem sinnvollen Ziel und 
zu einer sinnvollen Verwendung zu bringen. 

Lassen Sie mich hinzufügen: Ich glaube, daß wir 
gerade jetzt - nicht zuletzt auf Drängen der Bundes-
republik Deutschland - erreicht haben, daß uns von 
Estrada - er bereitet die Klimakonvention im Rahmen 
der UN vor - ein erstes Papier vorgelegt wurde, das 
den Abschluß eines Klimaprotokolls ermöglicht. 
Ohne die Vorlage dieses Papiers wären wir im Spät-
herbst gar nicht in der Lage, ein solches Protokoll zu 
verabschieden. Lassen Sie uns doch gemeinsam das 
zum Anlaß nehmen, eine Stärkung auf seiten der In-
stitution mit einem gleichzeitigen Vorpreschen in be-
zug auf inhaltliche Fragen zu kombinieren. Wenn wir 
dies gemeinsam tun, Frau Kollegin Hartenstein - wie 
in einer anderen gerade anstehenden Frage -, hat 
dieses international ein wesentlich stärkeres Ge-
wicht. 

Dann fordere ich Sie auf, so wie auch wir es in den 
internationalen Organisationen, in denen wir vertre-
ten sind, tun, werbend für diese Gedankengänge 
einzutreten. Wenn Sie dieses zum Beispiel in der So-
zialistischen Internationale tun, in der ich vielfach 
auf Restriktionen treffe, kommen wir, glaube ich, zu 
einem Weg, der uns allen hilft. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Lassen Sie es uns gemeinsam angehen, und zeigen 
Sie auch einmal, daß Sie zur Anerkennung bereit 
sind und Vorteile, die wir erzielt haben, anerkennen. 
Sie vergeben sich dadurch nichts. 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Das habe ich 
getan!)  

Die nächste Wahl ist noch weit genug weg, Frau 
Kollegin. Lassen Sie uns bis dahin gemeinschaftlich 
für den Umweltschutz arbeiten und werben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Kollegin Michaele Hustedt. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Verehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als 
die Agenda 21 auf dem Erdgipfel in Rio verhandelt 
wurde, war Globalisierung nur in Fachkreisen ein 
Thema. Inzwischen ist sie aber in aller Munde. Nun 
kann man unter dem Gesichtspunkt sozialer Gerech-
tigkeit der Globalisierung durchaus positive 
Aspekte abgewinnen. Immerhin bekommen so die 
Habenichtse dieser Welt die Chance auf eine wirt-
schaftliche Entwicklung. 

Doch unter dem Gesichtspunkt der globalen Um-
weltprobleme bedeutet wi rtschaftliche Globalisie-
rung eine neue Dimension der Gefährdung unserer 
Lebensgrundlagen: Zum einen wird Umweltschutz 
durch den verschärften Wettbewerbsdruck in den al-
ten Industrienationen, auch in Deutschland, zuneh-
mend als luxuriöse Nebensache aufgefaßt. Zum an-
deren verschärft die Globalisierung direkt die Situa-
tion bei der Umweltzerstörung. Mit der Zunahme des 
Welthandels wachsen auch die Stoffströme und das 
Verkehrsaufkommen, überbieten sich die Staaten ge-
genseitig im Flächenverbrauch und Rohstoffver-
schwendung, und Effizienzsteigerungen in der Pro-
duktion werden oft schon durch die höheren Waren-
mengen wieder zunichte gemacht. Gleichzeitig sinkt 
der Einfluß der Nationalstaaten auf den internationa-
len Wirtschaftsprozeß. 

Um so wichtiger sind internationale Vereinbarun-
gen zum Klimaschutz, zum Umweltschutz und zur 
nachhaltigen Entwicklung. Leider muß man jedoch 
resümieren, daß die große Dynamik von Rio zum Er-
liegen gekommen ist. Auch für das Klimaschutzpro-
tokoll besteht die Gefahr, daß auf der Kyoto-Konfe-
renz kein oder nur ein unzureichendes Protokoll erar-
beitet wird. Wie kommt es dazu, daß auf diesen inter-
nationalen Konferenzen zur Zeit so wenig zustande 
kommt? Würden alle Staaten zusammen gleichzeitig 
die Tobin-Steuer, um das global wandernde Kapital 
zur Kasse zu bitten, und weltweit Energiesteuern ein-
führen, so würden alle Staaten davon profitieren. Im 
gegenseitigen Mißtrauen aber wetteifern die Natio-
nalstaaten statt dessen darum, die Umweltstandards 
zu reduzieren. Wenn alle so handeln, ist das Ergebnis 
der Globalisierung für alle katastrophal: weitere Be-
lastung für Natur, Umwelt und Klima. 

Der internationale Prozeß stockt aus meiner Sicht 
aber auch, weil die alten Industriestaaten der Offen-
sive der Bremser nicht entschieden entgegentreten, 
oder aber selbst zu den Bremsern gehören. Nehmen 
wir als Beispiele Australien, das Hand in Hand mit 
den Ölländern den Klimaschutz blockiert, oder Ka-
nada, das die Waldkonvention so gestalten will, daß 
sogar die letzten kanadischen Urwälder dem Raub-
bau zum Opfer fallen können. 

Zu den Bremsern gehören aber auch die internatio-
nalen Industrieverbände, die immer wieder Blocka-
den errichten. Erst fordern sie „joint implementa-
tion", dann Selbstverpflichtung und dann Zertifikate. 
Das sind allesamt untaugliche Mittel, aber allesamt 
gut für ein paar Jahre Verzögerung auf dem Weg 
zum internationalen Umweltschutz. Ich bin einmal 
gespannt, ob die Bundesregierung wieder auf den 
Zertifikatstrick hereinfallen wird. 

Deutschland und die EU gehören zwar nicht zu 
den aktiven Bremsern, aber die von vielen kleinen 
Staaten gewünschte Vorreiterrolle haben sie leider 
aufgegeben. Die würde darin bestehen, für folgende 
Forderungen einzutreten: ein CO2-Reduktionsproto-
koll, das die Industrienationen zu 20prozentiger 
Reduzierung bis zum Jahr 2005 verpflichtet; eine 
soziale und ökologische und keine neoliberale WTO; 
eine Weltsolaragentur als Gegenspieler der Interna-
tionalen Atomenergieagentur; eine Aufstockung der 
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Entwicklungshilfe auf die von Ihnen versprochenen 
0,7 Prozent des Bruttosozialproduktes; eine erwei-
terte Produzentenhaftung und vieles mehr. Die 
NGOs haben in ihrem Dokument „Umwelt und Ent-
wicklung, fünf Jahre nach Rio" die Forderungen sehr 
qualifiziert zusammengefaßt. Wir können sie darin 
nur unterstützen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Michael Müller [Düsseldorf] 

[SPD]) 

Es wirkt geradezu hilflos, wenn Sie in Ihrem An-
trag zur Umsetzung der Agenda 21 - auch in dem 
Redebeitrag von Herrn Lippold, der versucht hat, auf 
die internationale Ebene auszuweichen - das Stok-
ken der Umsetzung beklagen. Inte rnationale Kon-
ventionen - das sagt auch die Agenda 21 - leben von 
dem nationalen Handeln, von Vorreitern und von 
Vorreiterkoalitionen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Hier hat Deutschland außer dem Märchenbuch, ge-
nannt: „Nationalbericht Nachhaltige Entwicklung", 
kaum etwas zu bieten. 

Statt Selbstmitleid der Umweltministerin erwarten 
wir in Deutschland eine kämpferische Umweltpolitik. 
Dazu zählt die Einleitung eines Prozesses für einen 
nationalen Umweltplan, wie es schon 60 Staaten in 
der Welt getan haben - in diesem Punkt ist Deutsch-
land wieder Nachzügler -, und endlich ein wirkungs-
volles Klimaaktionsprogramm noch vor Kyoto. Das 
muß auf den Tisch! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Frau Merkel hat in letzter Zeit - zuletzt im „Spie-
gel" -Gespräch mit Greenpeace - immer wieder be-
dauernd festgestellt, daß sie von seiten der Umwelt-
bewegung nicht genügend Unterstützung findet. Ich 
möchte einmal aus dem Gespräch zitieren. Frau Mer-
kel, Sie haben gesagt: 

Ich halte es für bedauerlich und für einen strate-
gischen Fehler, daß es nur an sehr wenigen Punk-
ten Solidarität zwischen Umweltpolitik und Um-
weltverbänden gibt - das schwächt die Umwelt. 
Wirtschaftsminister und Wi rtschaftsverbände ge-
hen häufig gemeinsam vor, auch der Sozialmini-
ster und die Gewerkschaften oder die Autoprodu-
zenten und der Verkehrsminister. 

Sie und wir wissen, daß Sie, was die Umwelt betrifft, 
im Kabinett eine schwache Stellung haben und daß 
Sie deshalb Unterstützung aus der Gesellschaft brau-
chen. Doch, Frau Merkel, wobei sollen wir Sie denn 
eigentlich unterstützen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wo sind denn Ihre Anträge und Ihre Vorschläge, um 
in diesem Land tatsächlich beim Umweltschutz ein 
Stückchen voranzukommen? 

Sie haben zum Beispiel mit Rexrodt über mehr Um-
weltschutz im Energiewirtschaftsgesetz verhandelt. 
Was haben Sie dabei erreicht? Lediglich eine demü-
tige Bitte an die Stromkonzerne, bitte, bitte doch et-

was mehr für erneuerbare Energien und  Kraft-
Wärme-Kopplung zu tun. Für diese Lächerlichkeit 
haben Sie Ihre Zustimmung am Kabinettstisch für 
den Rexrodt-Entwurf verkauft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Frau Merkel, hätten Sie Ihre Zustimmung von einer 
Vorrangregel für umweltverträglich erzeugten Strom 
im Energiewirtschaftsgesetz abhängig gemacht, so 
hätten Sie unsere Unterstützung bekommen und die 
der ganzen Umweltbewegung dazu. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch) 

Derselbe Wirtschaftsminister legt derzeitig die Axt 
an das erfolgreiche Stromeinspeisungsgesetz. Rex-
rodt will dieses Instrument unwirksam machen. Er 
will die Einspeisevergütung drastisch senken und 
den Finanzierungszeitraum auf zehn Jahre begren-
zen. Wo, Frau Merkel, ist eigentlich Ihr Protest dage-
gen gewesen? Ihren öffentlichen Protest habe ich lei-
der nicht gehört. Warum legen Sie nicht einen eige-
nen, ökologisch orientierten Gesetzentwurf zur Fort-
entwicklung des Stromeinspeisungsgesetzes vor? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dafür, so kann ich sagen, würden wir sogar eine 
Demo für Sie auf die Beine stellen. Das wäre doch 
einmal ein anderes Gefühl als bei den Erfahrungen 
mit dem Castor. 

Sie jedoch, Frau Merkel, kapitulieren vor einem 
Minister, der schwächer nicht sein kann. Die „Wi rt

-schaftswoche" schreibt diese Woche: ein Minister 
ohne Echo und Ideen; es heißt von ihm, daß er nach 
Ostern abgelöst wird. Merken Sie denn nicht, daß Sie 
sich mit Ihrem Verhalten noch schwächer machen als 
der angeschlagenste Minister im Kabinett? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möchte ein letztes Beispiel nennen. In der De-
batte um die Steuerreform und die Senkung der 
Lohnnebenkosten hätten Sie es doch wie Norbert 
Blüm machen können. Als in seinem Bereich etwas 
anzubrennen drohte, da hat er auf den Tisch ge-
hauen und öffentlich gesagt: Das kann man mit mir 
nicht machen. Dafür hat er sogar die Männerfreund-
schaft mit Kohl riskie rt . Dann hat er seine sozialpoliti-
schen Truppen mobilisiert, damit die Renten nicht 
vollständig dem neoliberalen Mainstream geopfert 
werden. 

Diese Form öffentlichen Engagements vermissen 
wir bei Ihnen sehr. Gerade in der Steuerdiskussion 
hätten Sie doch eine Chance und hätten das Wo rt  er-
greifen müssen. 

Alle reden von einer Senkung der Lohnneben-
kosten. Diese muß ja gegenfinanziert werden. Die 
Mehrwertsteuererhöhung ist schon für die Änderun-
gen bei der Einkommensteuer verplant. Eine weitere 
Erhöhung der Staatsverschuldung kommt nicht in 
Frage. Also bleibt doch nur eine Energiesteuer. 
Warum sagen Sie, Frau Merkel, dann nicht: Blüm 
kann geholfen werden - durch eine Ökosteuer, um 
die Lohnnebenkosten zu senken? Innerhalb von acht 
Jahren könnten zum Beispiel mit dem grünen Modell 
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die Lohnnebenkosten um sechs Prozentpunkte ge-
senkt werden, aufkommensneutral, das heißt, sozial-
verträglich und wirtschaftsverträglich. Umweltver-
brauch verteuern und Arbeitskosten senken - das 
müßte Ihr öffentlicher Beitrag, Ihre öffentliche Forde-
rung in der Steuerdiskussion sein. Auch dafür bekä-
men Sie von unserer Seite jede Unterstützung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Den Kerosin-Antrag mußten wir, SPD und Grüne, 
einbringen. Der kam nicht von Ihnen. Es ist immer-
hin schön, daß Sie jetzt bereit sind, ihn zu unterstüt-
zen. 

Was aus Ihrer Fraktion kommt, ist im Vergleich 
dazu nur lächerlich. Zum Beispiel Ihr Antrag zum 
ökologischen Bauen: Damit werden wir überhaupt 
keinen Schritt vorankommen. Im Gebäudebereich 
gibt es - das wissen wir alle - gewaltige Einspar-
potentiale. Unterstützen Sie unseren Antrag, der vor-
liegt! Schaffen Sie einen wi rtschaftlichen Anreiz 
durch ein Energiepaßsystem! Verschärfen Sie end-
lich die Wärmeschutzverordnung, und kündigen Sie 
das nicht nur an! Das schafft dann auch Arbeitsplätze 
im Umweltschutz. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Liebe Frau Merkel und liebe CDU-Fraktion, un-
sere Anträge liegen auf dem Tisch - alles Anträge, 
die eigentlich aus Ihrem Hause, Frau Merkel, kom-
men müßten. 

Ich kann mich Thilo Bode von Greenpeace Interna-
tional nur anschließen, wenn er auf Ihre Einforde-
rung von Solidarität antwortet - Herr Lippold, da 
können auch Sie zuhören -: 

Wir können mit Ihnen nicht solidarisch sein, so-
lange Sie vor der Industrie in die Knie gehen und 
solange Ihre Politik nicht ausreicht, die Lebens-
grundlagen ... wirklich zu sichern. 

Dem ist nichts hinzuzufügen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Abgeordneten Birgit Homburger. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ende dieses Jahres findet in 
Kyoto die dritte Vertragsstaatenkonferenz zur Umset-
zung der Rio-Beschlüsse statt. Die Bilanz ist ernüch-
ternd. Wenn wir insbesondere im Bereich des inter-
nationalen Klimaschutzes die Entwicklung der letz-
ten fünf Jahre betrachten, dann bleibt nur zu sagen: 
Das kann es eigentlich noch nicht gewesen sein. 

Auf der letzten Klimakonferenz in Berlin haben 
nämlich alle Vertragsstaaten ein Verhandlungsman-
dat angenommen. Damit wurde die Bedeutung der 
Reduzierung klimarelevanter Gase auch über das 
Jahr 2000 hinaus anerkannt. Es war klar, daß der 
Verhandlungsprozeß auf Grund der unterschiedli-
chen Positionen schwierig werden würde. Durch die 

Annahme des Berliner Mandats war aber auch die 
Hoffnung gerechtfertigt, daß sich die Industrieländer 
ihrer speziellen Verantwortung für die weltweite Re-
duzierung der Treibhausgase bewußt sind. 

Als es jetzt allerdings zum wiederholten Male 
darum ging, konkrete Handlungsziele festzulegen, 
haben vor allem die USA, Japan, Kanada und Austra-
lien den Rückzug angetreten und noch nicht einmal 
dem europäischen Konsens hinsichtlich einer Redu-
zierung der Treibhausgasemissionen um 15 Prozent 
bis zum Jahre 2010, bezogen auf den Stand von 1990, 
zustimmen können. 

Dabei wissen wir alle, daß selbst diese europäi-
schen Vorgaben noch zu gering sind, wenn man im 
Klimaschutz vorankommen will. Da gerade Austra-
lien am ehesten von den Veränderungen der Erdat-
mosphäre, also beispielsweise vom Schwund der 
Ozonschicht, betroffen ist, finde ich es besonders un-
begreiflich, warum sich Australien dem Verhalten 
der anderen Industrieländer angeschlossen hat. 

Schon lange ist klar, daß den Industriestaaten im 
Bereich des Klimaschutzes eine besondere Rolle zu-
kommt. Sie müssen mit gutem Beispiel vorangehen. 
Wir erwarten nämlich einen dramatischen Anstieg 
von Treibhausgasemissionen in den sich gerade ent-
wickelnden Staaten wie beispielsweise China oder 
Indien. Erwartet man von diesen Ländern den nöti-
gen Beitrag zur Reduzierung der Treibhausgasemis-
sionen, so verlangt dies auch unverzichtbar die Be-
reitschaft der Industriestaaten zu konkreten und si-
cherlich unbequemen Reduktionsmaßnahmen bei 
sich selbst. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Nur so werden nämlich auch die sich entwickeln-
den Länder bereit sein, den Zuwachs ihrer Treib-
hausgasemissionen zu begrenzen. Ich finde es be-
dauerlich, daß wir in Berlin vor zwei Jahren keine 
Einigung auf der Basis des Protokollentwurfs der 
AOSIS-Staaten erzielen konnten. 

Immerhin konnten sich jetzt die EU-Umwelt-
minister  einigen, bis zum Jahre 2010 die Treibhaus-
gasemissionen um 15 Prozent zu reduzieren. Das 
kann aber erst der Anfang sein. Mit den derzeitigen 
Planungen zur Verminderung der Treibhausgasemis-
sionen würde die EU lediglich eine Reduzierung um 
10 Prozent erreichen. Das zeigt deutlich, daß noch 
großer Handlungsbedarf besteht, und zeigt auch, 
daß natürlich selbst innerhalb der Europäischen 
Union die Verhandlungen unheimlich schwierig 
sind. 

Ich bedaure, daß sich die EU-Umweltminister nicht 
dem Vorschlag der Bundesrepublik - dieser ging ja 
weiter - anschließen konnten. Ich finde es anderer-
seits erfreulich, daß im Rahmen dieses schwierigen 
Prozesses erreicht wurde, daß man sich in Europa 
jetzt einig ist. Denn wenn wir ohne eine gemeinsame 
Position in diese Verhandlungen gegangen wären, 
dann wäre die Aussicht auf einen Erfolg noch viel ge- 
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ringer gewesen. Deswegen hat sich Frau Merkel hier 
einen großen Verdienst erworben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das heißt nicht, daß wir in der Europäischen Union 
jetzt nicht weiter hartnäckig bleiben müßten. Wir 
müssen daran arbeiten, die Treibhausgasemissionen 
weiter zu reduzieren, und verstärkt die Zusammenar-
beit mit den Ländern in Europa suchen, die mit uns 
einen fortschrittlichen Kurs in der Klimaschutzpolitik 
vertreten. 

Frau Hartenstein, jetzt zum nationalen Ziel der 
CO2-Emissionsminderung. Die F.D.P. und auch die 
Koalition halten nach wie vor an dem nationalen Ziel 
fest, die CO2-Emissionen bis zum Jahre 2005 um 
25 Prozent zu senken. 

(Rolf Köhne [PDS]: Nicht nur reden!) 

- Herr Köhne, wenn Sie so viel fordern würden, wie 
wir handeln, dann wäre schon viel gewonnen. 

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
geht davon aus, daß wir mit den jetzt ergriffenen Kli-
maschutzmaßnahmen eine Reduktion der CO2-Emis-
sionen um etwa 14 Prozent gegenüber 1990 errei-
chen. Andere Institute sagen eine Reduktion um bis 
zu 17 Prozent voraus. Ich will in diesen Streit gar 
nicht eintreten. Sicher ist, daß es zusätzlicher Maß-
nahmen bedarf. Ich werde nachher auf eine weitere 
Maßnahme eingehen, die wir gerade in diesen Tagen 
verabschiedet haben. Ich sage nur: Es gibt aktivier

-bare Potentiale zur Minderung von CO2-Emissionen 
in der Bundesrepublik Deutschland, die heute nicht 
nur ökologisch, sondern auch ökonomisch sinnvoll 
im Rahmen der gegebenen Bedingungen genutzt 
werden können. Die müssen wir uns erschließen. 

Die F.D.P. hat im Januar einen Klimaschutzkongreß 
abgehalten und alle diese Potentiale ausdrücklich 
aufgezeigt. Wir werden jetzt weiter daran arbeiten, 
diese Potentiale zu erschließen, so daß das Ziel der 
Senkung der CO2-Emissionen um 25 Prozent erreicht 
werden kann. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Möglichkeiten zur Steigerung der Energieeffi-
zienz, zum Energiesparen und zum Einsatz regenera-
tiver Energien sind weitaus größer, als man denkt. 
Gerade der Bereich Bauen und Wohnen, auf den gut 
20 Prozent der CO2-Emissionen und knapp 30 Prozent 
des Primärenergieverbrauchs entfallen, weist große 
Reserven bei der Energieeinsparung auf. 

Das Niedrigenergiehaus ist heute Stand der Tech-
nik und erschwinglich. Die Solarthermik zur Nut-
zung der Sonnenenergie für Heizung und Warmwas-
ser ist ebenfalls ausgereift. Deshalb unterstützen wir 
von seiten der F.D.P. - das ist eine der Maßnahmen, 
bei denen Sie uns immer vorwerfen, daß sie nicht 
stattfinden würden; hören Sie also gut zu - die Auf-
stockung des KfW-Programms zur CO2-Minderung 
um 2 Milliarden DM, mit dem die Verbesserung der 
Wärmedämmung und die Umstellung veralteter Hei-
zungen gefördert wird. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Auch in vielen Betrieben gibt es Potentiale zur 
sparsamen und klimafreundlichen Energieversor-
gung und zur Energieeinsparung, die nicht ausge-
nutzt werden, obwohl sie - wie ich gerade erläutert 
habe - auch heute schon ökonomisch sinnvoll wären. 
Ich will sie nicht alle einzeln aufzählen. Wir haben 
uns schon im Ausschuß darüber ausgetauscht, teil-
weise auch schon im Plenum. 

Um diese Potentiale zu erschließen, forde rt  die 
F.D.P. eine Informationsinitiative der Architekten, der 
Ingenieurbüros, der Indust rie- und Handelskammern 
und der Handwerkskammern. Gerade bei der Viel-
zahl der kleinen und mittleren Betriebe liegen Poten-
tiale brach, da sich diese Bet riebe natürlich keine 
Stabsabteilungen mit Umweltfachleuten leisten kön-
nen. Daher ist es notwendig, daß man Beratung und 
Unterstützung gibt. Diese Bet riebe sind auf Unter-
stützung von außen angewiesen. Diejenigen, die ge-
genüber der Bundesregierung die Verpflichtung ein-
gegangen sind, müssen jetzt denjenigen helfen, die 
diese Potentiale erschließen können. Dazu fordern 
wir auf. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir sehen die Industrie in besonderer Verantwor-
tung. Ich habe das schon mehrfach von dieser Stelle 
aus gesagt; ich möchte das nicht noch einmal näher 
ausführen. Die Selbstverpflichtung, die die Industrie 
eingegangen ist und die wir akzeptiert haben, bringt 
es mit sich, daß die Maßnahmen jetzt ergriffen wer-
den müssen. 

Die F.D.P. setzt sich erfolgreich für die richtigen 
Rahmenbedingungen ein, um solche Potentiale zu 
aktivieren. Die Entscheidung der Koalition, in der EU 
eine Initiative zur Einführung eines eigenen und hö-
heren Mehrwertsteuersatzes auf den Energiever-
brauch zu ergreifen, ist der Einstieg in die Umset-
zung des Konzeptes der F.D.P. für mehr Arbeits-
plätze, weniger Steuern und eine bessere Umwelt. 
Damit wollen wir den Verbraucher veranlassen, ver-
antwortungsvoll und sparsam mit dem Rohstoff Ener-
gie umzugehen, allerdings - im Gegensatz zu den 
Grünen - ohne die Steuerlast insgesamt zu erhöhen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Denen fällt doch 
sonst nichts ein!)  

Denn gleichzeitig und in stärkerem Maße sollen die 
direkten Steuern verringert werden. 

Die F.D.P. erwartet, daß Bundesfinanzminister Wai-
gel ernsthaft und mit Nachdruck in Brüssel über die-
sen dritten Mehrwertsteuersatz verhandelt. Das muß 
allerdings von den anderen Resso rts der Bundesre-
gierung ein bißchen stärker flankie rt  werden. Des-
halb, Frau Ministerin Merkel, fordere ich Sie auf, daß 
Sie im Umweltministerrat eine offizielle Initiative in 
dieser Richtung starten, unterstützen, was wir Herrn 
Waigel als Auftrag gegeben haben, und in Brüssel 
Druck für dieses Modell machen. 

Frau Hustedt, Sie haben das Modell der Grünen 
vorgetragen und dabei wieder vergessen zu sagen, 
daß dieses Modell lediglich eine Umschichtung, aber 
mitnichten eine Senkung der Belastungen der Bürge-
rinnen und Bürger bedeutet. Es kann keine Lösung 
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sein, mit einer Ökosteuer soziale Sicherungssysteme 
zu finanzieren. Vielmehr muß man die sozialen Si-
cherungssysteme an sich reformieren, wenn man 
will, daß sie auf Dauer tragfähig sein sollen. Es kann 
da nicht ein Verschiebebahnhof gemacht werden, 
wie Sie ihn heute wieder vorgeschlagen haben. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Homburger, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Abgeordneten Hustedt? 

Birgit Homburger (F.D.P.): Ja. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Homburger, zur Zeit wird gerade diskutiert, ob 
wir die Maastricht-Kriterien erreichen oder nicht. Ich 
stimme Ihnen zu, daß man gucken muß, wo man ein-
spart. Stimmen Sie mir dann auch zu, daß wir wahr-
scheinlich alle Einsparungsmöglichkeiten brauchen, 
um nicht noch weitere Waigelsche Haushaltslöcher 
entstehen zu lassen? 

Wenn Sie dem zustimmen, stimmen Sie mir dann 
des weiteren zu, daß Sie kein Konzept haben, wie 
das Geld für die Senkung der Lohnnebenkosten auf-
gebracht werden kann, 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Wie kommen Sie dar-
auf?) 

und daß vor diesem Hintergrund eine ökologische 
Steuerreform, verbunden mit einer Verschiebung 
von der direkten zur indirekten Besteuerung, ein 
sinnvoller und der einzig realistische Weg ist, um die 
Lohnnebenkosten in relevanter Höhe zu senken, so 
wie es auch andere europäische Staaten tun? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Birgit Homburger (F.D.P.): Es ist schön, Frau Kolle-
gin Hustedt, daß auch die Grünen zwischenzeitlich 
begriffen haben, 

(Klaus Lennartz [SPD]: Nicht so arrogant!) 

daß die zu hohen, leistungsfeindlichen direkten Steu-
ern gesenkt werden müssen, und sich damit der Posi-
tion der F.D.P. anschließen, daß eine Umschichtung 
hin zu den indirekten Steuern erfolgen muß. Das ist 
das eine, was ich Ihnen sagen will. Das tragen wir 
vollständig mit. 

Nur: Die Umschichtung von den direkten zu den 
indirekten Steuern hat überhaupt nichts mit den Bei-
trägen zu den sozialen Sicherungssystemen - Rente, 
Arbeitslosenversicherung etc. - zu tun. 

Wir haben sehr wohl ein Konzept, um die Lohnzu-
satzkosten zu senken. Wenn Sie die Lohnzusatzko-
sten senken wollen, dann müssen Sie Reformen im 
Bereich der sozialen Sicherungssysteme einleiten, 
die dafür sorgen, daß diese Systeme finanzierbar 
werden, und zwar in sich selbst und nicht so, daß bei 
den Steuern ein Verschiebebahnhof angefangen  

wird, daß also die Steuern erhöht und die Einnahmen 
dann in die sozialen Sicherungssysteme verschoben 
werden. Damit würde der Zusammenhang zwischen 
Beitragszahlung und Leistung aufgehoben, und auch 
der Gedanke der Verantwortung würde völlig aus 
dem System verschwinden. Das werden Sie auf 
Dauer überhaupt nicht halten können. Deswegen ist 
der Ansatz, den Sie haben, völlig falsch. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Detlev von Larcher [SPD]: Sie reden doch 

Unsinn!) 

Was den Klimaschutz betrifft, so zählt zu den Rah-
menbedingungen - ich kann bei den Grünen blei-
ben - auch die Frage des Energiemix und der fossi-
len Energieträger und damit natürlich auch der 
Kohle. Jetzt will ich Ihnen einmal vorlesen, was Sie 
bisher auch so gesehen haben, Frau Kollegin Hu-
stedt. In Ihrem Bundestagswahlprogramm von 1994 
steht nämlich: 

Mit hohen Subventionen für die heimische Stein-
kohle wird der Raubbau an der Natur in Form der 
Nordwanderung des Steinkohlenbergbaus vor-
angetrieben. Die damit verbundene Zerstörung 
der Umwelt kann nicht weiter hingenommen 
werden. Die Subventionen müssen in deutlichen 
Schritten abgebaut werden. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Siehe da! - Zuruf der 
Abg. Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Was die Grünen ange-
sichts der Demonstrationen letzte Woche dargeboten 
haben, ist purer Opportunismus. Sie haben für den 
kurzfristigen Jubel der Masse ihre Grundsätze über 
Bord geworfen und sind deswegen beim Klimaschutz 
unglaubwürdig geworden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Jetzt will ich Ihnen ein paar Takte zu dem Ände-
rungsantrag sagen, den Sie hier gestellt haben. In 
der Tat, Frau Kollegin Hustedt, haben Sie zusammen 
mit der SPD zur Beschlußempfehlung des Umwelt-
ausschusses den Änderungsantrag eingereicht, daß 
die Besteuerung des Kerosins europaweit erfolgen 
solle. Uns jetzt vorzuwerfen, daß Sie dies hier heute 
hätten beantragen müssen und daß die Koalition sich 
wieder nicht bewegt habe, ist ja wohl das Letzte. Wir 
haben in der letzten Woche im Umweltausschuß und 
auch im Finanzausschuß eine gemeinsame Entschlie-
ßung genau dieses Inhalts gefaßt. 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das war nicht Ihre Initia

-

tive!)  

Da hätte man im Hinblick auf das, was man jetzt hier 
nachträglich einbringt, auch einmal fragen können, 
ob die anderen vielleicht mitmachen wollen, so daß 
man das von vornherein gemeinsam hätte machen 
können. 

Was Sie wollten - das haben Sie in Ihrer Rede of-
fenbart -, war, uns hier vorzuführen. Das machen wir 
nicht mit, weil wir sagen: Da, wo gemeinsame Posi- 
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tionen sind, werden sie auch gemeinsam vertreten. 
So sollten wir im Sinne der Umwelt verfahren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es gibt noch eine Reihe weiterer Punkte im Steuer-
reformpaket, Frau Kollegin Hustedt, bei denen sich 
die F.D.P. im Sinne der Umwelt durchgesetzt hat. 
Dies gilt beispielsweise für die Einführung einer ver-
kehrsmittelunabhängigen Entfernungspauschale. 

Ich sage Ihnen auch noch folgendes: Wir hatten 
uns in der Koalition darauf geeinigt, daß die Kfz- 
Steuer ab 2003 auf die Mineralölsteuer umgelegt 
wird. Dies wurde zu unserem großen Bedauern nun 
im Vermittlungsausschuß gekippt. Damit haben die 
Länder eine große Chance vertan, in der Verkehrspo-
litik einen echten Anreiz zur Verkehrsvermeidung zu 
geben und gleichzeitig zur Steuervereinfachung bei-
zutragen. Die rot-grün regierten Länder haben im 
Vermittlungsausschuß erzwungen, daß über diesen 
Vorschlag abgestimmt wird. 

Wenn Sie immer wieder - auch in Parteiprogram-
men - sagen, daß Sie die Umlegung der Kfz-Steuer 
auf die Mineralölsteuer wollen, auf der anderen Seite 
aber diese Kirchturmspolitik der Länder mitmachen, 
dann sind Sie unglaubwürdig und sollten beim 
Thema Klimaschutz den Mund halten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Ina  Albowitz [F.D.P.]: Das ist vorsichtig for

-muliert!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Sie müssen zum Schluß kommen. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Ich komme zum Ende, 
Herr Präsident. 

- Insofern denke ich, daß wir hier bereits eine Reihe 
von Punkten diskutiert haben. Was die Diskussion in 
der Enquete-Kommission des Deutschen Bundesta-
ges und den Versuch angeht, gemeinsam zu Positio-
nen zur Nachhaltigkeit zu kommen, wird die F.D.P. 
selbstverständlich auch weiterhin im Sinne der Um-
welt mitarbeiten. 

Danke. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Detlev von Larcher [SPD]: Ich bin schwer 

beeindruckt!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Rolf Köhne das Wo rt . 

Rolf Köhne (PDS): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Vor gut zwei Jahren haben wir in 
diesem Hause zum ersten Mal in dieser Legislatur-
periode über Klimaschutz diskutiert. Es ist also Zeit, 
Bilanz zu ziehen. Bereits damals lagen einige An-
träge, über die wir heute in zweiter Lesung beraten, 
auf dem Tisch. Man beachte einmal die Druck-
sachennummern: Die erste Drucksache hatte die 
Nummer 183, glaube ich. Das war ein Antrag von der 
SPD. Jetzt sind wir bei etwa 7 300. 

Von uns wurde damals der Antrag auf Erlaß der 
Wärmenutzungsverordnung eingebracht. Dieser An-
trag hätte zügig beschlossen und in die Tat umge-
setzt werden können; die Wärmenutzungsverord-
nung liegt ja fertig in der Schublade. Besonders wir-
kungsvoll wäre es gewesen, wenn zusätzlich eine 
Energiesteuer oder die von uns vorgeschlagene Men-
genregulierung von Energierohstoffen beschlossen 
worden wäre. 

Es wäre relativ zügig zu einem ökologischen Um-
bau in der Wirtschaft gekommen, und es wären auf 
jeden Fall zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen wor-
den. Die technisch möglichen Energiesparpotentiale 
werden auf zirka 40 Prozent geschätzt, und sie hätten 
so langfristig erschlossen werden können. Heute, 
zwei Jahre später, hätten wir also erste Ergebnisse 
verzeichnen können. 

Sie aber, meine Damen und Herren von der Koali-
tion, haben sich damals entschlossen, auf die Selbst-
verpflichtungen der Industrie zu setzen. Diese 
Selbstverpflichtungen sind in der Regel jedoch nur 
die Fortschreibung ohnehin bestehender technischer 
Trends. Bestenfalls wird es zu vorgezogenen Investi-
tionen kommen. Statt Ergebnisse haben wir also, wie 
man der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der SPD entnehmen kann, viel beschriebe-
nes Papier und verbale Bekenntnisse. 

Die in Ihrer Antwort auf die Frage nach den ange-
strebten Reduktionszielen dargelegten Zahlen sind 
ziemlich nebulös. Ehrlicherweise hätte man die CO2- 
Minderung, die sich aus der Deindustrialisierung in 
Ostdeutschland bereits ergeben hat, herausrechnen 
müssen. Dann wäre nämlich deutlich geworden, daß 
sich die Industrie stellenweise zu nichts verpflichtet 
hat. Die Deindustrialisierung im Osten hat bereits un-
gefähr 13 Prozent erreicht. Das hat nichts mit Ihrer 
Klimaschutzpolitik zu tun. Das muß beachtet werden, 
sonst ist man unehrlich. 

Außerdem besteht nach wie vor die Gefahr, daß 
alle Bemühungen in Industrie und Haushalten durch 
die weitere Zunahme des Verkehrs konterkariert 
werden. Es nützt wenig, den spezifischen Kraftstoff-
verbrauch - zudem völlig unzureichend - zu senken, 
wenn im Gegenzug mehr Autos auf der Straße fah-
ren. Ein verstärkter Ausbau des öffentlichen Ver-
kehrs ist deshalb dringend erforderlich. 

(Beifall bei der PDS sowie des Abg. Albert 
Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Liebe Kollegin Homburger, ein Wo rt  zu den Kohle-
subventionen. Der angestrebte Abbau dieser Sub-
ventionen war sozial völlig unverträglich. Darum 
ging es. Der Einsatz heimischer Steinkohle wäre 
nicht einfach aus Klimaschutzgründen gestrichen 
worden, sondern die heimische Steinkohle wäre 
durch Importkohle ersetzt worden. Das hätte über-
haupt nichts genützt. Das Ganze hat mit Klimaschutz 
überhaupt nichts zu tun. Diese Bemerkung hätten 
Sie sich sparen können. 

(Beifall bei der PDS - Ku rt-Dieter G rill 
[CDU/CSU]: Das kann nur ein Traumtänzer 

sagen!) 
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Nun noch ein Wort an den Kollegen Lippold: Herr 
Lippold, ich vergebe mir nichts, wenn ich hier zu-
gebe, daß die Bundesrepublik Deutschland im inter-
nationalen Vergleich in einigen Punkten nicht 
schlecht dasteht. 

(Dr. Renate Hellwig [CDU/CSU]: Na bitte!  - 
Clemens  Schwalbe [CDU/CSU]: Sie haben 

nichts dazu beigetragen!) 

Unter den Blinden ist der Einäugige König. 

(Lachen bei der PDS) 

Wenn man ehrlich ist, sollte man außerdem beach-
ten, daß gerade unsere Nachbarländer, die kleinen 
Länder Dänemark, Niederlande, Schweiz und Öster-
reich, in einigen Punkten durchaus Vorbilder sind. 

Aber darum geht es nicht. Es geht nicht darum, 
wie wir im internationalen Vergleich dastehen. Weil 
alle anderen schlecht sind, ist das noch lange kein 
Grund, auch schlecht zu sein. Es kommt darauf an, 
daß wir die notwendigen Maßnahmen ergreifen. Das 
Klimaschutzziel, bis 2005 den CO2-Ausstoß um 
25 Prozent zu verringern, ist nur ein Meilenstein auf 
dem weiten Weg zu einer nachhaltig zukunftsfähi-
gen Gesellschaft. Bis Mitte des nächsten Jahrhun-
derts müssen wir unseren Energieverbrauch halbie-
ren und zu mehr als 80 Prozent aus regenerativen 
Quellen decken. Dies ist nur ein Parameter. Insge-
samt müssen wir alle Stoffströme der materiellen 
Produktion drastisch reduzieren und den Flächenver-
brauch stoppen. 

(Beifall bei der PDS) 

Das Ziel einer nachhaltig zukunftsfähigen Gesell-
schaft wird mittlerweile breit akzeptiert. Auch die 
Bundesregierung hat sich immer dazu bekannt. Doch 
Konsequenzen hat das bis jetzt nicht gehabt. Trotz 
richtiger Erkenntnisse und trotz richtiger Umwelt-
ziele unterläßt diese Bundesregierung alles, was den 
Profit schmälern könnte. Man sollte aber bedenken, 
daß es das kapitalistische Profitprinzip mit seinem 
immanenten Wachstumszwang ist, 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Wer hat denn 
das aufgeschrieben?) 

das die ökonomische Entwicklung über die Grenzen 
der Natur hinauszutreiben versucht. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Das ist ja eine 
unglaubliche wissenschaftliche Analyse!) 

- Ja, genau. 

Außerdem gibt es nicht nur im Umweltbereich Zu-
kunftsunfähigkeit. Eine Gesellschaft, die dauerhaft 
Menschen aus ihrem Kreis ausschließt, die Arbeitslo-
sigkeit, Armut und Obdachlosigkeit hervorbringt 
und die Schere zwischen Arm und Reich immer grö-
ßer werden läßt, ist zukunftsunfähig. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich erinnere deshalb an die Konferenz von Rio, auf 
der damals formuliert wurde: 

Die Menschheit steht an einem entscheidenden 
Punkt ihrer Geschichte. Wir erleben eine zuneh

-

mende Ungleichheit zwischen Völkern und in-
nerhalb von Völkern, eine immer größere Armut, 
immer mehr Hunger, Krankheit und Analphabe-
tentum sowie eine fortschreitende Schädigung 
der Ökosysteme, von denen unser Wohlergehen 
abhängt. 

Diese Fragen werden aber systematisch aus der 
Debatte um Nachhaltigkeit herausgehalten. Das 
kann man auch dem vorliegenden Be richt der Bun-
desregierung zu diesem Thema entnehmen. 

Wenn wir wirklich zu einer nachhaltig zukunftsfä-
higen Welt kommen wollen, müssen mindestens 
zwei fundamentale Regeln neben den bekannten 
ökologischen Regeln eingehalten werden: Erstens 
muß jeder Mensch die Möglichkeit haben, durch ei-
gene Arbeit die notwendigen Mittel für seinen Le-
bensunterhalt zu erwerben. Es ist Aufgabe der Ge-
sellschaft, den Arbeitsprozeß entsprechend zu orga-
nisieren. 

Zweitens. Die Erde und ihr Reichtum gehören al-
len Menschen und allen zukünftigen Generationen 
gleichermaßen. Allen Menschen sind deshalb glei-
che Nutzungschancen und Zugangsmöglichkeiten 
zu den natürlichen Ressourcen und ein ungefähr 
gleich großer Anteil am Umweltraum einzuräumen. 
Entsprechende unveräußerliche Rechte wären des-
halb zu etablieren. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zu einer Kurz-
intervention zu der Rede von Frau Homburger gebe 
ich das Wort  dem Abgeordneten Albert Schmidt. 

Albert Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Verehrte Frau Kollegin Homburger, Sie 
haben in Ihrem Redebeitrag aus der Mitte der F.D.P., 
der Partei der wirtschaftlichen Kompetenz, die er-
staunliche und wegweisende These aufgestellt und 
vorgetragen, daß die Belastung durch die Lohn-
nebenkosten mit dem Steuersystem überhaupt nichts 
zu tun habe. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Das habe ich 
nicht gesagt!) 

- Ich habe Sie so verstanden, weil Sie gesagt haben, 
Sie wollen das nicht gegeneinander verschieben. Sie 
können das nachher gerne korrigieren. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Verschieben ist etwas 
anderes!) 

Ich möchte Ihnen an einem Beispiel dokumentie-
ren, wie weit sich die Einsicht herumgesprochen hat, 
daß das eine mit dem anderen zu tun hat, daß in Mil-
liardenhöhe Leistungen, die eigentlich steuerfinan-
ziert werden müßten, in die Sozialkassen abgedrängt 
worden sind und deshalb die sozialen Systeme so 
sehr in Bedrängnis geraten sind. 

Ich möchte das an dem Beispiel der Kerosinsteuer 
dokumentieren, indem ich Ihnen wenige Sätze zur 
Kenntnis gebe, die in der vergangenen Woche nicht 
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von den Grünen, sondern vom Diözesanrat der 
Katholiken im Bistum Passau formuliert worden sind. 
Hören Sie bitte genau zu! 

An die Politiker appellieren wir, sich dafür einzu-
setzen, daß auf Flugbenzin endlich eine ange-
messene Steuer erhoben wird. 

Jetzt kommt es, Frau Homburger: 

Warum verzichtet man darauf, die arbeitsplatz-
vernichtenden hohen Lohnzusatzkosten zu sen-
ken und den Ausfall für die Staatsfinanzen durch 
eine Kerosin-Steuer mit jährlichen Einnahmen in 
Milliardenhöhe zu kompensieren? 

Das genau ist der Zusammenhang. 

Ich sage Ihnen: Das ist die älteste Subvention in 
Milliardenhöhe in Deutschland. Sie wollen doch Sub-
ventionen abbauen. Diese Subvention, die Steuerbe-
freiung von Kerosin, stellt jede Steinkohlesubven-
tion in den Schatten. Wo war ihr Kampf gegen den 
Abbau dieser Subventionen, und wo ist er heute? 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Letzter Satz, verehrte Frau Kollegin Homburger: 
Wenn Sie heute bestätigen wollen, daß Sie durchaus 
diesen Zusammenhang sehen und daß es sich nicht 
um einen Verschiebebahnhof handelt, 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Die Grünen wollen 
immer verschieben!) 

sondern daß es darum geht, die Leistungen in dem 
Bereich zu finanzieren, dem sie einzuordnen sind, 
das heißt: soziale Leistungen durch die sozialen Kas-
sen, aber steuerfinanzierte Leistungen durch Steu-
ern. Dann, glaube ich, wären wir uns ein großes 
Stück nähergekommen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin 
Homburger, Sie haben die Möglichkeit zu antworten. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Herr Kollege Schmidt, 
ich habe hier in keiner Weise gesagt, daß die Höhe 
der Lohnnebenkosten und die Höhe der Steuern 
nichts miteinander zu tun hätten. Ich habe im Gegen-
teil zum Ausdruck gebracht, daß es sich um zwei fi-
nanzielle Belastungen handelt, die beim Bürger als 
gleich angesehen werden. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aber die Auswirkung ist 

unterschiedlich!) 

Den Bürgerinnen und Bürgern ist egal, ob sie hohe 
Steuern zahlen oder die Lohnzusatzkosten gestiegen 
sind. Wenn sie netto deutlich weniger in der Tasche 
haben, ist es egal, woraus das resultiert. 

(Klaus Lennartz [SPD]: Das ist eine vertei

-

lungspolitische Komponente! Das ist Ihnen 
vielleicht entgangen! Ein bißchen mehr 

ökonomischer Sachverstand!) 

Das heißt: Die Belastungen, ob durch Steuern oder 
Lohnzusatzkosten, sind zu hoch. - Das ist die Fest-
stellung, die ich getroffen habe. 

Jetzt zu der Frage: Welches Problem wird wo ge-
löst? Ich stimme mit Ihnen überein, wenn Sie sagen, 
daß wir die Probleme mit den Lohnzusatzkosten auch 
innerhalb der sozialen Sicherungssysteme lösen müs-
sen. Es ist aber ein Irrglaube, daß wir die Probleme 
allein durch die Ausgliederung der versicherungs-
fremden Leistungen lösen könnten. Die Probleme in 
der Rentenversicherung, auch in der Kranken- und 
in der Arbeitslosenversicherung resultieren doch 
nicht allein aus den versicherungsfremden Leistun-
gen. Das ist ein kleiner Teil der Debatte. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ein großer Teil!) 

Darüber sprechen wir. Die Experten streiten außer-
dem darüber, was überhaupt als versicherungs-
fremde Leistung anerkannt wird. 

(Klaus Lennartz [SPD]: Neue F.D.P.-Theo rie!) 

Ich sage Ihnen: Eine Diskussion über versiche-
rungsfremde Leistungen können wir nicht in der 
heutigen Debatte führen. Das ist aber auch nicht der 
ganze Teil der Miete, sondern nur ein kleiner Teil. 
Hinzu kommen muß eine Reform der Systeme der so-
zialen Sicherung, um die Kosten zu senken und da-
mit auch die Lohnzusatzkosten. Nichts anderes habe 
ich vorhin gesagt. 

Ich befinde mich in voller Übereinstimmung mit 
meiner Partei und auch mit dem Sachverstand drau-
ßen. 

(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Welche 
Drohung!) 

Warum sonst reden wir über die Rentenreform? 
Warum sonst haben wir heute morgen über die Kran-
kenversicherung diskutiert? Warum sonst reden wir 
über das Arbeitsförderungs-Reformgesetz und ande-
res mehr? 

(Klaus Lennartz [SPD]: Weil Sie diese Repu

-

blik an den Abgrund gesteuert haben! 
Diese marode Regierung!) 

Das hängt doch alles damit zusammen. 

Der letzte Punkt: die Sache mit der Flugbenzin-
steuer. Wir sind uns vollkommen einig. Hier ist ge-
meinsam ein Änderungsantrag gestellt worden. Ich 
weiß überhaupt nicht, warum Sie uns angreifen. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Weil Sie nichts tun!) 

Wenn Sie schon meinen, Sie müßten auf Grund mei-
ner Rede intervenieren, dann sollten Sie sich vorher 
wenigstens vernünftig informieren. 

(Beifall des Abg. Walter Hirche [F.D.P.] - 
Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie regieren! Wir können 
Anträge stellen! Das ist der Unterschied! 

Sie können handeln!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit, Dr. Angela Merkel, das Wo rt . 
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Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! 1997 ist ein wichti-
ges Jahr für den internationalen Umweltschutz und 
damit natürlich auch für die Umweltpolitik in diesem 
Lande. Ich glaube, wir sollten die Chance dieser De-
batte nutzen, um in aller Seriosität über die Probleme 
zu sprechen. Ansonsten werden wir den Menschen 
draußen keine glaubwürdigen Antworten geben 
können. 

Dazu gehört, daß wir, weil die Entwicklung im 
wirtschaftlichen Bereich stark international ausge-
richtet ist - wir beschreiben das mit dem Schlagwort 
der Globalisierung -, auch in der Umweltpolitik Ant-
worten auf diese globalen Wirtschaftsentwicklungen 
finden müssen. Ansonsten werden wir am Rande ei-
ner solchen Debatte stehen. 

Wir können feststellen, daß wir in den letzten Jah-
ren Fortschritte im Bereich der Bekämpfung von Um-
weltschäden verzeichnen konnten, die sich vor allen 
Dingen in Ort und Zeit sehr stark haben lokalisieren 
und bestimmen lassen, und daß wir heute vor voll-
kommen neuen Umweltproblemen stehen, die sehr 
viel diffuser und sehr viel schwerer an einer Stelle 
festzumachen sind. Ich nenne hierfür die Schädi-
gung der Ozonschicht, den Klimawandel und den 
Rückgang der Artenvielfalt: weltweit, genauso aber 
auch bei uns. Auch nenne ich hier das Bevölkerungs-
wachstum, das wieder sehr viel mit den ökonomi-
schen Randbedingungen zu tun hat, das aber auch 
ökologisch erhebliche Auswirkungen hat. 

Deshalb kann man gar nicht hoch genug schätzen, 
was vor fünf Jahren in Rio gemacht wurde, nämlich 
als Leitbild für die zukünftige Entwicklung in allen 
Bereichen den Begriff der „nachhaltigen Entwick-
lung" festzuschreiben, der eine ökologische, ge-
nauso aber eine soziale und eine ökonomische Di-
mension hat. Das heißt, wir müssen integriert denken 
lernen. Umweltpolitik muß in die verschiedenen an-
deren Politikbereiche hineingehen. Daß dies die 
Bundesregierung schrittweise tut - ich sage schritt-
weise, weil wir es auch erst lernen müssen -, doku-
mentiert sich in unserem Bericht, den wir der Sonder-
generalversammlung fünf Jahre nach Rio abgegeben 
haben. Er zeigt, daß dieser Rio-Gipfel eben nicht nur 
Auswirkungen auf die Umweltpolitik hatte, sondern 
auch auf die Politik im Verkehrs-, Wirtschafts-, Land

-

wirtschafts- und sonstigen Bereichen. 

Wir wissen nun, daß die ökonomische, soziale und 
ökologische Dimension zusammen diskutiert werden 
müssen. Ich bin sehr dankbar, daß dies in der En-
quete-Kommission des Deutschen Bundestages ge-
schieht. Genau dies machen wir auch in unserer so-
genannten Schritte-Diskussion, das heißt, Schritte zu 
einer nachhaltigen Entwicklung mit allen gesell-
schaftlichen Gruppen, die sich dafür interessieren 
und versuchen, die nächsten notwendigen Schritte 
zu bestimmen. Das müssen natürlich Schritte insbe-
sondere in Handlungsfeldern sein, bei denen wir wis-
sen, daß die Abweichung von dem Prinzip der nach-
haltigen Entwicklung am größten ist. 

Nun ist es natürlich nicht mehr ganz so simpel wie 
früher, als man einfach für seinen Umweltstandpunkt  

streiten konnte; denn wenn man sich zum Prinzip der 
nachhaltigen Entwicklung bekennt, dann hat das im-
mer zur Folge, daß man die soziale und ökonomi-
sche Dimension mitbedenken muß. 

(Klaus Lennartz [SPD]: Das ist nun einmal 
so!) 

Dies birgt natürlich auch die Gefahr, daß jeder, dem 
auf dem Gebiet der Umweltpolitik etwas nicht paßt, 
rasch in die soziale oder ökonomische Dimension 
ausweicht, manchmal mit guten Gründen, manchmal 
aber auch - das sage ich ganz klar - mit schlechten 
Gründen. Mit dieser A rt  der Diskussion werden wir 
uns als Umweltpolitiker auch sehr offensiv auseinan-
dersetzen müssen. 

Wir haben Ihnen einen Be richt über die umweltge-
rechte und nachhaltige Entwicklung in Deutschland 
vorgelegt, den wir auch international bei der CSD 
abliefern werden. Wir werden in unserem Schritte-
prozeß bis zur Sondergeneralversammlung auch ver-
suchen, mit den gesellschaftlichen Gruppen Schwer-
punkte für die zukünftige Umweltpolitik zu bestim-
men, wobei ich Ihnen heute nicht genau sagen kann, 
ob dies gelingt, bestimmt nicht in allen Feldern. Aber 
ich verstehe es schon als einen ganz ausdrücklichen 
Auftrag aus der Agenda 21, zu den gesellschaftli-
chen Gruppen herauszugehen und sich im Sinne der 
nachhaltigen Entwicklung um Konsens zu bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr. Peter Struck [SPD]: Dann machen Sie 

das doch!) 

- Genau das tun wir. Wenn Sie sich gut informieren 
würden, dann wüßten Sie Bescheid. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Ich bin immer gut 
informiert!) 

- Das freut mich außerordentlich. Das ist auch drin-
gend notwendig, damit wir dem Prinzip der nachhal-
tigen Entwicklung umfassend entsprechen. Das darf 
sich nicht auf die Umweltpolitiker beschränken. 

Frau Hartenstein, nun kommt genau der Punkt. Es 
ist doch wirklich völlig unsinnig, die Bundesregie-
rung gegen die Aktionen der Kommunen auszuspie-
len. Wir wissen, es gibt bei den Kommunen hervorra-
gende Aktivitäten. Die Bundesregierung hat zu der 
Klimapolitik sogar einen Leitfaden erstellt, wie man 
mit Energierunden aktiv werden kann. Aber ich sage 
auch: Tun Sie doch nicht so, als ob kommunales Han-
deln nur deshalb nötig wäre, weil die Bundesregie-
rung das aus Ihrer Sicht Notwendige nicht tut. Das ist 
doch ein vollkommen falsches Bild dessen, was wir in 
unserer Gesellschaft brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben auf vielen Gebieten anspruchsvolle 
Ziele, und wir haben vieles durchgesetzt. Deutsch-
land hat den höchsten Anschlußgrad an Kläranlagen. 
Deutschland hat mit daran gearbeitet, daß im Rhein 
heute wieder 50 Fischarten nachgewiesen werden. 
Das ist eine Artenvielfalt, wie wir sie in den 20er Jah-
ren hatten. Bei allen Problemen, die wir haben: Las-
sen Sie uns diese Erfolge den Leuten auch einmal 
vermitteln. Denn eines sage ich Ihnen ebenfalls: Wir 
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werden das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung in 
den Herzen der Menschen nicht verankern können, 
wenn wir Umweltpolitik auf Kassandrarufe be-
schränken. Vielmehr brauchen wir wirklich kon-
struktive Taten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Bauen 

Sie hier doch keinen Popanz auf!) 

Ich könnte noch einige Ziele aufzählen. Ich will an 
dieser Stelle nur sagen: Frau Hartenstein, die Kom-
munen und ihre Energiespartische sind gut. 

(Klaus Lennartz [SPD]: Seien Sie vorsichtig 
mit dem, was Sie sagen! Sie werden daran 

erinnert!) 

Aber zum Prinzip der Subsidiarität, zu dem wir in der 
Bundesrepublik Deutschland wohl alle stehen, ge-
hört natürlich auch, daß die Planungskompetenz 
weit in die kommunale Ebene hineinverlagert wor-
den ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das bedeutet natürlich auch, daß bei dem Problem 
der Entkoppelung des Wirtschaftswachstums vom 
Flächenverbrauch die Bundesregierung wohl mitar-
beiten kann, daß diese Aufgabe aber in ganz erhebli-
chem Maße in die Hände der Kommunen gehört. 
Dazu werden wir in der nächsten Zeit noch wunder-
bare Diskussionen haben. 

(Beifall der Abg. Birgit Homburger [F.D.P.]) 

Meine Damen und Herren, es finden internationale 
Verhandlungen statt. Frau Hustedt, Sie haben das zi-
tiert, was ich als strategischen Fehler der Umweltbe-
wegung und der Umweltpolitik bezeichne. Ich bin 
heute nach wie vor der Meinung, daß meine Ansicht 
richtig ist und daß es ein Fehler ist, daß die Vertreter 
der Umweltpolitik und die an der Umwelt Interessier-
ten in der Gesellschaft es noch längst nicht so gut 
wie andere gelernt haben, zu bestimmten Zeitpunk-
ten ihre Stärken deutlich zu machen. Da mögen bei 
mir Defizite liegen, aber da liegen mit Sicherheit 
auch bei der Umweltbewegung und bei anderen In-
teressierten Defizite. 

Ich will Ihnen, die Sie so viele schöne Beispiele ge-
bracht haben, ebenfalls ein Beispiel nennen. Wenn 
wir im Rahmen der Europäischen Union verhandeln, 
wenn Deutschland, Österreich und Dänemark eine 
25prozentige CO2-Reduktion bis zum Jahr 2010 zu-
sagen und wenn alle anderen Länder weit darunter 
bleiben - auch solche, die uns von Ihrer Seite immer 
wieder als umweltpolitische Vorbilder vorgehalten 
werden; Schweden plus 5 Prozent CO2-Emission bis 
2010; Finnland 0 Prozent, wobei man am liebsten bis 
zum Jahr 2010 überhaupt keine Aussage machen 
möchte -, dann frage ich Sie: Was reitet Sie eigent-
lich? Was reitet Sie, wenn in Bonn eine Klimakonfe-
renz stattfindet, die Europäische Union endlich etwas 
vorlegen kann und Sie sich hinstellen und sagen: 
„Versagen" oder wenn Sie sagen: „Merkel hat sich 
nicht durchgesetzt; schwache Position"? 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
stimmt!) 

Ich möchte Sie fragen: Wem schaden Sie eigentlich? 
Ich bin das von Ihnen gewöhnt. Aber Herr Estrada, 
das Klimasekretariat, die Ame rikaner - alle diejeni-
gen, die nicht wollen, daß wir vorankommen - reiben 
sich die Hände und sagen: Guckt euch die einmal an. 
Ich sage: Sie schwächen diejenigen, die Sie eigent-
lich stärken wollen. Diesen strategischen Fehler 
werfe ich Ihnen vor. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf des Abg. Albe rt  Schmidt [Hitzhofen] 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Ich will mich hier überhaupt nicht drücken. Das 
wird durch Schreien nicht besser. Das ist einfach 
peinlich gewesen; Punkt, Ende. 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Geschwächt werden Sie 

von Rexrodt und nicht von den Grünen!) 

Jetzt komme ich zu dem nationalen Bereich. Dazu 
kann ich nur sagen: Natürlich haben wir ein an-
spruchsvolles Ziel. Das wird von niemandem bestrit-
ten. Glücklicherweise bekennen sich fast alle gesell-
schaftlichen Gruppen zu diesem Ziel. Aber es be-
steht das Problem, daß wir die Maßnahmen zur Errei-
chung dieses Ziels auf die verschiedenen Gruppen 
aufteilen müssen. Wir müssen feststellen, daß es mit 
dem Engagement nicht mehr ganz so weit her ist wie 
mit dem Bekenntnis zu dem Ziel. Das erfordert wie-
derum das Erlernen einer neuen Vorgehensweise. 

Dazu gehört natürlich als erstes, daß man vernünf-
tige Bilanzen aufstellt. Nach unseren jetzigen Er-
kenntnissen und auf Grund von vielen Studien, die 
auch außerhalb der Bundesregierung angefertigt 
wurden, wissen wir, daß mit den von uns jetzt veran-
laßten Maßnahmen das 25-Prozent-Reduktionsziel 
noch nicht erreicht wird. Das braucht man nicht mit 
Häme zu überziehen, und ein solcher Befund ist auch 
kein Grund dafür, zu sagen: Nun schaffen sie es ja 
wirklich nicht, weil sie es jetzt schon gesagt haben, 
daß das nicht reicht. So läuft die Diskussion leider. 
Vielmehr müssen wir sagen: Welche neuen Maßnah-
men müssen wir ergreifen? Diese Maßnahmen wer-
den wir, nachdem uns jetzt verläßliche Berichte dar-
über vorliegen, was wir schaffen, nämlich eine Re-
duktion um 15 bis 17 Prozent, formulieren und um-
setzen. Dazu werden staatliche Maßnahmen gehö-
ren; dazu werden Maßnahmen im Bereich der Um-
weltbildung gehören; dazu werden wi rtschaftliche 
Verpflichtungen gehören. 

(Elke Ferner [SPD]: Selbstverpflichtung!) 

- Eine Selbstverpflichtung, wenn sie zu einem ver-
nünftigen Ziel führt, ist doch nicht schlecht. Es ist 
doch nicht etwas von vornherein schlecht, weil sich 
jemand selbst zu etwas verpflichtet. Vielmehr muß 
die Frage doch sein, ob man das Ziel erreicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Elke Ferner [SPD]: Tun sie aber doch nicht!) 

Zur Erreichung eines Ziels muß man doch nicht un

-

bedingt die größten Marterinstrumente ausgraben. 
Manchmal hat man den Eindruck, Umweltpolitik 
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macht nur dann Spaß, wenn sie andere irgendwie 
quält. Das ist doch Quatsch. 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU], an die SPD 
gewandt: Das ist doch das Problem bei 
Ihnen! - Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: 
Wir hatten Sie als leidensfähiger einge

-

stuft!) 

Deshalb will  ich auch sagen, Frau Hartenstein: In be-
zug auf die Selbstverpflichtung der Wirtschaft ha-
ben wir klargestellt, daß wir uns ordnungspolitische 
Maßnahmen vorbehalten, wenn das, was in der Ver-
pflichtung versprochen wurde, nicht eingehalten 
wird. 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Das habe ich 
sehr wohl gelesen!) 

Wir haben ein Monitoring vereinbart. Noch bevor 
der erste Be richt des Monitorings vorliegt, haben Sie 
die Sache schon wieder in der Luft zerrissen. Ist denn 
das klug, was wir machen? Das frage ich wirklich 
einmal in die Runde. 

(Elke Ferner [SPD]: Es gibt nichts Kluges 
von dieser Bundesregierung!) 

Ist es klug, daß wir diejenigen, die sich endlich auf 
den Weg machen und darüber nachdenken, wie wir 
vorankommen, vor den Kopf stoßen? 

Das gilt auch für Vertreter Ihrer Partei. Vielleicht 
nehmen Sie als Umweltpolitikerin Herrn Clement 
nicht so ernst; das kann sein. Herr Clement sagt, er 
sei erstaunt, welche Gedanken sich die Chemie in 
Bereichen mache, von denen er es nicht vermutet 
habe. Deshalb sage ich einfach einmal: Geben Sie 
den Leuten eine Chance, damit auch andere gesell-
schaftliche Akteure ihre Kreativität spielen lassen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Eines kann ich Ihnen sagen: So viele Leute können 
wir im Bundesumweltministerium gar nicht einstel-
len, wie wir bräuchten, um die Wärmeausnutzungs-
grade in den einzelnen wirtschaftlichen Bereichen 
festzustellen. So viele Verwaltungsvorschriften und 
Verordnungen können wir gar nicht machen. 

(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Dage

-

gen hat ja keiner etwas! - Albe rt  Schmidt 
[Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Machen Sie die Energiesteuer!) 

Zum Schluß - das sage ich Ihnen voraus - kommt 
Thilo Bode und sagt: Ihr mit eurem Verordnungsge-
strüpp macht eine hinterwäldlerische Umweltpolitik. 
Kommt endlich auf den Kern und versucht, die ge-
sellschaftlichen Kräfte zu aktivieren! So geht die Sa-
che nämlich aus. Sie hinken wie immer ein bißchen 
hinterher. Das ist nicht mehr die Politik der nachhalti-
gen Entwicklung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wir werden uns in gro-
ßer Ruhe, großer Sachlichkeit 

(Elke Ferner [SPD]: Das wäre ja ganz was 
Neues!) 

und mit vielen internationalen Gesprächen auf die 
Herausforderungen dieses Jahres im internationalen 
Umweltschutz vorbereiten. Globale Wirtschaftspoli-
tik und nur lokale Umweltpolitik gehen nicht zusam-
men. Wir haben ganz klare Vorhaben, was auf der 
Sondergeneralversammlung besprochen und verein-
bart werden sollte. Ich denke, wir sind uns da in vie-
len Bereichen weitgehend einig. Ich bitte Sie darum, 
uns durch Ihre internationalen Kontakte auf dieser 
Linie zu unterstützen. 

Wir wollen uns dafür einsetzen und werden dafür 
kämpfen, daß es eine Waldkonvention, zumindest 
klare Vorgaben für die Einrichtung einer solchen 
Waldkonvention gibt, weil wir uns wohl alle einig 
sind, daß dies eines der dringendsten Handlungsfel-
der für die Zukunft ist. 

Wir werden darum ringen, daß auf der Sonderge-
neralversammlung der Staats- und Regierungschefs 
klare Aussagen zu der Notwendigkeit eines an-
spruchsvollen Klimaprotokolls gemacht werden, da-
mit die Verhandlungen in Kyoto eine gute Chance 
auf Erfolg haben. Das ist wichtig und dringend. 

Wir werden uns international mit der Frage des 
Schutzes der Meere und der Trink- und Süßwasser-
ressourcen beschäftigen müssen. 

Wir müssen, Frau Hustedt, uns selbstverständlich 
dafür einsetzen, daß der freie Handel nicht Vorrang 
vor den internationalen Umweltkonventionen hat. 
Dies ist eine der Grundfragen der zukünftigen inter-
nationalen Umweltpolitik. 

(Elke Ferner [SPD]: Dann reden Sie mit 
Herrn Rexrodt und Herrn Wissmann!) 

Ich fordere Sie alle auf, mit mir gemeinsam die 
Vorbehalte der vielen Entwicklungsländer abzu-
bauen, die uns sagen: Ihr tut nichts weiter, als euren 
industriellen Fortschritt dadurch zu sichern, daß ihr 
uns unsinnige Auflagen macht. Dieses Argument 
müssen wir gemeinsam entkräften. 

(Beifall der Abg. Birgit Homburger [F.D.P.]) 

Internationale Beschlüsse werden im Konsens gefaßt. 
Unter den 179 Ländern gibt es aber verdammt we-
nige Industrieländer und verdammt viele solche, die 
zu den Entwicklungsländern zählen. Die Vorbehalte 
müssen wir abbauen. 

Davon wird die Zukunft einer nachhaltigen Entwick-
lung in ganz erheblichem Ausmaß abhängen. Wenn 
diese Zusammenhänge nicht klar sind - ich wünsche 
mir dringend, daß auf der Sondergeneralversammlung 
ein klares Wort  von den Staats- und Regierungschefs 
dazu gesagt wird -, sind unsere Bemühungen um 
mehr internationalen Umweltschutz angesichts einer 
schnell fortschreitenden Globalisierung zahnlos, kraft-
los und bißlos, wie das immer so schön heißt. 

Deshalb lassen Sie uns diese internationale Konfe-
renz gemeinsam vorbereiten. Draußen versteht un-
sere Art  von Diskussion sowieso niemand. Deshalb 
wollen wir etwas für den Umweltschutz tun. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Michael Müller. 

Michael Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Merkel, Sie haben 
in diesem Punkt völlig recht: Wir stehen am Beginn 
einer neuen Epoche, in der wir nicht nur vor neuen, 
insbesondere aber neuen Herausforderungen stehen. 
Wir haben auch eine ganze Menge alte Herausforde-
rungen, die erneut aufgebrochen sind. Ich nenne bei-
spielsweise die Massenarbeitslosigkeit. 

Wir haben aber noch eine andere Herausforde-
rung: Wir wissen, daß wir mit den alten Lösungen 
viele dieser Fragen nicht mehr beantworten können. 
Insofern - das ist bei uns unumst ritten - besteht kein 
Anlaß zur Selbstgerechtigkeit. Das darf aber nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß man die Politik immer 
an den realen Ergebnissen messen muß. Diese realen 
Ergebnisse Ihrer Politik stehen in einem krassen Wi-
derspruch zu den Erkenntnissen, die wir über die 
Veränderungen in der Gesellschaft haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Der eigentliche Punkt ist, daß wir erkennen, daß 
eine Verlängerung dieser Politik keines der großen 
auf uns zukommenden Probleme lösen kann. Das 
treibt die Menschen um. Das macht sie mißtrauisch. 
Das demotiviert sie. Das macht ihnen angst. 

Eine Politik, die versucht, Verhältnisse zu rechtfer-
tigen, von denen die Bevölkerung weiß, daß sie so 
nicht verlängert werden können, ist eine Politik, die 
im Kern politische Auseinandersetzungen und das 
Ringen um neue Lösungen blockiert. Sie ist lösungs-
unfähig. Das müssen Sie sich ins Stammbuch schrei-
ben lassen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wir haben Rio als ein Zeichen der Hoffnung gese-
hen. Rio war deshalb so wichtig, weil dort soziale, 
wirtschaftliche und ökologische Fragen verbunden 
behandelt wurden. Rio war der Versuch, die Politik 
auf eine neue Basis zu stellen. Rio war der Versuch, 
im Wege internationaler Zusammenarbeit Men-
schenrechte durchzusetzen, die Lebensgrundlagen 
zu schützen, die Wi rtschaft zu stabilisieren und vor 
allem die Menschen für die Zukunft zu motivieren. 

Diese Form von Globalisierung wollen wir, aber in 
der praktischen Politik herrscht ein ideologischer 
Globalismus vor, der nur freie Fahrt für die wirt-
schaftlich Starken kennt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wir sind sehr dafür, über die Chance der interna-
tionalen Zusammenarbeit zu reden. Aber dann müs-
sen wir in der Politik gemeinsam für ein Ziel stehen: 
das Primat der Politik zur Durchsetzung wirtschaftli-
cher, sozialer und ökologischer Reformen. Die Politik  

darf nicht - manch einer meint, das sei dann noch 
vernünftige Politik - zum Helfershelfer einseitiger 
wirtschaftlicher Interessen werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Ihre Politik ist nichts anderes als schlichte Anpas-
sung an wirtschaftliche Strukturen - auch wenn wir 
nicht bestreiten, daß diese sehr mächtig und sehr 
durchsetzungsstark sind. 

Unser Hauptvorwurf ist, daß Sie sich aus der Ver-
antwortung und aus der Gestaltung zurückziehen. 
Damit löst man weder soziale noch ökologische und 
auch keine ökonomischen Probleme. 

Es ist schön und gut, wenn das Umweltministerium 
öffentlich am Ziel der 25prozentigen Reduktion der 
CO2-Emissionen festhält. Aber die Wahrheit ist doch, 
daß Ihr Ministe rium, Frau Merkel, völlig allein steht 
und die anderen Ministerien mit diesem Klima-
schutzziel nichts am Hut haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir halten es für sehr 
wichtig, zu erkennen, daß der Rückfall in alte, ha rte 
Wachstumsstrategien - das findet nämlich in dieser 
Phase der Globalisierung statt - kein einziges Pro-
blem lösen kann. Sie ziehen eben nicht die Konse-
quenzen, die jetzt notwendig sind: gestalten, die De-
mokratie fördern, mehr Gerechtigkeit verwirklichen. 
In allen diesen zentralen Bereichen machen Sie das 
Gegenteil. 

Ich will ein Beispiel nennen. Die zentrale Botschaft 
von Rio war: Soziale Gerechtigkeit und ökologische 
Verträglichkeit gehören zusammen. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

An dieser Botschaft gemessen, ist die Politik der De-
montage des Sozialstaats in der Bundesrepublik auch 
gegen die Ziele und Erkenntnisse von Rio gerichtet. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Ich will ein zweites Beispiel nennen. Wir behaup-
ten nicht, das Ziel der 25prozentigen Reduzierung 
der CO2-Emissionen sei einfach zu erreichen. Uns ist 
völlig klar, daß das unglaubliche politische Anstren-
gungen erfordert. Aber diese Trickserei, mit der Sie 
Ihre Politik selbst schönrechnen, machen wir nicht 
mit. 

Der Kabinettsbeschluß von 1990 lautete: Reduktion 
um 25 Prozent in der alten Bundesrepublik und um 
einen sehr viel höheren Prozentsatz in den neuen 
Bundesländern. Die Wirklichkeit dagegen ist: Seit 
1990 sind die Emissionen in den alten Bundesländern 
gestiegen und nicht gesunken. 

(Beifall der Abg. Michaele Hustedt [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 
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Sie haben die Einheitsdividende als Erfolg der Öko-
logie verkauft. Das ist nicht sauber. So kann man 
nicht glaubwürdige Politik machen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Meine Damen und Herren, wir sehen ähnlich pro-
blematische Entwicklungen im Bereich der Umwelt-
technik. Für uns ist der Ausbau der integrierten Um-
welttechnik einer der zentralen Zukunftsmärkte, die 
in der Bundesrepublik viel zu wenig gefördert wer-
den. Dazu gehört auch die sehr viel stärkere Ausrich-
tung auf die Qualifizierung von Menschen und die 
Förderung ihrer Kreativität in der Arbeitswelt. Nichts 
passiert. 

Es ist doch alarmierend, daß wir nach der OECD- 
Statistik in der Umwelttechnik auf den dritten Platz 
zurückgefallen sind. Beachtenswert dabei ist auch, 
daß dies in erster Linie Sanierungstechnik ist, also 
nicht die Ökologisierung vorantreibt, um die Res-
sourcenproduktivität und die Energieproduktivität 
zu erhöhen. Es muß uns doch alarmieren, daß wir in 
einem zentralen Zukunftsfeld wieder einmal den An-
schluß verlieren. Von den regenerativen Energien 
will ich gar nicht reden, die bescheidene 2,3 Prozent 
an der Energieversorgung in der Bundesrepublik 
ausmachen. 

Wie will man den Menschen Vertrauen in die Zu-
kunft geben, wenn in diesen wichtigen Zukunftsfel-
dern Stagnation und Rückschritt herrschen? Wie soll 
das gehen, wenn die Politik keine mutigen Schritte 
unternimmt voranzukommen? Das sind die Punkte, 
die für Rio wichtig sind, und zwar wichtiger als die 
Schönfärberei, die wir heute erleben. 

Wir sind wieder in einer Situation, in der sich un-
sere Gesellschaft die Frage stellt: Was hält sie zusam-
men und wohin soll es gehen? Damit stellt sich wie 
nie zuvor die alte Frage: Was ist Fortschritt? Solange 
wir auf diese Frage keine Antwort geben, nützt es 
überhaupt nichts, wenn einzelne von uns hören, was 
für tolle Umweltpolitiker sie sind. Das bringt die Ge-
sellschaft keinen Schritt voran. 

Ich appelliere an den Bundestag: Stellen wir die 
Streitigkeiten von gestern ein wenig zurück! Wir ste-
hen vor Herausforderungen, die uns alle massiv for-
dern: Ökologisierung von Wirtschaft und Gesell-
schaft und Verwirklichung von mehr sozialer Ge-
rechtigkeit. 

Das sind gewaltige Herausforderungen, die man 
nicht - wie die F.D.P. - mit den Rezepten der 20er 
Jahre lösen kann. Das sind gewaltige Herausforde-
rungen, bei denen man den Menschen nicht Sand in 
die Augen streuen darf. Wir brauchen ein Ringen 
zwischen den Parteien, bei dem in erster Linie Ehr-
lichkeit und Mut zu neuen Wegen gefordert sind. 

Wir sehen in Rio die Verantwortung, nach vorn zu 
denken und neue Antworten zu geben. Wir befürch-
ten aber, daß wir angesichts der politischen Mehr-
heitsverhältnisse, die in der Bundesrepublik vorherr-

schen, verdammt viel Zeit verlieren, weil die Bundes-
regierung nicht die Kraft hat, Antworten zu geben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Dr. Peter Paziorek. 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Müller, Sie hätten 
mit Ihrer Rede bei der NRW-SPD keine Chance. Das 
muß man klar und deutlich auch vor dem Hinter-
grund der Aussagen sagen, die Herr Clement für die 
Umwelt- und Wirtschaftspolitik in Nordrhein-West-
falen immer wieder macht. Ihre Aussage, daß unsere 
Umweltpolitik nichts anderes ist als die schlichte An-
passung - so haben Sie es formuliert - an politische 
Strukturen, hat in einer völlig unerträglichen Art und 
Weise den Diskussions- und Entscheidungsprozeß in 
der Umweltpolitik falsch dargestellt und überzeich-
net. 

Es ist eigentlich schade, daß Sie einerseits die Ge-
meinsamkeit in der Umweltpolitik im zweiten Teil Ih-
rer Rede einfordern, aber vorher in einer völlig un-
verantwortlichen Art und Weise überzeichnen und 
damit selbst Zeugnis dafür ablegen, daß der gemein-
same Weg sehr schwierig ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich will das an einem ganz wichtigen Bereich deut-
lich machen, nämlich bei den Instrumenten der Um-
weltpolitik. Über das Ziel der 25prozentigen Reduk-
tion des CO2-Ausstoßes in der Klimaschutzpolitik 
sind wir uns einig. Die Frage ist aber: Sind wir uns 
beim Maßnahmen- und Instrumentenkatalog einig? 

Wir müssen uns immer wieder vor Augen führen, 
daß umweltpolitische Entscheidungen in Deutsch-
land auch so ausgerichtet sein müssen, daß sie nicht 
zu einer Verlagerung von Wirtschaftsaktivitäten mit 
negativen Auswirkungen zum Beispiel auf Beschäfti-
gung, Preisstabilität, Wirtschaftswachstum usw. füh-
ren. 

Somit muß sich - dazu haben Sie heute wieder 
nichts gesagt, Herr Müller; Sie weichen dieser Frage 
in der Diskussion immer wieder aus - 

(Michael  Müller [Düsseldorf] [SPD]: Noch 
nie! Das wissen Sie doch!) 

eine wirksame Umweltpolitik bei der Auswahl der 
zur Verfügung stehenden Instrumente auch an den 
Auswirkungen dieser Instrumente orientieren. Das 
wird immer wieder in der umweltpolitischen Diskus-
sion von der SPD und den Grünen vernachlässigt. 

Es ist doch selbstverständlich, daß der Einsatz be-
stimmter Instrumente - darüber streiten wir - immer 
nur Mittel zum Zweck, aber nie Selbstzweck sein 
darf. Das gilt auch für die Selbstverpflichtung. Sie ist 
ein Instrument in einem komplexen Maßnahmen-
bündel, nicht mehr und nicht weniger. 
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Vor diesem Hintergrund ist es richtig - es wäre 
schön gewesen, wenn wir heute positivere Aussagen 
zu diesem Bereich von Ihnen gehört hätten -, daß die 
Bundesregierung und die Koalition im Rahmen ihrer 
Klimaschutzpolitik den Selbstverpflichtungen einen 
hohen Stellenwert beimessen. 

Leider wird von Ihnen in der umweltpolitischen 
Diskussion sehr oft ein Zerrbild, ein positives oder 
negatives Zerrbild gezeichnet. Deshalb sage ich 
ganz deutlich: Erstens. Selbstverpflichtungen sind 
nicht per se in jedem Fall das erfolgversprechende 
umweltpolitische Instrument. Zweitens. Selbstver-
pflichtungen sind aber auch nicht die Kapitulation 
der Umweltpolitik vor den Interessen der Industrie 
oder die Aushebelung demokratischer Entschei-
dungsverfahren. Es geht somit nicht um die uneinge-
schränkte Billigung dieses Instrumentes. Deshalb ist 
es völlig falsch, daß wir heute wieder von Frau Hu-
stedt, aber auch von Frau Hartenstein eine sehr pau-
schale Ablehnung des Instrumentes der Selbstver-
pflichtung gehört haben. 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Das ist doch 
nicht wahr! Ich habe doch gesagt: In Teilen 

ist das richtig!) 

- Ja, Sie haben das im nachhinein noch korrigiert. 
Ich bin froh, daß Sie das wenigstens nachgeschoben 
haben. Aber Ihre Gesamtaussage war negativ, Frau 
Hartenstein. 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Nein; das 
kann man im Protokoll nachlesen!) 

Wie sieht im Augenblick die Politik der Selbstver-
pflichtung aus? Die Erklärung der deutschen Wirt-
schaft zur Klimavorsorge bezieht derzeit 19 verschie-
dene Wirtschaftsverbände ein. Damit werden über 
70 Prozent des Endenergieverbrauches der deut-
schen Indust rie und 99 Prozent der von der öffentli-
chen Stromversorgung bereitgestellten Elektrizität 
erfaßt. Damit handelt es sich bei dieser Selbstver-
pflichtungserklärung um die weltweit umfassendste 
freiwillige Zusage der Wirtschaft zur Klimavorsorge. 

Die Bundesregierung hat sich vor diesem Hinter-
grund zu Recht bereiterklärt, zusätzliche ordnungs-
rechtliche Maßnahmen zur Klimavorsorge vorläufig - 
vorläufig! - auszusetzen und der Privatinitiative der 
deutschen Wirtschaft Vorrang zu gewähren. 

Natürlich geht es nur darum, eine Politik zu ermög-
lichen, die dem Klimaschutz weiterhilft. Wenn die 
Selbstverpflichtungsaktion der Wirtschaft nicht er-
folgreich verlaufen sollte und wenn ein Erfolg durch 
Ergebnisse nicht belegt werden kann, dann werden 
wir natürlich zu unserem Wort stehen, daß ordnungs-
rechtliche oder auch steuerrechtliche Maßnahmen 
ergriffen werden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Michaele 
Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Wann denn?) 

Aber zunächst beschreiten wir diesen Weg und war

-

ten ab, ob dieser Weg richtig ist. Ich bin davon über

-

zeugt, daß dieser Weg erfolgreich sein wird, so daß 
ein anderer Weg gar nicht beschritten werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Hustedt? 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Gerne. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Paziorek, Sie kennen doch die ganzen Gutach-
ten, die im Wirtschaftsministerium gemacht wurden. 
Auch im Umweltministerium wird an Gutachten ge-
arbeitet. Alle Gutachten gehen davon aus, daß die 
Zielstellung mit den jetzigen Maßnahmen nicht er-
reicht werden kann. Das heißt, Sie brauchen das Mo-
nitoring, selbst dann, wenn die Industrie die Zielstel-
lung erfüllt. Das Monito ring ist nur dazu da, darauf 
zu achten, ob sie die Versprechung, um 20 Prozent zu 
reduzieren, einhält. Selbst wenn die Industrie diese 
Zielstellung erfüllt, brauchen Sie das Monitoring 
doch nicht abzuwarten, um schon jetzt zu wissen, das 
weitere Maßnahmen notwendig sind. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Frage! 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Deswegen frage ich Sie: Wann kommt endlich das 
Klimaaktionsprogramm auf den Tisch? 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Frau Hustedt, ge-
nau da sieht man den Dissens in der Klimaschutzpoli-
tik. Sie leugnen einfach die Erfolge, die wir seit 1990 
bei der Reduktion von CO2 in Deutschland erzielt ha-
ben. Es ist nicht richtig, daß das - wie Sie immer wie-
der behaupten - ein bloßer Mitnahmeeffekt durch 
den wirtschaftlichen Zusammenbruch der ehemali-
gen DDR ist. Es gibt Zahlen, die besagen: Wir haben 
inzwischen eine Reduktion von 15 bis 17 Prozent er-
reicht. Jetzt geht es um die Frage: Wie machen wir 
vor dem Hintergrund der 25prozentigen Reduzie-
rung bis 2005 weiter? 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sagen Sie es!) 

Da ist ein Bereich ganz wichtig, nämlich der Be-
reich der Wirtschaft. Die Wirtschaft hat sich bereit er-
klärt, in ihrem Bereich, der Auswirkung zum Beispiel 
auf die Beschäftigung in Deutschland hat, freiwillig 
im Rahmen der Selbstverpflichtung Reduktionen bis 
zu 20 Prozent zu erzielen. Das ist ein gewaltiger Brok-
ken, den wir als ein positives Ergebnis hinstellen und 
hinnehmen sollten. Ich bin davon überzeugt: Das 
Ziel wird auch erreicht. 

Dann stellt sich die Frage: Was passiert noch, um 
die fehlenden 5 Prozent zu erreichen? 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das war meine Frage!) 



14952 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 166. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. März 1997 

Dr. Peter Paziorek 

Da haben wir zwei Bereiche, die außerhalb der 
Selbstverpflichtung geklärt werden müssen, da sie 
nicht zum industriellen Bereich gehören. Das ist zum 
einen der Bereich der Gebäudewirtschaft. Dazu wird 
gleich der Kollege Dr. Meister etwas sagen. Dazu ge-
hört zum anderen der wichtige und spannende Be-
reich der Verkehrspolitik, der mit der Frage der 
Selbstverpflichtung in dieser Form direkt gar nichts 
zu tun hat. 

Warum machen Sie mit Ihrer Zwischenfrage wie im 
Umweltausschuß der Öffentlichkeit immer wieder 
vor, daß die Selbstverpflichtung der Wirtschaft die 
gesamte CO2-Reduktionspolitik, zum Beispiel auch 
für die Gebäudewirtschaft, voll erfassen soll? Ihr Ein-
wand gilt nur dann, wenn Sie die Interpretation der 
Selbstverpflichtung der Wirtschaft falsch ansetzen. 
Deshalb bin ich froh, daß Sie diese Frage gestellt ha-
ben. Damit können wir die Frage der Selbstverpflich-
tung endlich auf das zurückführen, was wir mit der 
Wirtschaft tatsächlich vereinbart haben. Nicht mehr 
und nicht weniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Die Frage ist nicht beantwortet! Ich 
habe gefragt, was Sie zusätzlich tun!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine weitere Frage des Kollegen Mat-
schie? 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön. 

Christoph Matschie (SPD): Herr Kollege Paziorek, 
ist Ihnen bekannt, daß das Bundeswirtschaftsministe-
rium vor einiger Zeit eine Studie in Auftrag gegeben 
hat, das Instrument Selbstverpflichtung einmal aus 
ordnungsrechtlicher Sicht zu beleuchten, und daß 
diese Studie zu dem Ergebnis kommt, daß man mit 
diesem Instrument sehr, sehr vorsichtig sein sollte, 
weil es die Gefahr in sich birgt, daß der Staat, da er 
über längere Zeit nicht aktiv handelt und sich darauf 
verläßt, daß diejenigen, die sich selbst verpflichten, 
handeln, ohne daß man das einklagen kann, in Zu-
kunft gezwungen sein könnte, in der Umweltpolitik 
sehr viel restriktiver vorzugehen, was er mit den 
Selbstverpflichtungen ja gerade vermeiden möchte? 

Ist Ihnen auch bekannt, daß die Studie weiterhin 
zu dem Ergebnis kommt, daß solche Selbstverpflich-
tungen nur dann wirklich eine Chance haben zu 
greifen, wenn auch die entsprechenden Rahmenbe-
dingungen gesetzt werden, das hieße beispielsweise, 
damit Selbstverpflichtungen zur Energiereduzierung 
greifen, daß Energie teurer wird, damit sich sozusa-
gen der Rahmen ergibt, in dem sich die Reduzierung 
lohnt? 

Sehen Sie nicht auch die Gefahr, daß diese Selbst-
verpflichtung beispielsweise in der Klimafrage dazu 
führt, daß Deutschland in der EU nun etwas auf die 
Bremse tritt, was CO2-Energiesteuern betrifft, so daß  

es durchaus gerechtfertigt ist, wenn man dieses In-
strument hier sehr, sehr kritisch beleuchtet? 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Herr Kollege Mat-
schie, zu Ihrem letzten Punkt: Ich kenne nirgendwo 
eine Aktivität der Bundesregierung auf der Ebene 
der Europäischen Union, um die Einführung einer 
europaweiten EU-CO2-Energiesteuer zu behindern, 
so daß ich den Gegensatz, den Sie in die Frage ge-
kleidet haben, überhaupt nicht sehe. 

Das erste Argument, das Sie angesprochen haben, 
nämlich die Frage der ordnungspolitischen Beden-
ken, behandelt einen Fragenbereich, den man sehr 
ernst nehmen muß. Deshalb wird es darauf ankom-
men, immer zu prüfen, wie die Selbstverpflichtungen 
konkret aussehen, damit es nicht nachher durch ein 
Überschwappen, ein Umklappen dieses Instruments 
tatsächlich zu negativen Auswirkungen in anderen 
Bereichen kommt. Darüber gibt es inzwischen eine 
breite Diskussion; dafür bin ich durchaus offen. 

Aber ich halte es nicht für richtig, daß man, wenn 
man Bedenken gegen Selbstverpflichtungen äußert 
und aufzeigt, wie weit es nicht gehen darf, daraus 
von vornherein folgert, daß damit Selbstverpflichtun-
gen vom Ansatz her schon falsch sind. Das ist der ge-
dankliche Fehler, der gemacht wird. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das macht doch keiner!) 

Man muß vielmehr fragen: Wo sind die Chancen und 
wo sind die Gefahren der Selbstverpflichtung? Es ist 
wichtig, daß Sie auf diesen Aspekt hingewiesen ha-
ben; denn er erlaubt es dann, die Gefahren einzu-
grenzen und richtige Methoden zu finden. 

Der dritte Bereich betrifft den Rahmen. Natürlich 
können die Selbstverpflichtungen nur ein Bestand-
teil eines ganzen Maßnahmenbündels sein. Dazu hat 
Frau Ministerin Merkel immer erklärt, daß nach der 
Abstimmung in der Regierung noch vor der Sommer

-

pause ein weiterer Maßnahmenkatalog zum ganzen 
Bereich der Klimaschutzmaßnahmen vorgelegt wer-
den wird. Das zweite bzw. dritte Maßnahmenpaket 
durch den Interministeriellen Ausschuß kommt noch. 

Dann wird sich auch die Frage stellen: Wie paßt 
das beides zusammen, also die Unterstützung im Be-
reich der erneuerbaren, der regenerativen Energien 
mit Selbstverpflichtungen, zum Beispiel im Bereich 
der Kraftwerke und der fossilen Energieträger? Das 
muß man zusammen behandeln. Das ist der richtige 
Weg. Das wollen wir auch, so daß ich wirklich keine 
Befürchtungen habe, daß auf Grund Ihrer drei Kritik-
punkte, die Sie vorgetragen haben, letztlich wirklich 
negative Argumente gegen die Selbstverpflichtung 
vorgebracht werden können. 

Zum Schluß vielleicht noch ein Gesichtspunkt, der 
in bezug auf den Bereich der Selbstverpflichtung 
fälschlicherweise immer wieder vorgetragen wird. Es 
wird immer gesagt: Die Wirtschaft hat sich ja nur 
dazu verpflichtet, jetzt an das 20-Prozent-Reduk-
tionsziel heranzugehen. Das ist der Stand von 1995. 
1996 hat die Wirtschaft nachgebessert. Wir haben in-
zwischen eine Selbstverpflichtungserklärung, die 
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dieses Ziel der Reduktion klar und deutlich als fest 
vereinbart ansieht und nicht als eine Obergrenze, die 
man nur anstreben will. 

Deshalb, meine ich, sollten wir die Opposition auf-
fordern, ihre Rese rve gegen dieses Instrument aufzu-
geben. Wir sollten gemeinsam der Auffassung sein, 
daß zur Erreichung des Ziels zunächst der Privat-
initiative der deutschen Wi rtschaft der Vorrang ge-
währt werden sollte. 

Es kann doch nicht Sinn und Zweck unserer Um-
weltpolitik sein - so wie Sie, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, es immer wieder fordern -, 
daß um des Prinzips willen zusätzliche ordnungs-
rechtliche Maßnahmen zur Klimavorsorge eingeführt 
werden, auch für den Fall, daß eine große Wahr-
scheinlichkeit dafür besteht, daß dieses Ziel über die 
Selbstverpflichtungen sehr viel besser erreicht wird. 
Insoweit stört mich die außerordentlich negative 
Grundeinstellung, die in dieser Frage bei Ihnen im-
mer wieder auftaucht. 

Wir gehen davon aus, daß Brüssel den deutschen 
Weg zur Kenntnis nimmt und den geplanten europäi-
schen Rahmen für freiwillige Vereinbarungen so 
steckt, daß wir in der Lage sein werden, unseren 
Weg weiter zu beschreiten. Wir brauchen den Mut zu 
neuen Wegen in der Umweltpolitik. Blockadehaltun-
gen und eine fundamentalistische Ablehnung neuar-
tiger Instrumente helfen uns nicht weiter. Es wäre 
gut für die Umweltpolitik in Deutschland, wenn dies 
endlich auch von der Opposition genauso gesehen 
würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Dr. Mathias Schube rt  das Wort . 

Dr. Mathias Schube rt  (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Erdgipfel sind Anlässe, globale 
Erkenntnisse in gehobene Politpoesie zu gießen. In 
der Zeit zwischen und nach Erdgipfeln erweisen sich 
Willensstärke und politische Gestaltungskraft dieser 
Poeten. 

Rio hat beachtliche Signale für die Neuorientie-
rung auch der bundesdeutschen Entwicklungspolitik 
ausgesandt. Das ist mein Thema. Es ist Zeit, an die-
sen Signalen die Wirklichkeit zu bilanzieren. Etwa 
an der Rede des Kanzlers in Rio. Da hat er gesagt: 
„Wir bestätigen ausdrücklich das 0,7%-Ziel", das so 
bald wie möglich erreicht werden soll. So bald wie 
möglich heißt aus der Sicht von 1997 im Klartext: ver-
mutlich nie. 

Folgerichtig hat der BMZ-Haushalt in diesem Jahr 
die 0,3-Prozent-Schwelle unterschritten. Weitere 
Kürzungen um über 30 Millionen DM bei den Nicht-
regierungsorganisationen einschließlich den Kirchen 
stehen möglicherweise bald bevor. 

(Otto Schily [SPD]: Wer verläßt sich schon 
auf Aussagen von Kohl?) 

Das zeigt, welche Bedeutung die Bundesregierung 
der Entwicklungszusammenarbeit wirklich beimißt. 

Es geht aber nicht nur um Entwicklungszusam-
menarbeit, es geht letztlich um das Gesamtkonzept 
einer global verantwortlichen Politik der Bundesre-
gierung. Die findet bei genauerem Hinsehen zumin-
dest aus entwicklungspolitischer Sicht faktisch nicht 
statt. 

Selbstverständlich - das ist überhaupt nicht bestrit-
ten - hat die Bundesregierung im Rahmen des Rio

-

Prozesses eine Reihe wichtiger Entscheidungen ge-
troffen. Dazu gehören aus entwicklungspolitischer 
Sicht die Aktivitäten zur globalen Umweltfazilität. 
Auch das Engagement zur Erhaltung der Wälder, zu-
mindest bezüglich des finanziellen Rahmens, ist an-
zuerkennen. 

Aber genau hier werden auch schon die Folgen 
dieser unkoordinierten Politik sichtbar. Denn trotz fi-
nanziellen Engagements für die Erhaltung der Wäl-
der hat sich die Bundesregierung bislang nicht hin-
reichend für die Entwicklung einer globalen Konven-
tion zum Schutz der Wälder eingesetzt. Zumindest ist 
hier kein Erfolg zu verzeichnen. Gleiches gilt für eine 
ebenso dringend notwendige Boden- und eine Mee-
resschutzkonvention. 

Aber wir sollten uns nicht täuschen lassen; auch 
eine negative Politik wirkt nachhaltig. Der Jahr um 
Jahr mehr zusammengestrichene BMZ-Haushalt er-
schwert nicht nur die Arbeit entwicklungs- und um-
weltpolitischer Nichtregierungsorganisationen, und 
unter den Kürzungen leidet nicht nur die so notwen-
dige entwicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit in 
der Bundesrepublik, sondern es läßt sich eben auch 
ein zunehmend offensichtlicher werdender Rückzug 
aus eingegangenen internationalen Verpflichtungen 
und abgegebenen internationalen Versprechungen 
feststellen. 

(Zuruf von der SPD: Leider!) 

So sind etwa die notwendigen Mittel für einen ange-
messenen finanziellen Beitrag der Bundesrepublik 
an der Wüstenkonvention nicht bereitgestellt. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Was interes

-

siert schon die Wüste!) 

Das gleiche gilt für die Mitfinanzierung des multila-
teralen Fonds zum Schutz der Ozonschicht. 

Auf der einen Seite fordern Sie mehr Raum für p ri
-vate Initiativen, für Deregulierung, Flexibilisierung 

und Bürgerverantwortung. Auf der anderen Seite las-
sen Sie genau die, die nichtstaatlich aktiv werden, 
nämlich die Nichtregierungsorganisationen, mit Ihrer 
entwicklungspolitischen Finanzpolitik am ausge-
streckten Arm langsam verhungern. Sie reden lau-
fend vom schlanken Staat, handeln aber mit einem 
etatistischen Ungestüm sondergleichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ein weiteres Beispiel für diese unkoordinierte Poli-
tik: Entwicklungszusammenarbeit ist Querschnitts-
aufgabe. Das heißt natürlich auch, sie ist unteilbar 
und beginnt bei uns und nicht in den Entwicklungs-
ländern. Bei uns aber betreibt die Bundesregierung 
Entwicklungszusammenarbeit faktisch immer noch 
als Sektoralpolitik. Eine wirkliche Koordination zwi- 
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schen Entwicklungs-, Umwelt-, Industrie- und Han-
delspolitik findet nicht statt. Im Gegenteil, das neo-
liberalistische Paradigma dient dazu, soziale und 
ökologische Belange als immer marginaler im Ver-
gleich mit den wirtschaftlichen Herausforderungen 
anzusehen. 

Vor allem vom Bundeswirtschaftsminister ist immer 
wieder zu erfahren, wie gefährdet der Standort 
Deutschland sei. Aus manchen Ländern der Dritten 
Welt ist zu erfahren, daß sie dort gern effizientere 
Energie- und Umwelttechniken einsetzen würden, 
die von uns kommen. Die gegenseitigen Vorteile lie-
gen auf der Hand: hier Exportchancen, die Arbeits-
plätze sichern und technologische Innovationen be-
fördern, dort mehr Energieeffizienz, Ressourcenscho-
nung und Umweltentlastung. 

Es geschieht aber so gut wie nichts, weil der politi-
sche Wille trotz großer Worte zu klein ist, den Zu-
gang der Entwicklungsländer zu modernen umwelt-
schonenden Technologien auch finanziell verbind-
lich zu fördern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Dabei sind solche Kooperationen sowohl in der Kli-
makonvention als auch in der Agenda 21 vereinbart. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Die haben 
die gar nicht gelesen!) 

Vielleicht liegt das aber nicht ausschließlich am 
Wirtschaftsminister, sondern vielleicht auch an der 
Umweltministerin oder am Forschungsminister. Wer 
weiß das so genau im Fall dieser Bundesregierung? 
Denn es gibt zum Beispiel zuwenig begleitende For-
schungskapazitäten, weil die Bundesregierung nicht 
willens ist, den Universitäten, den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen oder auch dem Bundesum-
weltamt genug Geld zur Verfügung zu stellen 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Sagen Sie ein

-

mal, woher Sie das Geld nehmen!) 

für Projekte zur globalen Umweltforschung und für 
Programme zur nachhaltigen Entwicklung auf natio-
naler, bilateraler und multilateraler Ebene. 

Da die politischen Defizite nach innen schon so of-
fenbar sind, kann zwangsläufig von dieser Bundesre-
gierung nicht erwartet werden, daß sie ihr entwick-
lungspolitisches Handeln nach außen konzeptionel-
ler gestaltet. So ist es auch kein Wunder, daß es bis-
lang keine hinreichenden finanziellen, wissenschaft-
lichen oder auch technologischen Unterstützungen 
gibt, die es den Entwicklungsländern gestatteten, 
wissenschaftliche Infrastrukturen aufzubauen, um 
etwa ihre Biodiversität zu inventarisieren, oder ihre 
nationalen Naturschutzmanagements aufzubauen 
und selber ihre genetischen Ressourcen zu kontrol-
lieren und eigenständig zu verwerten. 

Ein letztes Beispiel: Der Wirtschaftsminister hält 
tapfer neoliberal daran fest, daß verbindliche Schritte 
hin zu global verbindlichen Vereinbarungen über so-
ziale, besonders aber über ökologische Mindeststan-
dards bislang am Widerstand der Entwicklungslän-
der gescheitert seien. Denn viele dieser Länder se-

hen angeblich durch die Einführung solcher Stan-
dards ihre sogenannten komparativen Kostenvorteile 
gefährdet. 

Natürlich denken bestimmte Eliten in der Dritten 
Welt so. Aber andere denken eben anders. Es gibt in 
vielen dieser Länder eine beachtliche politische Basis 
von den Kommunen bis in die Parlamente und Regie-
rungen, die weiß, daß nachhaltige Demokratisierung 
und wirtschaftliche Stabilisierung verläßliche soziale 
und ökologische Sicherungssysteme brauchen. 

Der eigentliche Konflikt liegt an anderer Stelle: Er 
liegt in der Sorge vieler Entwicklungsländer, solche 
Standards könne der Norden protektionistisch gegen 
sie gebrauchen. Diese Sorge ist allerdings sehr be-
gründet. 

(Beifall bei der SPD) 

Daraus folgt wieder einmal, daß nachhaltige Ent-
wicklung auch und gerade in diesem Bereich ein Pro-
blem des Nordens ist. 

(Monika Ganseforth [SPD]: Das sieht Frau 
Merkel aber anders!) 

Hier haben bislang weder die EU noch die G-7-Staa-
ten ihre Aufgaben erledigt. Erst wenn diese Aufga-
ben erledigt sind, haben wir das Recht, den Entwick-
lungsländern vorzuwerfen, sie blockierten Schritte 
zur Vereinbarung solcher Mindeststandards. 

Zum Schluß: Alles in allem ist die Bilanz der Bun-
desregierung fünf Jahre nach Rio aus entwicklungs-
politischer Sicht nicht besonders berauschend. Den 
Sphärenklängen der Gipfelpoeten folgte eine er-
nüchternde Wirklichkeit mit mehr Defiziten als Erfol-
gen. Das aber ist nur die zweite Seite der notwendi-
gen Kritik. Sie ist nämlich Folge einer viel gravieren-
deren Feststellung. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege. 

Dr. Mathias Schubert (SPD): Nur noch zwei Sätze. 
- Das ist die Tatsache, daß es die Bundesregierung 
nicht vermocht hat, ein politisches Gesamtkonzept 
für ihre selbstformulierten globalpolitischen Ziele 
und für den von ihr selbst beanspruchten Teil globa-
ler Verantwortung zustande gebracht zu haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Dr. Christian Ruck. 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin in einem einzigen 
Punkt meinem Vorredner dankbar, nämlich daß er in 
dieser Klimadebatte noch einmal dezidiert die zuneh-
mend kritische und ernste Rolle angesprochen hat, 
die die Entwicklungs- und Schwellenländer im 
Kampf um Klima und Umwelt spielen. 
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In der Tat ist es so: Wenn diese Länder auch nur 
annähernd das Konsumverhalten der reichen Indu-
strieländer nachahmen, werden sie uns schon zu Be-
ginn des nächsten Jahrhunderts bei der Umweltver-
schmutzung und bei den Emissionen von Treibhaus-
gasen eingeholt haben. Die riesigen Städte wie La-
gos oder Mexiko City sind auch umweltpolitisch au-
ßer Kontrolle geraten. In manchen Staaten gehen bis 
zu 50 Prozent der Landfläche der Verödung und Ver-
wüstung entgegen. Es ist wahr, daß die Zerstörung 
der Tropenwälder fünf Jahre nach der UN-Konferenz 
für Umwelt und Entwicklung fast ungebremst weiter-
geht. 

Aber wahr ist auch - darauf hat der Kollege Lip-
pold schon hingewiesen -, daß überhaupt ein Um-
denken auf internationaler Ebene, daß überhaupt ein 
Einschnitt in diese Entwicklung und daß überhaupt 
Hoffnung auf eine gegenläufige Entwicklung da-
durch eingetreten ist, daß die Bundesregierung, daß 
die Bundesrepublik, daß der Bundeskanzler und die 
Minister für Entwicklung und Umwelt vor der Rio

-

Konferenz auf den G-7-Gipfeln, auf der Rio-Konfe-
renz und jetzt nach der Rio-Konferenz wie kein ande-
res Gremium, wie kein anderes Staatsoberhaupt, 

(Otto Schily [SPD]: Das Staatsoberhaupt ist 
der Kanzler nicht!) 

wie keine anderen Minister in der Welt gegen die 
Zerstörung der Tropenwälder gekämpft haben. 

Es ist unbestritten, daß diese Anstrengungen er-
höht werden müssen. Unbest ritten sind auch die ka-
tastrophalen Folgen, die die Zerstörung der Tropen-
wälder mit sich bringt. Übrigens werden nicht nur 
die Tropenwälder, sondern zunehmend auch die 
Wälder der Länder der nördlichen Hemisphäre zer-
stört zum Beispiel in Sibirien. 

Wir haben dazu in unserer Fraktion eine Anhörung 
gestartet, der Ergebnisse in Form zweier Anträge von 
seiten der CDU/CSU und der F.D.P. als Vorlage für 
den Bundestag einfließen. Die wichtigsten Erkennt-
nisse und Forderungen daraus sind: 

Erstens. Es gibt einen erdrückenden Zusammen-
hang zwischen Armut, Bevölkerungsexplosion und 
Umweltzerstörung gerade auch in Tropenwaldlän-
dern. 

Herr Schubert, wenn Sie behaupten, daß wir in all 
diesen Bereichen keine glaubwürdige Entwicklungs-
politik vollführten, so frage ich mich natürlich: Wo 
waren Sie in den letzten drei Jahren, seitdem Sie 
dem Bundestag angehören? Auch Sie müssen doch 
mitbekommen haben, daß gerade bei uns im ent-
wicklungspolitischen Ausschuß die Querschnittsauf-
gaben gegenüber der Landwirtschaft und gegenüber 
der Wirtschaftspolitik sehr ernst genommen werden. 

Es ist doch nicht so, daß nur wir da nur in unserer 
Partei Schwierigkeiten haben. Vielmehr gibt es die 
Schwierigkeiten durchgängig in allen Parteien. Es ist 
zum Beispiel auch ein legitimes Interesse, sich um 
die Zukunft von 4,7 Millionen Arbeitslosen Gedan-
ken zu machen. Es ist eben sehr schwierig, diese Pro-
bleme miteinander in Einklang zu bringen und ge-
meinsam zu lösen. 

Ein zweiter Punkt, der auf dem Hea ring ganz deut-
lich zutage getreten ist: Gerade im Umweltbereich 
haben wir es mit sehr langfristig wirkenden Hilfen zu 
tun, zum Beispiel beim Aufbau von Administration 
und Gesetzgebung, im Technologietransfer, bei der 
Umsetzung einer umweltverträglichen Raumplanung 
und Landnutzung in den Tropen. 

Drittens. Hilfe gegen Armut und Umweltzerstö-
rung hat nur dann Sinn, wenn die Geberländer und 
-institutionen alle an einem Strang ziehen. Dies ist 
gegenwärtig absolut nicht der Fall. Wir brauchen 
deshalb mehr Abstimmung zum Beispiel mit unseren 
französischen Freunden. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Dann machen Sie das doch!) 

Wir brauchen in diesem Bereich auch mehr Abstim-
mung mit der EU, und wir brauchen mehr Abstim-
mung mit den Institutionen der Vereinten Nationen. 

(Dr. Renate Hellwig [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Sie müssen zum Abschluß kommen. 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Letzter Satz: Um-
welt- und Klimaschutz ist weltweit auch eine Frage 
des politischen Willens. Ein jeder von uns, mit oder 
ohne Regierungsamt, ist deshalb aufgerufen, auch 
bei seinen Reisen und Gesprächen mit Vertretern der 
dritten Welt die Wichtigkeit eines schonenderen Um-
gangs mit der Schöpfung und dem Klima und dem 
Wald zu verdeutlichen und klarzumachen, daß dies 
kein Ökoimperialismus ist, sondern die gemeinsame 
Verantwortung für die gemeinsame Welt und eine 
gemeinsame Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort der Abgeordneten Ursula Burchardt. 

Ursula Burchardt (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Bundesregie-
rung hat festgestellt: 

Menschliches Leben und Wirtschaften ist an ei-
nem Punkt angelangt, an dem es Gefahr läuft, 
sich seiner eigenen natürlichen Grundlagen zu 
berauben. 

Die Grenzen der Natur müssen künftig allseits re-
spektiert werden. 

Nach etlichen Jahren warnender Hinweise aus der 
Wissenschaft hat diese Erkenntnis endlich Eingang 
in eine Kabinettsvorlage gefunden, nämlich in den 
Bericht „Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung in Deutschland" - den Be richt zur Rio-Fol-
gekonferenz, der heute zur Debatte steht. 

Man könnte Bezug nehmend auf den Wunsch von 
Frau Merkel, auch einmal gelobt zu werden - sie 
richtet diesen Wunsch an die Opposition, weil offen-
kundig nicht genügend Lob aus den eigenen Reihen 
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kommt -, das Ganze wohlwollend als Fortschritt be-
zeichnen. Doch das beste Wissen nützt nur, wenn es 
zur Anwendung gebracht wird. Wissen um Nachhal-
tigkeit würde einen grundlegenden Kurswechsel 
und eine strategische Neuorientierung der gesamten 
Politik erforderlich machen, und zwar nicht seman-
tisch, sondern faktisch. 

Die Agenda 21 als das Aktionsprogramm für das 
21. Jahrhundert benennt die notwendigen Weichen-
stellungen, und zwar nicht nur die Richtung, sondern 
auch, was zu tun ist und wo anzusetzen ist: Die Ziele 
Umwelt und Entwicklung müßten integraler Be-
standteil aller Planungs- und Entscheidungsprozesse 
auf allen Ebenen sein. Sie sind zu verknüpfen mit 
den Zielen: Erhalt der wi rtschaftlichen Leistungsfä-
higkeit und Herstellung von sozialer Gerechtigkeit. 

Nachhaltigkeit müßte als ressortübergreifende 
Aufgabe verstanden werden, die zugleich jede Fach-
politik fordert. Für die erfolgreiche Umsetzung der 
Agenda müßte, so Kapitel 1 der Agenda 21, die ge-
samte Bundesregierung die Verantwortung tragen. - 
Daß der Herr Bundeskanzler jetzt den Raum betreten 
hat, hat wohl weniger etwas mit der Nachhaltigkeits-
debatte zu tun als vielmehr mit der erforderlichen 
Mehrheit bei der anschließenden namentlichen Ab-
stimmung zu einem anderen Thema. 

Damit sind die Prüfkriterien für die Bilanz der Bun-
desregierung vorgegeben. Ich kann es mir nicht er-
sparen: Wer sich Ihre Bilanz ansieht, wird feststellen: 
Der Bericht der Bundesregierung fünf Jahre nach Rio 
ist ein Märchenbuch. Die Redner der Koalition liefern 
heute dazu die Hörspielversion. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Wer sich den Antrag der Koalitionsfraktionen an-
sieht, kann nur sagen: Das müßte wohl das Drehbuch 
für das Stück „Leben in den Potemkinschen Dörfern" 
sein. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Fünf Jahre nach Rio ist von einer konsequenten in-
tegrativen Nachhaltigkeitspolitik weit und breit 
nichts zu sehen, wenn man sich einen Blick auf die 
Ressorts gestattet. 

Die Wirtschaftspolitik: Es gebe keinen systemati-
schen Versuch des Bundesministeriums für Wi rt

-schaft, die Wirtschaftsstruktur der Bundesrepublik 
nachhaltig umzuorientieren - so die Quintessenz ei-
ner Studie des Umweltbundesamtes. 

Zur Umweltpolitik. Hier möchte ich nur einmal das 
Beispiel Bodenschutz anführen. Laut Bericht ist er 
eine „Querschnittsaufgabe aller umweltpolitischen 
Maßnahmen". Der Entwurf für das Bodenschutzge-
setz allerdings schützt die Schadensverursacher und 
nicht den Boden als Ressource für kommende Gene-
rationen. 

Zur Stadtentwicklung und dem Verkehr. Unsere 
Städte ersticken im Individualverkehr. Gibt es eine 
konzertierte Aktion der Minister Töpfer und Wiss-
mann? - Fehlanzeige. 

Das Tollste am Nachweis strategischer Umsetzung 
in den Fachressorts findet man bei der Forschungs- 
und Technologiepolitik. Die Bundesregierung ver-
weist dort auf ein Umweltforschungsprogramm, das 
es überhaupt noch nicht gibt, sondern seit drei Jah-
ren angekündigt ist. Das ist ein klassisches Eigentor. 

(Beifall bei der SPD) 

Nachhaltige Entwicklung ist ohne die Kommunen 
undenkbar. Es ist ja schön, wenn Frau Merkel die 
hervorragenden Aktivitäten lobt. Immer mehr Kom-
munen arbeiten an einer lokalen Agenda 21. Doch 
die Städte und Gemeinden beklagen nicht nur die 
fehlende Unterstützung des Bundes bei dieser Auf-
gabe. Nein, ihre Entwicklungsmöglichkeiten werden 
durch die Folgen Ihrer verfehlten Wirtschafts-, 
Steuer- und Arbeitsmarktpolitik stranguliert. Das ist 
das eigentliche Problem bei der Umsetzung der 
Agenda 21 auf kommunaler Ebene. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zu der geforderten Beteiligung gesellschaftlicher 
Gruppen an der Aufstellung von Umweltzielen, Frau 
Merkel, kann man sagen: Nach der Studie von 
BUND und Misereor und Initiativen der Enquete-
Kommission „Schutz des Menschen und der Um-
welt" haben Sie diesen Dialog erst im Sommer 1996 
aufgenommen. Doch bevor die ersten Ergebnisse auf 
dem Tisch liegen, haben Sie Ihren Kabinettsbericht 
vorgelegt. Unter Umweltverbänden, kommunalen 
Spitzenverbänden und Gewerkschaften besteht zu 
Recht die Sorge, daß diese Gruppen jeweils nur als 
Claqueure mißbraucht werden. Damit wird deutlich, 
wie man einen Dialog in die Sackgasse führen und 
wie man die notwendige und erforderliche Bereit-
schaft zu einem Konsens und des Aufeinanderzuge-
hens verspielen kann. 

Meine Damen und Herren, die Mängelliste ließe 
sich fast endlos fortsetzen. Ich stelle fest: Nicht über-
all, wo Nachhaltigkeit draufsteht, ist auch Nachhal-
tigkeit drinnen. Auf dem Weg zu einer nachhaltigen 
Entwicklung in Deutschland macht die Bundesregie-
rung planlos zwei Schritte vor und drei bis vier zu-
rück. Es reicht doch nicht aus, in einem Antrag auf 
internationaler Ebene Nachhaltigkeit als Chefsache 
anzumahnen, während sie im eigenen Bet rieb nur lä-
stige Zusatzaufgabe der Abteilung Umwelt ist und 
von anderen weitgehend nicht zur Kenntnis genom-
men wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Mit den Rezepten und Methoden von gestern be-
kommt man die Probleme von heute - und schon gar 
nicht die von morgen - nicht in den G riff. Wir müssen 
aus den Routinen raus. Notwendig ist eine nationale 
Nachhaltigkeitsstrategie, deren Kern ein nationaler 
Umweltplan ist - im Kapitel 8 der Agenda 21 gefor-
dert, vom Sachverständigenrat für Umweltfragen an-
gemahnt. Die Enquete-Kommission „Schutz des 
Menschen und der Umwelt", die in den nächsten Ta-
gen ihren Zwischenbericht vorlegen wird, hat sich 
damit befaßt und festgestellt: Das ist das politische 
Planungs- und Entscheidungsinstrumentarium, das 
den Durchbruch zu entscheidenden Fortschritten tat-
sächlich bringen kann. 
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Ein Umweltplan wird im Dialog mit allen gesell-
schaftlichen Akteuren entwickelt, definiert konkrete 
und verbindliche Ziele zur Sicherung von Umwelt-
qualität und zur Verringerung des Ressourcenver-
brauchs. Es werden Verantwortlichkeiten benannt 
und zeitliche Schritte und Maßnahmen zur Umset-
zung festgelegt. Klare Rahmensetzung gibt den Un-
ternehmen die immer wieder eingeforderte Pla-
nungssicherheit, fördert Innovation und Investition. 
So kann man Arbeitsplätze sichern und schaffen so-
wie die Wettbewerbsfähigkeit fördern. Schließlich ist 
ein Umweltplan Politikinnovation. Er koordiniert die 
Planung der Ressorts, bedeutet Folgenabschätzung 
für Entscheidungen in Politik und Verwaltung und 
fördert mehr Demokratie. 

Verehrter Herr Kollege Paziorek, Sie haben die 
Opposition vorhin aufgefordert, einzusehen, daß die 
fundamentalistische Ablehnung neuer Instrumente 
bei der Lösung der neuen Aufgaben und bei den An-
forderungen, denen wir uns zu stellen haben, nicht 
weiterhelfe. Ich mache Sie darauf aufmerksam, daß 
der Deutsche Bundestag bereits am 17. Januar die 
Bundesregierung einstimmig zur Entwicklung einer 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie aufgefordert und 
die Essentials benannt hat. Es liegt nun an Ihnen, 
meine Damen und Herren, diesen eindeutigen Be-
schluß umzusetzen. Nur so erreichen wir Fortschritte 
- nicht nur in der Umweltpolitik, sondern auch im 
Zusammenleben mit den Nachbarn in einer Welt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie des 
Abg. Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
das Wort dem Abgeordneten Dr. Michael Meister. 

Dr. Michael Meister (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Frau Kollegin Bur-
chardt, das war ziemlich viel Polemik, aber kaum 
Substanz. Ich denke, Sie sollten sich, wenn Sie Kritik 
üben, an der Sache orientieren und nicht nur mit 
Polemik argumentieren. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ihre Bemerkung 
ist sehr substantiell!)  

Ich möchte Ihnen ein Beispiel nennen. Sie haben den 
Bausektor angesprochen. Bei der Novelle des Bauge-
setzbuches kann die Koalition sehr deutlich darauf 
hinweisen, daß sie gerade im Bereich der Stadtpla-
nung versucht, ökologische Aspekte einzubeziehen 
und insbesondere faktisch zu stärken. Ich darf Sie 
dazu einladen, sich auch in diesem Bereich inhaltlich 
entsprechend einzubringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bausektor verursacht mit etwa 270 Millionen 
Tonnen CO2-Ausstoß im Jahr knapp ein Drittel aller 
CO2 -Emissionen und hat deswegen ein ganz beson-
deres Potential, wenn wir über die Frage reden, wie 
wir CO2-Emissionen in Deutschland senken können. 
Etwa zwei Drittel unseres Wohnungsbestandes kom-
men für eine Sanierung in Frage. Das war für die 
Koalitionsfraktionen Anlaß, ein Aktionsprogramm 
vorzulegen, um das im Altbaubestand bestehende 

Sparpotential für CO2 im Neubau zu mobilisieren. 
Dieses Aktionsprogramm versucht, das technisch 
Machbare mit dem ökonomisch Vertretbaren und 
ökologisch Sinnvollen zu vereinbaren. Ich glaube, 
daß dieser Dreiklang - Technologie, Ökonomie, Öko-
logie - wichtig ist, wenn wir die Bevölkerung für die-
ses Aktionsprogramm gewinnen und nicht nur ein-
same politische Entschlüsse fassen und Entscheidun-
gen fällen wollen. 

Von der Debatte des Deutschen Bundestages muß 
eindeutig ausgehen, daß energiesparendes Bauen 
auch wirtschaftlich sinnvoll sein kann. Wichtig sind 
gerade die betriebswi rtschaftlichen Aspekte und die 
Tatsache, daß dies bei normalen Sanierungsmaßnah-
men an Gebäuden geschieht und dabei wirtschaft-
lich effektiv und effizient erfolgen kann. Es darf nicht 
nur unter dem Stichwort Verteuerung des Bauwe-
sens debattiert werden. 

Wenn ich unseren Antrag, meine Damen und Her-
ren vom Bündnis 90/Die Grünen, mit Ihrem nun ein-
gereichten Antrag zu dieser Thematik vergleiche, 
dann stelle ich viele Überschneidungen und Über-
einstimmungen fest. Ich nehme an, Sie haben unse-
ren Antrag als gute Vorlage verwendet, um Ihren An-
trag zu formulieren. Um so verwunderlicher ist es, 
daß Sie unserem Antrag in den Ausschußberatungen 
nicht Ihre Zustimmung erteilen konnten. Ich hoffe, 
daß Sie sich zumindest heute dazu entschließen kön-
nen. 

Zu den zentralen und auch gemeinsam unterstütz-
ten Forderungen zählt etwa die Weiterentwicklung 
der Wärmeschutzverordnung, um den wärmetechni-
schen Standard im Neubau auf das Niveau des soge-
nannten Niedrigenergiehauses anzuheben. Gerade 
im Sinne des von mir angesprochenen Dreiklangs 
halten wir es für notwendig, daß das Verordnungs-
verfahren hierzu möglichst frühzeitig abgeschlossen 
wird, damit sich alle am Bau Beteiligten rechtzeitig 
auf die neuen Anforderungen einstellen können. 

Meine Damen und Herren, Gemeinsamkeiten gibt 
es offenbar auch bei der Beurteilung, daß der bishe-
rige Wärmebedarfsausweis weiterentwickelt werden 
muß. Wir sind uns einig, daß wir einen Energiepaß 
brauchen, der leicht erkennbar für alle Bürger dar-
stellt, wie ein Haus wärmetechnisch einzuordnen ist. 

Ich möchte ferner dafür plädieren, daß wir nicht 
nur einen Energiepaß schaffen, in dem die Anlage - - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Dr. Meister, eine Sekunde, bitte! - Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Ganseforth? 

Dr. Michael Meister (CDU/CSU): Gerne, Herr Präsi-
dent. 

Monika Ganseforth (SPD): Herr Kollege, Sie haben 
eben wichtige Maßnahmen im Bereich des Wärme-
schutzes geschildert. Wie beurteilen Sie die Kürzung 
der Mittel für Energieberatung, die vom Wirtschafts-
minister vorgenommen worden ist? Denn fachkun-
dige Beratung ist in diesem Bereich ein wichtiger 
Punkt. 
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Dr. Michael Meister (CDU/CSU): Frau Kollegin 
Ganseforth, wenn Sie unseren Antrag zu diesem Ak-
tionsprogramm lesen, dann wird Ihnen auffallen, daß 
wir uns gerade im Bereich der Bildung nachhaltig da-
für aussprechen, nicht eine staatliche Beratung 
durchzuführen. Vielmehr sollten wir diejenigen, die 
im Baubereich beteiligt sind - ich spreche hier von 
Architekten, Hochbauingenieuren und Planern, vom 
Handwerk und den bauausführenden Berufen -, 
qualifizieren, damit sie sich vor Ort einbringen, so 
daß man nicht zu irgendeiner Beratungsstelle hinge-
hen muß, um sich zu informieren. 

(Zuruf von der SPD: Das war nicht die 
Frage!) 

Die Beratung soll nach unserer Auffassung automa-
tisch in den Bau- und Planungsprozeß integriert wer-
den. Wir halten das für einen wesentlich besseren 
Ansatz, als für irgendeine Beratungsstelle Mittel be-
reitzustellen, bei der sich der Bauwillige informieren 
kann, bei der er Rat einholen kann. Ich finde, wir 
sollten viel früher ansetzen, um unserem gemeinsa-
men Anliegen nachzukommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich war gerade dabei, 
zu schildern, daß wir nicht nur dafür sind, daß sich 
aus dem Wärmebedarfsausweis der Energiepaß ent-
wickelt, sondern daß wir ferner einen Gebäudepaß 
brauchen, der nicht nur Energie- und Heizanlagen, 
sondern auch die Frage des kostensparenden Bauens 
integriert. Denn wir müssen natürlich das Gesamtziel 
betrachten und dürfen über die Dinge nicht isoliert 
und sektoral diskutieren. 

Des weiteren bin ich der Auffassung, daß wir ge-
rade mit Energie-Contracting sehr viel weiter kom-
men können als mit herkömmlichen Methoden, wenn 
wir nämlich Fachunternehmen dafür gewinnen kön-
nen, Beratung zu leisten, wie der Energieeinsatz im 
Betrieb fachkundig und effizient geleistet werden 
kann. Ich glaube, daß gerade hier für die öffentliche 
Hand Bedeutendes geleistet werden kann. 

Meine Damen und Herren, gerade die Opposition 
möchte ich herzlich dazu einladen, nicht nur grund-
sätzliche Kritik zu üben, sondern ihre Position inhalt-
lich einzubringen und mit uns gemeinsam zu reali-
sieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn Sie von Bündnis 90/Die Grünen in Ihrem An-
trag formulieren, daß wir uns durch eine viel zu 
starke Ordnungspolitik bei unseren Maßnahmen 
auszeichnen, dann möchte ich einmal darum bitten, 
daß Sie Ihre eigenen Debattenbeiträge in der heuti-
gen Auseinandersetzung Revue passieren lassen. Sie 
waren es doch gerade, die heute wieder Ordnungs-
politik gefordert und nicht die freiwilligen Leistun-
gen, nicht die wirtschaftlichen Anreize und nicht die 
Fördermaßnahmen in den Vordergrund gestellt ha-
ben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, während man in Ihren 
Anträgen die wirtschaftlichen Ansätze vergeblich  

sucht, haben wir seitens der Bundesregierung ein 
Zinsverbilligungsprogramm initiiert. Dieses Pro-
gramm ist bereits in der Vergangenheit auf eine 
breite Resonanz gestoßen. Es wurden rund 
2,5 Milliarden DM durch das Programm initiiert, die 
mittlerweile für klimarelevante Verbesserungen im 
Wohnungsbaubereich eingesetzt wurden. Über 
100 000 Wohnungen konnten saniert werden - ein 
wesentlicher Beitrag zur CO2-Minderung. 

An der Stelle möchte ich auch einmal auf die Kolle-
gen aus den neuen Bundesländern eingehen. Wenn 
hier dargestellt wird, daß gerade in den neuen Bun-
desländern seit der Einheit wesentliche Einspar-
potentiale realisiert worden sind, ist das doch ein Ge-
winn und ein Zeichen dafür, daß jetzt im gemeinsa-
men Deutschland auch in diesem Bereich die richtige 
Politik betrieben wird. Vor 1990 wurden offenbar die 
entscheidenden Fehler gemacht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich glaube, es ist ein wesentlicher Gewinn der deut-
schen Einheit, daß wir im Bereich der Umweltpolitik, 
im Bereich der Sanierung von Plattenbauten deutlich 
vorankommen. 

Meine Damen und Herren, wir haben das Sanie-
rungsprogramm für die alten Bundesländer im KfW- 
Bereich um 2 Milliarden DM aufgestockt. Das ist 
nicht nur ein finanzielles Signal, sondern auch ein Si-
gnal dafür, daß wir im Bereich der CO2-Minderung 
kontinuierlich tätig sein wollen. Wir sind dafür, daß 
wir nicht nur isolierte Einzelmaßnahmen durchfüh-
ren, sondern unser Programm kontinuierlich weiter-
führen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich glaube, daß damit nicht nur im Bereich der Um-
weltpolitik, sondern auch im Bereich des Arbeits-
marktes Wesentliches verbessert werden kann. Die-
ses Programm wird dazu beitragen, daß etwa 150 000 
Arbeitsplätze im Baubereich gesichert und weitere 
Arbeitsplätze geschaffen werden können. Ich halte 
dies für eine hervorragende Verbindung von Ökolo-
gie und der Lösung wi rtschaftlicher Probleme, die 
wir an dieser Stelle haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Gestatten Sie mir abschließend noch einen Hin-
weis auf das Gutachten von RWI/Ifo. Gerade mit 
Blick auf den Bausektor kann man sagen, daß die-
sem Gutachten drei wesentliche Fehlannahmen zu-
grunde liegen. Zum einen ist bei dieser Analyse nicht 
berücksichtigt, daß wir die KfW-Programme haben 
und daß in diesen Programmen ein erhebliches Re-
duktionspotential für CO2 vorhanden ist. Zum zwei-
ten wird der Zuwachs an CO2-Emissionen durch den 
Wohnungsneubau in dem Gutachten wesentlich 
überschätzt. Zum dritten haben wir auch eine Fehl-
einschätzung dessen, was die Wärmeschutzverord-
nung bereits für den Gebäudebestand leistet. Denn 
sie gilt natürlich auch dort, wo lediglich Sanierungs-
maßnahmen oder Modernisierungsmaßnahmen am 
Gebäudebestand durchgeführt werden. 

All diese Dinge sind bei der Begutachtung nicht 
berücksichtigt. Deshalb bin ich der Meinung, daß 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 166. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. März 1997 	14959 

Dr. Michael Meister 

über dieses Gutachten noch einmal grundlegend 
fachlich diskutiert werden muß. Wir können es nicht 
einfach als Faktum zur Kenntnis nehmen und uns 
von dem Ziel der 25prozentigen Reduzierung verab-
schieden. 

Ich möchte abschließend auch darauf hinweisen, 
daß wir hier im Bundestag nicht nur Gesetze ma-
chen, sondern daß diese Gesetze auch umgesetzt 
werden müssen. Für die Umsetzung der Gesetze sind 
die Bundesländer verantwortlich. Wir haben 
13 Bundesländer in Deutschland, die sich bei der 
Wärmeschutzverordnung drücken und keinerlei 
Maßnahmen zur Umsetzung dieser Verordnung 
durchführen. 13 Bundesländer sollten endlich einmal 
darangehen, daß die Gesetze, die wir formulieren, 
auch zum Faktum werden und in Deutschland grei-
fen. Dann hätten wir einen größeren Beitrag gelei-
stet, als wenn wir hier noch fünf neue Gesetze schaf-
fen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Ich muß Sie nun alle um Aufmerksamkeit und ei-
nige Geduld bitten, weil wir eine ganze Reihe von 
Abstimmungen zu erledigen haben. 

Wir kommen zunächst zur Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit auf Drucksache 13/4052. 

Dazu liegt ein gemeinsamer Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und F.D.P. auf Drucksache 13/7263 *) vor. Mit 
dem Änderungsantrag soll die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit auf Drucksache 13/4052 um eine Ent-
schließung ergänzt werden. Wer stimmt für den ge-
meinsamen Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
7263? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit stelle 
ich fest, daß der Änderungsantrag einstimmig ange-
nommen worden ist. 

Wir stimmen jetzt ab über die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit zu dem Antrag der Fraktion der SPD zu 
einem Programm für Klimaschutz, Wirtschaftsmoder-
nisierung und Arbeitsplätze in Deutschland, Druck-
sache 13/4052 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 13/187 abzulehnen. Wer für 
diese Beschlußempfehlung stimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Ich stelle fest, daß die Beschlußempfehlung 
mit den Stimmen der Koalition gegen die Stimmen 
des Hauses im übrigen angenommen worden ist. 

Ich rufe die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu 
einem Investitionsprogramm für Arbeitsplätze durch 
Klimaschutzmaßnahmen, Drucksache 13/4052 Nr. 2, 
auf. Auch hier empfiehlt der Ausschuß, den Antrag 

* ) Vgl. Seite 14931 C  

auf Drucksache 13/739 abzulehnen. Wer für die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses stimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Ich stelle fest, daß auch diese Beschluß-
empfehlung mit den Stimmen der Koalition gegen 
die Stimmen des Hauses im übrigen angenommen 
worden ist. 

Dann rufe ich die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit zum Antrag der Gruppe der PDS zu einem 
Verbot des Neuanschlusses von Stromheizungen, 
Drucksache 13/3357, auf. Auch hier empfiehlt der 
Ausschuß, den Antrag auf Drucksache 13/732 abzu-
lehnen. Wer für die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann 
stelle ich fest, daß auch diese Beschlußempfehlung 
mit den Stimmen der Koalition gegen die Stimmen 
des Hauses im übrigen angenommen worden ist. 

Dann rufe ich die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit zum Antrag der Gruppe der PDS zur Wär-
menutzungsverordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes, Drucksache 13/4411, 
auf. Auch hier empfiehlt der Ausschuß, den Antrag 
auf Drucksache 13/763 abzulehnen. Wer für die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimm-
enthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß die Be-
schlußempfehlung mit den Stimmen der Koalition ge-
gen die Stimmen des Hauses im übrigen angenom-
men worden ist. 

Es ist beantragt worden, den Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 13/7258 feder-
führend an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit und zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Wirtschaft zu überweisen. Sind Sie da-
mit einverstanden? - Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch. Dann ist diese Überweisung so beschlos-
sen. 

Dann rufe ich die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau zum Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
der F.D.P. zu einem Aktionsprogramm zur CO2-Min-
derung und Energieeinsparung im Gebäudebereich, 
Drucksache 13/7019, auf. Hier empfiehlt der Aus-
schuß, den Antrag auf Drucksache 13/5761 anzuneh-
men. Wer für die Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich 
fest, daß die Beschlußempfehlung mit den Stimmen 
der Koalition gegen die Stimmen des Hauses im übri-
gen angenommen worden ist. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorla-
gen auf den Drucksachen 13/7054, 13/7089, 13/7106 
und 13/7241 an die in der Tagesordnung aufgeführ-
ten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Entschließungs-
anträge der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie der Fraktion der SPD auf den Drucksachen 13/ 
7253 und 13/7256 sollen an dieselben Ausschüsse 
überwiesen werden wie der Bericht der Bundesregie-
rung anläßlich der UN-Sondergeneralversammlung 
über Umwelt und Entwicklung 1997 in New York. 



14960 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 166. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. März 1997 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

Der Antrag der Koalitionsfraktionen auf Drucksache 
13/7106 - das ist der Tagesordnungspunkt 5 h - soll 
zusätzlich an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten überwiesen werden. Sind Sie da-
mit einverstanden? - Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch. Dann sind auch diese Überweisungen so 
beschlossen. 

Dann rufe ich die Tagesordnungspunkte 17a bis 
17 f sowie die Zusatzpunkte 4 a bis 4 d auf: 

Beratungen ohne Aussprache 

17. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung des Fleischhygienegesetzes (FlHG) 

- Drucksache 13/6037 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Sicherung des Nachweises der Ei-
gentümerstellung und der Kontrolle von 
Luftfahrtunternehmen für die Aufrechter-
haltung der Luftverkehrsbetriebsgenehmi-
gung und der Luftverkehrsrechte (Luftver-
kehrsnachweissicherungsgesetz - LuftNa-
SiG) 

- Drucksache 13/7246 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

c) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Bericht der Unabhängigen Kommission zur 
Überprüfung des Vermögens der Parteien 
und Massenorganisationen der DDR (Er-
ster Teilabschlußbericht) über das Vermö-
gen der DDR-Parteien 

Christlich-Demokratische Union Deutsch-
lands 
Demokratische Bauernpartei Deutschlands 
Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 
National-Demokratische Partei Deutschlands 

und Stellungnahme der Bundesregierung 

- Drucksache 13/5376 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

d) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Bericht der Unabhängigen Kommission zur 
Überprüfung des Vermögens der Parteien 
und Massenorganisationen der DDR 
(Zweiter Teilabschlußbericht) über das 

Vermögen der Freien Deutschen Jugend 
(FDJ) und Stellungnahme der Bundesregie-
rung 

- Drucksache 13/5377 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

e) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Bericht der Bundesregierung über ihre 
Maßnahmen zur Förderung der Kulturar-
beit gemäß § 96 BVFG in den Jahren 1993 
und 1994 

- Drucksache 13/6796 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 

f) Beratung des Antrags des Bundesministeri-
ums der Finanzen 
Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 Bundes-
haushaltsordnung in die Veräußerung der 
bundeseigenen (ehemaligen US-)Wohn-
siedlung Fürth-Süd (Kalb-Housing-Area) 
in Fürth 

- Drucksache 13/7130 — 

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuß 

ZP4 Weitere Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren 
(Ergänzung zu TOP 17) 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Albert Schmidt (Hitzhofen), Helmut Wil-
helm (Amberg), Gila Altmann (Aurich), wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Die Option einer Flächenbahn in Deutsch-
land erhalten 

- Drucksache 13/7240 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Haushaltsausschuß 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Klaus-Jürgen Warnick, Uwe-Jens Heuer 
und der Gruppe der PDS eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Überleitung preisgebundenen 
Wohnraums im Beitrittsgebiet in das allge-
meine Miethöherecht (Mietenüberleitungs-
Änderungsgesetz) 

- Drucksache 13/7251 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Rechtsausschuß 
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c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Klaus-Jürgen Warnick, Uwe-Jens Heuer 
und der Gruppe der PDS 

Ausarbeitung eines Mietspiegelgesetzes 
sowie damit verbundener Änderungen des 
Gesetzes zur Regelung der Miethöhe 

- Drucksache 13/7245 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Rechtsausschuß 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ulrike Mehl, Michael Müller (Düsseldorf), 
B rigitte Adler, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 

Elefanten schützen und Verbot des Elfen-
beinhandels aufrechterhalten 

- Drucksache 13/7254 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für wi rtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung 

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfach-
ten Verfahren ohne Debatte. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Sind Sie damit einverstanden? - Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann sind auch 
diese Überweisungen so beschlossen. 

Dann rufe ich die Tagesordnungspunkte 18a bis 
18k sowie die Zusatzpunkte 5 a und 5 b auf. Es han-
delt sich um die Beschlußfassung zu Vorlagen, zu de-
nen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Wir kommen zunächst zu Tagesordnungspunkt 18 a: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
5. Mai 1995 zwischen der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland und der Regierung 
von Hongkong über den Fluglinienverkehr 

- Drucksache 13/6918 - 

(Erste Beratung 157. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Verkehr (15. Ausschuß) 

- Drucksache 13/7098 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Lothar Ibrügger 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt auf Drucksa-
che 13/7098, den Gesetzentwurf unverände rt  anzu-
nehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich zu erheben. - Die Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß der Gesetzentwurf mit den Stimmen des gesam

-

ten Hauses bei Stimmenthaltung der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen angenommen worden ist. 

(Unruhe) 

- Trotz allem wäre ich Ihnen für ein bißchen Auf-
merksamkeit dankbar. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 18b: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 28. April 1995 über den Beitritt der Repu-
blik Österreich zu dem am 19. Juni 1990 unter-
zeichneten Übereinkommen zur Durchfüh-
rung des Übereinkommens von Schengen vom 
14. Juni 1985 (Gesetz zum Beitritt der Re-
publik Österreich zum Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommen) 

- Drucksache 13/7012 - 

(Erste Beratung 160. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 13/7193 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dietmar Schlee 
Günter Graf (Friesoythe) 
Amke Dietert-Scheuer 
Dr. Max Stadler 
Ulla Jelpke 

Der Innenausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/ 
7193, den Gesetzentwurf unverände rt  anzunehmen. 
Ich bitte diejenigen, die diesem Gesetzentwurf zu-
stimmen wollen, sich zu erheben. - Die Gegenprobe! 
- Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß der 
Gesetzentwurf mit den Stimmen der Koalition und 
der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Gruppe 
der PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen angenommen worden ist. 

Damit kommen wir zu Tagesordnungspunkt 18c: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Schutz der Mieter von Geschäftsraum in den 
Ländern Berlin und Brandenburg 

- Drucksache 13/206 - 

(Erste Beratung 15. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/4913 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Joachim Gres 
Hans-Joachim Hacker 

Der Rechtsausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/ 
4913, den Gesetzentwurf abzulehnen. - Es ist zwar 
eine persönliche Erklärung angemeldet; sie kommt 
aber nur zum Zuge, wenn wir in dritter Lesung ab-
stimmen. Wir sind jetzt in der zweiten Lesung. 
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Ich lasse also zunächst über den Gesetzentwurf 
des Bundesrates auf Drucksache 13/206 abstimmen 
und bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim-
men wollen, um das Handzeichen. - Will niemand 
dem Gesetzentwurf zustimmen? 

(Unruhe) 

- Wenn keine Ruhe eintritt, unterbreche ich die Sit-
zung. 

Noch einmal: Es geht um den Tagesordnungs-
punkt 18c, also um die Abstimmung über den Ge-
setzentwurf des Bundesrates zum Schutz der Mieter 
von Geschäftsraum in den Ländern Berlin und Bran-
denburg. Das ist die Drucksache 13/206. Der Rechts-
ausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/4913, den Ge-
setzentwurf abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf des Bundesrates, 
also nicht über die Empfehlung des Rechtsausschus-
ses, auf Drucksache 13/206 abstimmen und bitte die-
jenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimm-
enthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß dieser Ge-
setzentwurf in zweiter Lesung mit den Stimmen der 
Koalition gegen die Stimmen des Hauses im übrigen 
abgelehnt worden ist. 

Nach unserer Geschäftsordnung entfällt damit die 
weitere Beratung. 

Dann komme ich zu Tagesordnungspunkt 18d: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Ra-
tes über die Haftung von Luftfahrtunterneh-
men bei Unfällen 

- Drucksachen 13/4514 Nr. 2.7, 13/7123 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Franz Peter Basten 
Dr. Eckhart  Pick 

Wer für diese Beschlußempfehlung stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß die 
Beschlußempfehlung einstimmig angenommen wor-
den ist. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 18 e: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für die Angelegen-
heiten der Europäischen Union (22. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Arbeitsdokument der Kommissionsdienststel-
len - Vorbereitung der assoziierten mitteleu-
ropäischen Länder auf die Mitgliedschaft in 
der Europäischen Union: Justiz und Inneres - 
Langdon-Bericht 

- Drucksachen 13/4514 Nr. 2.2, 13/7129 -  

Berichterstattung: 
Abgeordnete Michael Stübgen 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Christian Sterzing 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 

Wer für diese Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich 
fest, daß die Beschlußempfehlung mit den Stimmen 
des Hauses bei Stimmenthaltung der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen angenommen worden ist. 

Dann kommen wir zu den Tagesordnungspunk-
ten 18f und g: 

f) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag des Bundesministeri-
ums der Finanzen 

Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 Bundeshaus-
haltsordnung in die Veräußerung der Wald-
mann-Kaserne in München 

- Drucksachen 13/6832, 13/7214 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Diller 
Susanne Jaffke 
Oswald Metzger 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

g) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag des Bundesministeri-
ums der Finanzen 

Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 Bundeshaus-
haltsordnung in die Veräußerung der bundes-
eigenen Sonnenbergsiedlung, Ludwigsburg, 
an den Zweckverband Pattonville/Sonnen-
bergsiedlung und die Wohnungsbau Lud-
wigsburg GmbH 

- Drucksachen 13/6875, 13/7213 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Diller 
Susanne Jaffke 
Oswald Metzger 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Wer für diese Beschlußempfehlungen des Haus-
haltsausschusses stimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann  stelle ich fest, daß die Beschlußempfehlungen 
einstimmig angenommen worden sind. 

Nun kommen wir zu Tagesordnungspunkt 18h: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 187 zu Petitionen 

(Keine Kürzung der rentenrechtlichen Anrech-
nung von Ausbildungszeiten) 

- Drucksache 13/7079 - 
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Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor, über den wir zuerst ab-
stimmen. Wer für den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/7257 
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß der Änderungsantrag mit den Stimmen der 
Koalition gegen die Stimmen des Hauses im übrigen 
abgelehnt worden ist. 

Nun stimmen wir über die Sammelübersicht 187 in 
der Ausschußfassung ab. Wer für diese Sammelüber-
sicht stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich 
fest, daß diese Sammelübersicht mit den Stimmen 
der Koalition gegen die Stimmen des Hauses im übri-
gen angenommen worden ist. 

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 18i auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 188 zu Petitionen 
- Drucksache 13/7190 - 

Wer für diese Sammelübersicht stimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen! - Dann stelle ich fest, daß diese Sammel-
übersicht mit den Stimmen der Koalition und der 
Fraktion der SPD bei Stimmenthaltungen im übrigen 
angenommen worden ist. 

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 18j auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 189 zu Petitionen 
- Drucksache 13/7191 - 

Wer für diese Sammelübersicht stimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Dann stelle ich fest, daß auch diese 
Sammelübersicht mit demselben Stimmenverhältnis 
angenommen worden ist. 

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 18k auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 190 zu Petitionen 
- Drucksache 13/7192 - 

Wer für diese Sammelübersicht stimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Dann stelle ich fest, daß diese Sammel-
übersicht einmütig angenommen worden ist. 

Dann rufe ich den Zusatzpunkt 5 a auf: 

Weitere abschließende Beratungen ohne Aus-
sprache (Ergänzung zu TOP 18) 

Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 191 zu Petitionen 
- Drucksache 13/7269 - 

Wer für diese Sammelübersicht stimmt, bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthal-
tungen? - Dann stelle ich fest, daß diese Sammel-
übersicht mit den Stimmen der Koalition und der 
Fraktion der SPD bei Stimmenthaltung der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der PDS an-
genommen worden ist. 

Dann rufe ich den Zusatzpunkt 5 b auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Verbesserung des Wahl-
rechts für die Sozialversicherungswahlen und 
zur Änderung anderer Gesetze (3. Wahl-
rechtsverbesserungsgesetz - 3. WRVG) 

- Drucksache 13/7144 - 
(Erste Beratung 163. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

- Drucksache 13/7270 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Helmut Heiderich 

Ich bitte - zunächst in der zweiten Lesung - dieje-
nigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich 
fest, daß der Gesetzentwurf in zweiter Lesung mit 
den Stimmen der Koalition und den Stimmen der 
Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Gruppe der 
PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen angenommen worden ist. 

Zur dritten Beratung und Schlußabstimmung er-
teile ich dem Abgeordneten Zwerenz das Wo rt  zu ei-
ner Erklärung zur Abstimmung. 

Bitte sehr, Herr Kollege. 

Gerhard Zwerenz (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Meine persönliche Erklärung: Ich 
kann der im Schnellverfahren zwischen der ersten 
und der zweiten Beratung eingefügten Regelung, 
wonach ehemaligen Bürgerinnen und Bürgern der 
DDR unter bestimmten Voraussetzungen nicht nur, 
wie bisher geregelt, künftig keine Rente wegen ihrer 
Verfolgung während der Nazi-Zeit zusteht, sondern 
diese auch rückwirkend aberkannt wird, nicht zu-
stimmen. 

Es ist zweifellos zutreffend, daß Kurt Hager und 
andere führende DDR-Vertreter ein hohes Maß an 
Verantwortung für Unrecht und Menschenrechtsver-
letzungen in der DDR tragen. Es ist aber ebenso zu-
treffend, daß Kurt Hager und andere aktiv gegen das 
Naziregime gekämpft haben. Diese beiden unter-
schiedlichen historischen Phasen kann man im Ren-
tenrecht nicht gegeneinander aufrechnen. 

Ich kann der gesetzlichen Änderung auch deshalb 
nicht zustimmen, weil nicht einmal eine rechtskräf-
tige strafrechtliche Verurteilung Voraussetzung für 
die Aberkennung ist. 
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Ich finde es ebenfalls befremdlich, daß zur Außer-
kraftsetzung eines Urteils des Bundessozialgerichts 
innerhalb weniger Tage ein Gesetz geändert werden 
soll. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Michaela Geiger) 

Mein letzter Punkt. Ich finde diese Regelung auch 
heuchlerisch, da sie durch ein Parlament erfolgt, das 
in seiner Mehrheit bis heute keinen Weg gefunden 
hat oder finden wollte, den Nazi- und Kriegsverbre-
chern ihre Beamten- bzw. Kriegsopferrenten abzuer-
kennen, obwohl dazu ein halbes Jahrhundert Zeit 
gewesen wäre. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Wir kommen da-
mit zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der CDU/CSU, 
SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der PDS bei Ent-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 

Zurückweisung des Einspruches des Bundes-
rates gegen das Gesetz zur Reform der Ar-
beitsförderung (Arbeitsförderungs-Reform-
gesetz - AFRG) 

- Drucksache 13/7244 - 

Es  wird das Wort  zu Erklärungen gewünscht. Ich 
erteile dem Abgeordneten Karl-Josef Laumann, 
CDU/CSU, das Wort . 

Karl-Josef Laumann (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was lange 
währt, wird endlich gut. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Widerspruch bei der SPD 
und beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf von der SPD: Das glauben Sie doch 

selbst nicht!) 

So kann man heute sagen, wenn man an die langen 
Diskussionen im Vorfeld und an die Blockade der 
SPD im Bundesrat zum Arbeitsförderungs-Reformge-
setz denkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Jörg Tauss [SPD]: Das ist keine Erklärung 

zur Abstimmung!) 

Aber einen Trost gibt es: Jetzt wird alles überwun-
den, da die Koalition mit der Kanzlermehrheit dafür 
sorgen wird, daß dieses Gesetz endlich in Kraft tritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist gut so; denn das Gesetz dient den Interessen 
der Menschen in unserem Land. 

Das bisherige AFG wird durch dieses Gesetz wei-
terentwickelt und den Veränderungen des Arbeits-
marktes angepaßt. Mit dem AFRG wird es in 
Deutschland weiterhin Arbeitsmarktpolitik auf ho-
hem Niveau geben. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Allen Unkenrufen zum Trotz und gegen alle Pole-
mik: Das AFRG übt Solidarität mit den Arbeitslosen; 
denn es dient ihren Interessen, wieder Arbeit zu fin-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Instrumente dazu werden geschaffen und ziel-
genauer eingesetzt. 

Die wichtigsten Punkte sind: 

Erstens. Die Vermittlung von Arbeitsplätzen muß 
Vorrang vor Leistungsbezug haben. Leistungen zur 
Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt haben 
Vorrang vor passiven Leistungen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Zweitens. Die bisher geltenden Lohnkostenzu-
schüsse werden zusammengefaßt, um die Anwend-
barkeit zu verbessern. 

Drittens. Frauen werden, gemessen an ihrem An-
teil an den Arbeitslosen, mit allen Möglichkeiten der 
Arbeitsmarktpolitik gefördert. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Viertens. Menschen, die nach der Erziehungs-
phase wieder ins Erwerbsleben einsteigen wollen, 
haben jetzt klare Ansprüche auf Eingliederungshil-
fen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Fünftens. Der neu geschaffene Eingliederungsver-
trag bietet neue Chancen. Spätestens nach sechs 
Monaten Arbeitslosigkeit sollen Arbeitsloser und Ar-
beitsamt gemeinsam feststellen, durch welche Maß-
nahmen und Aktivitäten eine drohende Langzeitar-
beitslosigkeit verhindert werden kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!)  

Das heißt, das Arbeitsamt muß sich zusammen mit 
den Arbeitslosen überlegen, was zu tun ist. Sicher-
lich ist das Arbeitsamt in der Pflicht. Dadurch wird 
die Position des Arbeitslosen gegenüber dem Ar-
beitsamt gestärkt - aber auch seine Eigenverantwor-
tung. Das ist nicht mehr als recht und billig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sechstens. Einfache und klare Kriterien im Gesetz 
regeln die Zumutbarkeit einer Beschäftigung. Dabei 
erweitert sich der Grad der Zumutbarkeit mit zuneh-
mender Dauer der Arbeitslosigkeit. Auch das ist in 
Ordnung. 
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Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, dies alles 
wollte die SPD verhindern. 

(Zurufe von der CDU/CSU - Beifall bei 
Abgeordneten der SPD) 

Leider konnten wir wegen der Zustimmungspflich-
tigkeit die längst überfällige Organisationsreform 
innerhalb der Bundesanstalt für Arbeit nicht durch-
führen. Wir hätten sonst die Möglichkeit gehabt, die 
Bundesanstalt noch stärker als bisher als Dienstlei-
ster weiterzuentwickeln sowie alte zentralistische, 
zum Teil hierarchische Strukturen zu verändern. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Wir müssen die Bundesanstalt fit machen für ver-
änderte Rahmenbedingungen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir brauchen vor allen Dingen dringend eine Reform 
der Landesarbeitsämter. Ich sage es noch einmal sehr 
deutlich: Daß alte, überkommene Strukturen in der 
Bundesanstalt bleiben, liegt ab heute allein in Ihrer 
Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Lachen bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, durch dieses Gesetz 
wird der Rechtsanspruch auf berufliche Rehabilita-
tion wieder eingeführt. Ich gehe davon aus, daß uns 
das sehr hilft, in dieser Frage, bei der wir sensibel 
sein sollten, wieder Ruhe einkehren zu lassen. 

Die Maßnahmen „Arbeiten und Lernen", die ich 
für sehr gut halte, können für Jugendliche jetzt wie-
der durchgeführt werden. Auch das haben wir klar-
gestellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weil das Gesetz in Ordnung ist, ist das Verfahren 
des Vermittlungsausschusses nicht akzeptabel. Wir 
weisen den Einspruch zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort zu ei-
ner Erklärung hat jetzt der Abgeordnete Adolf Oster-
tag, SPD-Fraktion. 

Adolf Ostertag (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auch durch die 
wiederholte Vorlage in Bundestag und Bundesrat ist 
das „Arbeitsförderungs-Rückschrittsgesetz" nicht 
besser geworden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Um es deutlich zu sagen: Es ist ein schlimmes 
Machwerk. Es straft die Millionen Arbeitslosen in 
diesem Land mit Leistungskürzungen; es verschlech-
tert die Chancen Hunderttausender Menschen, die 
sich weiterqualifizieren möchten; es verängstigt Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, weil ihre Ar-
beitslosenversicherung immer weniger Schutz bietet. 

Der Bundesrat hat das AFRG zweimal mit guten 
Gründen zurückgewiesen. Dieses Gesetz wird nicht 
dadurch besser, daß die Bundesregierung die zustim-

mungspflichtigen Passagen entfernt, die inhaltlichen 
Rückschritte im Bereich der Arbeitsförderung aber 
beibehalten werden. 

Gegen dieses Gesetz haben auch die Träger ar-
beitsmarktpolitischer Maßnahmen, die Kommunen 
und viele Verbände massiv protestiert. Es sollte der 
Bundesregierung zu denken geben, wenn selbst die 
Arbeitgeberverbände die geplante Anrechnung von 
Entlassungsentschädigungen auf das Arbeitslosen-
geld kritisieren. Ich denke auch an die berechtigten 
Proteste von besonders betroffenen Personenkreisen 
wie Lernbehinderten und sozial Benachteiligten. 

Herr Laumann, was Sie hier sagen, ist einfach 
falsch. Diese Maßnahmen können zwar wieder im 
Gesetz enthalten sein; aber wenn man kein Geld hat, 
kann man sie nicht finanzieren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Selbst der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit 
hat davor gewarnt, die aktive Arbeitsmarktpolitik ge-
rade zum jetzigen Zeitpunkt zurückzufahren. Was 
haben Sie gemacht? In den letzten vier Jahren sind 
die Ausgaben der Bundesanstalt für aktive Maßnah-
men von 40 Prozent auf 29 Prozent zurückgefahren 
worden. 

(Zurufe von der SPD: Hört, hört! - Pfui!) 

Was die Koalitionsfraktionen heute durchsetzen 
wollen, ist auch die formelle Verabschiedung vom 
Vollbeschäftigungsziel. Das Wort  Vollbeschäftigung 
gibt es in diesem Gesetz nicht mehr. Das vollmun-
dige Versprechen von der Halbierung der Arbeitslo-
sigkeit wird damit endgültig zur Farce erklärt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das AFRG kürzt den öffentlich geförderten Ar-
beitsmarkt massiv. Leistungen der aktiven Arbeits-
förderung werden nur noch als Ermessensleistungen 
gewährt. Angesichts der Haushaltsauflagen für die 
Bundesanstalt reduziert sich das Ermessen in vielen 
Fällen auf Null und entspricht dann den gewährten 
Leistungen. 

Heute kann man in den Zeitungen lesen - Herr 
Laumann, hören Sie gut zu -: Der Vorstand der Bun-
desanstalt bewilligte gestern für das zweite Quartal 
1997 gerade einmal 47 Millionen DM für die weite-
ren ABM-Zusagen im Osten; 

(Detlev von Larcher [SPD]: So ist das!) 

im ersten Quartal waren es 5,5 Milliarden DM. Das 
sind die Unterschiede. 

(Elke Ferner [SPD]: Unglaublich!) 

Auch bei Fortbildung und Umschulung rechnet 
die Selbstverwaltung damit, daß im laufenden Jahr 
rund 200 000 Personen weniger einen Kurs beginnen 
können als 1996. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die gehören abgewählt!) 
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Im Osten sank das Volumen der zugesagten Weiter-
bildungsmaßnahmen seit Jahresbeginn um 37 Pro-
zent. - Das ist Ihre Politik. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Petra 
Bläss [PDS]) 

Weiter: Das AFRG streicht Lohnersatzleistungen 
zusammen und verschärft die Zumutbarkeitsregelun-
gen. Die abgesenkten ABM-Entgelte, insbesondere 
im Osten, führen zu einem Niedriglohnsektor. Ob die 
gekürzten ABM-Entgelte oder das Arbeitslosengeld 
noch existenzsichernd sind, interessiert Sie über-
haupt nicht. Um so mehr Kosten für die Sozialhilfe 
fallen ja bei den Kommunen an. Sie, die jetzt schon 
ziemlich gebeutelt sind, müssen jährlich zusätzlich 
2 Milliarden DM für die Sozialhilfe aufbringen. 

Dieses Gesetz fördert nicht Arbeit, sondern Ar-
beitslosigkeit. Es fördert nicht Weiterbildung oder 
Umschulung, sondern die Dequalifizierung unserer 
gut geschulten Arbeitnehmerschaft. Es fördert nicht 
die Integration von sogenannten gesellschaftlichen 
Randgruppen, und es fördert nicht den Abbau der 
Benachteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt. 

Die Bundesregierung will das AFRG als weiteres 
Puzzlestück ihrer sogenannten Spar- und Konsolidie-
rungspolitik durchpauken. Der Bundeshaushalt soll 
entlastet werden, koste es gesamtwirtschaftlich und 
menschlich, was es wolle. Ob dabei Menschen, Ar-
beitsplätze und die soziale Gerechtigkeit auf der 
Strecke bleiben, ist nachrangig. Deshalb ist und 
bleibt dieses AFRG wirklich ein schlimmes, ein übles 
Machwerk. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Aber es paßt nahtlos ins Konzept der Regierung 
Kohl: 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das stimmt!) 

vom Umbau des Sozialstaats reden, den Abbau knall-
hart durchziehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Diese Politik gegen die große Mehrheit in diesem 
Land ist mit der SPD nicht zu machen. Deswegen 
können wir hier auf keinen Fall zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Marieluise Beck, Bündnis 90/ 
Die Grünen. 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Heute werden Sie mit der Kanzlermehrheit ein Ge-
setz durchdrücken, das auf vehementen gesellschaft-
lichen Widerstand gestoßen ist, und zwar bei den 
Menschen, die in unserer Gesellschaft am stärksten 
von Ausgrenzung bedroht sind und die nicht die 

Chance haben, in der oberen Spielklasse mitzuspie-
len. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Dieser Gesetzentwurf liegt dem Haus in integrier-
ter Form nicht einmal vor. Ich bitte das Parlament, 
auch das einmal zur Kenntnis zu nehmen: Wir haben 
bisher keinen vollständigen Gesetzestext vorliegen. 
Dieses Gesetz liegt auch den Arbeitsämtern nicht 
vor, die aber in zehn Tagen anfangen sollen, mit die-
sem Gesetz zu arbeiten. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Unglaublich!) 

Haben Sie, meine Damen und Herren, sich einmal 
die Mühe gemacht, in Ihre Arbeitsämter vor Ort zu 
gehen 

(Jörg Tauss [SPD]: Nein, haben sie nicht!) 

und sich dort zu erkundigen, auf was für Umset-
zungsschwierigkeiten man durch diese Situation 
stößt? 

Es treffen zwei Umstände zusammen: Erstens. Es 
wird die Umsetzung dieses neuen Gesetzes erwartet, 
obwohl es in der Gesamtheit noch nicht vorliegt, ob-
wohl es keine Schulung von Mitarbeitern gibt und 
vor den Türen die Antragsteller, die Betroffenen ste-
hen. Diese werden mit oft sehr unsicheren Rechts-
auskünften wieder von dannen geschickt und müs-
sen hinterher feststellen, daß sie fehlerhafte Aus-
künfte bekommen haben. In diesem sensiblen Be-
reich ist das wirklich ein ziemlicher Skandal! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Zweitens: Parallel dazu haben die Arbeitsämter im 
Augenblick Haushaltsvorgaben abzuwickeln, die 
mit der Realität nichts mehr zu tun haben. Es werden 
jetzt nämlich von oben nach unten Tranchen zuge-
teilt - also von der Bundesanstalt für Arbeit viertel-
jährliche Mittelzuweisungen vorgenommen -, bei de-
ren Berechnung man noch von den alten Arbeitslo-
senzahlen, die Sie in Ihrem grenzenlosen Optimis-
mus erwartet hatten, ausging, nämlich 3,9 Millionen 
im Jahresmittel. Es gibt aber 4,7 Millionen Men-
schen, die Arbeit haben möchten. Deshalb müssen 
die Arbeitsämter im Augenblick versuchen, diese 
beiden nicht zusammenpassenden Faktoren zusam-
menzubringen, was zu einem absoluten Chaos und 
dazu führt, daß bereits jetzt die Maßnahmen aktiver 
Arbeitsmarktpolitik massiv in den Arbeitsämtern zu-
sammengestrichen werden müssen. Es führt auch 
dazu, daß die Trägerstrukturen zusammenbrechen, 
die Sie anscheinend gar nicht erhalten wissen wol-
len, weil das Gesetz, das Sie vorlegen, weitestge-
hend auf solche Trägerstrukturen verzichten möchte. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vielleicht, meine Damen und Herren von der Koali-
tion, haben Sie mit dieser dramatischen Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt tatsächlich nicht gerechnet. 
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Das halte ich durchaus für möglich. Nur: Wenn Sie 
sich geirrt haben, ist das nicht das Drama, sondern 
das Drama entsteht dann, wenn aus diesem Irrtum 
keine Konsequenzen gezogen werden. 

Die Arbeitslosenzahlen entwickeln sich immer dra-
matischer, und Sie haben nicht die politische Kraft 
umzuschwenken und zu sagen: Wir nehmen die so-
ziale Aufgabe an, damit Beschäftigungssicherung 
nicht nur auf dem Markt passiert, weil die Ökonomie 
offensichtlich nicht allein die Kraft hat, die Menschen 
in Beschäftigung zu bringen. Sie müssen klar beken-
nen, daß das eine politische Aufgabe ist, die auch aus 
diesem Raum heraus gestaltet werden müßte. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Das würde allerdings bedeuten, daß Sie dieses Ge-
setz in der alten Form so nicht durchdrücken dürften. 
Es gibt den versprochenen Aufschwung auf dem Ar-
beitsmarkt bisher nicht. Die Beschäftigtenzahlen ge-
hen überall zurück: auf dem Bau, im verarbeitenden 
Gewerbe, ja sogar auf dem Dienstleistungssektor. 
Das können Sie sehen. Der Aufbau Ost ist faktisch 
zum Stillstand gekommen. 

Die Wut und Depression bei den Menschen, die 
Arbeit suchen und denen der Markt keine Chancen 
bietet, werden immer größer, und die Stimmung wird 
immer explosiver. Das können wir im Augenblick im 
Ruhrgebiet sehen. Wir können doch nicht sehenden 
Auges in einer solchen politischen Situation die ak-
tive Beschäftigungspolitik zurückschneiden. Es ist 
politisch schlichtweg unverantwortlich, was Sie be-
treiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Sie transportieren mit dem Gesetz die Idee „Wer 
Arbeit will, der findet auch welche". Das ist die ei-
gentliche Idee, die diesem Gesetzeswerk zugrunde 
liegt. Sie ziehen sich von der dringenden gesell-
schaftlichen Aufgabe, der Spaltung der Gesellschaft 
entgegenzuwirken, indem Sie aktive Arbeitsmarkt-
politik gestalten, zurück. 

Wir wissen, daß es mit der aktiven Arbeitsmarkt-
politik nur um ein Abmildern geht. Die aktive 
Arbeitsmarktpolitik wird nicht 7 Millionen fehlende 
Arbeitsplätze schaffen. Das kann sie nicht. Trotzdem: 
Die Mittel und Instrumente, die wir zum Abmildern 
haben, in dieser brisanten und zugespitzten Situation 
wegzuschneiden ist politisch verantwortungslos. Ich 
hoffe, daß Sie dafür bei den Wahlen wirklich die 
Quittung bekommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Frau Dr. Gisela Babel, F.D.P. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sozial-Babel! Das soziale 

Gewissen der F.D.P.!) 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Reform der Arbeitslosenver-
sicherung wird heute endgültig beschlossen. Damit 
finden lange Debatten zur Arbeitsmarktpolitik im all-
gemeinen und zum Arbeitsförderungsgesetz im be-
sonderen endlich ihren Abschluß. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das glauben Sie 
doch selbst nicht!) 

Diese Debatten sind nach genau diesem Strickmu-
ster wie heute hier im Hause vollzogen worden. 

Bei der Frage, ob das Arbeitslosenversicherungs-
recht, so wie es heute vorliegt, reformbedürftig ist 
oder nicht, wurde immer eine große Debatte, wie Ar-
beitsplätze geschaffen werden könnten, entfacht. 
Niemals hat die Opposition in irgendeiner Weise zu 
erkennen gegeben, daß sie glaubt, durch eine ver-
stärkte finanzielle Förderung der Arbeitsmarktpolitik 
könne das Problem gelöst werden. 

Frau Beck, Sie haben die gleiche Rede in dersel-
ben Tonart immer wieder gehalten. Sie haben ge-
sagt: Bei der großen Arbeitslosigkeit können wir eine 
solche Reform nicht machen. 

Es ist genau umgekehrt: Gerade weil die Probleme 
drückend sind, gerade weil wir heute versuchen 
müssen, Lohnnebenkosten zu senken, ist es unsere 
Aufgabe, daß wir in einer Reform solche Bestimmun-
gen verankern, die wirklich helfen. Schauen Sie sich 
das Gesetz doch an! 

Erster Punkt. Es ist heute selbst in seiner schmale-
ren Version ein effektiveres Gesetz, als es dies vorher 
war. 

(Beifall des Abg. Uwe Lühr [F.D.P.]) 

Es gibt den Arbeitsämtern mehr Verantwortung und 
mehr Freiheit. Sie können wirksamer handeln. Das 
müssen Sie anerkennen. Die Arbeitsämter vor Ort er-
kennen das an. Die Arbeitsämter müssen nicht mehr 
mit Töpfen für AB-Maßnahmen und Umschulungen 
arbeiten. Sie können jetzt vielmehr frei wi rtschaften 
und die Mittel so einsetzen, wie es am wirkungsvoll-
sten ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Widerspruch bei der 
SPD - Jörg Tauss [SPD]: Völliger Unfug!) 

Zweiter Punkt. Sie können in einer anderen und 
gezielteren Weise den Arbeitslosen helfen. Sie haben 
einen ganz anderen Zugang zu der Beratung. Sie 
können den Arbeitslosen mit Eingliederungshilfen, 
mit Zuschüssen für neue Verträge auch im Rahmen 
bestehender betrieblicher Arbeitsplätze mehr Unter-
stützung zukommen lassen. Sie können das nicht 
wegwischen: Diese Reform ist richtig und ist notwen-
dig. Ich bin froh, daß wir sie hier endlich zu einem 
Schluß bringen. 
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Meine Damen und Herren, in einem Punkt hat die 
SPD ihre Blockade leider effektiv und wirkungsvoll 
durchsetzen können, nämlich in dem Teil, in dem es 
darum ging, den Arbeitsämtern eine moderne Ver-
waltungsstruktur zu geben. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das ist unglaublich!) 

Das ist schon ein eigenartiges Signal, wenn man 
sieht, daß die Vorstellungen hinsichtlich der Landes-
arbeitsämter, die nach meinem Verständnis eigent-
lich alle abgeschafft werden könnten, weil wir sie 
nicht brauchen - es genügen ganz kleine Koordinie-
rungsstellen; mehr braucht man da nicht -, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

auf das ablehnende Votum von 16 Ländern stoßen. 
16 Länder sind dagegen, daß wir hier eine schlanke 
Verwaltung verwirklichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Da Sie immer so tun, als wären Sie für Abbau von Bü-
rokratie: Hier haben Sie das Gegenteil bewiesen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es ist sehr viel härter und auch sozial schwieriger, 
den Unterhalt von Arbeitslosengeld- und Arbeitslo-
senhilfeempfängern zu begrenzen. Aber es ist in un-
serer Bundesrepublik Deutschland politisch ge-
radezu unmöglich, gegen den Widerstand der Län-
derkartelle Bürokratie abzubauen. Ich sage Ihnen: 
Das kann ein Mißstand sein, von dem wir hier noch 
öfters reden sollten. 

Insgesamt haben wir das Arbeitslosenversiche-
rungsrecht modernisiert. Wir haben mit diesem Ge-
setz und mit dem Geld, das zur Verfügung steht - es 
ist nach wie vor viel Geld -, die Möglichkeiten dafür 
geschaffen, daß Arbeitslosen mehr geholfen wird 
und daß die Arbeitsämter besser dastehen. Ich finde, 
Sie bauen hier eine wirklich schräge Polemik auf, 
wenn Sie sagen, das Ganze habe mit dem großen 
Thema der Arbeitslosennot nichts zu tun. Ich glaube, 
daß Sie es sich hier zu einfach machen. Wir weisen 
den Einspruch des Bundesrates zurück. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile das 
Wort  der Abgeordneten Petra Bläss, PDS. 

Petra Bläss (PDS): Frau Präsidentin! Meine Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Kollege Laumann, man-
che Lebensweisheiten gehen nach hinten los. Wenn 
Sie hier voller Hohn davon sprechen, daß die Ver-
mittlung in Arbeitsplätze Vorrang vor dem Leistungs-
bezug haben solle, dann sage ich Ihnen: Angesichts 
der Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit ist schon 
jetzt absehbar, daß die Masse der Gelder für Pflicht-
leistungen zu Lasten aktiver Arbeitsmarktpolitik 
draufgehen wird. 

Frau Kollegin Babel, die Flexibilität, die die Ar-
beitsämter bekommen und die wir durchaus begrü-
ßen, nützt nichts, wenn die Mittel fehlen. Deshalb ist 
es unverschämt, zu sagen, daß die Arbeitsämter jetzt 
besser dastehen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Herr Kollege Laumann, wenn Sie davon sprechen, 
daß die Arbeitslosen jetzt eine höhere Eigenverant-
wortung haben, dann wundere ich mich schon über 
Ihre Interpretation, wenn 6 000 Stellen in den Ar-
beitsämtern gestrichen werden. 

Die Opposition hat diese Debatte beantragt, weil 
ein Gesetz wie das AFRG nicht sang- und klanglos 
durch die Abstimmungsmaschinerie geschleust wer-
den darf. Vor dem Hintergrund von 4,7 Millionen offi-
ziell registrierten Arbeitslosen - die Tendenz ist stei-
gend; ich verweise nur auf die Pulverfässer Kohle, 
Bau und Stahl - soll nun endgültig ein Paradigmen-
wechsel in der Arbeitsmarktpolitik festgeschrieben 
werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU/ 
CSU und der F.D.P., rasante Mittelkürzungen alleine 
im F-und-U-Bereich von 2,2 Milliarden DM, bei ABM 
von 1 Milliarde DM und bei der beruflichen Rehabili-
tation von 500 Millionen DM sowie verschlechterte 
Zugangsbedingungen unter der Überschrift „Für die 
aktive Arbeitsmarktpolitik stehen die Signale auf 
Grün" - so der Titel eines von CDU-Abgeordneten in 
den Wahlkreisen verbreiteten Infomaterials - zu ver-
kaufen ist eine verantwortungslose Augenwischerei, 
ja Zynismus pur. 

(Beifall bei der PDS) 

Den angesichts Ihrer Blockadehaltung erfolglosen 
Versuch der SPD, über den Bundesrat diesen zu 
Recht als Arbeitsförderungs-Rückschrittsgesetz be-
zeichneten Paragraphendschungel zu stoppen, um 
das Schlimmste zu verhindern, jetzt so umzuinterpre-
tieren, als seien nicht Sie von der Regierungskoali-
tion für das gegenwärtig herrschende Chaos in den 
Arbeitsämtern verantwortlich, ist ein starkes Stück. 
Ich frage mich, wie Sie in Ihren Wahlkreisen die zum 
1. April in Kraft tretenden Neuregelungen verteidi-
gen wollen. Den wütenden Frauen am Merseburger 
Frauenpolitischen Runden Tisch jedenfalls konnte 
der Kollege Schwalbe nur entgegnen: „Auch ich 
würde gerne mit anderen Optionen hierherkom-
men. " 

Angesichts einer offiziellen Arbeitslosenquote von 
zum Beispiel 22,7 Prozent in Sachsen-Anhalt und 
weiteren bevorstehenden Entlassungen auf die Kür-
zung von Leistungen zu setzen, sprich: Verkürzung 
der Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld für 
Ältere oder Anrechnung der Abfindung auf das Ar-
beitslosengeld, und eine weitere Entwertung der 
Qualifikation und damit eine noch stärkere Diskrimi-
nierung des zweiten Arbeitsmarktes in Kauf zu neh-
men ist der falsche, weil unsoziale Weg. Es werden 
einmal mehr Frauen sein, die von Ihrer Rotstiftpolitik 
ganz besonders betroffen sein werden. Mit welchem 
Stolz haben Sie immer von dem hohen Frauenanteil 
in den arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen gespro- 
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chen! Aber genau mit diesem Gesetz hauen Sie die-
sem Rettungsanker jetzt die Beine weg. Ob durch die 
verschärfte Zumutbarkeitsregelung, die Heraufset-
zung der Pendelzeiten oder die Mittel- und Lei-
stungskürzungen - die mittelbare und unmittelbare 
Diskriminierung von Frauen im Erwerbsleben wird 
trotz der hehren gleichstellungspolitischen Zielset-
zung dieses Gesetzes festgeschrieben. 

Meine Damen und Herren, Sie alle sind in Ihren 
Wahlkreisen in den letzten Wochen immer wieder 
mit den Konsequenzen der Streichung von Mitteln 
für die Ausbildung lernbehinderter Jugendlicher 
konfrontiert worden. Ich gebe meinem Kollegen Adi 
Ostertag recht: Es ist eben nicht so, daß die Probleme 
aus dem Weg geräumt sind. Angesichts immer knap-
per werdender Ausbildungsstellen hat diese Gruppe 
auf dem regulären Arbeitsmarkt überhaupt keine 
Chance. Zum Jahresbeginn erging die Aufforderung 
an die Träger, die Mittel um 5 Prozent zu kürzen. Al-
lein für den Internationalen Bund für Jugend-, So-
zial- und Bildungsarbeit bedeutet das bundesweit ei-
nen Verlust von 27 000 Plätzen. Das heißt, diese jun-
gen Menschen werden im September auf der Straße 
stehen, und qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern muß gekündigt werden. In den neuen Bun-
desländern wurde in den vergangenen Jahren ein 
Netz von solchen Ausbildungsstätten mühsam aufge-
baut. Dies wird jetzt zerstört. Das, was Sie hier betrei-
ben, ist unverantwortlich. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne
-ten der SPD) 

Meine Damen und Herren von der Regierungsko-
alition, wenn Sie Ihre Absichtserklärungen, die Ar-
beitslosigkeit abzubauen, wirklich ernst nehmen, 
dann ist es höchste Zeit für einen Kurswechsel in der 
Arbeitsmarktpolitik; denn es ist längst fünf nach 
zwölf. Ziehen Sie deshalb als ersten Schritt Ihr AFRG 
heute zurück, und treten Sie endlich in den überfälli-
gen gesamtgesellschaftlichen Dialog über einen 
wirksamen Abbau von Arbeitslosigkeit ein! Es liegen 
Alternativen auf dem Tisch. Ich erinnere an Vor-
schläge der Gewerkschaften zum Abbau von Über-
stunden oder die Verkürzung der Wochen- und Jah-
resarbeitszeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Wir kommen 
jetzt zur Abstimmung über den Antrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und F.D.P. auf Zurückweisung 
des Einspruchs des Bundesrates gegen das Arbeits-
förderungs-Reformgesetz. Es ist namentliche Abstim-
mung verlangt. 

Nach Art . 77 Abs. 4 des Grundgesetzes ist für die 
Zurückweisung des Einspruchs des Bundesrates die 
Mehrheit der Mitglieder des Deutschen Bundestages 
erforderlich. Das sind mindestens 337 Stimmen. 

Sie benötigen außer Ihrer Stimmkarte auch Ihren 
hellgrünen Stimmausweis. Diesen können Sie, so-
weit noch nicht geschehen, Ihrem Schließfach ent-
nehmen. Bitte achten Sie darauf, daß Stimmkarte 
und Stimmausweis Ihren Namen tragen. Bevor Sie 

Ihre Stimmkarte in die Urne werfen, übergeben Sie 
bitte den Stimmausweis einem der Schriftführer an 
der Urne. Die Schriftführerinnen und Schriftführer 
bitte ich, darauf zu achten, daß Stimmkarten nur von 
Kolleginnen und Kollegen in die Urnen geworfen 
werden dürfen, die vorher ihren Stimmausweis abge-
geben haben. 

Ich bitte jetzt die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. - Sind 
alle Urnen besetzt? - Das ist der Fall. Ich eröffne die 
Abstimmung. - 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimmkarte nicht abgegeben hat? - Dies ist 
nicht der Fall. Damit schließe ich die Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen 
später bekanntgegeben.*) 

Wir setzen die Beratungen fo rt . 

Ich rufe den Zusatzpunkt 7 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Bundesregierung 

Einsatz deutscher Streitkräfte zur Evakuie-
rung deutscher Staatsbürger und unter kon-
sularischer Obhut befindlicher Staatsangehö-
riger anderer Nationen aus Albanien 

- Drucksachen 13/7233, 13/7265 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Lamers 
Karsten D. Voigt (Frankfu rt ) 
Gerd Poppe 
Ulrich Irmer 
Andrea Gysi 

Es liegt je ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der PDS vor. 
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die 
Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Bundes-
minister Klaus Kinkel. 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Bundeswehr hat am vergangenen Freitag mit 
sechs Hubschraubern 116 Menschen aus dem Chaos 
in Albanien ausgeflogen und in Sicherheit gebracht. 
Die Sicherheitslage hatte sich am Tage vorher dra-
matisch und gefährlich zugespitzt. Wir mußten eva-
kuieren. Es gab keine andere Möglichkeit. Es war 
ein gefährlicher Einsatz unter schwierigsten Bedin-
gungen. Unsere Soldaten haben ihn auf Grund ihrer 
hervorragenden Ausbildung mit Mut und Besonnen-
heit gemeistert. Wir danken ihnen sehr herzlich da-
für und sind stolz auf sie. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD) 

*) Seite 14971 B 
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21 deutsche Landsleute und 95 Angehörige von 23 
anderen Nationen konnten mit ausgeflogen und in 
Sicherheit gebracht werden. In der Vergangenheit 
haben Partner und Freunde uns oft geholfen, zum 
Beispiel bei der Rettung der Mitarbeiter der Deut-
schen Welle durch belgische Fallschirmjäger in 
Ruanda 1994. Diesmal konnten wir unseren Partnern 
und Freunden helfen. Das Dankesecho ist überwälti-
gend. Das möchte ich dem Deutschen Bundestag sa-
gen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben alle 
noch im Ohr, wie unsere Soldaten mit „Mörder, Mör-
der" -Rufen beschimpft worden sind. Ich glaube, daß 
die Bundeswehr in Tirana die richtige Antwort gege-
ben hat. Sie hat sich nämlich als Retter erwiesen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Bei aller Freude über das Gelingen muß ich aber 
sagen: Wir hatten Glück. Das muß nicht immer so 
sein. Um so wichtiger ist es, daß wir geschlossen hin-
ter der Bundeswehr stehen, gerade auch hier im 
Deutschen Bundestag. 

Ich möchte gern auch unseren Botschaftsangehöri-
gen in Tirana danken, die dazu beigetragen haben, 
daß diese Mission möglich wurde. Zehn Angehörige 
der Botschaft halten noch in Tirana aus. Dafür 
möchte ich ihnen besonderen Dank aussprechen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Einsatz der Bundeswehr war zwingend not-
wendig, weil keine andere Evakuierungsmöglichkeit 
bestand. Er war verfassungsrechtlich und völker-
rechtlich abgesichert. Die Fraktionsvorsitzenden des 
Deutschen Bundestages, die Vorsitzenden des Ver-
teidigungsausschusses und des Auswärtigen Aus-
schusses und die Obleute waren vorab unterrichtet 
und haben dem Einsatz zugestimmt. Die nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts notwendige 
Einschaltung des Deutschen Bundestages war nur so 
möglich. Die Entscheidung selber haben Bundes-
kanzler Kohl, der Kollege Rühe und ich nach sorgfäl-
tiger Vorbereitung letzten Freitag getroffen. Das Ka-
binett hat den Einsatz nachträglich gebilligt, ebenso 
gestern der Verteidigungs-, der Auswärtige und der 
Rechtsausschuß. Ich gehe davon aus, daß heute auch 
das Plenum des Deutschen Bundestages abschlie-
ßend zustimmen wird. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Lage in Alba-
nien bleibt sehr kritisch. Wir haben beim Treffen der 
EU-Außenminister in Apeldoorn am vergangenen 
Wochenende entschieden, keine militärische Ein-
greiftruppe zu schicken. 

(Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was ist mit den Flüchtlingen?) 

Ich glaube, daß dies richtig war. Albanien ist nicht 
Bosnien. In Albanien herrscht nicht Bürgerkrieg, son-
dern Anarchie und Chaos. Fast jeder Albaner hat 
sich inzwischen bewaffnet. Es muß die Fragestellung 
erlaubt sein: Was sollen fremde Truppen in solch ei

-

ner Lage ausrichten? Welchen Auftrag sollten Solda-
ten erhalten? Wir haben vielmehr zivile und militäri-
sche Beraterteams mit - falls erforderlich - einer 
Schutzkomponente angeboten. Eine EU/OSZE-Dele-
gation war bzw. ist zum Teil noch in Tirana, um die 
Lage zu sondieren. 

Ich möchte auch einmal deutlich und klar sagen, 
daß es jedenfalls nach meiner Auffassung nicht rich-
tig sein kann, daß überall auf der Welt, vor allem 
auch dort, wo sehr stark selbst mitverschuldete Anar-
chie herrscht, sofort nach internationalen Militärin-
terventionen gerufen wird. Diese kosten sehr viel 
Geld, Geld, das beim Wiederaufbau fehlt. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit dem entgegen-
wirken, was immer wieder gesagt wird: man habe 
sich nicht genügend um Albanien gekümmert. Alba-
nien hat aus der EU und aus Deutschland mit weitem 
Abstand die pro Kopf höchste Hilfe erhalten, über 
1 Milliarde DM in den letzten Jahren. Wir haben De-
mokratie- und andere Hilfe geleistet. Der erhobene 
Vorwurf ist absolut unzutreffend und falsch. 

Albanien braucht jetzt eine politische Lösung. Zu-
nächst muß das, was notwendig ist, von innen kom-
men, von den politischen Kräften im Lande. Es gibt 
gewisse Zeichen der Normalisierung. Die Über-
gangsregierung muß von innen und außen unter-
stützt werden. Die öffentliche Ordnung muß wieder-
hergestellt werden. Ein politischer Neuanfang ist 
notwendig. Dieser kann durch die für Juni angekün-
digten Wahlen und durch eine neue Verfassung ein-
geleitet werden. Dabei wollen wir gerne helfen. Bei 
diesem Bemühen werden wir vor allem das albani-
sche Volk nicht alleinlassen. Dabei muß man deutlich 
und klar sagen: Es kann nur Hilfe zur Selbsthilfe 
sein. 

Gefragt sind im Augenblick besonders die regiona-
len Organisationen OSZE und EU. Die OSZE ist vor 
Ort tätig. Bundeskanzler a. D. Vranitzky hat sich sehr 
engagiert. Seine Vermittlungsmission und seine Be-
mühungen verdienen Unterstützung. Wir brauchen 
in Albanien wohl eine OSZE-Langzeitmission. 

Im übrigen haben wir auch angeboten, von EU- 
Seite aus eine Art Administrator, der, falls ge-
wünscht, der Regierung helfen könnte, zur Verfü-
gung zu stellen. Natürlich braucht Albanien auch die 
Hilfe der internationalen Finanzorganisationen. Die 
europäische Mission unter der niederländischen EU- 
Präsidentschaft hat vor Ort Lösungsmöglichkeiten 
gesucht. Wir werden uns bilateral und im EU-Rah-
men beteiligen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Albanien befin-
det sich in einer akuten Versorgungskrise. Hilfe 
kann aber, in Gottes Namen, erst anlaufen, wenn der 
Flughafen und die Häfen offen und die Straßen zu-
gänglich sind. 

Zur Flüchtlingssituation. Schon etwa 15 000 Alba-
ner sind nach Griechenland und Italien geflohen. Wir 
müssen alles tun, um eine weitere Flüchtlingswelle 
zu verhindern. Deutschland hat in den letzten Jahren 
bei der Aufnahme von Bürgerkriegsflüchtlingen 
weltweit und vor allem aus der Region wahrhaftig 
Humanität gezeigt. Das werden wir auch weiter tun. 
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Aber ich habe am Wochenende meinen europäi-
schen Kollegen gesagt: Jetzt seid ihr einmal dran. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Denn wir haben immerhin doppelt so viel Bosnien

-

Flüchtlinge aufgenommen wie alle anderen europäi-
schen Länder zusammen. 

Wichtig bleibt vor allem, daß die Instabilität nicht 
auf die Nachbarländer übergreift, auf Kosovo und 
Mazedonien. Dafür gibt es Gott sei Dank im Augen-
blick noch keine Anzeichen. Aber natürlich muß der 
Appell bleiben, alles zu tun, damit das nicht ge-
schieht. 

Wir sollten - das möchte ich zum Schluß sagen - 
nicht vergessen, daß Albanien mit seinen 3,5 Mil-
lionen Menschen das abgeschottetste Land war. Sein 
Weg zur Demokratie ist deshalb auch besonders 
schwierig. Wir wollen und werden helfen. Albanien 
aber muß sich auch selber helfen und helfen lassen. 
Dieses Land hat sein Schicksal zum größeren Teil sel-
ber in der Hand. Für jede Lösung, die den Menschen 
wirklich hilft, stehen wir bereit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, bevor ich dem nächsten Redner 
das Wort erteile, gebe ich Ihnen das von den Schrift-
führerinnen und Schriftführern ermittelte Ergebnis 
der namentlichen Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. zur Zurück-
überweisung des Einspruchs des Bundesrates gegen 
das Arbeitsförderungs-Reformgesetz auf Drucksache 
13/7244 bekannt. Abgegebene Stimmen: 659. Mit Ja 
haben gestimmt: 339. Mit Nein haben gestimmt: 320. 
Damit ist der Antrag angenommen. Der Einspruch 
des Bundesrates ist damit zurückgewiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Markus Meckel 
Ulrike Mehl 
Herbert  Meißner 
Angelika Mertens 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Ursula Mogg 
Siegmar Mosdorf 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Jutta Müller (Völklingen) 
Christian Müller (Zittau) 
Volker Neumann (Bramsche) 
Gerhard Neumann (Gotha) 
Dr. Edith Niehuis 
Dr. Rolf Niese 
Doris Odendahl 
Günter Oesinghaus 
Leyla Onur 
Manfred Opel 
Adolf Ostertag 
Kurt  Palis 
Albrecht Papenroth 
Dr. Willfried Penner 
Dr. Martin Pfaff 
Georg Pfannenstein 
Dr. Eckhart  Pick 
Joachim Poß 
Rudolf Purps 
Hermann Rappe 

(Hildesheim) 
Karin Rehbock-Zureich 
Margot von Renesse 
Renate Rennebach 
Otto Reschke 
Bernd Reuter 
Dr. Edelhert Richter 
Günter Rixe 
Reinhold Robbe 
Gerhard Rübenkönig 
Marlene Rupprecht 
Dr. Hansjörg Schäfer 
Gudrun Schaich-Walch 
Dieter Schanz 
Rudolf Scharping 
Bernd Scheelen 
Dr. Hermann Scheer 
Siegfried Scheffler 
Horst Schild 
Otto Schily 
Dieter Schloten 
Günter Schluckebier 
Horst Schmidbauer 

(Nürnberg) 
Ulla Schmidt (Aachen) 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Regina Schmidt-Zadel 
Heinz Schmitt (Berg) 
Dr. Emil Schnell 
Walter Schöler 
Ottmar Schreiner 
Gisela Schröter 
Dr. Mathias Schube rt 

 Richard Schuhmann 
(Delitzsch) 

Reinhard Schultz 
(Everswinkel) 

Volkmar Schultz (Köln) 
Ilse Schumann 
Dr. R. Werner Schuster 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Ernst Schwanhold 
Rolf Schwanitz 

Bodo Seidenthal 
Horst Sielaff 
Erika Simm 
Johannes Singer 
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
Wieland Sorge 
Wolfgang Spanier 
Dr. Dietrich Sperling 
Jörg-Otto Spiller 
Antje-Marie Steen 
Ludwig Stiegler 
Dr. Peter Struck 
Joachim Tappe 
Jörg Tauss 
Dr. Bodo Teichmann 
Margitta Terborg 
Jella Teuchner 
Dr. Gerald Thalheim 
Wolfgang Thierse 
Franz Thönnes 
Uta Titze-Stecher 
Adelheid Tröscher 
Hans-Eberhard Urbaniak 
Siegfried Vergin 
Günter Verheugen 
Ute Vogt (Pforzheim) 
Karsten D. Voigt (Frankfurt) 
Josef Vosen 
Hans Georg Wagner 
Dr. Konstanze Wegner 
Wolfgang Weiermann 
Reinhard Weis (Stendal) 
Matthias Weisheit 
Gunter Weißgerber 
Gert  Weisskirchen (Wiesloch) 
Jochen Welt 
Hildegard Wester 
Lydia Westrich 
Inge Wettig-Danielmeier 
Dr. Norbert  Wieczorek 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 
Heidemarie Wieczorek-Zeul 
Dieter Wiefelspütz 
Berthold Wittich 
Dr. Wolfgang Wodarg 
Hanna Wolf (München) 
Heidi Wright 
Uta Zapf 
Dr. Christoph Zöpel 
Peter Zumkley 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

Gila Altmann (Aurich) 
Elisabeth Altmann 

(Pommelsbrunn) 
Marieluise Beck (Bremen) 
Volker Beck (Köln) 
Angelika Beer 
Matthias Berninger 
Annelie Buntenbach 
Amke Dietert-Scheuer 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Dr. Uschi Eid 
Andrea Fischer (Berlin) 
Joseph Fischer (Frankfurt) 
Rita Grießhaber 
Gerald Häfner 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 
Ulrike Höfken 
Michaele Hustedt 
Dr. Manuel Kiper 

Monika Knoche 
Dr. Angelika Köster-Loßack 
Steffi Lemke 
Dr. Helmut Lippelt 
Oswald Metzger 
Kerstin Müller (Köln) 
Winfried Nachtwei 
Christa Nickels 
Egbert Nitsch (Rendsburg) 
Cem Özdemir 
Gerd Poppe 
Simone Probst 
Halo Saibold 
Christine Scheel 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Rezzo Schlauch 
Albert Schmidt (Hitzhofen) 
Wolfgang Schmitt 

(Langenfeld) 
Ursula Schönberger 
Waltraud Schoppe 
Werner Schulz (Berlin) 
Marina Steindor 
Christian Sterzing 
Manfred Such 
Dr. Antje Vollmer 
Ludger Volmer 
Helmut Wilhelm (Amberg) 
Margareta Wolf (Frankfurt) 

Jetzt erteile ich das Wort dem Abgeordneten Klaus 
Francke, CDU/CSU. 

Klaus Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Der Bundesau-
ßenminister hat zu den Gründen, die zu den humani-
tären Leistungen der Bundeswehr geführt haben, al-
les Notwendige gesagt. Ich möchte aber für die 
CDU/CSU-Fraktion noch einmal allen Beteiligten, 
insbesondere unseren Soldaten, für den geleisteten 
Einsatz ausdrücklich danken. Wir denken dabei auch 
an die verbliebenen zehn deutschen Botschaftsange-
hörigen und hoffen, daß es ihnen den Umständen 
entsprechend gutgeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Der effiziente Einsatz unserer Soldaten kann je-
doch nur Teil der Ad-hoc-Krisenbewältigung von 
europäischer Seite sein. Dazu ist zu bedenken, daß 
die augenblickliche Krise in Albanien nur sehr be-
dingt etwas mit dem Auslöser, dem Zusammenbruch 
der sogenannten Pyramidengesellschaften, zu tun 
hat. Wäre dies der Fall, müßten die sich jetzt soziali-
stisch nennenden politischen Kräfte in Albanien 
ganz still sein. Eine Vielzahl dieser Pyramidengesell-
schaften steht in engster personeller Verbindung zur 
Sozialistischen Partei. 

Es handelt sich hier vielmehr um einen tiefgreifen-
den ethnischen und politischen Konflikt. Er droht 
über Albanien hinaus auf seine Nachbarländer aus-
zustrahlen. Der Kosovo ist bereits ein explosiver Kon-
fliktherd; aber auch in Mazedonien und Griechen-
land gibt es albanische Bevölkerungsgruppen, durch 
die in diese Staaten Instabilität hineingetragen wer-
den könnte. In Bosnien bemüht sich die internatio-
nale Staatengemeinschaft mit großen Anstrengun- 
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gen um Stabilität. Alle diese Bemühungen aber kön-
nen durch die Instabilität der Nachbarregion schnell 
wieder in Frage gestellt werden. 

Der Konflikt reicht nicht nur räumlich über Alba-
nien hinaus. Er wirft grundsätzliche Fragen auf, die 
über den Tag und die aktuelle Krisenbewältigung 
hinausgehen. Angesichts der drohenden Auflösung 
eines ganzen Staatswesens muß sich die Europäische 
Union die Frage stellen, ob sie rechtzeitig und umfas-
send alles unternommen hat, einem wi rtschaftlich 
und in seinen demokratischen Strukturen nach der 
jahrzehntelangen Herrschaft von Kommunisten und 
später den Sozialisten weit hinter europäischen Stan-
dards liegenden Land in seinem Reformprozeß zu 
helfen. 

Wieso, frage ich, haben die Europäische Union und 
der Europarat nicht stärker auf die Verabschiedung 
einer neuen Verfassung gedrungen? Wenn jetzt von 
der Entsendung von 150 politischen Beratern gespro-
chen wird, dann frage ich mich: Warum ist dies nicht 
bereits seit Jahren in großem Umfang geschehen? 
Dies gilt in besonderem Maße für ein Land, in dem 
im Gegensatz zu allen anderen MOE-Staaten keiner-
lei demokratische und rechtsstaatliche Traditionen 
vorhanden waren. 

Wie müssen heute die Ziele deutscher und euro-
päischer Albanienpolitik aussehen? Grundsätzlich 
gilt: Die territoriale Integrität und die Einheit Alba-
niens als souveräner Staat müssen erhalten bleiben. 
Wir dürfen nicht übersehen, daß der Konflikt neben 
den Attacken von putschenden ehemaligen Offizie-
ren des Hodscha-Regimes und dem Einfluß der Ma-
fia auch auf die existierende Kluft zwischen dem Sü-
den und dem Norden des Landes zurückzuführen ist. 

Alle Parteien müssen in einen konstruktiven Dia-
log eintreten. Staatspräsident Berisha und Minister-
präsident Fino müssen, unterstützt von Europäischer 
Union und OSZE, am Runden Tisch ihre Zusammen-
arbeit fortsetzen. Genauso müssen die geplanten Ge-
spräche des Ministerpräsidenten mit den Rebellen im 
Süden Ergebnisse zeigen. Dazu gehört auch die so-
fortige Wiedereinsetzung der rechtmäßig gewählten 
Kommunalvertreter. 

Von außen muß zu allererst umgehend humanitäre 
Hilfe geleistet werden, um die Versorgungskrise zu 
bewältigen und zu einer ersten Beruhigung der so-
zialen und wirtschaftlichen Lage zu kommen. Um die 
Hilfe wirksam werden zu lassen, muß Albanien aber 
selbst die Mindestvoraussetzungen an staatlicher 
Ordnung und Schutz der Beteiligten schaffen. 

Zweitens müssen Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 
und Ordnung als Grundpfeiler eines stabilen Staats-
wesens dauerhaft wiederhergestellt und abgesichert 
werden. Ohne westliche Hilfe wird dies nicht gelin-
gen. Europa muß, etwa durch die Entsendung von 
Beratern, bei der Schaffung einer neuen albanischen 
Verfassung und der Organisation und Durchführung 
von Neuwahlen einen aktiven Beitrag leisten. 

Meine Damen und Herren, es besteht Einigkeit 
darüber, daß ein militärischer Einsatz politisch und 
militärisch ein ungeeignetes Mittel zur Bewältigung 
der Krise ist. Aber es wäre zu erwägen, ob die EU 

nicht zumindest beim Aufbau einer neuen Polizei so-
wie einer demokratisch verfaßten albanischen Armee 
helfen sollte. 

Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß Alba-
nien nach Bosnien zum weiteren Beispiel einer 
neuen und komplexen Bedrohung europäischer Sta-
bilität geworden ist. Die aktuelle Krise ist ein erneu-
ter Prüfstein für die Fähigkeit der Europäer, einem 
ihrer Nachbarn schnell, effizient und zielorientiert zu 
helfen. Die EU-Außenminister haben bislang mit ih-
rer Entscheidung zur Entsendung einer Berater-
gruppe zügig und geschlossen reagiert. Diese Ent-
scheidung muß aber durch weitere Schritte unter-
mauert werden. Ihren Beitrag zu Stabilität in Mittel- 
und Osteuropa zu leisten muß auch in Zukunft eines 
der Hauptanliegen der Europäischen Union bleiben. 

Die CDU/CSU-Fraktion wird dem Antrag der Bun-
desregierung zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Karsten Voigt, SPD-Fraktion. 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) (SPD): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
SPD-Bundestagsfraktion ist über ihren Vorsitzenden 
und über die Obleute des Auswärtigen Ausschusses 
vorab informell informiert worden. Wir waren uns da-
mals, als wir vorab gefragt wurden, der Risiken be-
wußt. Im vollen Bewußtsein dieser Risiken haben wir 
dem geplanten Einsatz vorab zugestimmt. 

(Beifall des Abg. Walter Kolbow [SPD] 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der F.D.P.) 

Wir werden jetzt auch nach dem Ablauf der erfolg-
reichen Aktion unsere Zustimmung nicht verwei-
gern, sondern hier im Plenum zustimmen. Aber ich 
möchte gleichzeitig deutlich machen, daß die vorher-
gehende informelle Zustimmung keine formelle Be-
handlung und Zustimmung im Parlament ersetzt; sie 
kann und darf sie nicht ersetzen. 

(Beifall bei der SPD - Günther F riedrich 
Nolting [F.D.P.]: Deswegen sind wir doch 

hier!)  

Ich möchte hinzufügen, daß die Behandlung einer 
solch wichtigen Frage im Parlament im nachhinein 
nur ein Ausnahmefall in extremen Notsituationen 
sein darf und nicht zum Regel- und Präzedenzfall 
werden darf. In der Regel muß vorher entschieden 
und abgestimmt werden; das öffentliche Behandeln 
von militärischen Einsätzen muß die Regel sein. 

Hier war Geheimhaltung erforderlich; das zeigt 
schon die besondere Gefahr, die im Verzuge war. 
Aber das Parlament entscheidet öffentlich und muß 
auch in Zukunft bei solchen Fragen von Militärein-
sätzen öffentlich entscheiden. 

Ich bin froh, daß die Risiken, die hätten eintreten 
können, als tatsächliche Gefährdung nicht eingetre-
ten sind. Aber wir müssen uns bewußt sein und wa-
ren uns bewußt, daß bei zukünftigen Einsätzen sol- 
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che Risiken auch zu Opfern führen können. Was wir 
als Politiker nicht tun dürfen, ist, die Militärs dann 
allein zu lassen, wenn die Risiken eintreten, die wir 
ihnen mit unseren Entscheidungen und Ratschlägen 
aufgebürdet und somit auch zu verantworten haben. 

Mein Dank gilt den Soldaten. Sie haben eine vor-
zügliche Leistung erbracht. Ich bin gegen Herois-
mus, wie er in manchen Zeitungen zum Ausdruck 
kommt. Den wollen die Soldaten nicht. Damit dient 
man einer Armee, die im Kern Teil einer zivilen Ge-
sellschaft ist, am allerwenigsten. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Mein Dank gilt denjenigen, die dort geblieben 
sind, weil sie an der Botschaft bleiben müssen, und 
die damit - das dürfen wir nicht vergessen - weiter 
Risiken tragen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Ich freue mich, daß wir haben Leute aus dem Land 
herausholen können, nicht nur Deutsche, sondern 
auch andere. Die Zeit ist vorbei, in der wir sagen kön-
nen: Deutsche sollen niemanden herausholen, weil 
andere Verbündete es hätten für uns tun können. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Es gab Risiken militärischer Art. Es gab die Risiken 
politischer Art. Dies war, wie gesagt, ein Einsatz 
ohne vorherige Zustimmung des Bundestages. Es 
war ein Einsatz ohne vorherige Zustimmung der be-
troffenen Regierung. Sie hat erst im nachhinein zuge-
stimmt. Es war ein anderer Einsatz als bei SFOR, wo 
es vorher ein UNO-Mandat gab. Er erfolgte in Über-
einstimmung mit der UN-Cha rta, aber es gab expres-
sis verbis kein Mandat des Sicherheitsrates für diese 
Aktion. 

Es gab das erste Mal eine Aktion des deutschen 
Militärs, wo man zwar in Übereinstimmung mit 
NATO-Partnern handelte, diese Aktion aber prak-
tisch im wesentlichen im nationalen Alleingang 
durchgeführt wurde. Da wir wissen, daß der Verbund 
mit unseren Nachbarn gerade im militärischen Be-
reich eine Art Staatsräson eines Deutschland ist, das 
mit seinen Nachbarn friedlich leben will, muß auch 
das ein Ausnahmefall bleiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Multilateralismus bleibt das Gebot. Es war ein Ein-
satz, der zumindest rechtlich auf einem diskutierba-
ren, strittigerem Boden beruht als der Einsatz bei 
SFOR. Darüber sollten wir hier nicht hinwegsehen. 
Deshalb halten wir ein Begleitgesetz für erforderlich, 
das nicht die Zustimmung des Bundestages im Ein-
zelfall ersetzt, in dem aber die grundsätzlichen Rege-
lungen für solche Einsätze in Einvernehmen mit dem 
Parlament hergestellt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es gibt Versäumnisse der Bundesregierung. Sie 
hätte die gefährdeten Leute früher ausfliegen kön-
nen und ausfliegen lassen sollen. Es gibt Versäum-

nisse auch der Europäischen Union. Man hätte mit 
früheren Angeboten von ökonomischer Hilfe eine Es-
kalation der Krise zumindestens bremsen wenn nicht 
sogar verhindern können. Herr Francke, es gibt au-
ßerdem Versäumnisse der CDU/CSU; denn sie hat zu 
einseitig auf Berisha gesetzt. Ich habe nichts dage-
gen, daß Sie do rt  eine konservative Partei unterstüt-
zen. Aber Sie haben nicht allein demokratische 
Strukturen unterstützt, sondern vielmehr eine Per-
son, die selber zu einem Problem der autoritären 
Struktur im Lande geworden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage nicht, daß ich deshalb den Rücktritt 
Berishas fordere. Ich sage nur: Das einseitige Setzen 
auf ihn, das in Ihrer Rede zum Ausdruck kommt, ver-
kennt, daß Berisha Teil des Problems und nicht die 
Lösung ist. 

Wir sind für Neuwahlen, damit sich so legitimiert 
erneute staatliche Instanzen herausbilden können. 
Wir sind für humanitäre und wirtschaftliche Hilfe so-
wie für Beratung. Ich teile die Meinung der Bundes-
regierung, daß ein Einsatz des Militärs dort bei aller 
Güterabwägung nicht in Frage kommt. Ich bin dage-
gen, daß man, wenn immer irgendwo ein Problem 
besteht, sagt, das Militär solle eingreifen. Es gibt Pro-
bleme, die das Militär nicht lösen kann. Man darf 
nicht nur den ersten, sondern muß auch den zweiten 
Schritt bedenken. 

Man muß genauso bedenken, daß das Militär bei 
einem Einsatz wissen muß, daß es ein Einsatz ist, den 
die Soldaten bewältigen und erfolgreich bestehen 
können. Ich möchte nicht, daß wir etwas verantwor-
ten, wo uns später die gleichen Journalisten und Poli-
tiker allein im Regen stehen lassen, wenn der Einsatz 
nicht erfolgreich ist oder die ersten Opfer zu bekla-
gen sind. 

Was ich für nicht akzeptabel halte, ist die Behand-
lung der OSZE, übrigens auch durch Herrn Berisha. 
Es ist skandalös, wie Vranitzky vor der Tür des Lan-
des stehen mußte. Ich hätte mir einen viel eindeuti-
geren Aufschrei zur Stärkung der OSZE und gegen 
ihre Erniedrigung, die um Einlaß bitten mußte, in der 
europäischen Welt gewünscht. Das darf nicht wieder 
vorkommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das müssen die, die die OSZE immer hochpreisen, 
anders handhaben. 

Zuletzt: Das Problem ist noch nicht gelöst, weder 
innenpolitisch - darauf haben Sie zu Recht hingewie-
sen; wobei wir über die Lösung im einzelnen streiten 
mögen - noch außenpolitisch. Die Probleme in Make-
donien mit albanischer Minderheit sind nicht eska-
liert. Sie bestehen weiter. Das Kosovo-Problem ist 
hochexplosiv. Es gibt albanische Minderheiten auch 
in Montenegro. 

Deshalb mein dringender Appell an die Bundesre-
gierung, an die Europäer und an die NATO, in dieser 
Frage endlich etwas zu tun und nicht zu warten, bis 
wir das nächste Mal nach einer Krise sagen, man 
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hätte früher agieren müssen. Hier muß endlich ge-
handelt werden. 

Die SPD wird deshalb in Abwägung aller Um-
stände dem Antrag der Bundesregierung zustimmen. 
Weil wir dem Antrag der Bundesregierung zustim-
men, können wir dem Entschließungsantrag der Grü-
nen, der nach seiner Formulierung nur die Begrün-
dung für ein Nein oder eine Enthaltung sein kann, 
nicht zustimmen. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Ach was!) 

Ich freue mich, daß von den drei Vertretern der 
Grünen im Auswärtigen Ausschuß zwei zugestimmt 
haben. Ich sehe es auch als einen Fortschritt an, daß 
die PDS im Auswärtigen Ausschuß nicht dagegen 
gestimmt, sondern sich enthalten hat. Das sind Bewe-
gungen in die richtige Richtung. Sie reichen uns 
nicht aus. Deshalb werden wir insgesamt zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Gerd Poppe von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Gerd Poppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich möchte zunächst die Erleichterung auch un-
serer Fraktion über die gelungene Evakuierung zum 
Ausdruck bringen und den daran beteiligten Ange-
hörigen der Bundeswehr, des Krisenstabes und der 
deutschen Botschaft danken. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P.) 

Sie haben mit einem hohen persönlichen Einsatz 
Menschen in Sicherheit gebracht. Mir ist das in be-
zug auf die deutschen Soldaten auch deshalb beson-
ders wichtig zu sagen, weil wir in letzter Zeit einen 
Vorfall zu beklagen hatten, bei dem Soldaten un-
schuldige Menschen, ausländische Mitbürger, ver-
letzt haben und damit dem Ansehen der Bundeswehr 
und dem deutschen Ansehen überhaupt geschadet 
haben. 

Wie ich sehe, haben sich die Helden von Tirana 
über die Reihenfolge ihres Auftritts geeinigt. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Schwierig! - Angelika Beer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Hat lange 

gedauert!) 

Es wäre etwas leichter gewesen, diese Debatte zu 
führen, wenn nicht in der Öffentlichkeit dieses pein-
liche Gerangel um die jewei ligen Anteile am Ver-
dienst der gelungenen Aktion sichtbar geworden 
wäre. 

(Bundesminister Dr. Klaus Kinkel: Ach, Herr 
Poppe!) 

Ich denke, es gibt nicht den geringsten Anlaß, 
triumphal den Erfolg zu feiern. Wir sollten den Vor-
gang sehr sachlich, sensibel und verantwortungsbe-
wußt behandeln, denn die Lage in Albanien ist noch 
immer sehr gefährlich. Eine weitere Destabi lisierung 
oder unkalkulierbare Auswirkungen auf die Nach-
barregionen sind nicht auszuschließen. 

Obgleich Deutsche und Bürgerinnen und Bürger 
anderer Staaten in Sicherheit gebracht wurden, gibt 
es doch immer noch viele, die dortgeblieben sind, um 
ihre verantwortungsvolle Arbeit weiterzuführen. Ih-
nen wünschen wir viel Glück und Erfolg und vor al-
lem, daß sie unversehrt bleiben. 

Unsere Sorge gilt aber besonders der Lage des al-
banischen Volkes, das während der kommunisti-
schen Herrschaft ein noch schwereres Schicksal erlit-
ten hat als andere Völker. Nach dem Zusammen-
bruch des alten Systems hoffte es auf dessen endgül-
tige Überwindung, auf Demokratie und wirtschaftli-
chen Aufschwung, auf den Weg nach Europa und 
sieht sich nun ein weiteres Mal um diese Hoffnung 
betrogen. 

Insbesondere OSZE und Europäische Union stehen 
jetzt vor der Aufgabe, humanitäre Hilfe zu leisten 
und auch zu helfen, die Voraussetzungen für eine 
friedliche und demokratische Entwicklung sowie für 
den Aufbau einer tragfähigen wirtschaftlichen Basis 
zu entwickeln. 

Der Weg aus dem Chaos muß allerdings in erster 
Linie von Albanien selbst gefunden werden. 
Deutschland sollte dazu aber einen angemessenen 
Beitrag leisten. In diesem Zusammenhang halte ich 
es für unbedingt erforderlich, daß wir feststellen, 
warum die nicht unerhebliche bisherige Unterstüt-
zung aus dem Westen nicht zur gewünschten Stabili-
sierung geführt hat. Wir dürfen uns schon im Hin-
blick auf das weitere Vorgehen nicht der unbeque-
men Frage entziehen, warum der Weg ins Desaster 
nicht rechtzeitig aufgehalten werden konnte. 

Die Möglichkeit zu helfen, meine Damen und Her-
ren, wird um so größer, je schneller es gelingt, die Be-
völkerung zu entwaffnen. Wir meinen, man sollte da-
bei auch unkonventionelle Wege beschreiten, zum 
Beispiel durch Ankauf von Waffen oder durch Tausch 
gegen Lebensmittel. Gleichzeitig muß unbedingt er-
reicht werden, die Tätigkeit internationaler Waffen-
händler zu beenden. 

Viele Albaner fliehen aus dem Land - aus gutem 
Grund. Wenn wir hier über Deutsche und die Bürger 
anderer Staaten reden, so müssen wir natürlich auch 
darüber reden, daß diese Albaner das Recht haben, 
in Sicherheit zu gelangen und dabei unterstützt und 
versorgt zu werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Hauptlast dabei werden diesmal verbündete 
Staaten wie Italien oder Griechenland tragen. Sie 
sollten deshalb schnell und unbürokratisch von 
Deutschland unterstützt werden. Keineswegs aber 
dürfen Albaner, insbesondere aus dem Kosovo, aus 
Deutschland abgeschoben werden. 
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Daß in diesem besonderen Notfall erstmals ein 
Bundeswehreinsatz ohne Einbindung in eine durch 
UN-Mandat abgesicherte Aktion und ohne die vor-
herige Zustimmung des Bundestages stattgefunden 
hat, ist kein normaler Vorgang. Im Gegenteil: Es han-
delte sich um ein außergewöhnliches Vorgehen in ei-
ner außergewöhnlichen Situation, um einen Sonder-
fall, nicht aber um einen Präzedenzfall, nicht über-
tragbar auf jeweils spezifische Situationen. Das Wo rt 

 Normalität beschreibt nicht das in jeder Hinsicht au-
ßergewöhnliche Vorgehen. Normalität ist etwas an-
deres. Normalität ist das, was die Mehrheit des alba-
nischen Volkes herbeisehnt und wozu unsere Hilfe 
benötigt wird. Wie diese Hilfe geleistet werden kann, 
können Sie zu einem guten Teil unserem Entschlie-
ßungsantrag entnehmen, den wir heute hier vorle-
gen. 

Was den Antrag der Bundesregierung angeht: Un-
sere Fraktion, die Obleute und einer der Sprecher, ist 
vor Beginn der Aktion informiert worden. Diejeni-
gen, die einbezogen waren, haben das Vorgehen der 
Bundesregierung gebilligt. Das wird ein großer Teil 
unserer Fraktion auch heute tun. Trotzdem gibt es 
auch kritische Stimmen und ein daraus folgendes dif-
ferenziertes Abstimmungsverhalten, das sich nicht 
nur auf die Aktion selbst, sondern vor allem auf nach-
folgende Interpretationen mit den daraus für zukünf-
tige militärische Einsätze abgeleiteten Konsequen-
zen bezieht. 

Dies aber ändert nichts daran, daß wir alle über 
den glücklichen Ausgang dieser Aktion sehr froh 
sind. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort zu ei-
ner Kurzintervention hat der Abgeordnete Freimut 
Duve, SPD. 

Freimut Duve (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Diskussion und auch ein 
Teil der öffentlichen Reaktionen lassen mich ein biß-
chen zweifeln, ob in der deutschen Öffentlichkeit ein 
ganz wesentlicher Unterschied in den Definitionen 
klar genug ist. Ich wi ll  nicht verheimlichen, daß ich 
selber gezögert habe, ob es richtig ist, daß wir heute 
hier eine Abstimmung machen. Ich habe mich über-
zeugen lassen und werde daran teilnehmen. 

Aber warum? Die Abstimmungen, die wir in sol-
chen Fällen machen müssen, sind Abstimmungen 
auch über die Frage militärischer Ziele. Hier hat es 
sich um eine Aktion gehandelt mit ausschließlich mi-
litärischen Mitteln zur Erreichung eines radikal 
nichtmilitärischen Zieles. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das hätten, wenn es logistisch oder anders möglich 
gewesen wäre, auch „Polizeikräfte" sein können. 
Das ging hier auf keinen Fall; das ist ganz klar. Herr 
Minister, Sie schütteln den Kopf; ich bin mit Ihnen 
völlig einer Meinung. 

Ich möchte durch meine Kurzintervention nur dar-
auf hinweisen, daß wir auch in unseren zukünftigen 
Debatten sehr präzise und sehr klar den Unterschied 
zwischen einem möglicherweise notwendigen militä-
rischen Ziel und einem radikal nichtmilitärischen 
Ziel unter Anwendung militärischer Mittel feststel-
len. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Günther Nolting, F.D.P.-Frak-
tion. 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Für die F.D.P.-Frak-
tion möchte ich mich bei den Soldaten aller Waffen-
gattungen bedanken, die die Evakuierung aus Ti-
rana in vorbildlicher Weise vorbereitet und auch 
durchgeführt haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Unser Dank richtet sich aber auch an die Bundes-
regierung, an den Bundeskanzler, an den Bundesau-
ßenminister, an den Verteidigungsminister, die diese 
Maßnahme in politisch umsichtiger Weise eingeleitet 
und letztlich auch entschieden haben. 

In diesen Dank möchte ich auch den Botschafter 
und seine Mitarbeiter in Tirana einbeziehen. Sie ha-
ben die Aktion vor Ort bestens vorbereitet und sind 
in Tirana verblieben. Ihnen schulden wir nicht nur 
Dank, sondern auch hohen Respekt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Bei den anarchischen Zuständen im Einsatzland 
war Gefahr im Verzuge. Ein Beschluß des Deutschen 
Bundestages war vorher wegen der Kurzfristigkeit, 
aber auch - das betone ich, Herr Kollege Voigt - aus 
Gründen der Geheimhaltung nicht möglich. Die Bun-
desregierung hat durch die Unterrichtung der Vorsit-
zenden und der Sprecher der Fraktionen in den Aus-
schüssen für Auswärtiges und Verteidigung in der 
vergangenen Woche mehr getan - das betone ich 
ausdrücklich -, als ihr durch das Verfassungsge-
richtsurteil auferlegt worden ist. Aus Sicht der F.D.P.-
Fraktion war dies ein Akt der Vorsorge und der politi-
schen Klugheit, im Sinne der Sicherheit und des 
Rückhalts für die Soldaten, die ihr Leben einsetzten, 
aber auch im Sinne der zu Rettenden. 

Die Vorsitzenden und die Sprecher der Fraktionen 
haben dem Plan der Bundesregierung vorab zuge-
stimmt. Ich betone ausdrücklich: Alle haben zuge-
stimmt, die heute im Saal sitzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, in zukünftigen Situatio-
nen sollte ein ähnliches Verfahren gewählt werden. 
Wenn wir uns daher auf einen formalisierten Prozeß 
zur schnellstmöglichen Beteiligung des Parlamentes 
einigen sollten, sollte dabei die Freiheit des Han-
delns in Notlagen im Sinne der Begründung des 
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Bundesverfassungsgerichtes gewahrt bleiben. Das 
Bundesverfassungsgericht hat dem Parlament in sei-
ner Urteilsbegründung vom 12. Juli 1994 bewußt 
Handlungsspielraum gelassen; denn nicht alle denk-
baren Notsituationen lassen sich gesetzlich erfassen, 
Herr Kollege Voigt. 

Ich denke, es reicht völlig aus, die in der Praxis er-
probte Zusammenarbeit und den Informationsfluß 
zwischen Regierung und Parlament gewissermaßen 
gewohnheitsrechtlich zu verfestigen. Dies kann deut-
lich unterhalb der Schwelle einer formalen Gesetzge-
bung erfolgen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Walter Kolbow 
[SPD]: Eben nicht!) 

Es ist heute relativ leicht - darauf wurde schon hin-
gewiesen -, die Zustimmung zu erteilen, da es sich 
um einen erfolgreichen Einsatz handelte. Ich möchte 
aber darauf aufmerksam machen, daß dieser Einsatz 
nicht weniger richtig gewesen wäre, wenn es grö-
ßere Komplikationen gegeben hätte. 

Lassen Sie mich noch kurz auf zwei militärische 
Aspekte eingehen. 

Erstens. Bei den eingesetzten Soldaten handelt es 
sich zum Teil um Wehrpflichtige, die freiwillig ihren 
Grundwehrdienst verlängert haben, um am SFOR- 
Einsatz teilnehmen zu können. Diese waren hervor-
ragend ausgebildet, hatten eine gute Motivation und 
waren so in der Lage, mit länger dienenden Soldaten 
die Evakuierung reibungslos und präzise durchzu-
führen. 

Zweitens. Die eingesetzten Soldaten kommen ur-
sprünglich sowohl aus Einheiten der Krisenreaktions-
kräfte wie auch aus Einheiten der Hauptverteidi-
gungskräfte. Ich denke, dies entkräftet das oft ge-
hörte Argument, wonach die Bundeswehr in ihrer 
derzeitigen Struktur eine Zweiklassenarmee sei. 

Meine Damen und Herren, die Aktion von Tirana 
hat gezeigt, daß nach wie vor alle Soldaten der Bun-
deswehr gut ausgebildet und gut motiviert sind. Dar-
auf können wir mit Recht stolz sein. Dies hat über-
haupt nichts mit einer Glorifizierung zu tun. 

Die F.D.P.-Fraktion stimmt dem Antrag der Bun-
desregierung zu. Ich bitte alle Kollegen, die jetzt 
noch zweifeln, dies ebenfalls zu tun. 

Den Antrag der Grünen werden wir ablehnen. Ich 
bin schon erstaunt, daß in der letzten Woche, also vor 
dem Einsatz, alle Fraktionsvorsitzenden, auch der 
Fraktionsvorsitzende Fischer, dem Einsatz zuge-
stimmt haben - darauf habe ich zu Anfang ganz be-
wußt hingewiesen -, die Grünen heute aber plötzlich 
nicht mehr zustimmen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Knalltüte bleibt Knalltüte!) 

Die Grünen - das sage ich hier noch einmal ganz 
offen - sind zu verantwortungsbewußter Politik nicht 
fähig. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Nein, es zeigt sich, daß die Grünen handlungsunfä-
hig sind. Sie sind politikunfähig. Sie versuchen, das 
heute mit Ihrem Antrag zu übertünchen. 

Ich finde es schon geradezu abenteuerlich, wenn 
es in diesem Antrag heißt, Sie bedauern, „daß diese 
Aktion in Ermangelung anderer Einsatzkonzepte nur 
von der Bundeswehr durchgeführt werden konnte." 
Wer hätte denn diese Aktion durchführen sollen? Sie 
selbst sind diese Antwort schuldig geblieben. Sie 
bringen das „Kommando Spezialkräfte" ins Ge-
spräch, obwohl diese überhaupt nicht beteiligt wa-
ren. Sie sprechen dann unter anderem in Ihrem An-
trag von einer „Entwaffnung der Bevölkerung". 
Auch hier müssen Sie natürlich dann der staunenden 
Öffentlichkeit erklären, wer dies tun soll. Auch diese 
Erklärung sind Sie heute wieder schuldig geblieben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ein Quasselkopf! - Rezzo 
Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): So 
ein Quatsch! - Gegenruf des Abg. 
Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Ihr 

wollt nur die Wahrheit nicht hören!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Andrea Gysi, PDS. 

Andrea Gysi (PDS): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Leider werden Konflikte in 
der Welt immer wieder dazu führen, daß Menschen 
evakuiert werden müssen. Auch heute haben wir uns 
mit einem solchen Fall zu beschäftigen. Es ist immer 
gut, wenn es gelingt, Menschen aus Gefahren her-
auszubringen, so auch im Zusammenhang mit der 
Evakuierung aus Albanien. 

Lieber Kollege Karsten Voigt, allein diesem Fak-
tum ist es geschuldet, daß mein Kollege und ich uns 
im Auswärtigen Ausschuß enthalten haben. 

(Karsten D. Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das 
respektiere ich!) 

- Dazu komme ich jetzt. - Aber es ist auch notwen-
dig, sich mit dem Verlauf und den rechtlichen Grund-
lagen dieser Evakuierung auseinanderzusetzen, zu-
mal einige Medien in ziemlich ekelhafter Weise ei-
nen gelungenen deutschen Militärcoup daraus ge-
macht haben und das noch mit nationalistischem Ge-
töse verbunden haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

- Das haben Ihre Kollegen aus der CDU/CSU-Frak-
tion im Ausschuß selbst bedauert. 

Wieder einmal gab es eine Premiere für die Bun-
deswehr, und zwar unter drei Gesichtspunkten. Zwei 
davon sind bereits angesprochen worden, ein dritter 
erstaunlicherweise überhaupt noch nicht. Erstens 
handelte es sich um einen völligen Alleingang der 
Bundeswehr ohne Einbindung in internationale Or-
ganisationen oder ein kollektives Sicherheitssystem. 
Zweitens fehlte ein konkret auf die Evakuierung be-
zogenes, vorab gegebenes Einverständnis der albani- 
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schen Übergangsregierung zum Einsatz. Drittens 
gibt es weder völkerrechtlich noch verfassungsrecht-
lich eine Grundlage für den Einsatz. Er geschah im 
rechtsfreien Raum. Deshalb ist die Bundesregierung 
bis heute eine plausible Begründung hierfür schuldig 
geblieben. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Völlig falsch!) 

- Es ist nicht falsch, sondern es ist richtig. Sie versu-
chen, darüber hinwegzutäuschen. 

Die Evakuierungsaktion tangiert die staatliche 
Souveränität Albaniens, und sei dieses Land noch so 
sehr in Chaos und Anarchie zerfallen. Es gab eine 
schwache, aber es gab eine Übergangsregierung. 
Diese hatte just am Tag des Einsatzes mit dem ehe-
maligen Bundeskanzler Vranitzky auf einer italieni-
schen Fregatte über Hilfsbemühungen verhandelt. 
Es kann keiner behaupten, sie sei nicht erreichbar 
gewesen. 

Wenn das Praxis und Normalität werden soll - wie 
Verteidigungsminister Rühe angekündigt hat -, dann 
öffnet das wirklich Wildwestmethoden Tür und Tor. 
Es ist ein massiver Verstoß gegen das Prinzip der 
staatlichen Souveränität. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Paul  Breuer [CDU/CSU]: So ein Blödsinn!) 

Es wird immer wieder darüber hinweggetäuscht 
und so getan, als hätte sich das Bundesverfassungs-
gericht mit einem Einsatz wie dem am Freitag über-
haupt befaßt. Das ist nicht wahr. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat sich ausschließlich mit Einsätzen 
befaßt, die im Zusammenhang und im Verbund inter-
nationaler Organisationen oder eines kollektiven Si-
cherheitssystems stattfinden. Es hat sich überhaupt 
nicht mit Einsätzen befaßt, die im Alleingang durch 
die Bundeswehr durchgeführt werden. 

Selbst wenn der Begriff „Gefahr im Verzug" her-
umgeistert, kann dies nicht darüber hinwegtäu-
schen: Es gibt dazu bis heute keine Stellungnahme. 
Auch das Grundgesetz gibt eine rechtliche Grund-
lage für diesen Einsatz nicht her. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Ich bezweifle, ob 
Sie das Völkerrecht kennen!) 

Das wiederum macht deutlich, wie gefährlich es 
ist, wenn hier auch noch in Frage gestellt wird, lieber 
Kollege Duve, ob das Parlament mit einem solchen 
Einsatz überhaupt zu befassen ist. Es ist deshalb so 
gefährlich, weil bei einem humanitären Erfolg und 
einem Gelingen dieser Aktionen die Bundesregie-
rung offenkundig wieder einmal ihre militärstrategi-
schen Interessen in den Vordergrund stellt 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Welche denn?) 

und es pauschal ablehnt, über alternative Möglich-
keiten humanitärer Hilfsaktionen, wie im Antrag der 
Grünen und zahlreichen anderen Anträgen gefor-
dert, überhaupt nur nachzudenken. 

Daß in diesem Kontext auch noch die Zustim-
mungspflichtigkeit des Parlaments in Frage gestellt 
wird, hätte ich von der rechten Seite, aber - offen ge-

sagt - nicht von der linken Seite erwartet. Wieder 
einmal gibt es bei mir etwas mehr Ernüchterung. 

(Beifall bei der PDS - Freimut Duve [SPD]: 
Das ist nicht von der Partei gekommen, son

-

dern von mir als Person!) 

Was Albanien jetzt braucht, ist humanitäre Hilfe; 
was Albanien braucht, ist Unterstützung von außen, 
aber natürlich auch das Bemühen darum, daß die 
Hilfslieferungen zu den Menschen herankommen. 
Was Albanien aber mit Sicherheit nicht braucht, ist 
eine Fortsetzung militärischer Kooperation zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und diesem 
Land. Wenn die Meldung vom 19. März stimmt, wo-
nach der deutsche Botschafter im albanischen Rund-
funk nach einem Treffen mit dem albanischen Vertei-
digungsminister gesagt hat, daß trotz der Krisen-
situation eine Ausweitung und Vertiefung der militä-
rischen Kooperation befürwortet wird, dann ist das 
ein Skandal und dann erwarten wir dazu eine Stel-
lungnahme der Bundesregierung. 

(Beifall bei der PDS) 

Was Albanien ebenfalls nicht braucht, ist eine ein-
seitige Einmischung in den bevorstehenden Wahl-
kampf zugunsten eines Kandidaten. Das muß nicht 
heißen, daß man einen anderen begünstigt. Vielmehr 
müssen die Voraussetzungen dafür geschaffen wer-
den, daß demokratische Wahlen stattfinden können, 
damit dieses Land überhaupt eine Chance hat, wirt-
schaftlich und sozial in irgendeiner Form wieder auf 
die Beine zu kommen. 

Zum Schluß eine Bemerkung zum Thema Flücht-
linge. Es dürfen auch gegenüber albanischen Flücht-
lingen nur humanitäre Gesichtspunkte entscheidend 
sein. Es ist schlimm, daß das wieder einmal betont 
werden muß. Ich halte es für unerträglich, wenn der 
Bundesminister einen Satz wie „Das Boot ist voll" äu-
ßert . Ein solcher Satz muß tabu sein, und allemal für 
einen Außenminister. Es bedarf eines Abschiebe-
stopps für albanische Flüchtlinge. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ihre Redezeit ist 
zu Ende, Frau Abgeordnete. 

Andrea Gysi (PDS): Ich bin beim letzten Satz. 

Nach Abwägung all dieser Aspekte wird niemand 
aus der PDS-Gruppe diesem Regierungsantrag zu-
stimmen. Einige werden mit Nein stimmen; einige 
werden sich enthalten. Ich werde mich ebenfalls ent-
halten. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Selbst nach 
der Rechtschreibreform wäre das mehr als 

nur ein Satz!) 

- Die kennen Sie schlechter als ich. Die Enthaltung - 
ich betone das noch einmal - bezieht sich ausschließ-
lich darauf, daß wir es begrüßen, wenn Menschenle-
ben gerettet werden bzw. wenn Menschen nicht ver-
letzt werden. 
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Vizepräsidentin Michaela Geiger: Jetzt muß der 
Satz aber wirklich zu Ende sein. 

Andrea Gysi (PDS): Der Weg und die Instrumente, 
die die Bundesregierung dazu gewählt hat, sind eine 
einzige Katastrophe. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zu einer Kurzin-
tervention erteile ich das Wo rt  der Abgeordneten An-
gelika Beer, Bündnis 90/Die Grünen. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Ich habe mich gemeldet, weil der Geist 
und die tragenden Worte insbesondere des Redebei-
trages vor dem von Frau Gysi deutlich gemacht ha-
ben, daß unsere Bedenken sehr wohl angebracht 
sind. Der Sprachgebrauch des Dankes an alle Waf-
fengattungen macht noch einmal das deutlich, was 
auch Außenminister Kinkel nach dem erfolgreichen 
Einsatz sehr klar gesagt hat, nämlich daß es gar nicht 
um das humanitäre Anliegen geht, sondern darum, 
daß man endlich militärisch gleichberechtigt mit al-
len anderen agieren kann. 

Ausgerechnet die liberale Pa rtei ist Wegbereiter 
dessen geworden, was sich in Schlagzeilen wie den 
folgenden niederschlägt: 1992 erstmals humanitärer 
Einsatz der Bundeswehr im Ausland, nämlich in 
Kambodscha; 1993 humanitärer Einsatz der Bundes-
wehr in Somalia; 1995 erstmals Unterstützungsein-
satz der Bundeswehr für IFOR in Ex-Jugoslawien; 
1996 erstmals Kampfeinsatz der Bundeswehr in Ex

-

Jugoslawien im Rahmen von SFOR. Nun, ab 1. Ap ril 
1997, werden Sie die Verantwortung dafür mitzutra-
gen haben, wenn es heißen wird: erster Militärein-
satz ohne Billigung des Parlaments durch das 
„Kommando Spezialkräfte". 

Unsere Bedenken, daß hierdurch ein Präzedenzfall 
geschaffen wird, sind begründet. Wenn man sich das 
Aufgabenspektrum des „Kommandos Spezialkräfte", 
das Sie eben noch einmal so gelobt haben, vor Au-
gen führt, nämlich Gewinnung von Schlüsselinfor-
mationen in Krisen- und Kriegszeiten und -gebieten, 
Schutz eigener Kräfte auf Distanz, Retten und Evaku-
ieren im gegnerischen Gebiet, Kampfeinsätze im 
gegnerischen Gebiet, Kampf gegen subversive 
Kräfte und vieles mehr, und wenn Sie bereit sind, da-
für mehr als 41 Millionen DM zur Verfügung zu stel-
len, dann müssen wir hier allerdings Bedenken da-
hin gehend äußern, daß diese Art  der Auftragstel-
lung eine vorherige parlamentarische Beratung ver-
hindert. 

Insofern fordern wir die Bundesregierung in unse-
rem Antrag auf, die weitere Aufstockung der KRK- 
Kräfte, deren Bestandteil das KSK ja ist, zu stoppen 
und die noch verfügbaren Ressourcen endlich in eine 
präventive Außenpolitik statt in eine militärische In-
terventionspolitik zu investieren, die immer nur dann  

zum Zuge kommt, wenn das Kind wieder in den 
Brunnen gefallen ist. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der PDS - 
Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Unfähig zur Verantwortung! - Zuruf von der 
CDU/CSU: Achtet darauf, woher der Beifall 

kommt!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Nolting, Sie haben das Recht zu einer Antwort. 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Beer, 
alle Einsätze, die Sie genannt haben - von Kambo-
dscha über Somalia bis hin zu IFOR und SFOR -, sind 
vom Deutschen Bundestag gebilligt und ausdrück-
lich unterstützt worden. Diese Einsätze waren erfolg-
reich. Ich bin Ihnen dankbar, daß Sie auf diesen Er-
folg noch einmal ausdrücklich hingewiesen haben. 

Ich habe zu Beginn meiner Rede meinen Dank an 
die Bundeswehr ausgesprochen. Es hätte den betrof-
fenen Bundeswehrsoldaten, und zwar aller Waffen-
gattungen - das betone ich ausdrücklich -, gutgetan, 
wenn auch Sie ihnen Dank ausgesprochen hätten; 
denn sie haben die weit über 100 Mitbürger aus Ti-
rana unter Einsatz ihres Lebens gerettet. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Gerd  Poppe [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Das habe ich doch getan!) 

Statt im Deutschen Bundestag Reden zu halten, 
sollten Sie das, was Sie hier gesagt haben, vor den 
Betroffenen wiederholen, wenn Sie in der Truppe un-
terwegs sind, wenn Sie bei der Bundeswehr in Rajlo-
vac, in Sarajevo oder in Hohenfels sind und alles 
prima finden, alles begrüßen. Kaum sind Sie wieder 
in Bonn, geben Sie Presseerklärungen ab, geben Sie 
Erklärungen im Deutschen Bundestag ab, die dazu 
in totalem Widerspruch stehen. Das, was Sie heute 
fälschlicherweise an Kritik vorgetragen haben, müs-
sen Sie den Betroffenen bitte direkt sagen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Widerspruch beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe ausdrücklich darauf hingewiesen - dem 
hat auch Ihr Fraktionsvorsitzender Fischer nicht wi-
dersprochen -: Hier war Gefahr im Verzuge. Das Par-
lament ist vor dem Einsatz beteiligt worden. Die 
Fraktionsvorsitzenden sind angesprochen worden. 
Auch der Fraktionsvorsitzende Fischer hat zuge-
stimmt. Ich begrüße es ausdrücklich, daß Ihr Frakti-
onsvorsitzender zugestimmt hat. 

Auch der Kollege Poppe als Mitglied des Auswärti-
gen Ausschusses und Sie als Mitglied des Verteidi-
gungsausschusses sind vorher informiert worden. 
Auch Sie haben nicht widersprochen. Ich möchte Sie 
wirklich bitten, das, was Sie intern vortragen, auch 
im Plenum zu sagen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie wirken abschreckend!) 
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- Herr Kollege Fischer, ob Ihrer Zwischenrufe muß 
ich Ihnen noch eines sagen. Ich habe Sie im letzten 
Jahr als personifizierte Sprechblase bezeichnet. Ich 
ziehe dies ausdrücklich zurück. Bei Ihnen ist die Luft 
raus. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Freimut Duve [SPD]: Dafür muß er den Lite

-

raturpreis bekommen! - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Waffengattung der Tiefflieger! - Rezzo 
Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So 

ein Dummdödel!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Bundesminister der Verteidigung, Volker 
Rühe. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich habe den Eindruck, daß einige in der jetzigen 
Phase der Diskussion vielleicht vergessen haben, 
welches Risiko die deutschen Soldaten auf sich ge-
nommen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Der geistige Tiefflieger 

klatscht da auch noch!) 

Deswegen möchte ich vorschlagen, die Debatte in 
diesem Bewußtsein zu führen. 

Die Bundeswehr hat am Freitag, dem 14. März, auf 
Beschluß der Bundesregierung deutsche Staatsbür-
ger und Bürger aus 21 anderen Nationen aus der al-
banischen Hauptstadt Tirana evakuiert. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Die Bundesregie

-

rung nicht!) 

- Von drei Mitgliedern im Namen der Bundesregie-
rung. 

Die Entwicklung der Lage in Albanien hatte sich 
so zugespitzt, daß für die Menschen in der deutschen 
Botschaft nur noch eine Evakuierung mit militäri-
schen Mitteln möglich war. Angesichts der gefährli-
chen Lage im Land blieb nur der Weg der Luftevaku-
ierung mit Hubschraubern. Auch die Möglichkeit, 
Hilfe von den Alliierten in Anspruch zu nehmen, war 
zu dem Zeitpunkt nicht mehr gegeben. 

Die Bundesregierung hat sich bei ihrer Entschei-
dung von ihrer Verantwortung für das Leben und die 
Gesundheit der deutschen Staatsbürger in Tirana lei-
ten lassen. Ebenso sah sie sich in der Pflicht, die An-
gehörigen anderer Nationen zu retten, die sich in der 
deutschen Botschaft in konsularischer Obhut befan-
den. Nach Lage der Dinge mußte unverzüglich ge-
handelt werden. 

Wir haben bereits am Abend des 13. März 1997 die 
Vorsitzenden der Fraktionen des Deutschen Bundes-
tages über die Entwicklung der Lage und über vor-
bereitende Maßnahmen unterrichtet. Ich lege aber 

Wert darauf - ich finde es zum Teil nicht ganz fair, 
was in dieser Debatte gesagt worden ist -, festzustel-
len: Die Entscheidung hat die Bundesregierung ge-
troffen. Die Fraktionsvorsitzenden haben wir nur in-
formiert. Ich habe zum Beispiel niemanden gebeten, 
sich zustimmend oder ablehnend zu äußern. Das 
möchte ich auch in Richtung von Herrn Fischer sa-
gen. 

Ich möchte auch in Zukunft die Möglichkeit ha-
ben, als Mitglied der Bundesregierung einen Frakti-
onsvorsitzenden zu informieren, ohne daß ich ihm 
gleich eine Entscheidung abverlange. Denn die Ent-
scheidung fällt, was die Fraktionen angeht, jetzt hier 
im Deutschen Bundestag. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der F.D.P., der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vorher war es eine Entscheidung der Bundesregie-
rung, die wir unter ganz bestimmten Bedingungen 
zu treffen hatten. In diesem Fall, Herr Gysi, waren es 
der Bundeskanzler, der Bundesaußenminister und 
der Bundesverteidigungsminister, die für die Bundes-
regierung diese Entscheidung getroffen haben. 

Uns war aber wichtig, die Fraktionen so schnell 
und so umfassend wie möglich zu informieren, um 
von Anfang an eine möglichst breite parlamentari-
sche Unterstützung zu gewinnen, so wie wir dies bei 
allen bisherigen Einsatzentscheidungen getan ha-
ben. 

Für den Erfolg der Operation, für die Sicherheit 
der Menschen in der Botschaft, für den Schutz der 
eingesetzten Soldaten war es zugleich unumgäng-
lich, die Vorbereitung und Durchführung des Einsat-
zes geheimzuhalten. Das war ein schwieriger Ab-
wägungsprozeß: einerseits so viel Information wie 
möglich - im Hinblick auf die Entscheidung, die das 
Parlament heute zu treffen hat, nämlich die nachträg-
liche Zustimmung zu der Enscheidung der Bundesre-
gierung -, andererseits keine Gefährdung der Opera-
tion durch diese Information. Ich bin dankbar, daß es 
gelungen ist, diese beiden Aspekte miteinander zu 
verbinden. Denn bis zu dem Zeitpunkt, an dem un-
sere Soldaten wieder in der Luft waren, sind Gott sei 
Dank keine Meldungen über diese Operation hin-
ausgedrungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 

Die Bundesregierung hat sich bei ihrem Vorgehen 
an der Linie orientiert, die das Bundesverfassungsge-
richt mit seinem Urteil vom 12. Juli 1994 vorgegeben 
hat. Weil Gefahr im Verzuge war, konnte und mußte 
die Bundesregierung die Entscheidung zum Einsatz 
der Streitkräfte treffen und damit die politische Ver-
antwortung übernehmen. 

Ich füge hinzu: Natürlich werden wir uns, Herr 
Kollege Voigt, in der Regel bemühen, dem Parlament 
die Entscheidung vorher zu ermöglichen, so wie wir 
das bei allen anderen Einsätzen gemacht haben. 
Aber wenn eine vergleichbare Situation entsteht, in 
der unverzügliches Handeln notwendig ist, wird die 
Bundesregierung auch in der Zukunft nicht zögern, 
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aus ihrer Verantwortung heraus eine solche Entschei-
dung zu treffen und den Deutschen Bundestag nach-
träglich um seine Zustimmung zu bitten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

So rasch wie möglich haben wir dann dem Deut-
schen Bundestag den Antrag zur Billigung des 
durchgeführten Einsatzes zugeleitet. Darum geht es 
heute. 

Ich darf noch einmal sagen: Ich bin dankbar für 
das Vertrauen und die Unterstützung. Natürlich muß 
die Bundesregierung bei der Information der Frakti-
onsvorsitzenden Wert darauf legen, sicher sein zu 
können, daß sie nachher auch eine Mehrheit im 
Deutschen Bundestag hat. Aber die Information un-
abhängig von der Einschätzung der Zustimmung zu 
geben ist, wie ich finde, ein Gebot der politischen 
Reife in der Demokratie. Es darf kein Zwang zur Zu-
stimmung entstehen. Wir müssen bereit sein, auch je-
manden zu informieren, von dem wir vielleicht der 
Meinung sind, daß er nicht zustimmt. Ich denke, das 
gehört zu einem guten Umgang miteinander. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Gregor Gysi 
[PDS] - Karsten D. Voigt [Frankfu rt ] [SPD]: 

Sehr kluge Bemerkung!) 

Es ist richtig, was Karsten Voigt hier wiederholt hat 
- der Kollege Kolbow hatte es im Ausschuß gesagt -: 
Es wird auch dunklere Tage geben, an denen wir zu 
Entscheidungen gezwungen sind, wo es zu Verlusten 
kommt. Ich bin heute fest davon überzeugt, daß es 
dann einen weitgehenden Konsens gibt und man die 
Sache dann nicht ganz anders sieht, als man sie vor-
her gesehen hat. Das ist für mich das Wichtigste, was 
in den letzten Jahren erreicht worden ist. Denn es 
gibt denjenigen die Sicherheit, die politisch zu ent-
scheiden haben, genauso wie der militärischen Füh-
rung und den Soldaten. 

Soviel zur Heroisierung: Bei uns gibt es keine Eu-
phorie. Wir sind dankbar und glücklich, daß das so 
gut abgelaufen ist. Wir sind uns des Risikos bewußt 
gewesen und wissen, daß nicht alle Operationen, die 
wir durchzuführen haben, so glücklich verlaufen 
werden. Dann ist es wichtig, daß dieses Parlament zu 
solchen Entscheidungen steht, wenn sie notwendig 
sind. Dafür darf ich mich bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 

Die Fähigkeit, im Notfall eigene Staatsbürger im 
Ausland aus Gefahr für Leib und Leben retten zu 
können, gehört nach unserer Überzeugung zur 
grundlegenden Verantwortung eines jeden Staates. 
Das gilt auch für Deutschland. Wir können uns in 
Notlagen nicht immer auf Freunde und Partner ab-
stützen. 

Wo immer das möglich ist, gehört es natürlich 
dazu, daß man so etwas auch gemeinsam macht. 
Aber dazu muß man auch selbst etwas einzubringen 
haben, man kann nicht erwarten, daß das immer die 
anderen für einen machen. Es hängt davon ab, wer 
in der glücklicheren logistischen Situation ist und  

welche Kräfte er in der Nähe hat. Wir haben Englän-
dern und anderen helfen können, die normalerweise 
viel mehr Erfahrung haben als wir, weil wir eben in 
Bosnien diesen Kräfteansatz hatten. Folglich kann 
man das auch als multilaterale Aktion ansehen. Wir 
haben das als Bundeswehr durchgeführt, aber eben 
auch im Interesse der anderen. 

Es gehört zum Auftrag unserer Streitkräfte, deut-
sche Staatsbürger aus Notlagen retten zu können. Im 
Rahmen der Bundeswehrreform sind wir dabei, die 
notwendigen Fähigkeiten aufzubauen. Natürlich 
werden wir all das fortsetzen, was mit Calw und dem 
Kommando Spezialkräfte verbunden ist. Das ist für 
die weitere Entwicklung der Bundeswehr ganz wich-
tig. 

Ich möchte kurz darauf hinweisen, daß die Ret-
tungsoperation in ihrem Ablauf plötzlich schwieriger 
und gefährlicher wurde, als zunächst geplant; denn 
als unsere Hubschrauber losflogen, hatten wir mit 
den Amerikanern verabredet, daß sie vor der ameri-
kanischen Botschaft unter dem Schutz von amerika-
nischen Marineinfanteristen und amerikanischen 
Kampfhubschraubern Apache aus der Luft landen 
sollten. Dann wurde diese Möglichkeit abgeschnit-
ten, weil die Amerikaner ihrerseits - die Lage wurde 
zu gefährlich - die Evakuierung ihrer eigenen Staats-
bürger gestoppt haben. 

Ich bin sehr dankbar, daß in einem engen Einver-
nehmen zwischen dem Führungszentrum und dem 
Kommandeur vor Ort trotzdem eine andere Möglich-
keit gefunden wurde. Ich hätte das von Deutschland 
aus nicht befehlen können. In dieser Situation muß 
man Vertrauen zur Lageeinschätzung der Soldaten 
vor Ort haben. Ich bin stolz darauf, wie das dort ohne 
jeden Schutz vom Boden aus - dieser ist normaler-
weise die Voraussetzung für das Landen von Hub-
schraubern - bewältigt worden ist. Unsere Soldaten 
haben allein mit dem Eigenschutz der 25 deutschen 
Jäger diesen Einsatz durchgeführt. Dafür sind wir 
ganz besonders dankbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich denke, die Soldaten der eingesetzten Truppen-
teile und in den beteiligten Stäben haben bewiesen, 
daß sie professionell und routiniert auch kritische La-
gen meistern können. Die Teilstreitkräfte - den Be-
griff Waffengattungen gibt es gar nicht, Frau Beer; 
Sie sind nun schon so lange im Verteidigungsaus-
schuß und sollten sich darüber informieren - Heer, 
Marine und Luftwaffe sowie der Sanitätsdienst ha-
ben vorbildlich zusammengearbeitet. 

Ich möchte an dieser Stelle meinen besonderen 
Dank an den Generalinspekteur, General Bagger, 
richten, der mir in dieser schwierigen Situation - es 
war das erste Mal, daß ein Verteidigungsminister als 
Inhaber der Befehls- und Kommandogewalt damit 
verantwortlich konfrontiert war - ein sehr besonne-
ner und sehr guter Berater zu jeder Zeit gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 
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Ausschlaggebend war aber das umsichtige und ei-
genverantwortliche Handeln der militärischen Füh-
rer vor Ort, auch beim unvermeidlichen Gebrauch ih-
rer Schußwaffen. Mir wird in der öffentlichen Be-
richterstattung eigentlich viel zuviel Wert auf die Tat-
sache gelegt, daß die Soldaten von ihrer Schußwaffe 
Gebrauch gemacht haben. Das ist doch eigentlich 
völlig normal. 

Viel wichtiger als der Schußwaffeneinsatz ist, wie 
innerhalb weniger Stunden, in einer halben Nacht 
die Logistik bereitgestellt und die Motivation der Sol-
daten erreicht wurde. Das sollten wir an dieser Stelle 
einmal festhalten. Im übrigen sollten wir das nicht 
besonders diskutieren; denn die Hemmschwelle 
sollte nicht zu hoch angelegt sein. 

In einer anderen Situation habe ich den Soldaten 
einmal gesagt: Wenn es eurer eigenen Sicherheit 
dient, dann stellt keine politischen Überlegungen an, 
ob es gewünscht wird, daß ihr von der Schußwaffe 
Gebrauch macht. Die Hemmschwelle darf allerdings 
auch nicht zu niedrig angelegt werden. Ich sage 
noch einmal: Die Soldaten haben in dieser Situation 
genau das Richtige gemacht, sie waren umsichtig 
und eigenverantwortlich. 

Die deutschen Soldaten, die dort eingesetzt wur-
den, sind keine Elitesoldaten, keine Kommandosol-
daten gewesen. Manche sprechen immer noch über 
die Zweiklassenarmee, deshalb sage ich Ihnen: Das 
waren ganz normale Soldaten der Bundeswehr; das 
Sicherungskommando sind Jäger aus Donaueschin-
gen gewesen. Das zeigt, wie gut die Ausbildung un-
serer Soldaten ist. 

Ihre Ausbildung bestand aus einer zehnwöchigen 
Ausbildung für den SFOR-Einsatz in Bosnien. Dieser 
Einsatz ist ohne jede weitere Vorbereitungszeit aus 
dem Stand heraus erfolgreich durchgeführt worden. 

Die Operation ist in alleiniger Verantwortung und 
ausschließlich mit Kräften der Bundeswehr geplant 
und durchgeführt worden. Wir haben unsere Maß-
nahmen aber eng mit wichtigen Verbündeten, insbe-
sondere den USA, Frankreich, Großbritannien und 
Italien koordiniert. Dafür möchte ich mich an dieser 
Stelle bedanken. Mein Dank - das sage ich auch als 
Verteidigungsminister - gilt auch Kroatien, Serbien 
und Montenegro, die uns ganz unkonventionell mit 
den Einflugmöglichkeiten und mit der Versorgung 
unserer Hubschrauber geholfen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Anderenfalls wäre die Operation sehr schwierig ge-
wesen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Bundesmi-
nister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Lippelt? 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: Ja, 
bitte. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Da Sie dermaßen ins Detail gehen, möchte ich doch  

gerne wissen: Sprach irgend etwas dagegen, sich ge-
nauso wie die Amerikaner zu verhalten, nämlich we-
gen steigender Gefährlichkeit die Aktion in dem Mo-
ment abzubrechen und am nächsten Tage, so wie es 
auch die Amerikaner gemacht haben, nachzuholen? 
Ich frage dies nur, damit kein falscher Ton in die De-
batte kommt. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Die Amerikaner haben an der Stelle, die bekannt 
war und wohin deswegen Leute mit Waffen kamen, 
die Operation abgebrochen. Wir haben den Weg ge-
wählt, an einer völlig unbekannten Stelle zu landen. 
Das hat letztlich unsere Sicherheit ausgemacht, daß 
wir, für die anderen völlig unvorhersehbar, plötzlich 
an einer ganz anderen Stelle gelandet sind. Die Hub-
schrauber haben im Schnitt zwei Minuten auf dem 
Boden verbracht. Dann sind sie wieder mit den Ge-
retteten abgehoben. Ich denke, das war unter diesen 
Bedingungen die völlig richtige Entscheidung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möchte auch die gute Zusammenarbeit mit 
dem Auswärtigen Amt betonen. 

(Zuruf von der SPD: Die ist ja bekannt!) 

Was hier aus der dritten und vie rten Reihe erzählt 
wird, ist alles Quatsch. Wenn es ernst wird - und das 
war eine ernste Situation -, dann steht alles andere 
zurück. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Aha, es gibt also 
alles andere!) 

Das war auch so in dieser Situation. 

Genauso, wie ich die deutschen Soldaten gelobt 
habe, möchte ich auch den deutschen Botschafter 
und den Gesandten loben. Sie haben auf das engste 
mit den Militärs zusammengearbeitet. Sie haben den 
Hubschraubern vom Dach der Botschaft aus die Wei-
sungen gegeben, wie sie landen konnten. Einer un-
serer Generäle hat, glaube ich, gesagt, es seien wahr-
scheinlich Reserveoffiziere gewesen, so phantastisch 
haben der Botschafter und der Gesandte dort mit 
dem Militär zusammengearbeitet. Ich weiß nicht, ob 
das der Fall ist; aber ein schöneres Kompliment kann 
es doch für einen Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes 
gar nicht geben. 

(Heiterkeit) 

Ich möchte am Ende dieser Diskussion noch ein-
mal allen Beteiligten danken und noch einmal herz-
lich darum bitten, daß man sich in der Debatte und 
auch in der Beschlußfassung hier im Deutschen Bun-
destag an das erinnert, was vor gerade knapp einer 
Woche stattgefunden hat. Es ist jetzt nicht die Gele-
genheit, den einen oder anderen Fight miteinander 
auszutragen. Vielmehr muß man deutlich machen, 
daß das deutsche Parlament hinter diesem schwieri-
gen und erfolgreichen Einsatz der Bundeswehr steht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 
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Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile das 
Wort zu einer Kurzintervention dem Kollegen Gregor 
Gysi, PDS. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Frau Präsidentin! Herr Bun-
desverteidigungsminister, ich will nur ganz kurz et-
was zu drei Dingen sagen. Ich habe noch immer 
keine Antwort auf die Frage gehört, warum die - zu-
gegebenermaßen schwache, aber immerhin vorhan-
dene - albanische Regierung nicht vorher informiert 
worden ist. Das ist ein völkerrechtlich unbedingt er-
forderlicher Akt. Es gibt keine Erklärung, warum das 
nicht geschehen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Meine Güte!) 

- Seien Sie mal ein bißchen vorsichtig. - Allein die 
Begründung, daß eine Regierung schwach ist, reicht 
nicht aus, um sie in solchen Situationen nicht fragen 
zu müssen. Das wäre eine ziemlich gefährliche Ein-
teilung der Länder und der Regierungen dieser Welt. 

Das zweite ist: Ich finde, eines müßten Sie sich 
doch noch einmal überlegen. Ein Soldat, der in ei-
nem militärischen Einsatz ist, wird, wenn sein Leben 
gefährdet ist, sicherlich von der Schußwaffe Ge-
brauch machen. Aber ich bezweifle, ob es von der 
Politik klug ist zu sagen: Die Schwelle darf nicht zu 
hoch gesetzt werden. Ich glaube, die Aufgabe der 
Politik besteht darin, zu sagen, daß die Schwelle 
ziemlich hoch gesetzt werden muß. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Hat er 
doch gesagt!) 

Alles andere ist, auch in der Öffentlichkeit, sehr miß-
verständlich. 

Das dritte - das ist für mich das entscheidende; 
deshalb habe ich diese Kurzintervention angemel-
det -: Sie haben mehrfach erklärt, daß alle Fraktions-
vorsitzenden vorher informiert worden sind. Ich bin 
Ihnen dankbar, Herr Bundesverteidigungsminister, 
daß Sie darauf hingewiesen haben, daß Information 
nicht bedeutet, den Betreffenden sofort eine Zustim-
mung abverlangen zu können, sondern daß Informa-
tion bedeutet, daß man eine gewisse Disziplin abver-
langen kann, wenn es um Geheimhaltung geht. Im 
übrigen muß dann aber danach die Entscheidung ge-
troffen werden. Dafür bin ich dankbar, denn alles an-
dere würde solche Informationen in Zukunft unge-
heuer erschweren, ja fast unmöglich machen. 

Aber ich weise darauf hin - weil ich in der Öffent-
lichkeit vielfach darauf angesprochen werde -, daß 
dieser Bundestag einen Beschluß gefaßt hat, wonach 
der Vorsitzende der Abgeordnetengruppe der PDS 
die Rechte eines Fraktionsvorsitzenden hat. Daraus 
ist in der Öffentlichkeit entnommen worden, daß 
auch der Vorsitzende der Abgeordnetengruppe der 
PDS vorher informiert worden ist. Ich lege Wert dar-
auf festzustellen, daß das nicht so war. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig so!) 

- Ob Sie das richtig oder falsch finden, interessiert 
mich im Augenblick gar nicht. Ich möchte nur fest-
halten, daß es nicht so war, weil ein falscher Ein-
druck in der Öffentlichkeit entstanden ist. Ich halte 

das - das darf ich an dieser Stelle sagen - für proble-
matisch, weil es bedeutet, daß bei einer Entschei-
dung, die laut Bundesverfassungsgericht das Parla-
ment zu treffen hat, von vorneherein eine Gruppe im 
Parlament ausgenommen und als nicht zuständig be-
handelt wird. Sie sollten das noch einmal überden-
ken. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Eberhard Brecht, SPD- 
Fraktion. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es fällt einem heute 
schwer, den Soldaten noch einmal Dank zu sagen - 
nicht nur, weil es heute schon sehr oft geschah, son-
dern auch angesichts des Heldenepos, das die Boule-
vardpresse in den letzten Tagen inszeniert hat. Ich 
tue es aber dennoch und möchte insbesondere her-
vorheben, daß die Soldaten der Bundeswehr ihre 
Aufgabe routinemäßig und ohne jede Rambo-Menta-
lität gelöst haben. 

(Beifall des Abg. Karsten D. Voigt [Frank

-

furt] [SPD]) 

Es gibt wahrhaftig keinen Grund, diese Rettungsak-
tion als Beleg für eine unterstellte Militarisierung 
deutscher Außenpolitik heranzuziehen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. sowie bei Abgeordneten des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt die huma-
nitäre und politische Notwendigkeit dieses Einsatzes 
„out of area". Dennoch stellt sich neben jedem Prag-
matismus, der in solchen Fragen notwendig ist, die 
Frage nach der Rechtsgrundlage einer solchen mili-
tärischen Operation. Ist dieser Einsatz zum Beispiel 
durch Art. 51 der UN-Charta gedeckt oder nicht? 
Worin bestehen die Beteiligungsrechte des Deut-
schen Bundestages bei einem solchen Einsatz? Ich 
möchte die Kollegen von der Koalition bitten - auch 
wenn dieser Vorschlag aus der „Schmuddelecke" 
des Parlamentes gekommen ist -, die Anregungen 
von Frau Gysi aufzunehmen und einmal darüber 
nachzudenken, inwieweit wir dazu gezwungen sind, 
eine stärkere gesetzliche Regelung zu finden. 

Offenbar herrscht innerhalb der Koalitionsparteien 
bei der Interpretation Vielfalt. Herr Lamers hat sich 
in der Weise geäußert, daß die heutige nachträgliche 
Bestätigung des Deutschen Bundestages überhaupt 
nicht notwendig sei - 

(Michael  Glos [CDU/CSU]: Er hat recht! - 
Zuruf des Abg. Karl Lamers [CDU/CSU]) 

- dann habe ich Sie falsch verstanden -, während die 
Bundesminister für Verteidigung und für Auswärti-
ges Wert darauf legen, daß der Deutsche Bundestag 
diese Operation heute nachträglich billigt. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Begrüßen sollte 
er sie!) 
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Herr Glos flüchtet sich in einen rechtsfreien Raum, 
indem er sagt, die Bundesregierung müsse jenseits 
des Parlamentes einen viel größeren Spielraum für 
militärische Operationen „out of area" erhalten. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Mit dem Hinweis auf ein vermeintlich legalisti-
sches Politikverständnis, auf eine überzogene Kasui-
stik und auf eine Tendenz zur Überreglementierung 
wird der Wunsch der Opposition nach einem Begleit-
gesetz für Auslandseinsätze bisher abgewiesen. Herr 
Nolting hat sich heute entsprechend geäußert. 

Ich denke, daß wir in diesem Bundestag eine 
ganze Reihe von Dingen regeln, bei denen man sich 
als Normalbürger fragt: Besteht denn ein Regelungs-
bedarf? Ich denke zum Beispiel an die Regelung, 
welche Höhe Kleiderhaken in Kindergärten haben 
müssen, oder an die Tatsache, daß die Stadt Bonn 
jüngst 40 000 Mark für einen neuen Handlauf des 
Treppengeländers des Rathauses ausgeben mußte, 
nur weil der Gesetzgeber einen 10 Zentimeter hö-
heren Handlauf vorschreibt. Nein, es geht nicht um 
läppische Details, sondern um die Obhutspflicht, die 
wir gegenüber den Soldaten der Bundeswehr haben. 
Was wäre denn passiert, wenn die Evakuierung aus 
Tirana in einem Blutbad geendet wäre? Jede Regie-
rung wäre in einem solch schrecklichen Fall daran 
interessiert, eine klare Rechtsgrundlage für ihr Han-
deln gehabt zu haben und die Verantwortung mit der 
Legislative teilen zu können. 

Eine gesetzliche Regelung würde die Handlungs-
fähigkeit einer Regierung insofern erweitern, als die 
Legitimität von Operationen wie dieser hier außer 
Frage steht. Öffnen Sie sich bitte, meine Damen und 
Herren von der Koalition, diesem dringenden Appell 
der SPD-Bundestagsfraktion! Beteiligen Sie sich an 
der Erarbeitung eines gemeinsamen Entwurfs für ein 
Beteiligungsgesetz der Bundeswehr, das in schlanker 
Form den vom Bundesverfassungsgericht und von 
der UNO-Charta gesetzten Rahmen ausfüllt. 

Ich möchte noch ein paar Bemerkungen zur Eva-
kuierung aus Tirana, die von der innenpolitischen 
Situation in Albanien veranlaßt wurde, anfügen. Mit 
Sicherheit ist der Zusammenbruch der kriminellen 
Anlagefirmen nicht die alleinige Ursache der anar-
chischen Situation in Albanien. Dennoch symboli-
siert der Zusammenbruch dieses nationalen Roulett

-

spiels, an dem auch die politische Klasse beteiligt 
war, die Schwäche der albanischen Demokratie. Es 
fehlt an einer unabhängigen und schlagkräftigen Ju-
stiz, an funktionierenden Märkten und an einer poli-
tischen Kultur, die so massive Wahlfälschungen wie 
im vergangenen Jahr unmöglich gemacht hätten. Si-
cherlich war die albanische Gesellschaft schlecht be-
raten, sich auf eine Präsidialdemokratie einzulassen, 
die Sali Berisha zur autokratischen Schicksalsfigur 
für das gesamte Gemeinwesen gemacht hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Möglicherweise war auch die deutsche Politik zu 
lange und zu ausschließlich auf die Demokratische 
Partei als Garant gegen ein Wiedererstarken kommu-

nistisch orientierter Strömungen fixiert. Mich hat es 
schon gewundert, worüber wir in letzter Zeit hinweg-
gesehen haben. Nicht jede deutsche Beratung, wie 
zum Beispiel im Fall des verunglückten Wahlgeset-
zes, hat zur Stabilisierung des Landes beigetragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dennoch weise ich den pauschalen Vorwurf zurück, 
die Bundesrepublik Deutschland oder ein anderes 
westliches Land sei für den staatlichen Kollaps in Al-
banien verantwortlich zu machen. 

Die Beschlüsse der EU -Außenminister in Apel-
doorn können aus meiner Sicht zur Deeskalation bei-
tragen. Die Minister haben der Versuchung wider-
standen, in Albanien militärisch zu intervenieren. 
Die Bundesregierung hat auch unsere Unterstützung 
für eine zivile EU-Mission, die dazu beitragen soll, 
die staatliche Ordnung wiederherzustellen. Sowie es 
die Bedingungen in Albanien erlauben, sollte auch 
wieder humanitäre Hilfe in Form von Nahrungsmit-
teln und Medikamenten gewährt werden. 

Auch aus politischen Gründen können und dürfen 
wir uns von Albanien nicht abwenden: Ein dauerhaft 
instabiles Albanien kann zum Expo rteur von Krisen 
nach Makedonien und in den ohnehin gespannten 
Kosovo oder gar nach Griechenland avancieren. Der 
Erhalt der staatlichen Integrität des Landes sowie 
seine innenpolitische Stabilisierung und Demokrati-
sierung sollten daher ganz oben auf der Agenda in-
ternationaler Bemühungen stehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Auch die Bundesregierung sollte das Ihre tun. Gra-
vierende Wahlmanipulationen wie im vergangenen 
Jahr müssen künftig verhindert werden. Bei den für 
Juni geplanten Neuwahlen des Parlaments sollten 
die OSZE oder andere inte rnationale Beobachter 
eine flächendeckende Kontrolle sicherstellen. Alba-
nien wäre zudem gut beraten, die Frage nach der Zu-
kunft des Präsidenten erst nach den Wahlen zu stel-
len. Unabhängig von der Bewertung der Rolle des 
Präsidenten in den letzten Jahren wäre ein Machtva-
kuum derzeit kontraproduktiv. Ich glaube auch, daß 
wir nicht gut beraten wären, hier von außen Rat-
schläge erteilen zu wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben es 
aber vorhin getan!)  

In der Öffentlichkeit gibt es derzeit sowohl die For-
derung, Albanien so früh wie möglich und ohne Vor-
behalt wirtschaftlich massiv zu unterstützen, als auch 
die Auffassung, dieses Land habe nun genug Hilfen 
von außen erfahren und seine Chance verspielt. Ich 
selbst plädiere für eine konditionierte Hilfe, die an 
Auflagen des Europarates, der OSZE, der EU, des 
IWF und der Weltbank zu binden ist. Geld allein 
reicht nämlich nicht und könnte am Ende bei mafio-
sen Firmen landen. 

Wir, das heißt Deutschland und die EU, haben gar 
keine Wahl, ob wir zur Beilegung der K rise Alba-
niens beitragen wollen oder nicht. Angesichts der dro-
henden Folgen müssen wir handeln. Nichtstun und 
Aktionismus sind die falsche Alte rnative. Europa ist 
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eine Stabilitätsgemeinschaft, aus der sie Albanien 
nicht einfach entlassen kann. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Rolf Kutz

-

mutz [PDS]) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile das 
Wort dem Abgeordneten Paul Breuer, CDU/CSU- 
Fraktion. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich habe mich während der 
Debatte ab und zu gefragt: Wie würde sie eigentlich 
in einem anderen europäischen Parlament, beispiels-
weise in Frankreich, in Großbritannien und in den 
Niederlanden, geführt? 

(Freimut Duve [SPD]: Vielleicht nicht so 
zivil wie bei uns!) 

Ich frage mich deshalb, weil hier beispielsweise über 
die Frage des Verständnisses von Normalität gestrit-
ten worden ist. 

Was ist Normalität im Zusammenhang mit einem 
solchen Einsatz? Normalität ist, daß wir wissen, daß 
dieser Einsatz völkerrechtlich völlig einwandfrei war. 

(Beifall des Abg. Michael Glos [CDU/CSU]) 

Normalität ist, daß wir wissen, daß dieser Einsatz auf 
der Basis unserer Verfassung völlig einwandfrei war. 
Normalität ist, daß wir registrieren - in diesem Zu-
sammenhang finde ich den Beitrag des Kollegen 
Duve sehr wichtig -, daß dieser Einsatz eigentlich 
keine militärische Zielsetzung hatte. Er verfolgte 
vielmehr eine humanitäre Zielsetzung, wobei militä-
rische Mittel eingesetzt wurden. Das alles ist völlig 
normal. 

Es bedarf der Debatte in Deutschland deshalb, 
weil wir in der Vergangenheit dera rtige Erfahrungen 
und damit auch die notwendigen Prägungen in den 
Prozeduren des Deutschen Bundestages nicht gehabt 
haben. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Karsten Voigt? 

Paul Breuer (CDU/CSU): Sehr gerne. 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Kollege 
Breuer, ich stimme mit Ihnen darin überein, daß es 
gut ist, daß sich die politische und militärische Füh-
rung dieses Landes im Zusammenhang mit diesen 
Einsätzen unzweifelsfrei an den verfassungsrechtli-
chen und völkerrechtlichen Normen orientiert. Wenn 
Sie hinzufügen würden, daß dies in der deutschen 
Geschichte eben nicht die Normalität war und daß 
wir uns in Zukunft an diese Normen halten, die dann 
zur neuen Normalität werden sollen, dann habe ich 
mit dem Begriff keine Schwierigkeiten. 

Der Begriff der Normalität verkörpert in Deutsch-
land und in anderen Ländern auch andere Erinne-
rungen, und zwar nicht die Orientierung an Normen, 
sondern an einer anderen Normalität, von der wir ge-
rade abweichen, an die wir uns erinnern können, an 
der wir uns aber nicht orientieren dürfen. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Kollege Voigt, ich 
bedanke mich für diesen Hinweis, weil wir damit ge-
meinsam einem Mißverständnis entgegentreten kön-
nen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Normalität, von der wir beide in diesem Zusam-
menhang reden, ist die Normalität dieses Staates; 
das ist die Normalität der Bundesrepublik Deutsch-
land. Wir begründen hier eine neue Tradition. Des-
sen sollten wir uns bewußt sein. Das ist eine andere 
Normalität als die, die in anderen Zeiten der deut-
schen Geschichte praktiziert wurde. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD) 

Wenn wir alle das so empfinden, dann fällt es uns 
leichter, in vollem Umfange zu verstehen, auf was 
sich der Bundesverteidigungsminister und der Bun-
desaußenminister am vergangenen Wochenende ein-
gelassen haben. In dieser absoluten Notsituation - 
wenige Stunden vorher war gar nicht absehbar, daß 
in Tirana die Menschen, ob nun aus Deutschland 
oder aus anderen Ländern, in eine solche Situation 
kommen würden -, entstand ein Handlungszwang. 

Wir müssen dafür Sorge tragen, daß wir einem sol-
chen Handlungszwang auch durch militärisches 
Handeln in der Verantwortung der Bundesregierung 
und in der Verantwortung des Parlaments entspre-
chend Rechnung tragen können. Das ist für mich ge-
nauso ein Stück der Normalität. 

Ich will mich an dieser Stelle herzlich beim Bun-
desaußenminister und beim Bundesverteidigungsmi-
nister bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich möchte mich bedanken bei der militärischen Füh-
rung und den Soldaten, die diesen risikoreichen Ein-
satz ausgeführt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich denke, daß der Einsatz nicht nur des Dankes, 
sondern auch einer Würdigung bedarf, 

(Widerspruch der Abg. Angelika Beer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

einer Würdigung insofern, als manchen Vorurteilen, 
die gegenüber der Bundeswehr bestehen, entgegen-
gewirkt werden kann, wenn man sich diesen Einsatz 
genau anschaut. Das ist auch für die Kollegen wich-
tig, die in dieser Debatte manche kritischen Anfra-
gen gestellt haben. 

Der Waffeneinsatz bei der Aktion war nicht nur ab-
solut gerechtfertigt ;  vielmehr war er insofern unab-
weisbar, als man die Gefährdung sowohl für die Eva-
kuierten als auch für die Evakuierenden und darüber 
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hinaus für die Fahrzeuge, ohne die eine Evakuierung 
nicht hätte stattfinden können, mit anderen Mitteln 
gar nicht hätte ausschließen können. 

Im übrigen: Diese Gefährdung hätte auch trotz 
Waffeneinsatz stattfinden können. Wir müssen deut-
lich sagen, daß bei diesem Einsatz die deutschen Sol-
daten Glück gehabt haben. Es war das Glück des 
Tüchtigen. Aber auch der Tüchtige und noch so gut 
Ausgebildete und umsichtig Handelnde kann dabei 
genausogut Pech haben. Wenn wir diesmal Glück 
gehabt haben, dann sage ich das mit Erleichterung 
und Freude. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich möchte aber einschränkend sagen, daß das an 
anderer Stelle, in einer anderen Situation möglicher-
weise anders ist. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer) 

Ich finde es gut - das möchte ich in diesem Zusam-
menhang sagen; das war gestern im Ausschuß und 
auch heute in der Debatte so -, daß die Kollegen von 
der SPD gesagt haben: Wir haben, als wir in Kennt-
nis gesetzt worden waren und das für vernünftig 
hielten, die volle Verantwortung für das, was pas-
siert, mittragen wollen; auch wenn es anders gelau-
fen wäre, hätten wir zu dieser Verantwortung gestan-
den. Ich möchte mich auch dafür bedanken, daß das 
hier gesagt worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge
-ordneten der F.D.P.) 

Das ist ein Stück der Parlamentskultur, die wir benö-
tigen, und auch ein Stück der Normalität, die wir hier 
eben gemeinsam definiert haben. 

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen 
Sie mich zum Abschluß etwas zu dem Antrag von 
Bündnis 90/Die Grünen sagen. In diesem Antrag 
wird davon gesprochen, daß der Ausbildung von Kri-
senreaktionskräften und in diesem Zusammenhang 
des Kommandos Spezialkräfte der Bundeswehr ein 
Ende gesetzt werden solle. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Genau!) 

Ich frage mich: Mit welcher Begründung eigentlich, 
Frau Kollegin Beer? 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das steht in dem Antrag!) 

Etwa mit der Begründung, daß Sie der Meinung sind, 
daß diejenigen, die diese Kräfte einsetzen, also die 
Bundesregierung und dieses Parlament, ihrer Ver-
antwortung nicht nachkommen könnten? Soll es das 
heißen? 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Die parlamentarische Kontrolle wird 
ausgehebelt! Das heißt das!) 

Nehmen Sie doch bitte zur Kenntnis, daß die Streit-
kräfte der Bundesrepublik Deutschland sich nicht 
selbst einsetzen, sondern daß dafür die Bundesregie-
rung die Verantwortung trägt und daß sie dafür die 
Mehrheit im Deutschen Bundestag benötigt! Es ist 

doch eine völlige Fehlkonsequenz, wenn Sie in ei-
nem tiefen Mißtrauen gegen deutsche Streitkräfte 
verharren, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Nein, gegen diese Regierung, nicht 
gegen die Streitkräfte!) 

in Kenntnis der historischen Erfahrungen mit den 
Streitkräften der Bundesrepublik Deutschland, mit 
der Bundeswehr, die auch in der jetzigen Situation 
Anlaß dazu geben, Vertrauen zu haben und nicht 
etwa das Mißtrauen weiter zu pflegen. Ich möchte 
Sie herzlich bitten, das zu tun und nachzuvollziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Die Debatte in Ihrer Fraktion, verehrte Frau Kollegin 
Beer, geht zum Teil ja schon ein ganzes Stück dar-
über hinaus. Das ist mir auch beim Debattenbeitrag 
des Kollegen Poppe deutlich geworden. Vielleicht 
bekommen wir es ja noch hin, daß Sie in der Lage 
sind, die ideologischen Hürden, die Sie davon tren-
nen, zu übersteigen. Ich würde mich zumindest sehr 
darüber freuen. Dann hätten wir den Konsens im Par-
lament, der in solchen Fragen in anderen europäi-
schen Parlamenten völlig normal ist. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Walter Kolbow. 

Walter Kolbow (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir wissen heute - darüber 
sind wir froh -, daß die Evakuierung aus Tirana er-
folgreich verlaufen ist und daß die gefährdeten Men-
schen gerettet werden konnten. Als die Entschei-
dung durch die Bundesregierung, durch den Bundes-
kanzler und die zuständigen Minister, getroffen 
wurde, wußte aber von diesem guten Ausgang nie-
mand. 

Formal war das Parlament - Herr Rühe, Sie haben 
darauf hingewiesen - nicht mit der Entscheidung 
verbunden, aber mit dem Risiko dieses Einsatzes al-
lemal. Wir im Parlament sind mit der Entscheidung 
auch nach dem Tag der Evakuierung durch unsere 
nachträgliche Zustimmung verbunden. Ich will noch 
einmal aufnehmen, was schon gesagt worden ist: Wir 
wären mit dieser Entscheidung auch verbunden, 
wenn sie schlecht ausgegangen wäre. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Hier würde sich keiner, der informiert wurde und 
nicht widersprochen hat, aus der Verantwortung zie-
hen können. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Leider - ich sage das aus einem bestimmten 
Grund - kam es in dieser Woche in Detmold zu ge-
walttätigen Angriffen von Bundeswehrangehörigen 
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in Uniform gegen ausländische Mitbürger, zu An-
griffen, die wir alle aufs schärfste verurteilen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Leider haben sich Vermutungen im Verteidigungs-
ausschuß, in dem wir gestern umfänglich darüber 
diskutiert haben, bestätigt: Bei zwei der festgenom-
menen Soldaten sind rechtsextreme Sch riften der 
„Nationalen Front" gefunden worden, was einen in-
dividuellen spontanen Aktionshintergrund zumin-
dest bei diesen zweien ausschließt. 

Die hervorragende Leistung in Tirana und das, was 
in Detmold passiert ist, sind zwei Seiten einer Me-
daille. Es ist aber eindeutig, daß einerseits die Über-
höhung des Einsatzes der Soldaten in Albanien - 
nicht von seiten der Regierung und der Bundeswehr, 
sondern von Teilen der veröffentlichten Meinung - 
nicht die richtige Schlußfolgerung ist. Andererseits 
dürfen die Vorfälle in Detmold nicht zu pauschalen 
Vorwürfen gegen die Soldaten oder die Bundeswehr 
mißbraucht werden. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Im Zusammenhang mit der Information durch die 
Bundesregierung zum konkreten Anlaß unserer De-
batte stelle ich fest, daß es eine Information gegeben 
hat, die in Ordnung sowie für die nachträgliche Zu-
stimmung zwingend erforderlich war und die den Er-
fordernissen der Beteiligung des Parlamentes ent-
sprochen hat. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Nicht ganz!) 

Die gestrige Information und Nachbereitung im Ver-
teidigungsausschuß - auch in der minutiösen und 
sauberen Art des Generalinspekteurs - hat der Zu-
sammenarbeit auch auf dem verfassungsrechtlichen 
Boden zwischen Parlament und Exekutive Rechnung 
getragen. Auch auf dieser Basis ist die Billigung, die 
wir heute aussprechen, gerechtfertigt. 

Ebenso stehen die militärischen Abläufe heute der 
Zustimmung des Parlaments nicht entgegen. Der 
Einsatz war trotz Knappheit der Zeit sorgfältig vorbe-
reitet und wurde umsichtig, gekonnt und pragma-
tisch durchgeführt. Auch die Erteilung des Schießbe-
fehls war gerechtfertigt. Unsere Soldaten haben von 
der Schußwaffe Gebrauch machen müssen, weil es 
notwendig und geboten war in Reaktion auf die von 
albanischer Seite begonnene Schießerei, bei der für 
die zu Evakuierenden und unsere Soldaten Gefahr 
für Leib und Leben bestanden hat. Einer unserer 
Hubschrauber wurde getroffen. Es ging nicht um das 
Freischießen, es ging um das Retten von Menschen-
leben, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Dabei hatten wir Glück. Unsere Soldaten hatten 
das Glück, das auch der Verteidigungsminister als 
Inhaber der Befehls- und Kommandogewalt braucht; 
denn ohne Fo rtune werden solche gebotenen Ein-
sätze nicht zu bestehen sein. 

Ich unterstreiche das, was zur Ausbildung gesagt 
worden ist. Ich bin froh, daß sich der Verteidigungs-

ausschuß seiner Pflicht, die Ausbildung zu begleiten, 
nicht entzieht, daß er vor Ort - mit Ihnen, Frau Kolle-
gin Beer - immer auch kontrolliert hat, ob die Ausbil-
dung den Einsätzen entsprechend richtig und auch 
inhaltlich so ist, wie sie sein muß. Sie ist es; dieser 
Einsatz hat es gezeigt. 

Meine Damen und Herren, ich möchte darauf hin-
weisen, daß wir uns auf rechtlich ungesichertem Bo-
den befinden. Dazu ist das Richtige hier vom Kolle-
gen Brecht gesagt worden. Es genügt nicht, Herr Kol-
lege Nolting, hier zu meinen, das sei gewohnheits-
rechtsfähig. Wir befinden uns hier auf nicht gewohn-
heitsrechtsfähigem Gebiet; 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

denn es geht um das Leben von Soldaten. Dies ist 
nun einmal nicht mit Gewohnheitsrecht in Einklang 
zu bringen, sondern bedarf klarer gesetzlicher Rege-
lungen, die nicht überreguliert sein sollen, sondern, 
modern ausgedrückt, schlank sein können, die aber 
den Einzelfällen in der Vorbereitung der nachträgli-
chen Zustimmung und Billigung durch das Parla-
ment gerecht werden müssen. 

Ich danke für die Geduld. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nach § 31 unse-
rer Geschäftsordnung erteile ich nun das Wo rt  zu ei-
ner persönlichen Erklärung zur Abstimmung dem 
Abgeordneten Uwe-Jens Heuer. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich bin zutiefst betroffen 
von der Art und Weise, wie die Bundesregierung mit 
dem Völkerrecht und dem Verfassungsrecht umgeht. 
Wie wenig von ihrer Seite Bereitschaft besteht, in 
diesem Zusammenhang die Frage der Rechtsgrund-
lagen zu stellen und als Maßstab politischen Han-
delns anzuerkennen, erschreckt mich und bestimmt 
mein Abstimmungsverhalten. 

Es ist für mich eindeutig, daß der Einsatz der Bun-
deswehr verbindliches Völkerrecht verletzt. A rt . 2 
Ziffer 4 der Cha rta der Vereinten Nationen enthält 
ein sehr rigoroses Gewaltverbot in den internationa-
len Beziehungen. Die Cha rta kennt nur zwei Aus-
nahmen von diesem Verbot. Die erste Ausnahme ist 
ein Beschluß des Sicherheitsrates nach Art. 39, in 
dem ein Bruch des Friedens oder eine Angriffs-
handlung festgestellt wird und Maßnahmen nach 
Kapitel VII der Cha rta ausgelöst werden. Ein solcher 
Fall liegt nicht vor. Die zweite Ausnahme ist das 
Selbstverteidigungsrecht nach Art. 51 der Charta. 
Selbstverteidigung setzt einen bewaffneten Ang riff 
voraus. Auch dieser Fall liegt nicht vor. 

Als Jurist weiß ich natürlich, daß versucht wird, 
das rigorose Gewaltverbot aus allen möglichen Grün-
den aufzuweichen und zu relativieren. Von Vertre-
tern des Auswärtigen Amtes wurde im Rechtsaus-
schuß von „Nothilferecht" gesprochen. Aber das Völ-
kerrecht kennt weder ein solches „Nothilferecht" 
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noch ein Recht auf Polizeiaktionen in anderen Staa-
ten. 

Wir haben in diesem Haus immer wieder über das 
Problem der Verfassungsmäßigkeit von Militäreinsät-
zen außerhalb des NATO-Gebiets gesprochen. Es er-
schreckt mich - auch das bestimmt mein Abstim-
mungsverhalten -, daß jetzt, wenn der erste wirkli-
che Kampfeinsatz erfolgt und die ersten Schüsse fal-
len, das Verfassungsproblem überhaupt nicht gestellt 
wird. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in der Entschei-
dung über die Verfassungsmäßigkeit von Bundes-
wehreinsätzen festgestellt, daß Art. 24 des Grundge-
setzes nur die Grundlage für eine Verwendung der 
Bundeswehr zu Einsätzen abgibt, die im Rahmen 
und nach den Regeln eines Systems kollektiver Si-
cherheit stattfinden. Alleingänge Deutschlands hat 
das Bundesverfassungsgericht ausgeschlossen. Ein 
solcher Alleingang hat hier aber stattgefunden. Des-
halb sind alle Fragen zu „Gefahr im Verzuge" völlig 
überflüssig; denn in diesem Falle handelt es sich 
nicht um eine Anwendung dieser Verfassungsbe-
stimmung. Das Bundesverfassungsgericht hat in sei-
ner Entscheidung andere Fragen geregelt. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Sie haben doch wahr

-

scheinlich den Einmarsch in Prag seinerzeit 
völkerrechtlich begründet! Sie waren doch 

der Kronjurist!) 

Natürlich stelle ich mir wie Sie alle auch die Frage, 
ob es berechtigt ist, juristische Prinzipien auf Kosten 
einer möglichen Gefährdung von Menschenleben 
durchzusetzen. Meine Befürchtung aber - das ist die 
Grundlage meines Abstimmungsverhaltens - ist, daß 
in Wahrheit mit dieser Aktion wie auch bei früheren 
Aktionen ein geeignetes Objekt gesucht wurde, um 
im Namen der Rettung von Menschen durch schein-
bar einleuchtende Einzelentscheidungen grundle-
gende Rechtsprinzipien schrittweise auszuhebeln. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
SPD) 

Das drückt sich auch in den Formulierungen von der 
gewohnheitsrechtlichen Verfestigung aus, die heute 
gebraucht wurden, und in der Formulierung von ei-
ner neuen Tradition, die hier begründet würde. Die 
genannten Rechtsprinzipien sollen aber das fried-
liche Zusammenleben der Völker vor einem Rückfall 
ins Faustrecht des Stärkeren sichern. 

In der FAZ vom 17. März dieses Jahres wurde dem 
Wochenende eine besondere Bedeutung für die Ge-
schichte der Bundeswehr beigemessen. Es ist dort 
von einer grundlegenden Veränderung in den Ver-
hältnissen zwischen militärischen und zivilen Verfas-
sungsorganen die Rede. Es geht um sehr ernste 
Dinge, die unsere Gewissensentscheidung verlan-
gen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie lange redet 
der denn noch?) 

Die Bundesregierung mutet uns zu, einen Verfas-
sungs- und Völkerrechtsbruch nachträglich zu sank-

tionieren. Ich kann dabei nicht mitwirken. Ich werde 
dagegen stimmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir kommen 
nun zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der 
Bundesregierung zum Einsatz deutscher Streitkräfte 
zur Evakuierung deutscher Staatsbürger und unter 
konsularischer Obhut befindlicher Staatsangehöriger 
anderer Nationen aus Albanien, Drucksache 13/ 
7265. 

Der Ausschuß empfiehlt, dem Antrag der Bundes-
regierung auf der Drucksache 13/7233 zuzustimmen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
stimmen! - Enthaltungen? - 

(Zuruf von der F.D.P.: Es zerreißt die Grü

-

nen!) 

Die Beschlußempfehlung und damit der Antrag der 
Bundesregierung ist angenommen mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen und den meisten Stimmen 
aus den Reihen der SPD 

(Widerspruch des Abg. Dr. Peter Struck 
[SPD]) 

und des Bündnisses 90/Die Grünen bei zwei Gegen-
stimmen der SPD, einer Gegenstimme vom Bünd-
nis 90/Die Grünen und Gegenstimmen der Gruppe 
der PDS sowie bei etlichen Enthaltungen. 

(Widerspruch bei der PDS) 

- Weil es in diesem Fall wichtig ist, bitte ich darum, 
die Enthaltungen noch einmal zählen zu dürfen. - Es 
gab sieben Enthaltungen aus der Gruppe der PDS 
und sechs Enthaltungen des Bündnisses 90/Die Grü-
nen. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Und wie viele 
Nein-Stimmen waren es, Frau Präsidentin?) 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf Drucksache 13/7286. Wer stimmt für diesen 
Entschließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Der Entschließungsantrag wurde abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Gruppe der PDS auf Drucksache 
13/7271. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ent-
schließungsantrag ist mit den Stimmen aller Fraktio-
nen gegen die Stimmen der PDS abgelehnt worden. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 8 auf: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion der F.D.P. 

Öffentliche Diskussion über einen Ratgeber 
für Sozialhilfeempfänger 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst 
der Abgeordnete Ulrich Heinrich. 
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Ulrich Heinrich (F.D.P.): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! In 
der von meiner Fraktion beantragten Aktuellen 
Stunde geht es nicht um die Sozialhilfe an sich. Es 
geht auch nicht darum, ob die Sozialleistungen zu 
hoch oder zu niedrig sind, sondern es geht bei uns in 
der Aktuellen Stunde um eine Informationsbroschüre 
der SPD-Bundestagsfraktion, die sich mit der Sozial-
hilfe und mit der Aufklärung der Menschen, die So-
zialhilfe beantragen können oder sollen, auseinan-
dersetzt. 

(Uwe Hiksch [SPD]: Sie geben ja nur Tips 
für Milliardäre!) 

In dem Vorwort des Fraktionsvorsitzenden Schar-
ping steht: 

In Deutschland, in einem der wohlhabendsten 
Länder dieser Welt, leben etwa acht Millionen 
Menschen, die als arm gelten. 

Hinzuzufügen wäre: „oder von der SPD mit T ricks 
armgerechnet werden" . 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Dr. Peter Struck [SPD]: 
Wie kann man nur so einen Quatsch erzäh

-

len?) 

Es kann hier nicht darum gehen, daß die angespro-
chenen Menschen nicht auch ein Recht auf Aufklä-
rung und Information hätten, überhaupt nicht! 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ach nee!) 

Menschen, denen Sozialhilfe zusteht, müssen wis-
sen, welche Hilfe sie in Anspruch nehmen können. 
Das ist die eine Seite der Medaille. 

Aber, meine Damen und Herren von der SPD, Sie 
bewegen sich mit Ihren Vorschlägen zumindest am 
Rande des Gesetzes und des gesetzlich Vertretbaren 

(Widerspruch bei der SPD) 

und wollen die andere Seite der Medaille überhaupt 
nicht wahrhaben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wer Rechte hat, der hat auch Pflichten, und das 
sollten gerade die Politiker, die sich dem Sozialen be-
sonders verpflichtet fühlen, beispielhaft vorleben. 
Leider ist es hier nicht der Fall. Dazu nur drei Bei-
spiele aus dem SPD-Ratgeber, die exemplarisch für 
die Ratschläge stehen, mit denen sich die SPD ha rt 

 am Rande der Legalität bewegt. 

(Zuruf von der SPD: Wo denn?) 

Ich zitiere: 

Wenn Ihr Geldvermögen, das Sie dem Sozialamt 
gemeldet haben, über den Freigrenzen liegt, 
müssen Sie es zuerst verbrauchen, bevor Sie So-
zialhilfe bekommen. 

(Bernd Reuter [SPD]: Das ist doch richtig, 
oder?) 

Dabei sind Sie nicht gezwungen, auf dem Sozial-
hilfeniveau zu leben. Sie können damit tun, was 
Otto Normalverbraucher auch tun würde: in Ur-
laub fahren, eine Wohnungseinrichtung oder 
Hausrat kaufen oder Schulden tilgen. 

(Bernd Reuter [SPD]: Oder der F.D.P. etwas 
spenden!)  

Das Sozialamt kann Ihnen dann nicht Unwirt-
schaftlichkeit vorwerfen. 

Was für ein Staatsverständnis steckt denn hinter 
diesem SPD-Tip? 

(Zuruf des Abg. Konrad Gilges [SPD]) 

Es wird damit praktisch dazu aufgerufen, dem Sozial-
amt die Vermögensverhältnisse nicht vollständig of-
fenzulegen oder zumindest vorher vollendete Tatsa-
chen zu schaffen, die die Sozialhilfebedürftigkeit erst 
begründen. 

(Zuruf des Abg. Konrad Gilges [SPD]) 

- Was soll diese dumme Schreierei, Herr Kollege? Sie 
waren in Ihren Zwischenrufen auch schon einmal in-
telligenter. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, war er nie! 
- Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Böswillige 

Verleumdung! Er war nie klüger!) 

Es führt kein Weg daran vorbei: Das ist ein offener 
Aufruf, sich von den echten Vermögensverhältnissen 
her schlauzurechnen. 

(Zuruf von der SPD: Völliger Quatsch!) 

Mein zweites Beispiel: Auch wie man sein Auto vor 
dem Zugriff des Sozialamtes schützt, wird ausführ-
lich erörtert. Man macht einfach jemand anderen 
zum Halter und nutzt natürlich das Fahrzeug leih-
weise selbst weiter. Diese Anleitung steht in dieser 
Broschüre. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Schämen Sie sich eigentlich nicht? Es ist doch ein 
Skandal, wie man hier mit öffentlichen Geldern um-
geht! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ein noch schöneres Beispiel bietet die Frage der 
Schwarzarbeit, die die SPD-Fraktion in diesem 
Hause immer wieder zu Recht geißelt. Aber welche 
Empfehlungen gibt sie? Sie sind total überzeugend. 
Wenn man im Rahmen von Nachbarschaftshilfe gear-
beitet hat, sichert man sich einfach ab, daß man kein 
Geld bekommen hat. Man sichert sich der Frage ge-
genüber ab, ob man Geld empfangen hat! 

Meine Damen und Herren, soll das etwa heißen, 
daß bei entsprechender Absicherung Schwarzarbeit 
sehr wohl erlaubt ist? Ist das tatsächlich die logische 
Folge davon? 

(Zuruf von der SPD: Bösartig!) 
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An diesem Punkt wäre eine deutliche Distanzierung 
der SPD notwendig gewesen, denn Schwarzarbeit ist 
verboten, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es ist ein Skandal, solche Ratschläge zu geben und 
gleichzeitig im Plenum - ich wiederhole das - die 
Schwarzarbeit zu geißeln. Damit schürt die SPD ein 
überzogenes Anspruchsdenken: Ansprüche, die der 
einzelne hat, müssen bis zum letzten ausgereizt wer-
den. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ich sage Ihnen eines: Ihre Devise in dieser Broschüre 
heißt deutlich: „Nimm, was du kriegen kannst, dann 
bist du obenauf." 

(Widerspruch bei der SPD) 

Mit dieser Art und Weise der Information und Politik 
treten Sie in die Öffentlichkeit. Es ist ein Jammer, 
was aus dieser SPD geworden ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Peter Struck. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Aha, jetzt 
kommt der Herausgeber!) 

Dr. Peter Struck (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Sie sollten sich schämen, Herr 
Heinrich, daß Sie den Deutschen Bundestag mit ei-
nem solchen Quatsch beschäftigen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir sind stolz darauf, daß wir Herausgeber einer sol-
chen Broschüre sind. 

(Zustimmung bei der SPD - Ulrich Heinrich 
[F.D.P.]: Das ist noch schlimmer, als ich 

gesagt habe!) 

Es gibt auch eine Broschüre der Bundesregierung. 
Ich kann jedem nur empfehlen, sich unsere Bro-
schüre anzusehen, weil sie nach dem Prinzip vor-
geht: Sozialhilfeempfänger sind keine Almosenemp-
fänger, die von der Gnade des Staates abhängig sind, 
sondern sie haben nach § 1 des Bundessozialhilfege-
setzes einen Anspruch auf die Sozialhilfe. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Es ist schon peinlich, daß ausgerechnet eine Partei 
wie Ihre, die an der Seite derjenigen steht, die tage- 
und wochenlang dafür arbeiten, daß ein Steuerzahler 
seine Steuerpflichten nicht erfüllt - um das hier ein-
mal zu sagen -, plötzlich gegen die Sozialhilfeemp-
fänger vorgeht. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Nehmen Sie doch 
zu den Vorwürfen Stellung! Was Sie da 
machen, ist doch ein Ablenkungsmanöver!) 

Dann lassen Sie uns doch einmal eine Aktuelle 
Stunde darüber machen, wie manche von Ihnen oder 
Ihnen Nahestehenden manchen Leuten helfen, Steu-
ern zu hinterziehen. Darüber können wir dann gerne 
reden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Ich bin es leid, mir von einer Partei, deren Politik 
dazu geführt hat, daß acht Millionen Menschen in 
solcher sozialen Not sind, daß sie auf die Sozialhilfe 
des Staates angewiesen sind, vorhalten zu lassen, wir 
würden falsche Ratschläge geben. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Sie wollen nicht gegen die SPD vorgehen, sondern 
Sie wollen gegen die Sozialhilfeempfänger vorge-
hen. Aber machen Sie das nicht so, wie Sie das jetzt 
machen, sondern machen Sie eine vernünftige Poli-
tik! Dann brauchen wir uns über Sozialhilfe über-
haupt nicht zu unterhalten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wer stellt denn den Wirtschaftsminister in Deutsch-
land? Doch nicht wir. Wer trägt denn die Verantwor-
tung dafür, daß so viele Menschen in die Sozialhilfe 
geraten? Jetzt machen wir einen Ratgeber dazu, und 
Sie beschweren sich auch noch. Wir sagen dazu 
klipp und klar: Sozialhilfeempfänger sind keine Al-
mosenempfänger. Für uns gilt das, was in § 1 des 
Bundessozialhilfegesetzes steht: „dem Empfänger 
der Hilfe die Führung eines Lebens zu ermöglichen, 
das der Würde des Menschen entspricht." Darum 
geht es, auch bei unserem Ratgeber. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Dr. Uwe Küster 

[SPD]: Ein Verfassungsauftrag!) 

Herr Kollege Hein rich, ich hätte Herrn Westerwelle 
zugetraut, daß er sich einen solchen Blödsinn aus-
denkt und mit Hilfe der „Welt am Sonntag" und der 
„Bild"-Zeitung, die das dann aufgreifen, in einer 
Kampagne Vorurteile gegen Menschen schürt, die 
um ihr Recht kämpfen. Daß Sie sich dafür hergeben, 
ist beschämend. Daß sich die CDU/CSU-Fraktion da-
für hergibt, ist bezeichnend; das wollen wir hier ein-
mal feststellen. 

(Günther F riedrich Nolting [F.D.P.]: Nehmen 
Sie doch einmal zu den Vorwürfen Stel

-

lung!)  

Ich setze mich mit Ihnen gar nicht auseinander, nur 
in einem Punkt: Reden wir einmal über eheähnliche 
Lebensgemeinschaften! Auch das haben Sie bean-
standet. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das habe ich nicht 
beanstandet, Herr Kollege Struck! Sie 

haben nicht zugehört!) 

Da ist Ihnen, Herr Kollege Hein rich - ich weiß nicht, 
ob Sie von Beruf Jurist sind, dann hätte Ihnen das 
nicht passieren dürfen; aber so belehre ich Sie ein-
mal -, aber leider ein Fehler unterlaufen. Das, was in 
unserem Ratgeber über eheähnliche Lebensgemein-
schaften zitiert ist, ist eine Formulierung aus einem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes, an dem der 
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damalige Vorsitzende des Senates und Präsident des 
Bundesverfassungsgerichtes und heutige Bundes-
präsident mitgewirkt hat. Das ist eine juristische Be-
wertung der eheähnlichen Lebensgemeinschaften. 
Wenn Sie das beanstanden und sagen, das sei uner-
hört, dann werden Sie sich gefälligst an Herrn Her-
zog und nicht an uns. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Ulrich Heinrich 
[F.D.P.]: Sie haben meiner Rede nicht zuge-
hört! - Günther Fried rich Nolting [F.D.P.]: 
Mit keinem Satz Stellung zu den Vorwürfen 
genommen! Nicht eine konkrete Aussage!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
der Abgeordnete Ulf Fink. 

(Gerd Andres [SPD]: Und der Fink gibt sich 
auch noch dafür her! Ein ehemaliger DGB- 
Vorsitzender! Da geht einem ja der Draht 

aus der Mütze!) 

Ulf Fink (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es hätte niemand etwas dagegen einzu-
wenden, wenn die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion die Sozialhilfeempfänger in einer vernünfti-
gen Form auf ihre Rechte aufmerksam machen 
würde. Aber was Sie hier machen, ist, zu versuchen, 
den Cleversten unter den Sozialhilfeempfängern 
Tips zu geben, wie sie am besten das Sozialamt be-
scheißen können. Das machen Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Klaus  Kirschner [SPD]: Das ist unglaublich!) 

Man sollte sich einmal genau vor Augen führen: 
Wer ist tatsächlich der Leidtragende der von Ihnen 
unterstützten Politik? Die Sozialhilfeausgaben sind in 
den letzten Jahren massiv angestiegen. 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber doch nicht wegen so was!) 

- Und zwar auch deshalb, Frau Fischer, weil die Lei-
stungen der Sozialhilfe verbessert worden sind; das 
finde ich gut und richtig. 

Die Wahrheit ist: Die Gemeinden müssen die So-
zialhilfe zahlen. Das kostet natürlich eine Menge 
Geld. 

(Bernd Reuter [SPD]: Richtig! Kann ich 
bestätigen!) 

Sie aber fordern die Gemeinden auf, über das hin-
auszugehen, was sie ohnehin bereits leisten müssen, 
indem den Leuten gesagt wird: „Tut erst einmal euer 
Auto weg! Versteckt euer Vermögen! Sagt, daß ihr 
eure Verwandten nicht mehr - - 

(Brigitte  Lange [SPD]: Das steht doch gar 
nicht drin! - Weitere Zurufe von der SPD) 

- Kleinen Moment. Wenn Sie meinen, das stünde 
nicht darin, dann will ich Ihnen direkt einmal etwas 
vorlesen: An die Haushaltsgemeinschaften, in denen 
Verwandte oder Verschwägerte in einem Haushalt 
leben und bei denen bei der Berechnung der Sozial-
hilfe gegenseitige Unterstützung vermutet wird, er

-

geht der Hinweis, daß es vorkommen kann - ich zi-
tiere -, „daß diese plötzlich ihr gesamtes Geld für 
sich ausgeben wollen". 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Was soll denn das heißen? Das heißt doch, daß Sie 
den Leuten raten, zu sagen: „Moment mal, plötzlich 
habe ich überhaupt kein Geld mehr" , obwohl sie es 
vorher hatten. Das bedeutet doch nichts anderes, als 
daß die Leute das Sozialamt bescheißen sollen. Das 
heißt doch nichts anderes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Und dadurch steigen die Ausgaben an Sozialhilfe ex-
trem an. Die Gemeinden müssen das alles zahlen. 

Wo können die Gemeinden sparen? 

(Brigitte Lange [SPD]: Wenn Sie eine ver

-

nünftige Politik machen, dann können sie 
sparen!) 

Sie können doch nur bei den freiwilligen Leistungen 
sparen, das heißt, beispielsweise bei den Leistungen 
für Selbsthilfegruppen und für Behinderte, denen sie 
einmal extra etwas zugute kommen lassen wollen. Es 
sind die Armsten der Armen, die zu den Leidtragen-
den werden, weil Sie die Cleversten zu einer Inan-
spruchnahme der Sozialhilfe veranlassen, die ihnen 
nicht zusteht. Das genau ist es, was Sie tun. 

Insofern fügen Sie dem Konsens in der Bundesre-
publik Deutschland einen enormen Schaden zu. Wir 
wissen doch nach wie vor ganz genau - wir waren es, 
die das Bundessozialhilfegesetz geschaffen haben -, 
daß in Deutschland jeder Mensch ein Recht auf ein 
menschenwürdiges Leben hat. In den USA ist die 
Entwicklung schon so weit, daß ab einem bestimm-
ten Zeitraum überhaupt keine Sozialhilfe mehr ge-
zahlt wird. Das haben dort die Republikaner und die 
Demokraten beschlossen. 

Ich sage Ihnen: Wenn Sie mit Ihrer Politik so weiter 
machen, zerbricht der Konsens auch in der Bundes-
republik Deutschland. Und das lassen wir nicht zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Uwe  Hiksch [SPD]: Sie machen doch den 

Konsens kaputt!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
nun die Kollegin Andrea Fischer. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Herr Kollege Fink, Sie haben gesagt: Der Konsens 
zerbricht. Ich will die Frage an Ihre Reihen zurückge-
ben. 

Es ist etwa ein Jahr her, als im Bonner „General

-

Anzeiger" ein Foto zu sehen war, auf dem der Partei-
vorsitzende und der Generalsekretär der F.D.P. ne-
ben einem stolzen Jungliberalen standen. Alle drei 
lachten sie über die Aufschrift auf dessen T-Shirt, die 
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da lautete: Steuern sind Diebstahl. - Das finde ich al-
lerdings asozial. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Steuern sind eine Bürgerpflicht. Dazu hat gefälligst 
auch eine Regierungspartei wie die F.D.P. zu stehen. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Deshalb muß 
man bei der Sozialhilfe auch Diebstahl 

betreiben, oder wie?) 

Deswegen haben Sie überhaupt kein Recht auf diese 
Art und Weise Denunziation zu betreiben. Und das 
ist es, was Sie tun. 

Schauen wir es uns noch einmal an: Worin besteht 
der Skandal? Die SPD hat eine Broschüre erstellt, in 
der Sozialhilfeempfänger über ihre Rechte aufgeklärt 
werden. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Aufklärung ist etwas anderes!) 

Davon gibt es ja viele. Sie regt auf, daß diese Bro-
schüre von der SPD ist. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Nee, weil das 
die Aufforderung zum Betrug ist!) 

Der Skandal besteht doch nicht darin, daß man die 
Leute aufklärt, sondern daß dieses Sozialhilferecht so 
unüberschaubar ist, daß man die Leute aufwendig 
aufklären muß. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sagen Sie doch 
mal was zu den Vorwürfen!) 

Herr Kollege Fink, Sie selber haben gerade davon 
gesprochen, daß man dadurch den Cleveren den Zu-
gang zu ihren Rechtsansprüchen ermöglicht. Was ist 
denn das für ein Recht, bei dem die einen, weil sie 
gut informiert sind, ihre Ansprüche reklamieren kön-
nen, und die anderen können es nicht? Wenn Sie 
nicht wollen, daß die Leute solche Rechtsansprüche 
geltend machen, dann dürfen Sie sie nicht ins Gesetz 
schreiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Wenn Sie sich aber darüber aufregen, daß Leute 
ihre Rechtsansprüche wahrnehmen, dann nehmen 
Sie Ihr eigenes Recht, von dem Sie gerade gesagt ha-
ben: „Das war unseres", nicht ernst. Der Skandal 
liegt darin, daß der elementare Rechtsgrundsatz der 
Gleichbehandlung im Sozialhilferecht alltäglich ver-
letzt wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS - Wolfgang Lohmann [Lüden

-

scheid] [CDU/CSU]: Sie tragen doch mit 
dazu bei!)  

Das ist der Skandal, daß eine Partei, die von sich sel-
ber behauptet, sie sei eine Bürgerrechtspartei, sagt: 
Wir wollen nicht, daß ihr eure Rechte reklamie rt . 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: So ein Quatsch! 
Sagen Sie etwas zu den Vorwürfen! - 
Gegenruf der Abg. B rigitte Lange [SPD]: 

Sie haben doch keine Ahnung!) 

Das Sozialhilferecht ist völlig anachronistisch. Sie 
sind doch an der Regierung. Sie könnten an diesem 
Sozialhilferecht etwas tun. 

(Ulf Fink [CDU/CSU]: Ein Recht auf Beschiß 
gibt es nicht!) 

In einer Untersuchung, die die deutschen Kommu-
nen selber in Auftrag gegeben haben, wurde heraus-
gefunden, daß zwischen 15 deutschen Großstädten 
die Sozialhilferechtsansprüche - das sind die wirk-
lich geltend gemachten Rechtsansprüche - um bis zu 
15 Prozent diffe rieren. Es kann doch nicht richtig 
sein, daß es davon abhängt: Wie macht die Kom-
mune Politik? Wie verhält sich der Sachbearbeiter? 
Wie verhält sich der Antragsteller? Das ist das, was 
jeden Tag auf den Sozialämtern los ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Sie wollen hier aufs neue Ihr altes Lied vom Sozial-
mißbrauch singen. Ich bin doch auch der Meinung, 
daß man von den Leuten verlangen kann, daß sie mit 
Rechtsansprüchen anständig umgehen und daß sie 
nicht etwas reklamieren, was ihnen nicht zusteht. Da 
bin ich mit Ihnen völlig einer Meinung. Was mich 
aber so wütend macht, ist: Haben Sie irgendwie noch 
einen Sinn für das, was in diesem Lande los ist und 
wo die Prioritäten liegen müssen? Sie nehmen kalt 
lächelnd bei der Steuerreform eine Deckungslücke 
von 44 Milliarden DM hin, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Reden Sie doch mit 
den Kommunalpolitikern! Was die erzäh

-

len!) 

und hier sagen Sie: Die armen Kommunen mit den 
18 Milliarden DM Kosten für die laufende Hilfe zum 
Lebensunterhalt! Wer hat denn die Kommunen da 
hineingetrieben? Wer hat denn seinen Bundeshaus-
halt zu Lasten der kommunalen Sozialhilfehaushalte 
konsolidiert? Das waren doch Sie! 

(Ulf Fink [CDU/CSU]: 20 Milliarden DM 
Entlastung für die Pflegeversicherung! - 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie können doch jetzt nicht sagen: Wir stellen uns auf 
die Seite der Kommunen. 

Sie haben in den letzten Jahren Menschen syste-
matisch in die Sozialhilfe getrieben. Das ist der ei-
gentliche Skandal, um den es hier geht. Es geht hier 
nicht darum, ob jemand 10 DM reklamie rt , die ihm 
nicht zustehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Ulrich Heinrich [F.D.P.]: 

Schwarzarbeit auch nicht!) 
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- Wir haben in diesem Hause schon öfters anläßlich 
der Sozialhilfe darüber geredet. 

Was mich nachdenklich macht - normalerweise 
würde ich das nur für eine Posse von seiten der F.D.P. 
halten, so wie Sie das hier anlegen -: 

(Uwe Hiksch [SPD]: Die F.D.P. ist die Posse!) 

Es ist ja nicht so, als ob es nur die F.D.P. wäre. Sie hat 
sich jetzt diesen Leitfaden herausgesucht, der wirk-
lich so spektakulär nicht ist. Der bayerische Sozialmi-
nister, Herr Glück, Herr Schäuble und Herr Glos, alle 
reden im Moment vom Sozialmißbrauch. Das ist eine 
solche Verschiebung von Ursache und Wirkung und 
eine Perspektivenverzerrung dessen, was unsere 
eigentlichen Probleme im Moment sind, daß es mich 
wirklich unglaublich zornig macht. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sagen Sie etwas 
zur Schwarzarbeit!) 

Sie müßten statt dessen einen Neuanfang in der 
Armutspolitik machen. Sie müßten sich überlegen, 
warum so viele Leute auf die Sozialhilfe angewiesen 
sind. Was müßten wir ändern, damit dieser Rechtsan-
spruch endlich seinen anachronistischen Charakter 
aus der alten Tradition der Armenpolizei verliert und 
für alle durchschaubar und transparent wird? Dann 
kann man sagen: Das sollen sie bekommen, das steht 
ihnen zu. Jeder kann es geltend machen, egal, wie 
schlau oder durchsetzungsfähig er ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Das wäre eine moderne Armutspolitik, die ich von Ih-
nen verlange. Wir wollen keine Beschimpfung der-
jenigen, die jetzt verzweifelt versuchen, durch diesen 
unübersehbaren Dschungel des Sozialhilferechts zu 
kommen, und keine Beschneidung der Rechte, die 
Sie selber eingesetzt haben. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Mit keinem Wort 
habe ich unsere Sozialhilfeempfänger be

-

schimpft! Ich habe die SPD beschimpft!) 

Und nun noch eines, weil man es hier einmal zu 
Protokoll geben sollte: Wenn Sie jetzt meinen, man 
könne mit einer Pauschalierungsverordnung eben 
mal 200 Millionen DM auf dem Rücken der Sozialhil-
feempfänger sparen, dann ist das nicht die Vorstel-
lung von Pauschalierung und Neuordnung der So-
zialhilfe, die wir haben. Das wollte ich an dieser 
Stelle nur der Vollständigkeit halber einmal gesagt 
haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Ulf Fink [CDU/ 

CSU]: Das machen wir auch nicht!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Kollegin Petra Bläss. 

Petra Bläss (PDS): Frau Präsidentin! Meine Kolle-
ginnen und Kollegen! Es ist schon interessant, auf 
welcher Ebene derzeit die Debatte um den soge-
nannten Umbau des Sozialstaates ausgetragen wird. 
Da erregt eine von der Koordinierungsstelle gewerk-

schaftlicher Arbeitsloseninitiativen herausgegebene 
und als Sonderausgabe der SPD-Bundestagsfraktion 
gedruckte Broschüre „Sozialhilfe - Tips und Hilfen 
für den Umgang mit den Sozialämtern" die F.D.P.-, 
CSU-, „Welt"- und „Bild"-Gemüter. Von „Einladung 
an die Cleveren, sich im Dschungel der Sozialhilfe-
vorschriften Vorteile zu verschaffen", „Scharping öff-
net seine Trickkiste", „Anleitungen zum Sozialhilfe-
mißbrauch" ist da die Rede. 

Meine Damen und Herren, diese A rt  von Aufre-
gung verstehe ich erst einmal nicht. Was für eine lei-
stungsstarke Steuerzahlerin oder einen leistungsstar-
ken Steuerzahler das jährlich neu aufgelegte Buch 
„ 1 000 legale Steuertricks" und der Steuerberater 
oder die Steuerberaterin sind, sind für eine Sozial-
hilfeberechtigte oder einen Sozialhilfeberechtigten 
eben solch ein sehr guter Ratgeber - davon gibt es im 
übrigen eine ganze Reihe - oder eine gute Sozialbe-
ratungsstelle. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Herr Kollege Hein rich, es lohnt sich wirklich nicht, 
auf Ihre Vorwürfe einzugehen, und ich wünschte mir, 
daß ein einziges Mal mit solcher Energie in diesem 
Land Steuerhinterziehung verfolgt würde. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Kolleginnen und Kollegen von der F.D.P., 
Ihnen geht es doch nur vordergründig darum, die 
SPD als Anstifterin zum Sozialhilfemißbrauch zu 
attackieren und die Bundestagsfraktion auch gegen-
über den SPD-Kommunalpolitikerinnen und -Kom-
munalpolitikern für steigende Sozialhilfezahlen ver-
antwortlich zu machen. Ihr diesbezügliches Anliegen 
in dieser Aktuellen Stunde ist wirklich extrem lächer-
lich. 

Viel aufschlußreicher ist doch, was hinter dieser 
krampfhaft aus dem Boden gestampften Diskussion 
steckt: Die Wahrung von Rechten wird von Ihnen als 
Mißbrauch umgedeutet. Wer als Sozialhilfeberech-
tigte oder -berechtigter ihre oder seine Rechte aus-
schöpft - so die F.D.P.-Botschaft -, handelt unmora-
lisch gegenüber der Allgemeinheit. Das nenne ich 
Stimmungsmache. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Was Sie hier organisiert haben, ist nichts anderes 
als Begleitmusik zu einer neuen Sozialhilfekürzungs-
diskussion. Denn eine Sozialhilfekürzung ist Be-
standteil der angekündigten Reformvorhaben, die 
nach dem Willen der CSU auch auf den „Vollzug der 
Sozialhilfe" zielen sollen. Die Forderung von CSU- 
Landesgruppenchef Glos vom Wochenende nach 
weiteren Einschnitten bei der Sozialhilfe hat die 
„taz" unter dem Titel „Sozialpolitische Gifteküche" 
mit den Worten charakterisiert: „Dem Club der Rei-
chen die Vermögensteuer erlassen und dem Heer der 
Armen das Geld für die Schuhsohlen oder den Brot-
belag streichen." 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das fehlte heute noch!) 
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Treffender ist Ihre als Umbau des Sozialstaats dekla-
rierte Politik der Umverteilung von unten nach oben 
nicht zu beschreiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Die Sozialhilfe deckt bekanntlich kaum den not-
wendigen Lebensunterhalt und gewährt kaum Mittel 
für die Teilhabe am soziokulturellen Leben. Armut 
hierzulande wird noch immer tabuisiert, und nach 
wie vor weigern Sie von der Regierungskoalition 
sich, dieses Phänomen in seinem Ausmaß überhaupt 
zur Kenntnis zu nehmen. Ich empfehle Ihnen des-
halb die Lektüre des gemeinsamen Wortes des Rates 
der Evangelischen Kirche und der Deutschen Bi-
schofskonferenz zur wirtschaftlichen und sozialen 
Lage in Deutschland. Darin wird Armut in der Wohl-
standsgesellschaft als Stachel bezeichnet. Neben der 
Einkommensarmut und der Sozialhilfebedürftigkeit 
- hier wird im übrigen insbesondere auf das über-
durchschnittliche Armutsrisiko bei Kindern verwie-
sen - wird vor allem auch die verdeckte Armut ge-
nannt. Nach der Armutsuntersuchung des Deutschen 
Caritasverbandes kommen auf vier Sozialhilfebe-
zieherinnen und -bezieher noch einmal drei verdeckt 
arme Menschen. Damit erhält nur knapp über die 
Hälfte der Sozialhilfeberechtigten tatsächlich ent-
sprechende Leistungen. 

Um auf den tatsächlichen Anlaß der heutigen De-
batte noch einmal zurückzukommen - ich hoffe übri-
gens sehr, Sie haben wirklich einmal in diese Bro-
schüre hineingesehen -: Es bleibt zu hoffen, daß 
Klara Unverzagt aus der Gegenwehrallee und Ro-
land Tätig aus der Eifrigstraße auch weiterhin ihrem 
Namen alle Ehre machen und auf die Einlösung ihrer 
Rechtsansprüche pochen. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Zuruf von der 

CDU/CSU: Unglaublich!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der Ab-
geordnete Wolfgang Weng das Wort. 

(Gerd Andres [SPD]: Der Nimm-was-du- 
kriegen-kannst-Weng ist das!) 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Erwartungsge-
mäß hat der Sprecher der SPD-Fraktion, der ein-
schlägig bekannte Kollege Struck, um das Thema 
herumgeredet. Auch wenn es der SPD nicht paßt: 
Hier wird zur Sache geredet. 

Ich kritisiere nicht allein die Aufforderung in der 
Broschüre, Leistungen der Sozialhilfe ohne Bedarf zu 
beantragen. Ich meine nicht nur die Tatsache, daß 
die Broschüre zur Entsolidarisierung aufruft. Ich will 
auch die Frage nicht vertiefen, was Aufgabe einer 
Bundestagsfraktion ist, und ich will hier und jetzt 
nicht darstellen, daß der Bundesarbeitsminister Nor-

bert Blüm in der Broschüre in übelster Weise verun-
glimpft wird. 

(Uwe Hiksch [SPD]: Bundesarbeitslosen

-

minister! - Dr. Uwe Küster [SPD]: Arbeits

-

losenverwaltungsminister!) 

Ich sage zu diesem Machwerk: Um festzustellen, daß 
ein Ei faul ist und stinkt, muß es schließlich nicht 
ganz gegessen werden. 

Jeder weiß, daß der Sozialstaat am Ende wäre, 
wenn alle Bürger sämtliche Ansprüche geltend ma-
chen würden, die sie an den Staat haben. Der Staat 
kann nicht prüfen - er sollte es auch nicht -, ob Ab-
sicht, Unkenntnis oder vielleicht Nachlässigkeit der 
Grund dafür sind, daß Rechtsansprüche nicht in An-
spruch genommen werden. Es gibt jedenfalls genü-
gend positive Beispiele, die deutlich machen, daß 
schon die Aufforderung zur Ausnutzung von Rechts-
ansprüchen nicht sinnvoll ist. 

Viele Bürger in unserem Land verzichten auf So-
zialhilfe oder Leistungen der Pflegeversicherung, die 
ihnen zustünden, weil zum Beispiel ein verwandter 
oder ein befreundeter Pflegebedürftiger im Familien-
kreis aufgenommen wird. Hier wird im Sinne tatsäch-
licher Menschenliebe ohne Beanspruchung öffentli-
cher Mittel geholfen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das kennt die 
soziale Partei wohl nicht?) 

Es ist nicht so, daß diejenigen, die helfen, die öffentli-
chen Mittel nicht brauchen könnten; nein, sie wollen 
sehr bewußt einen persönlichen Beitrag leisten. Wer 
diesen Menschen ständig vorhält, daß sie auf An-
sprüche verzichten, und ihnen am Schluß sagt, sie 
seien wohl blöde, der hat ein falsches Gesellschafts-
bild. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich bewundere solche Menschen. Ihr Verhalten ist 
ehrenwert. Daß Teile der Sozialdemokratie hierfür 
kein Verständnis haben, überrascht mich nicht. 

(Uwe Hiksch [SPD]: Was Sie erzählen, ist 
dummes Zeug!) 

Die diskutierte Broschüre geht aber weiter. Ganz 
eindeutig gibt sich die SPD-Fraktion dazu her, eine 
Schrift zu vertreiben, die zu Mißbrauch rät, ja auffor-
dert. 

(Uwe Hiksch [SPD]: Das ist eine Unterstel

-

lung!)  

Dies ist schäbig und verantwortungslos. In Zeiten, in 
denen unsere Bürger durch Steuern und Abgaben 
belastet sind wie nie, in Zeiten, in denen die Staats-
finanzen angespannt sind wie nie, in Zeiten, in de-
nen in allen Sozialbereichen Reformen notwendig 
sind, die zur Sicherung des Sozialstandes Leistungen 
auch mindern müssen, spielt die SPD hier ein trauri-
ges Spiel. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Bernd  Reuter [SPD]: Ihr seid doch an der 

Regierung! Was habt ihr gemacht?) 
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Im politischen Raum wird durch Blockade ver-
sucht, die Staatsfinanzen zu ruinieren und sich da-
durch an die Macht zu bringen. Genauso hängt sich 
die SPD hier ein Mäntelchen der Nächstenliebe um 
und versucht, die Sozialkassen über Gebühr zu bela-
sten. Zahle es, wer wolle: Der Bürger, der Beitrags-
zahler, der Steuerzahler sollen wie eine Zitrone aus-
gepreßt werden. 

Meine Damen und Herren, in der Eröffnung dieser 
Broschüre findet sich auf der ersten Seite ein Foto 
des SPD-Fraktionsvorsitzenden. Dieses Foto zeigt, 
daß er sich mit dem Inhalt dieser Broschüre identifi-
ziert. Ich sage Ihnen: Mit der Aufforderung zum Miß-
brauch von Sozialleistungen ist Herr Scharping weit 
über das Erträgliche hinausgegangen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Uwe  Hiksch [SPD]: Sie sind weit über das 

Erträgliche hinausgegangen!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin B rigitte Lange. 

Brigitte Lange (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich danke Herrn Weng ausdrück-
lich für seinen Beitrag; denn er hat keinen Zweifel 
daran gelassen, was die F.D.P. von dem Recht des 
Bundessozialhilfegesetzes versteht. 

(Beifall bei der SPD - Uwe Hiksch [SPD]: 
Nichts!) 

Nach ihrer Auffassung ist es eben kein Recht, son-
dern eine Gnade. Über die Gnade informiert man 
nicht; die gewährt man großzügig - in ihrem Falle 
nicht großzügig. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sie müssen gerade irgendwo anders gewe

-

sen sein! Ich habe nichts gesagt, was für 
das, was Sie sagen, die Basis ist!) 

Im übrigen begrüße ich, daß die F.D.P. so schnell 
gemerkt hat, daß es diese Sozialhilfebroschüre gibt 
und daß das Vorwort darin von unserem Fraktions-
vorsitzenden stammt. Immerhin hat die F.D.P. zwei-
einhalb Monate gebraucht, bis sie überhaupt ge-
merkt hat, daß es sie gibt. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Wir lesen nicht 
jeden Krampf, den Sie auflegen!) 

Ich finde das ganz toll. Ich finde das wunderbar. 

Nachdem Sie sich in der Zeitung so hinreichend in-
formiert haben, beweisen Sie nicht nur Ihre profunde 
Unkenntnis dieses Gesetzes, 

(Klaus Kirschner [SPD]: Inkompetenz!) 

sondern Sie machen wirklich deutlich, was Sie insge-
samt von dieser Geschichte halten. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Machen Sie es 
wenigstens wie der Kollege Struck und 
reden Sie drum herum! Dann kommen Sie 

gut heraus aus der Sache!) 

Das einzig Aktuelle an dieser Stunde ist, daß Sie uns 
täglich Ihre Unkenntnis der sozialen Wirklichkeit in 

unserem Lande demonst rieren. Davon haben Sie 
wirklich null Ahnung. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Denn es gibt eine ganze Menge wichtige Zeitungs-
meldungen, die man zum Anlaß hätte nehmen kön-
nen, um heute eine Aktuelle Stunde zu veranstalten. 
Zum Beispiel die vielen Meldungen über die kata-
strophale Zunahme der Massenarbeitslosigkeit. Kein 
Interesse? Oder die Meldung von der Bundesanstalt 
für Arbeit, daß die Mittel bereits alle verbraucht sind, 
sie in diesem ersten Vierteljahr bereits im Defizit ist 
und alles das, was in Ihrem neuen Arbeitsförderungs-
gesetz steht - wobei man den Beg riff „Förderung" 
streichen könnte -, überhaupt nicht umzusetzen ist. 
Aber das interessiert Sie nicht. 

Man hätte vielleicht meinen können, daß dieses 
Monopoly-Spiel zwischen Krupp und Thyssen, das 
wir jetzt verfolgen können, auch die F.D.P. aufregt. 
Es wäre zum Aufregen gewesen, weil wieder einmal 
Tausende von Menschen um ihren Arbeitsplatz 
fürchten müssen. 

Man hätte sich auch vorstellen können, daß Sie 
eine Aktuelle Stunde beantragen in Erwartung einer 
Einkommensteuerreform, in deren Zuge Herr Waigel 
bekanntgeben muß, daß von 1999 bis 2001 Finanzlö-
cher in Höhe von 160 Milliarden DM zu erwarten 
sind. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Wir reden morgen 
über die Einkommensteuerreform!) 

Aber auch das stört Sie nicht. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Wir reden morgen 
darüber!) 

Oder ich hätte mir vorstellen können, daß Sie die 
Äußerungen des Präsidenten des Deutschen Spar-
kassen- und Giroverbandes, Herrn Dr. Köhler, zum 
Anlaß nehmen, darüber nachzudenken, was es heißt, 
daß die Deutsche Bundesbank Steuern aus Einkom-
men und Ertrag in Höhe von 0,8 Milliarden DM ab-
geführt hat, während die Sparkassen und Landes-
banken 9,6 Milliarden DM angegeben haben. Ich 
hätte mir vorstellen können, daß Sie sich mit uns Ge-
danken machen wollen über das „Mißverhältnis", 
wie Herr Dr. Köhler sagt, das darin besteht, daß die 
Steuern der Großbanken weniger als 10 Prozent der 
gezahlten ertragsabhängigen Steuern ausmachten, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Schlimmer kann 
man das Thema bei einer Aktuellen Stunde 

nicht verfehlen!) 

bei einem durchschnittlichen Geschäftsvolumen der 
Großbanken in Höhe von 63 Prozent. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.: 
Thema verfehlt!) 

- Nein, ich rede hier nicht am Thema vorbei. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Doch!) 

Wenn es Ihnen darum geht, daß unsere Steuergelder 
richtig verwendet werden, dann sind das die ent- 
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scheidenden Themen - nicht das, was einige wenige 
möglicherweise für wichtig halten. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Sie haben wirklich keine Ahnung! 

Möglicherweise hätte Sie auch der B rief, der als 
Petition auch an ein bekanntes Mitglied der F.D.P. er-
gangen ist, aufregen können, in dem eine alte Frau 
schreibt, daß sie im August 1987 eine Rente in Höhe 
von 306,60 DM berechnet bekam und jetzt erfahren 
muß, daß sie ganze 201,51 DM erhalten wird, und in 
dem zehn weitere Beispiele dieser Art aufgeführt wa-
ren. Das alles sind Menschen, die sich in der Sozial-
hilfe wiederfinden. Dann kommen Sie daher und sa-
gen: Was erlauben sich diese Leute überhaupt! 

Ich hätte mir auch vorstellen können, daß Sie einen 
aktuellen Artikel des Kriminologischen Forschungs-
instituts Niedersachsen zur Grundlage nehmen, der 
überschrieben ist mit: „Soziale Chancenlosigkeit läßt 
Jugendliche gewalttätig werden". Die entspre-
chende Studie, deren Auswertung von 1985 bis 1996 
stattgefunden hat, hat ergeben, daß die Anzahl der 
Raubdelikte zugenommen hat, daß vor allen Dingen 
die Altersgruppe der 14- bis 24jährigen vertreten ist 
und deren Opfer meist gleichaltrige Jugendliche 
sind. Wissen Sie, was in dieser Forschungsarbeit fest-
gestellt wird? Daß Deutschland von wachsenden so-
zialen Gegensätzen geprägt sei: 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Was hat das mit der Broschüre zu 

tun?)  

Während sich auf der einen Seite innerhalb von 
sechs Jahren die Zahl der Haushalte mit einem mo-
natlichen Nettoeinkommen von mehr als 10 000 DM 
um das Dreifache erhöht habe, seien auf der anderen 
Seite immer mehr Menschen von Armut und Per-
spektivlosigkeit betroffen. Aber das rührt Sie nicht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit ist leider abgelaufen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Die hat doch gar nichts zur Sache gesagt!) 

Brigitte Lange (SPD): Indem Sie sich auf diese Bro-
schüre beziehen - das sage ich Ihnen zum Abschluß -, 
beweisen Sie nur Ihre Unkenntnis. Sie machen So-
zialhilferegelungen, ohne sich jemals darum geküm-
mert zu haben, wie sie in der Praxis angewendet wer-
den, wie die Kommentare und Auslegungen dazu 
ausfallen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Wenn Sie das einmal nachlesen wollen, empfehle ich 
Ihnen meinen Kommentar, der dort auf dem Tisch 
liegt und in den wahrscheinlich nie einer von Ihnen 
hineingeschaut hat. Da steht zu den Rechten und 
Pflichten von Sozialhilfeempfängern genau dasselbe 
drin. Bitte holen Sie es nach, sich zu informieren, und 

unterlassen Sie es, eine neue Mißbrauchskampagne 
von diesem Hause aus auszulösen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Ecka rt 
 von Klaeden [CDU/CSU]: Die Broschüre ist 

eine einzige Mißbrauchskampagne!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Angelika Pfeiffer. 

Angelika Pfeiffer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Sehr verehrte Damen und Herren! Liebe Frau Lange, 
Ihre Rede war sicher für viele hier im Saal interes-
sant, aber sie war wirklich am Thema vorbei. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich möchte wieder zum Thema kommen. Ich 
möchte aus der SPD-Broschüre für Sozialhilfeemp-
fänger einige Sätze vortragen; denn die Broschüre in-
teressiert uns sehr. Ich nenne das Stichwort „Auto" 
Wenn Sie angeben müssen, daß Ihnen ein Auto ge-
hört, so müssen Sie einfach sagen: Es gehört einem 
Verwandten oder einem Freund, der es mir zum Fah-
ren überlassen hat. - So kommt das Sozialamt nicht 
an Ihr Auto. 

Das nächste Stichwort lautet „Sparbuch plün-
dern". Wenn Sie dem Sozialamt melden müssen, 
über welches Geldvermögen Sie verfügen, wird Ih-
nen auf Seite 23 geraten, das Geld zu verbrauchen, 
schnell in Urlaub zu fahren, Shopping zu machen 
oder die Wohnung so lange zu renovieren, bis der 
Freibetrag nicht mehr überstiegen ist. Dann kommen 
Sie gut hin. 

Das Stichwort „Kleidung" wird auf Seite 37 behan-
delt. Sie müssen nachweisen, daß das beantragte 
Kleidungsstück kaputt ist. Das ist doch schnell nach-
zuweisen, und das Sozialamt kann nicht auf die Ge-
brauchsdauer zurückgreifen. 

Das Stichwort „Datenabgleich" findet sich auf 
Seite 61. Die Träger der Sozialhilfe sind befugt, einen 
Datenabgleich vorzunehmen, um einen eventuellen 
Mißbrauch aufzudecken. Das ist für alle Sozialhilfe-
empfänger, die die Leistungen ordnungsgemäß in 
Anspruch nehmen, notwendig und richtig. Für die 
schwarzen Schafe aber werden schlechte Zeiten an-
brechen, es sei denn, sie nehmen sich die Tips der 
SPD zum Vorbild: „Versuchen Sie, sich gegen diese 
Machenschaften zu wehren." Fragen Sie bei Ihrer 
Gewerkschaft, ob es Möglichkeiten zur Gegenwehr 
gibt. 

Auf Seite 31 steht das Stichwort „Prämienarbeit". 
Laut Vorschrift sind Bezieher von Sozialhilfe ver-
pflichtet, Arbeitsgelegenheiten in der Kommune in 
Angriff zu nehmen. Ist das denn schlimm? Arbeit 
schändet nicht, auch nicht Sozialhilfeempfänger. So 
empfinden das die Sozialhilfeempfänger auch nicht. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Die werden vor 
Arbeit gewarnt!) 

Der SPD-Tip: Erkundigen Sie sich bei der Gewerk-
schaft, wie verhindert werden kann, daß Sie arbeiten 
müssen. Zum Beispiel für kurzfristige Einsätze in Ih-
rer Kommune oder für Katastropheneinsätze. Ein- 
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Sätze bei Schnee, Hochwasser und Sturm sind nicht 
erlaubt. Das müssen Sie nicht tun. Die SPD läßt lie-
ber andere helfen, zum Beispiel DRK und THW. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Ehrenamtlich!) 

Die SPD rät: Gehen Sie in Widerspruch, der Wider-
spruch hat aufschiebende Wirkung. Vielleicht findet 
sich in der Zwischenzeit ein anderer Bürger, der 
diese Arbeit erledigt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD, Sie haben den Sozialhilfeempfängern einen Bä-
rendienst erwiesen. Sie stellen alle Sozialhilfebezie-
her in die Ecke der Abzocker, die dieses Heft benöti-
gen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Ihr Ratgeber vermittelt den Eindruck, daß alle Sozial-
hilfeempfänger schauen, wie sie sich am bequemsten 
durchs Leben schleichen, Gesetze umgehen und an-
dere für sich arbeiten lassen können. Mit dieser Bro-
schüre diskriminieren Sie diese Menschen; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

denn die Mehrheit der Sozialhilfeempfänger lebt 
nicht nach Ihrem Buch. Sie bemühen sich um Arbeit 
und sehen die Sozialhilfe als Hilfe zur Selbsthilfe an. 

Sie diskriminieren auch die vielen Kolleginnen 
und Kollegen in den Sozialämtern. Sie haben es 
schon ein paarmal dazwischengerufen, ich selbst bin 
jahrelang Sozialarbeiter in einer Kommune gewesen 
und habe mit allen meinen Kollegen dort und hier 
immer wieder versucht, den Sozialhilfeempfängern 
behilflich zu sein und sie auf alle ihre Rechte hinzu-
weisen. 

Ihre Broschüre ist ein Wegweiser, Gesetze zu um-
gehen. Sie könnte auch heißen „Wie mißbrauche ich 
die gesetzlichen Regelungen der Sozialhilfe?" 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wer sich mit dieser Broschüre einverstanden erklärt 
und das dokumentiert, indem er das Vorwort 
schreibt, straft alle Steuerzahler und all diejenigen, 
die sich an Gesetze halten. 

Vielleicht kommt ja in Bälde ein Wegweiser „Wie 
umgehe ich Strafpunkte in Flensburg?" von Ihnen. 
Wir dürfen gespannt sein. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Kollegin Waltraut Lehn. 

Waltraud Lehn (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Man wäre ja fast geneigt, das 
Ganze nicht ernst zu nehmen, wenn es nicht so trau-
rig wäre. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Ul rich 
Heinrich [F.D.P.]: Was Sie sagen, ist sehr 

traurig!) 

Ich will Sie einmal etwas fragen: Was haben denn 
eine 35jährige alleinerziehende Sozialhilfeempfän-
gerin mit drei Kindern und ein, sagen wir, 35jähriger 
F.D.P.-Mann, die beide 100 DM geschenkt bekom-
men, gemeinsam? 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Rechtsansprüche!) 

Ich will Ihnen einmal einen Hinweis geben: Diese 
100 DM würden beide in Schuhe investieren. Die So-
zialhilfeempfängerin kauft für ihre drei Kinder bei 
Deichmann jeweils ein Paar Turnschuhe. Der F.D.P.-
Mann kauft sich 1,5 Puma-Aktien. Das ist die Ge-
meinsamkeit, die sie haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Worin unterscheiden sich dann die Sozialhilfeemp-
fängerin und der F.D.P.-Mann? Der Kollege von der 
F.D.P. kann sich ohne jede Frage einen Finanzberater 
leisten. Er kann auch ein Buch erwerben, zum Bei-
spiel ein Buch mit dem Titel „1 000 ganz legale Steu-
ertricks". 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Können Sie sich kei

-

nen Berater leisten? Leisten Sie sich doch 
mal einen Berater, dann wird Ihre Rede bes

-

ser!) 

Die Sozialhilfeempfängerin ist darauf angewiesen, 
daß ihr unentgeltlich Rat erteilt wird. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Damit ihr die geschenkten 100 DM nicht auf die So-
zialhilfe angerechnet, also direkt von der Sozialhilfe 
abgezogen werden, muß sie sich die Schuhe schon 
als Sachleistung schenken lassen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Nicht schenken! Das 
ist ein Rechtsanspruch!) 

Hinsichtlich dieses Rechts auf Beratung sollte man 
die Hoffnung nie aufgeben, daß auch in Ihrem Kopf 
noch Platz ist, um die eine oder andere Information 
aufzunehmen. Im § 8 des BSHG heißt es nämlich: 

Zur persönlichen Hilfe gehört außer der Beratung 
in Fragen der Sozialhilfe auch die Beratung in 
sonstigen sozialen Angelegenheiten. 

Es ist traurig genug, daß die SPD-Fraktion die Be-
ratungspflicht mancher - beileibe nicht aller - Sozial-
ämter wahrnehmen muß, indem sie eine solche Bro-
schüre zur Verfügung stellt. Das weiß ich aus eigener 
Erfahrung. Das weiß auch Herr Fink; in einer ande-
ren Rolle hat er sehr darum geworben, daß entspre-
chend informiert wird. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sie beleidigen die 
Sozialhilfeempfänger und bringen die Kom

-

munen in den Bankrott!) 

Heute wollen Sie davon scheinbar nichts mehr wis-
sen. 

Unsere Broschüre bietet jedenfalls praktische Le-
benshilfe für Benachteiligte in unserer Gesellschaft 
und nicht für diejenigen, die auf Kosten dieser Ge-
sellschaft leben. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 
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Viele Menschen tun sich nämlich im Umgang mit 
einer Behörde schwer. Viele von ihnen schämen sich 
auch, ihnen zustehende Hilfen zu beantragen. Nach 
Schätzung des DGB macht nur jeder zweite Sozialhil-
feberechtigte alle ihm zustehenden Ansprüche gel-
tend. Ist es nicht zynisch, wenn ausgerechnet die 
Partei des sozialen Kahlschlags jetzt dazu übergeht, 
auch durch die heutige Anfrage, aus den vielen Op-
fern ihrer verfehlten Politik Täter zu machen? 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Ulrich 
Heinrich [F.D.P.]: Sie sind Täter!) 

Wer arbeitet denn seit Jahren in diesem Land 
daran, daß das soziale Netz immer lockerer geknüpft 
wird? Wer hat denn gemeinsam mit seinen Koaliti-
onspartnern wiederholt Kürzungen - sogar heute 
noch - hier behandelt und beim Arbeitslosengeld 
und der Arbeitslosenhilfe durchgesetzt? Wer arbeitet 
denn gemeinsam mit den Koalitionspartnern seit Mo-
naten daran, die Hilfen für Benachteiligte auf dem 
Arbeitsmarkt immer weiter zu kürzen und die Men-
schen in die Sozialhilfe hineinzudrängen? Wer hat 
denn mit allen Mitteln versucht - gerade Sie, Herr 
Lohmann, noch heute -, unsere soziale Krankenversi-
cherung auf Kosten der Allgemeinheit aus den An-
geln zu heben, um die Klientel der F.D.P., nämlich 
die Pharmaindustrie und die Ärzteschaft, weiter zu 
bereichern? Wer versucht denn mit allen Mitteln, 
Steuergeschenke für Einkommensmillionäre durch-
zusetzen? 

Ist es nicht heuchlerisch, wenn ausgerechnet diese 
Partei sich hier hinstellt und den Ärmsten der Armen 
Bereicherung auf Kosten der Allgemeinheit vorwirft? 
Das zeigt, daß sie von der sozialen Realität des Le-
bens bei uns nichts mehr wissen. Das Sägen an der 
Sozialhilfe hat bei Ihnen Tradition. Machen Sie nur 
weiter so! Unsere Unterstützung werden Sie dabei 
nicht bekommen. Wir werden auch nicht tatenlos zu-
sehen. 

Wenn wir heute über Mißbrauch debattieren wol-
len, dann würde ich gerne über Steuermißbrauch 
und Politikmißbrauch diskutieren wollen. Was ist 
denn mit der Rentenlüge? „Ich kann aber verspre-
chen: Die Renten sind von Sparmaßnahmen nicht be-
troffen." - Helmut Kohl, 1993. Oder was ist mit der 
Steuerlüge? „Wenn ich den Bürgern jetzt vor dieser 
Wahl sage, wir machen keine Steuererhöhung, dann 
machen wir sie nicht." - Bundeskanzler Kohl am 
14. November 1990. Seit der Zeit hat es, auch mit Ih-
nen, 17 Steuererhöhungen gegeben. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das, was die eng 
verbindet, sind die Lügen!) 

Die Gesundheitslüge von heute ist die letzte, die ich 
noch nennen will. 

Der Skandal ist, daß wir nicht über das debattie-
ren, was dieses Volk und das Vermögen dieses Vol-
kes wirklich schädigt, sondern daß Sie das themati-
sieren, was dazu führen wird, daß viele Menschen in 
unserem Land - jeder einzelne davon ist einer zuviel - 
daran gehindert werden sollen, ihre Rechte in An-
spruch zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Gert Willner. 

Gert  Willner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Das Bundessozialhilfegesetz ist 
ein Gesetz, das 1961 in Regierungsverantwortung 
der CDU beschlossen wurde. Wir lassen deshalb kei-
nen Zweifel daran, daß wir zu dem Rechtsanspruch 
auf Sozialhilfe stehen, wohingegen sich die Sozialde-
mokraten offensichtlich - das ist der öffentliche Ein-
druck - an die Seite derjenigen stellen, die meinen, 
der Sozialstaat sei ein Selbstbedienungsladen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das Interessante ist, daß kaum einer der Redner 
der SPD auf den eigentlichen Anlaß eingeht, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Kein einziger!) 

daß sie über alles mögliche reden, nur nicht über die 
konkreten Vorwürfe und Anliegen. Ich will das aber 
tun. 

Der Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion 
meint anprangern zu müssen, daß sich seit 1982 die 
Zahl der Empfänger von Sozialhilfe verdoppelt habe, 
und verknüpft das mit seinem Lieblingsthema, näm-
lich Neid erwecken. Es wird nicht differenzie rt , es 
wird pauschaliert. 

Dabei wissen die Experten der SPD genau, daß Zu-
wanderer insgesamt, insbesondere aber Asylbewer-
ber und Bürgerkriegsflüchtlinge, überproportional 
auf das Sozialhilfesystem angewiesen sind. 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie lassen die ja nicht arbeiten!) 

Das schlägt sich natürlich auch in der Zahl der Emp-
fängerinnen und Empfänger der Sozialhilfe nieder. 
Allein die Aufwendungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz belaufen sich 1995 auf 5,5 Milliarden 
DM. Es ist doch nicht redlich, für Asylbewerber und 
für den Aufenthalt von Bürgerkriegsflüchtlingen ein-
zutreten und die dadurch erhöhten Empfängerzahlen 
- das sind immerhin rund 490 000 Personen, die eine 
entsprechende Leistung erhalten - zum Gegenstand 
von Vorwürfen zu machen. 

Ihr Ratgeber fordert dazu auf, einen angeblich 
schlechten Umgangston auf den Ämtern dazu zu nut-
zen, Ämter nicht mehr alleine aufzusuchen. Es wird 
nahegelegt, Zeugen mitzunehmen, um Dienstauf-
sichtsbeschwerden einreichen zu können. Der Da-
tenabgleich von Mitarbeitern des Sozialamtes zur 
Verhinderung von Leistungsmißbrauch wird von Ih-
nen in dieser Broschüre als Machenschaft bezeich-
net. Sie diskriminieren damit die Mitarbeiter in den 
kommunalen Sozialämtern. Sie mißtrauen, wo Ver-
trauen angebracht ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich frage mich, wie die zahlreichen ehemaligen 
und noch amtierenden Bürgermeister in der SPD- 
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Fraktion diese Diffamierungen vor ihren Mitarbei-
tern rechtfertigen wollen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das muß man sich wirklich fragen!) 

Die Aufforderung zu Sitzblockaden, zu Einsicht in 
Dienstanweisungen, zur Einschaltung von Vorge-
setzten und Amtsleitern und weitere ach so kluge 
Ratschläge führen dazu, daß die Gewährung der So-
zialhilfeleistung zusätzlich bürokratisiert wird. Wir 
wollen aber keine zusätzliche Bürokratisierung. 

Wenn ich Ihnen einen Rat geben darf, dann diesen: 
Sozialhilfeempfänger haben Anspruch auf einen ko-
stenlosen Rat bei den Sozialämtern. Der Rat der SPD 
kostet 6 Mark und ist nicht, wie behauptet wurde, 
umsonst. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört! - 
Die  wollen noch Geld damit verdienen! - 
Wolfgang  Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Mit den armen Menschen kann man 

es ja machen!) 

Interessant ist auch, wie sich die Gewährung von 
Sozialhilfe am Beispiel der Zahlen zweier Hanse-
städte in sozialdemokratischer Verantwortung dar-
stellt. Für Sozialhilfe wurden 1995 in Bayern 350 
DM je ein Einwohner ausgegeben, in Bremen dage-
gen 1 091 DM und in Hamburg sogar 1 155 DM. Das 
sind in Hamburg 705 DM mehr als in Bayern, in Bre-
men und Hamburg mehr als das Dreifache. In beiden 
Hansestädten scheint es so zu sein, daß entweder 
großzügig Leistungen gewährt werden, die SPD-Rat-
schläge dort besonders erfolgreich praktiziert wer-
den oder - was wahrscheinlicher ist - daß notwen-
dige Rückforderungen nicht geltend gemacht wer-
den, obwohl beide Städte über Geldmangel klagen. 

Der SPD-Fraktionsvorsitzende behauptet, Sozial-
leistungen würden von der CDU/CSU und der F.D.P. 
ständig gekürzt. Er verschweigt, daß am 27. Juni 
1996 mit den Stimmen der Sozialdemokraten die 
Kürzung der Sozialhilfe um 25 Prozent beschlossen 
wurde, wenn zumutbare Arbeit abgelehnt wird. Mit 
den Stimmen der Sozialdemokraten ist auch be-
schlossen worden, daß Menschen über 65 Jahre 
künftig nicht mehr automatisch einen 20prozentigen 
Mehrbedarfszuschlag bei der Sozialhilfe erhalten. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Doppelzüngigkeit!) 

Es war außerdem die Forderung der Sozialdemokra-
ten im Vermittlungsausschuß, daß Behinderte künf-
tig im ambulanten Bereich nicht mehr so uneinge-
schränkt wie in der Vergangenheit gefördert werden. 

Es war die Forderung der Sozialdemokraten im 
Vermittlungsausschuß, daß die Pflegesätze in Behin-
derteneinrichtungen, Altenheimen und Altenpflege-
heimen stärker budgetiert und gedrosselt werden, 
als von der Regierungskoalition vorgeschlagen 
wurde. Ich denke, auch das muß einmal gesagt wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie das 
Vorwort und den Ratgeber selbstkritisch lesen, müs-

sen Sie zu dem Schluß kommen: So kann sich doch 
keine Partei verhalten, die in Deutschland in Ge-
meinden, Städten und auch in vielen - ich füge 
hinzu: zu vielen - Bundesländern Verantwortung 
trägt. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Im wesentlichen 
Hetze!)  

Sie haben als eine der großen Volksparteien Ver-
antwortung. Es gibt in Ihrer Fraktion viele Kollegin-
nen und Kollegen, die diese Verantwortung sehen 
und auch gemeinsame Wege beschreiten wollen. Im 
Augenblick habe ich aber den Eindruck, daß bei Ih-
nen die Scharfmacher das Sagen haben. Wenn Sie 
sich mit Ihren Bürgermeistern und Landräten in der 
Fraktion beraten, werden Sie schnell zu dem Ergeb-
nis kommen, daß es das beste ist, die Broschüre mit 
diesem unglücklichen Vorwort ganz schnell einzu-
stampfen. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat 
den Sozialhilfeempfängern mit dieser Broschüre ei-
nen schlechten Dienst erwiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der 
Kollege Ottmar Schreiner das Wort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der wird auch 
nicht zum Thema reden!) 

Ottmar Schreiner (SPD): Verehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In dieser De-
batte ist von seiten der Redner der Koalitionsparteien 
so viel Unfug verbreitet worden, daß man eigentlich 
eine halbe Stunde brauchte, um den ganzen Käse 
wieder zurechtzurücken. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Ich will einmal mit dem eigentlichen Anlaß anfan-
gen: Es ist ein komplett fauler Zauber, eine Bro-
schüre zum Anlaß einer Aktuellen Stunde zu neh-
men, 

(Gert Willner [CDU/CSU]: Wir haben auch 
das Vorwort Ihres Fraktionsvorsitzenden 

einbezogen!) 

die nichts anderes will, als Betroffene über ihre 
Rechte, wie es auch der Gesetzgeber will, umfassend 
aufzuklären. 

Tatsächlich geht es der F.D.P. hier um etwas völlig 
anderes. Sie betreiben eine kleinkarierte Hanswur-
stiade gegen den SPD-Fraktionsvorsitzenden, weil 
sie sich vom SPD-Fraktionsvorsitzenden vor einiger 
Zeit zu Unrecht tituliert gefühlt haben. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Ich würde Ihnen 
raten, diese Vorwürfe hier nicht einzubrin

-

gen!) 

Statt dessen betreiben Sie jetzt hier einen primitiven 
Rachefeldzug und nehmen eine Broschüre der SPD- 
Bundestagsfraktion zum Anlaß für das ganze Unter- 
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nehmen, was hier abläuft. Es ist beschämend, klein-
kariert und unter dem Niveau jedes Parlamentes. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Zuruf 
des Abg. Ulrich Heinrich [F.D.P.]) 

- Herr Heinrich, wenn Sie ruhig wären, würden Sie 
gewinnen. 

Zweiter Punkt: Der letzte Redner hat die SPD be-
schuldigt, wir würden die Koalition des ständigen So-
zialabbaus bezichtigen. Ich will Sie an einen Brief 
des Bundesarbeitsministers Blüm erinnern, den er 
vor wenigen Tagen an die Adresse der Abgeordne-
ten der Koalitionsfraktionen gerichtet hat. In diesem 
Brief wird darauf hingewiesen, daß unter Ausklam-
merung der Sonderlasten der deutschen Einheit 
Westdeutschland mit 27,7 Prozent im Jahre 1994 
nach Italien die niedrigste Belastungsquote für So-
zialausgaben in Europa trägt. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das steht doch gar nicht zur 

Debatte!) 

- Moment! - Dann weist er darauf hin, alleine in der 
Arbeitslosenversicherung seien inzwischen 37 Mil-
liarden DM gekürzt worden. 

Ja, meine Güte, den Blüm haben Sie so in die Enge 
getrieben, daß Ihnen der arme Mensch in B riefen 
mitteilt, in welcher Größenordnung gekürzt worden 
ist. Ich sage Ihnen, die Kürzungen im Bereich der Ar-
beitslosenversicherung sind eine wesentliche Ursa-
che für den dramatischen Anstieg der Sozialhilfelei-
stungen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Das ist der Grund, den man dem Kollegen Fink mit-
teilen müßte, wenn er auf die extremen Steigerungs-
raten hinweist. 

Sie haben dafür gesorgt, daß die massiv gekürzten 
Leistungsausgaben und -aufgaben des Bundes den 
Gemeinden über massiv gestiegene Sozialhilfeaus-
gaben vor die Türen gekippt wurden. Das ist der 
wahre Zusammenhang. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch 
überhaupt nicht! Quatsch!) 

Jedes Gerede in diesem Parlament, die Bundesrepu-
blik Deutschland verfüge über die höchsten Stan-
dards im Sozialbereich, wird nicht zuletzt durch den 
B rief des Ministers Blüm in drastischer Weise wider-
legt. Wir liegen mit Italien am unteren Ende des An-
teils der Sozialausgaben am Bruttoinlandsprodukt. 
Das ist die Wahrheit. Das ist das Ergebnis von jahre- 
und jahrzehntelangen Sozialkürzungen Ihrer Bun-
desregierung. 

(Beifall bei der SPD - Ul rich Heinrich 
[F.D.P.]: Wollen Sie damit die Broschüre 

rechtfertigen?) 

Nächster Punkt: Es hat vor einiger Zeit, lieber Kol-
lege Heinrich und liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der F.D.P., eine Anzeigenaktion angesehener  

deutscher Banken mit der Aufforderung an die Steu-
erzahler gegeben, 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Wir reden nicht über Anzeigen, son

-

dern über Ihre Broschüre!) 

in Deutschland zu leistende Steuerbeträge in milliar-
denschwerer Höhe widerrechtlich unter Umgehung 
des deutschen Fiskus nach Luxemburg zu verschaf-
fen. Wir warten auf die erste Aktuelle Stunde der 
F.D.P. oder der CDU/CSU, die genau dieses wider-
rechtliche Unternehmen zum Gegenstand einer Ak-
tuellen Stunde im deutschen Parlament macht. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Allein dieses Beispiel zeigt in aller Deutlichkeit, 
daß es Ihnen überhaupt nicht um den Vorgang selbst 
geht, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Da täuschen Sie 
sich aber!)  

sondern daß es Ihnen nur darum geht, dem SPD- 
Fraktionsvorsitzenden irgendwie am Zeug zu flicken. 
Das ist Ihre eigentliche Absicht. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Nehmen Sie einmal zu 
den Vorwürfen Stellung!) 

Ich sage Ihnen noch einige Bemerkungen zu der 
Sozialhilfeproblematik. Sie wissen so gut wie ich, daß 
viele Menschen in Deutschland ihnen zustehende 
Ansprüche in der Sozialhilfe nicht realisieren, weil 
sie sich schämen, zu den Sozialämtern zu gehen. 

(Abg. Gert Willner [CDU/CSU]: Deswegen 
sollten Sie die Sozialämter nicht diffamie

-

ren, sondern Vertrauen wecken!) 

- Halten Sie doch einmal die Gosche und hören Sie 
zu, Sie Kamel! 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Er ist ja fast 
so schlimm wie der Lafontaine! - Unruhe) 

Zehntausende von alten Frauen in Deutschland, die 
eine grandiose Lebensleistung vollbracht haben, die 
über eine kümmerliche Rente abgespeist werden, 
realisieren die ihnen zustehenden Sozialhilfeansprü-
che nicht, weil sie sich schämen, den Gang zum So-
zialamt anzutreten. Das ist die traurige Wahrheit in 
Deutschland. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Wenn wir versuchen, mit unserer Broschüre die 
Menschen über nichts anderes aufzuklären als über 
die ihnen zustehenden Rechte, dann haben Sie über-
haupt keine Legitimation, diesen Vorgang im Par-
lament zu einer Hanswurstiade allererster Güte zu 
machen. 

Meine Damen und Herren von der F.D.P., das ist 
wirklich unter Ihrem Niveau. Sie bewegen sich all-
mählich auf das Niveau von einigen Kolleginnen und 
Kollegen der CDU/CSU, die schon seit längerem in 
diesem Keller sind. 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Schreiner, Ihre angemeldete Redezeit ist abgelaufen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Die Zeit ist aus! Es 
reicht!) 

Ottmar Schreiner (SPD): Gut. Frau Präsidentin, 
schönen Dank für den Hinweis. Meine Redezeit ist 
abgelaufen. Ihre Zeit, die Zeit dieser Bundesregie-
rung, ist schon längst abgelaufen. Sie sind überfällig 
für die Reserve. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Ulrich Heinrich 
[F.D.P.]: Er hat nichts zu den Vorwürfen 
gesagt! - Zuruf von der CDU/CSU: Er hat 

„Hanswurst" gesagt!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Matthäus Strebl. 

Matthäus Strebl (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eines muß 
eingangs gleich festgestellt werden: Alle Redner der 
Oppositionsparteien gingen auf das eigentliche 
Thema überhaupt nicht ein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Ulrich  Heinrich [F.D.P.]: Sie wissen, warum!) 

Als Vorsitzender der Christlich-Sozialen Arbeit-
nehmer und langjähriges Mitglied des Sozialhilfe-
ausschusses im Kreistag meines Heimatlandkreises 
habe ich ausreichende Erfahrungen zum Thema So-
zialhilfe sammeln können. Ich sage deshalb auch 
gleich vorweg: Die Sozialhilfe ist kein Almosen; sie 
ist ein gesetzlich verbrieftes Recht für Bedürftige und 
soll ihnen ein menschenwürdiges Leben ermögli-
chen. 

Es ist auch wichtig, die Menschen über ihre Rechte 
aufzuklären. Dazu hat der Bundesgesundheitsmi-
nister die Broschüre „Sozialhilfe - Ihr gutes Recht" 
herausgegeben. Sie informiert übersichtlich und ver-
ständlich zur Sozialhilfe und ist kostenlos über das 
Ministerium zu erhalten. 

Als ich mir dann aber im Gegensatz dazu den hier 
zur Debatte stehenden sogenannten „Ratgeber für 
Sozialhilfe" von der Koordinierungsstelle gewerk-
schaftlicher Arbeitslosengruppen ansah, konnte ich 
mich nur wundern. Sein Unterhaltungswert ist höher 
als sein Informationswert. 

Aber hier sind wir an dem Punkt angekommen, 
der auch diese heutige Debatte erklärt. Was sich als 
Bürgernähe darstellen möchte, ist nichts weiter als 
Polemik einer Opposition, die auf keinem Gebiet der 
Politik wirkliche Lösungsmöglichkeiten anbieten 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch 
bei der SPD) 

Deshalb verleumdet sie, verunsichert die Menschen 
und schürt Neid und massive Ängste. 

(Zuruf von der SPD: Sie sollten sich für 
diese Rede schämen!) 

Sie meinen, ich übertreibe? Dann schauen Sie 
doch einmal die Seite 9 dieses Machwerks an. Hier 
wird der Bundeskanzler als Mafioso dargestellt, für 
den Steuern nichts anderes als Schutzgelder sind. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das nennen die dann Aufklärung!) 

Womit wollen denn Sie, meine Damen und Herren 
der SPD, die Sozialhilfe bezahlen, wenn nicht mit 
Steuern? 

Nun komme ich aber zur Unverschämtheit 
schlechthin: Da verlangt die SPD auch noch Geld für 
dieses Machwerk: 6 DM zuzüglich Porto - von poten-
tiellen Sozialhilfeempfängern für SPD-Parteipropa-
ganda! 

(Waltraud Lehn [SPD]: Nein, die kriegen die 
umsonst!) 

Das sind Abzockermethoden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Ulrich Heinrich [F.D.P.]) 

Aber lassen Sie mich zur wahren Absicht der Bro-
schüre zurückkommen. Was will denn die Broschüre 
wirklich? Das will ich Ihnen aufzeigen, meine Damen 
und Herren von der SPD: Sie gibt Tips, wie man das 
Sozialamt austrickst. Es wird nicht einmal davor zu-
rückgeschreckt, zu falschen Angaben anzustiften. 
Könnte da nicht der eine oder andere Sozialhilfe be-
kommen, ohne daß wirklich eine Notwendigkeit vor-
liegt? 

(Brigitte Lange [SPD]: Das merkt das Sozial

-

amt!) 

Diese Tips kommen von einer Partei, die lieber heute 
als morgen die Macht im Staate übernehmen will, 
und dies mit allen Mitteln, unter anderem auch mit 
diesem Machwerk. 

Ich komme zum Schluß. Es gibt da ein gutes 
Sprichwort - passen Sie gut auf, meine Damen und 
Herren von der SPD -: Gelegenheit macht Diebe. 
Deshalb fordere ich Sie auf: Ziehen Sie diese Bro-
schüre aus dem Verkehr, und kehren Sie zu einer 
Politik der Realität zurück! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Der Kollege 
Schreiner hatte eben einen Kollegen - ich habe das 
überprüft - als „Kamel" bezeichnet. Deswegen rufe 
ich Sie zur Ordnung. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Das kann mal vor

-

kommen, Frau Präsidentin. - Weitere 
Zurufe von der SPD) 

- Ich weiß, Sie sammeln so etwas. 

Jetzt hat das Wort der Abgeordnete Roland Richter. 
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Roland Richter (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe 
großes Verständnis dafür, 

(Klaus Kirschner [SPD]: Daß er ihn als 
„Kamel" bezeichnet hat! Dafür haben Sie 

Verständnis!) 

daß die SPD in ihren Wortbeiträgen die Broschüre 
selbst mit keinem Wort angesprochen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Denn wenn man eine Broschüre macht und dann 
merkt, daß sie nichts taugt, sie einstampft und nicht 
mehr verteilt, dann ist es natürlich unangenehm, 
wenn hier von der F.D.P. beantragt wird, daß diese 
Broschüre diskutiert wird. 

(Waltraud Lehn [SPD]: Das ist eine gute 
Werbung!) 

Ich glaube, daß wir gut daran täten, um den Konsens 
in dieser Gesellschaft zu erhalten, solche Diskussio-
nen, wie sie durch Ihre Broschüre ausgelöst werden, 
nicht zu häufig zu führen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich weiß nicht, wie oft Sie in Ihren Wahlkreisen 
Versammlungen halten 

(Brigitte Lange [SPD]: Oft!) 

und dort mit Menschen reden, die noch Arbeit ha-
ben. Das ist zum Glück immer noch die Mehrheit un-
serer Bevölkerung. Unterhalten Sie sich einmal mit 
denen! Sie werden ganz schnell darauf angespro-
chen, daß es einen erheblichen Mißbrauchstatbe-
stand im Bereich der Sozialhilfe gibt. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das fördern die!) 

Nun rede ich nicht von den Fällen, die hier ange-
sprochen worden sind. 

(Peter Dreßen [SPD]: Sprechen Sie einmal 
über die Mißbräuche im Steuerwesen!) 

- Da sind wir uns ganz schnell einig. Deswegen hat 
die Koalition eine sehr umfassende Steuerreform vor-
geschlagen, die genau diese Mißbrauchstatbestände 
künftig nicht mehr zuläßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ulrich Heinrich [F.D.P.]) 

Man muß das im Zusammenhang sehen. Es wäre 
sehr einseitig, wenn man immer nur in die eine Rich-
tung deutete und sagte, die Steuerreform solle nicht 
kommen, weil zu viele Ausnahmen möglich seien, 
wie Sie von der SPD es momentan betreiben, wäh-
rend wir genau diese Reform durchführen wollen, 
um die Mißbrauchsmöglichkeiten einzuschränken. 
Wenn wir dann an einem Punkt sind, über den wir 
auch reden müssen, nämlich über den Mißbrauch in 
den Sozialsystemen, dann wird hier so getan, als ob 
hier nur das gute Recht in Anspruch genommen 
würde. 

Jetzt wollen wir einmal genau analysieren, wo 
diese Broschüre ankommen kann. Etwa 60 Milliarden 
DM werden in Deutschland für Sozialhilfe ausgege-
ben, davon etwa ein Drittel an Institutionen - 

(Waltraud Lehn [SPD]: Nein, die Hälfte!) 

das hat der Kollege Fink angesprochen - für Behin-
derte und für Senioren. 

(Waltraud Lehn [SPD]: Die Hälfte!) 

Hier helfen wir dadurch, daß wir die Pflegeversiche-
rung eingeführt haben. 

Ein weiteres Drittel wird ausgegeben für Bürger-
kriegsflüchtlinge und Asylbewerber, also importierte 
Armut, für die wir in Deutschland wirklich nicht Ver-
antwortung tragen können. 

(Waltraud Lehn [SPD]: Das ist ein tolles Ver

-

ständnis!) 

In diesem Bereich läuft im Grunde genommen die 
Maximalversorgung, weil da alle Beteiligten sehr ge-
nau aufpassen. 

Dann bleibt ein weiteres Drittel übrig für Men-
schen, die Sozialhilfe brauchen, weil sie arbeitslos 
sind. Der größere Teil dieser Gruppe besteht aus 
Frauen: geschiedene Frauen, alleinerziehende Müt-
ter. 

(Waltraud Lehn [SPD]: Arbeitslose! - Bri

-
gitte Lange [SPD]: Rentnerinnen!) 

Liebe Frau Kollegin Fischer von den Grünen, die 
Politik dieser Bundesregierung kann ja sicherlich für 
vieles verantwortlich sein. Daß sich aber Menschen 
scheiden lassen und die Frauen anschließend allein 
sind, dafür kann die Regierung nun wirklich nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Scheidungsrecht ist meines Wissens in einer Zeit 
geändert worden, in der hier andere Mehrheiten das 
Sagen hatten. 

Wir müssen also erkennen, wo ein Bereich bleibt, 
den diese Broschüre treffen könnte. Wenn man das 
genau anschaut, dann wird man feststellen, daß es 
eine Vielzahl von Mißbrauchstatbeständen gerade in 
den angesprochenen Gruppierungen gibt. 

In meinem Wahlkreis befindet sich eine Stadt mit 
7 000 Sozialhilfeempfängern. Ein großer Teil davon, 
nämlich über 2 000, wäre durchaus in der Lage zu ar-
beiten. Die meisten davon werden mit Ihrer Bro-
schüre im Grunde genommen dazu aufgefordert, 
künftig alles das abzuzocken, was beim Sozialamt 
möglich ist. Das ist genau das, was in den Wahlkreis-
veranstaltungen - auch in Ihren - angesprochen wird 
und angesichts dessen wir uns hinstellen und erklä-
ren müssen, daß die Sozialhilfe insgesamt eben nicht 
in Frage gestellt werden darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ulrich  Heinrich [F.D.P.]: Und dies ermutigt 

zu Schwarzarbeit!) 

Wenn ich dann aber sehe, welche traurigen Ge-
schichten Sie uns über die Belastung der Gemeinden 
erzählen, wenn ich sehe, daß das Asylbewerberlei- 



15004 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 166. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. März 1997 

Roland Richter 

stungsgesetz, das wir eingebracht haben, von Ihnen 
im Bundesrat blockiert wird, und wenn ich sehe, daß 
Sie auf der anderen Seite kräftig dazu auffordern, die 
Sozialhilfe noch stärker auszunutzen, dann, so 
glaube ich, ist das eine sehr unglaubwürdige Politik. 
Dies ist eine Doppelstrategie, indem Sie auf der ei-
nen Seite auffordern, mehr Geld abzuzocken, und 
auf der anderen Seite alles blockieren, was zum Spa-
ren beiträgt, und nun auch noch hingehen und sa-
gen, wir würden die Gemeinden belasten. Das ist 
nicht wahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Punkte, die im Rahmen der Diskussion wichtig 
sind, habe ich angesprochen. Ich hoffe sehr, daß die 
Broschüre eingestampft bleibt und nicht erneut ver-
teilt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Brigitte  Lange [SPD]: Es gibt eine zweite 

Auflage!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Aktuelle 
Stunde ist damit beendet. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6 a bis 6 c auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über das Bundeskriminalamt und die 
Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 
in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten 

(Bundeskriminalamtgesetz - BKAG) 

- Drucksache 13/1550 - 

(Erste Beratung 61. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 13/7208 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dietmar Schlee 
Günter Graf (Friesoythe) 
Manfred Such 
Dr. Max Stadler 
Ulla Jelpke 

b) Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Manfred Such, Volker Beck (Köln) und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Anwendung, Effektivität und Kosten neuarti

-

ger polizeilicher Ermittlungsmethoden 

- Drucksachen 13/3380, 13/4437 - 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Manfred 
Such, Cem Özdemir und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Erkennbarkeit von Polizeibeamten durch Na-
mensschilder oder Dienstnummern 

- Drucksachen 13/2002, 13/4402 -  

Berichterstattung: 
Abgeordnete Wolfgang Zeitlmann 
Günter Graf (Friesoythe) 
Manfred Such 
Dr. Guido Westerwelle 
Ulla Jelpke 

Zur Großen Anfrage liegt ein Entschließungsan-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache über all diese Punkte eine Stunde 
vorgesehen. - Widerspruch höre ich nicht. Dann ist 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat zunächst 
der Abgeordnete Dietmar Schlee. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Am 
heutigen Tag setzt der Bundestag ein weiteres Signal 
für mehr innere Sicherheit und für mehr Schutz des 
Bürgers vor Verbrechen. Wir haben in den vergange-
nen Jahren eine ganze Reihe gesetzgeberischer 
Maßnahmen auf den Weg gebracht. Ich erinnere an 
das Gesetz zur Bekämpfung der organisierten Krimi-
nalität, an das Geldwäschegesetz, an das Verbre-
chensbekämpfungsgesetz von 1994, 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Und wie hat das die Kriminalitäts

-
lage verändert?) 

an das Bundesgrenzschutzerneuerungsgesetz, an 
notwendige Änderungen im Haftrecht und an viele 
weitere gesetzgeberische Maßnahmen. 

Mit der Verabschiedung eines neuen Gesetzes 
über das Bundeskriminalamt und die Zusammenar-
beit des Bundes und der Länder in kriminalpolizeili-
chen Angelegenheiten schaffen wir eine weitere 
wichtige Grundlage für mehr Schutz vor Verbrechen 
und für mehr innere Sicherheit in Deutschland und 
in Europa. 

Die Neufassung dieses inzwischen 25 Jahre alten 
BKA-Gesetzes ist einmal für den Bürger in diesem 
Land von Bedeutung. Das Gesetz soll ihm die Gewiß-
heit, ja auch das Vertrauen geben, daß mit seinen 
persönlichen Daten bei den Polizeibehörden rechts-
staatlich umgegangen wird. Ich glaube, daß das für 
die Bürgerinnen und Bürger außerordentlich wichtig 
ist, weil das mit dazu beiträgt, daß die Partnerschaft 
zwischen der Polizei und den Bürgerinnen und Bür-
gern gestärkt wird. 

Auf der anderen Seite schafft das Gesetz für die 
Polizeien in Bund und Ländern die notwendige ge-
setzliche Grundlage für die polizeiliche Informations-
gewinnung und -verarbeitung und damit natürlich 
auch für einen sachgerechten Datenschutz. Die Re-
gelungen sind notwendig, ja, sie sind überfällig. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Der Datenschutzbeauftragte sagt 
etwas anderes!) 

- Herr Kollege Such, der Datenschutzbeauftragte hat 
in der Sitzung des Innenausschusses - Sie waren da- 
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bei - „ja, ja" zu diesem Gesetzentwurf gesagt; das 
können Sie ja nun nicht ernsthaft wegdiskutieren. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist 
sehr viel, weil er sonst nicht einmal ja sagt!) 

Im übrigen ist der Übergangsbonus der Gerichte, 
wenn Sie an das Jahr 1983 denken, abgelaufen. 

Die jetzigen Vorschriften - auch das ist ein ganz 
wichtiger Punkt - beenden die Diskussion, die wir 
auch in diesem Haus zum Stichwort Polizei und Da-
tenschutz teilweise sehr emotional geführt haben. Es 
ist ein guter und wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung, daß diese emotionalisierte Diskussion um 
Polizei und Datenschutz ein Ende hat. Unsere Ant-
wort  auf diese Diskussion ist ein rechtsstaatlich ein-
wandfreies, sachlich ausgewogenes Gesetz, das so-
wohl den berechtigten Belangen des Bürgers als 
auch den unabweisbaren Bedürfnissen der Polizei 
hinsichtlich einer erfolgreichen Verbrechensbe-
kämpfung Rechnung trägt. 

Der zweite tragende Punkt ist: Die Novellierung 
des BKA-Gesetzes ist für die tägliche Kooperation 
zwischen dem Bundeskriminalamt und den Poli-
zeien der Länder wichtig. Ein föderativ verfaßter 
Staat, der die Polizeihoheit grundsätzlich den Län-
dern zugewiesen hat, muß Aufgaben- und Zustän-
digkeitsabgrenzungen zwischen der Polizei des Bun-
des und den Polizeien der Länder vornehmen und 
diese Abgrenzungen immer wieder neu justieren. 

Dabei geht es nicht mehr allein um Erfordernisse 
der innerstaatlichen polizeilichen Zusammenarbeit. 
Insofern hat sich seit dem Jahr 1972, seit der Verab-
schiedung des BKA-Gesetzes, wirklich Grundlegen-
des geändert. Auch die Notwendigkeit einer ständi-
gen internationalen Kooperation der deutschen Po-
lizei mit den Polizeibehörden aller anderen europäi-
schen und vieler außereuropäischer Staaten muß be-
rücksichtigt werden. Sie hat heute ja einen ungleich 
höheren Stellenwert, als dies vor 25 Jahren der Fall 
gewesen ist. Wir stehen natürlich auch angesichts 
der Globalisierung und Internationalisierung der or-
ganisierten Kriminalität vor neuen Herausforderun-
gen, denen wir gerecht werden müssen. Hier sind 
die gesetzlichen Grundlagen dringend anpassungs-
bedürftig. 

Die Problematik zeigt sich bei denjenigen Vor-
schriften des Gesetzentwurfes besonders deutlich, 
die die Aufgaben- und Zuständigkeitsabgrenzungen 
für den zukünftigen Auslandsdienstverkehr beinhal-
ten. Hier geht es um die Zusammenarbeit der Polizei: 
in erster Linie natürlich des Bundeskriminalamtes, 
aber - mit Abstufungen - auch der Landespolizeien - 
ich werde nachher noch einen Satz dazu sagen - mit 
dem Ausland. Das ist natürlich bei dieser Gesetzge-
bung ein ganz wichtiger Punkt. 

Hier ist - ich stelle es einmal so salopp dar - nach 
langem Hin und Her ein Kompromiß gefunden wor-
den, der den kriminalpolitischen und polizeifachli-
chen Bedürfnissen nach internationaler Zusammen-
arbeit gerecht wird. 

Die Polizeihoheit ist natürlich bei den Ländern ver-
blieben. Kein ernstzunehmender Mensch will hier et-

was ändern. Aber es wird auch berücksichtigt - das 
schlägt sich in dem Gesetzentwurf nieder -, daß das 
Bundeskriminalamt als deutsche Zentralstelle in der 
Zusammenarbeit mit dem Ausland eine besondere 
Stellung haben muß. Anderenfalls kann das System 
überhaupt nicht funktionieren. 

Ich bin sehr froh, daß wir mit den Ländern am 
Ende eine - na ja, bei allen Abstrichen - einvernehm-
liche Lösung gefunden haben. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: „Na ja"!) 

Ich gehe davon aus, daß die gefundenen Kompromi

ß-

regelungen bei den Polizeien der Länder auf die not-
wendige Akzeptanz stoßen werden. Denn davon 
wird die Effizienz dieses Gesetzes, die Effizienz der 
zukünftigen polizeilichen Arbeit abhängen. Hiervon 
wird das Gesamtbild der deutschen Polizei bei den 
Partnern innerhalb und außerhalb Europas geprägt. 
Wenn es zu ständigen Reibereien, zu Friktionen 
käme, wäre das etwas, was wir so nicht für gut halten 
könnten. Ich glaube, all das, was wir in das Gesetz 
hineingeschrieben haben und worauf wir uns am 
Ende einigen konnten, wird das verhindern. 

Ein Weiteres. Das neue BKA-Gesetz ist eine wich-
tige Voraussetzung für die Ratifizierung der Euro-
pol-Konvention. Gerade dieser internationale Bezug, 
was Europol angeht, hat eine ganz große Bedeutung. 
Mit Europol bauen wir in Europa ein gemeinsames, 
schlagkräftiges Polizeiinstrument gegen die neuen 
Erscheinungsformen des organisierten Verbrechens 
auf. 

Das bedingt natürlich korrespondierende Rechts-
grundlagen im nationalen Recht der einzelnen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union. Meine Damen 
und Herren, mit diesem BKA-Gesetz und mit dem 
deutschen Ratifizierungsgesetz zur Europol-Konven-
tion, das die Bundesregierung bereits in den Bundes-
rat eingebracht hat, schaffen wir eine, wie ich meine, 
zukunftsträchtige und zukunftsweisende Grundlage. 

Wir müssen unsere Bemühungen fortsetzen, Euro-
pol ein Mehr an Zuständigkeiten zu gewähren. Das 
wird nicht von einem Tag zum anderen gehen. Aber 
ich glaube, daß wir bereits in den nächsten Jahren, 
wenn wir alle an einem Strang ziehen, Erfolg haben 
werden. Das ist, was die innere Sicherheit der Bürge-
rinnen und Bürger in diesem Land angeht, ein ganz 
wichtiger Punkt. 

Die bisherige parlamentarische Beratung des Ge-
setzentwurfes hat gezeigt - ich bin sehr froh, daß ich 
das so sagen kann; ich wende mich an die Kollegen 
der SPD -, daß es in den Kernfragen polizeilicher Si-
cherheit zwischen der Koalition und der SPD erfreuli-
cherweise keine unüberbrückbaren Differenzen gibt. 
- Ich gehe davon aus, daß die Kollegen das gleich 
deutlich machen werden und daß Sie diesem Gesetz-
entwurf zustimmen. - Ich meine, das ist etwas, was 
man mit großem Ernst registrieren sollte. Es macht 
deutlich, daß der Problemdruck inzwischen groß ist, 
und eine große Volkspartei wie die SPD kann diesem 
Druck nicht ohne weiteres ausweichen. 
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Ich bin Ihnen dankbar, daß wir die Beratungen in 
dieser kooperativen Weise über viele Monate - im 
Grunde über die zwei Jahre dieser Legislaturpe-
riode - führen konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich appelliere in dieser Stunde aus meiner langjähri-
gen Erfahrung heraus an den Bundesrat, daß er der 
vorgelegten Neufassung des BKA-Gesetzes zustimmt 
bzw. sie passieren läßt. Das spielt im Moment eine 
ganz wichtige Rolle. 

Wir wissen, daß unsere Polizei auf Signale wartet, 
daß die Politik zu einer positiven Bewertung der not-
wendigen Sach- und Rechtsgrundlagen kommt und 
damit auf der einen Seite die polizeiliche Arbeit ho-
noriert und auf der anderen Seite deutlich macht, 
daß sich die Polizei auf einen breiten Konsens in der 
Politik verlassen kann. Das halte ich für ganz wich-
tig. 

Es geht nicht nur darum, daß wir datenschutzrecht-
lich zu guten und tragfähigen Lösungen kommen. Es 
geht auch nicht nur darum, daß wir die Grundlagen 
für die Europol-Konvention schaffen, sondern es geht 
auch darum, daß wir mit diesem BKA-Gesetz die 
Grundlagen für eine Strukturierung des Inpol-Sy-
stems schaffen und damit natürlich die Leistungsfä-
higkeit der Polizei in Bund und Ländern entschei-
dend verbessern. Auch insofern ist das, was wir hier 
gemeinsam auf den Weg bringen wollen, etwas, was 
der Polizei in Bund und Ländern guttut. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zum Kollegen Such 
und zur Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sagen. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Da bin ich aber gespannt! - Zuruf 
von der CDU/CSU: Nicht belehrbar!) 

Herr Kollege Such, Sie werden unseren Gesetzent-
wurf wohl ablehnen, weil Ihnen, wenn ich Sie richtig 
interpretiere, die ganze Richtung nicht paßt. Ich bin 
allerdings der Meinung, daß Sie, Herr Such, und Ihre 
Fraktion Ihr Verhältnis zur Arbeit der Polizei, Ihr Ver-
hältnis zu den Diensten und zu anderen Fragen der 
inneren Sicherheit bald von Grund auf überdenken 
müssen. Die Positionen, die Sie da einnehmen, kön-
nen Sie nicht mehr halten, wenn ich daran denke, 
was Ihr Vorsitzender sagt. Sie jagen hinter Dingen 
her, die einfach nicht mehr in die Zeit passen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Phantome! - 
Manfred  Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie versprechen Sicherheit immer 
nur!)  

Nur so ist zu erklären, Herr Kollege Such, daß Sie 
eine solche Große Anfrage eingebracht haben. Ihre 
Große Anfrage enthält 74 Fragen 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Nur?) 

- ja, Herr Vorsitzender, 74 akribische Fragen -, und 
die Regierung hat mit großer Gelassenheit und gro-
ßem Sachverstand 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie nicht beantwortet!) 

diese Fragen beantwortet. Lieber Herr Such, das war 
im Grunde nichts anderes als ein Mehrarbeitsbe-
schaffungsprogramm für die Regierung. Was Sie da-
mit wollen, verstehe ich nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nachhilfeunter

-

richt war das! - Manfred Such [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie tun mir so leid!) 

Dasselbe, Herr Kollege Such, gilt für die Etikettie-
rung von Polizeibeamten. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: „Hunde

-

nummer"!) 

- Diese Formulierung will ich nicht gebrauchen, aber 
daß Sie mit der Etikettierung total falsch liegen, ist 
überhaupt keine Frage. Wenn Sie die Innenminister 
aller Länder zu dieser Frage hören, wird rasch deut-
lich, daß Sie auch insofern total isoliert sind. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Schlee, achten Sie bitte auf die Redezeit. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Letzter Satz: Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, die Mehrheit in 
diesem Hause wird diesem BKA-Gesetz zustimmen. 
Die Polizei in diesem Lande wird das sehr wohl regi-
strieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr. Wilfried Penner [SPD]: Besser kann 

man es nicht ausdrücken!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der Ab-
geordnete Günter Graf das Wort. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Jetzt meldet 
sich ein Sachkenner!) 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Schlee, daß dieses Gesetz ein weiteres wirksa-
mes Signal ist, um Verbrechen internationaler A rt  in-
tensiver bekämpfen zu können, da haben wir sicher 
gemeinsam Zweifel. Ich glaube, es wäre mehr vonnö-
ten. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Ich glaube nicht, daß der Kollege da 
Zweifel hat!) 

Wenn wir das alte und das neue Bundeskriminal-
amtgesetz vergleichen, dann stellen wir fest: Es hat 
sich nicht viel getan, mit Ausnahme der datenschutz-
rechtlichen Regelungen. Das hat allerdings zwi-
schenzeitlich 14 Jahre gedauert, denn es war 1983, 
als das Bundesverfassungsgericht uns im Volkszäh-
lungsurteil aufgetragen hat, entsprechende gesetzli-
che Bestimmungen zu erlassen. Es hat lange gedau-
ert; die Schwierigkeiten sind benannt. Sie liegen 
nicht allein beim Bund, sondern - Sie haben darauf 
hingewiesen - zum Teil auch bei den Ländern. Aber 
als Konsequenz aus dieser Verpflichtung war es not-
wendig, das Bundeskriminalamtgesetz zu novellie-
ren. 
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Die Bemühungen hinsichtlich einer Neufassung 
schleppten sich über die eben erwähnten 14 Jahre 
hinweg, ohne daß es zu einer Einigung über einen 
praktikablen Gesetzentwurf gekommen ist. Deshalb 
war es dringend geboten, ein Gesetz zur Entschei-
dungsreife zu bringen, in dem die Aufgaben, Zustän-
digkeiten und Ermächtigungen unter Berücksichti-
gung datenschutzrechtlicher Bestimmungen sowie 
der internationalen Entwicklung formuliert wurden. 

Dies ist mit dem nunmehr zur Verabschiedung an-
stehenden Gesetzentwurf teilweise erreicht worden. 
Allerdings will ich kritisch anmerken, daß es hin-
sichtlich der Gesetzesformulierung - 38 Paragraphen 
auf 30 geschriebenen Seiten - schon des Studiums 
eines Volljuristen bedarf, um die vielen verklausu-
lierten Regelungen zu begreifen. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Genau das ist das Problem! - Erwin 
Marschewski [CDU/CSU]: Das haben wir 
gemacht, damit der Such nicht alles ver

-

steht!) 

Es ist ein Mangel, daß klare, eindeutige Formulierun-
gen auf der Strecke geblieben sind. Die Rechtstaat-
lichkeit - da sind wir uns sicherlich alle einig - ver-
langt klare Gesetzeswerke, die unzweideutig formu-
liert sind und somit auch für die sie handhabenden 
Polizeibeamten interpretierbar sind. 

Was die materielle Ausgestaltung dieses Gesetzes 
angeht, so darf ich in aller Kürze darauf hinweisen 
- mein Kollege Schlee hat das zum Teil bereits getan -, 
daß durch den Gesetzentwurf nunmehr die Informa-
tionsverarbeitung beim BKA als Polizeibehörde des 
Bundes und als Zentralstelle von Bund und Ländern 
erstmalig auf eine gesetzliche Grundlage gestellt 
wurde. Was die originären Strafverfolgungszustän-
digkeiten des BKA angeht, werden diese in begrenz-
tem Umfang bei bestimmten international organisier-
ten Straftaten und Auslandstaten erweitert. Mit die-
sen Erweiterungen sollen vor allem in Fällen, in de-
nen noch keine Länderzuständigkeit besteht, Zu-
ständigkeitskonflikte und daraus resultierende Defi-
zite bei der Strafverfolgung vermieden werden. 

Eine wesentliche Neuerung im Gesetzentwurf ist 
allerdings, daß dem Bundeskriminalamt nunmehr die 
Möglichkeit eingeräumt wird, technische Mittel zur 
Eigensicherung seiner Beamten einzusetzen, wenn 
diese aus Gründen der Strafverfolgung im Rahmen 
der Befugnisse des BKA tätig werden. Durch diese 
Neuregelung wird den besonderen Gefahren, denen 
insbesondere verdeckte Ermittler im Rahmen der Er-
mittlungsverfahren gegen die organisierte Kriminali-
tät ausgesetzt sind, begegnet. Die, die dieser Neure-
gelung kritisch gegenüberstehen, Kollege Such, wis-
sen ganz genau, daß es solche Regelungen in der 
überwiegenden Anzahl der Polizeigesetze der einzel-
nen Bundesländer bereits seit langer Zeit gibt. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Aber nicht in der Form!) 

Eine weitere Neuerung des Gesetzes ist der Be-
reich des Zeugenschutzes. Bislang war dieser durch 
Richtlinien geregelt. Er ist durch diesen Gesetzent-

wurf erstmalig auf eine gesetzliche Grundlage ge-
stellt worden. 

Läßt man den nunmehr auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellten Bereich der Informationsgewin-
nung und Datenverarbeitung außer Betracht, so ist 
allerdings die Zentralstellenfunktion des Bundeskri-
minalamtes durch dieses Gesetz kaum gestärkt wor-
den. Dies wäre - ich denke, auch hier stimmen wir 
überein - notwendig gewesen. 

Betrachtet man die Entwicklung der Kriminalität 
in der Bundesrepublik Deutschland, so ist sicher un-
bestritten festzustellen, daß die Anzahl bekanntge-
wordener Straftaten seit Mitte der 80er Jahre besorg-
niserregend zugenommen hat. Besonders beunruhi-
gend ist dabei die Tatsache, daß bei der Begehung 
von Straftaten ein qualitativer Sprung stattgefunden 
hat: In professioneller Arbeitsteilung verletzen inter-
national operierende Tätergruppierungen mit bruta-
len Mitteln und konspirativen Techniken wichtige 
Rechtsgüter in dieser Gesellschaft. Zielstrebig und 
rücksichtslos häufen sie Kapital sowie Vermögen an 
und schleusen es in den legalen Wirtschaftskreislauf. 
Mit riesigen Geldbeträgen versuchen solche Täter-
gruppierungen, die Gesetze der Marktwirtschaft aus-
zuhebeln, Einfluß in Verwaltung, Justiz sowie Politik 
zu gewinnen und somit die Grundlagen des demo-
kratischen Rechtsstaates insgesamt zu unterminie-
ren. 

Was diese Tatsachen angeht, so greift das Gesetz 
nach Auffassung der SPD-Bundestagsfraktion zu 
kurz. Insoweit ist der Widerstand der Länder - und 
zwar parteiübergreifend, ganz gleich, ob CDU-, 
CSU- oder SPD-geführt - gegen eine vernünftige Be-
kämpfungskonzeption gegenüber einer grenzüber-
schreitenden und international organisierten Krimi-
nalität nicht nachvollziehbar. Wir stimmen sicherlich 
überein in der Feststellung, daß das Land Thüringen, 
um nur ein Land zu nennen, bei einer mehrere Bun-
desländer oder sogar ganz Europa berührenden Kri-
minalität kaum in der Lage sein dürfte, auch die In-
teressen der anderen Bundesländer zu vertreten. In-
soweit ist eine Steuerung bzw. Vernetzung der Infor-
mationen für alle - ich betone: für alle - Bundeslän-
der rationell und effizient vernünftigerweise nur von 
einer Zentralbehörde für alle Bundesländer zu lei-
sten. 

(Beifall bei der SPD) 

Diesen Anspruch erfüllt das Gesetz in Gänze nicht. 
Insofern bleibt der Bundesinnenminister aufgefor-
dert, ein Klima zu schaffen, das es ermöglicht, mit 
den Ländern zu weitergehenden Regelungen zu 
kommen. Dieses könnte zum Beispiel bedeuten, daß 
bei internationaler - das heißt: grenzüberschreiten-
der - Kriminalität nur ganzheitlich, das heißt durch 
eine Zentralbehörde für alle Länder, gehandelt wird. 
Daß die Länder, die betroffen sind, darin einbezogen 
werden müssen, erklärt sich von selbst. Das Hand-
lungsprimat aber muß eindeutig bei der Zentralbe-
hörde, sprich: beim Bundeskriminalamt liegen. 

Es kann doch nicht richtig sein, daß wir einerseits 
als Parlament fordern, Europol weiter auszubauen 
und langfristig auch mit operativen Befugnissen aus- 
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zustatten, andererseits aber nicht bereit sind, das 
Bundeskriminalamt als Zentralstelle mit gleichen Be-
fugnissen auszustatten, und darauf beharren, mit 
zersplitterten Länderkonzeptionen zu arbeiten. Dies 
macht nach meinem Geschmack keinen Sinn. 

Auch macht es keinen Sinn, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, daß die einzelnen Bundesländer 
Verträge über die polizeiliche Zusammenarbeit mit 
allen Staaten dieser Welt abschließen. Ich denke, es 
wäre sinnvoller, eine Einigung darüber zu erreichen, 
daß vertragliche Abmachungen mit anderen Staaten 
zentral durch das BKA, durch die Bundesregierung 
erfolgen. Das heißt nicht, daß die Zusammenarbeit 
der Polizeien mit denen der Anrainerstaaten seitens 
des Bundes geregelt werden muß. Dies sollten die 
Bundesländer sehr wohl selber tun. Sie sollten ent-
sprechende Vereinbarungen mit den Anrainerstaa-
ten treffen, um die praktische Arbeit, die notwendig 
ist, insbesondere im Grenzbereich zu unterstützen. 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Sehr gut!) 

Dem offensichtlichen Mißtrauen der Länder nach 
dem Motto „Der Bund eignet sich zuviel Kompetenz 
an und hebelt die Länder aus" könnte auch dadurch 
begegnet werden, daß man den Ländern anbietet, ih-
nen Verbindungsbeamte des Bundeskriminalamtes 
zur Verfügung zu stellen. Diese BKA-Beamtinnen 
oder -Beamten könnten zur Informationsgewinnung, 
Informationssteuerung und Unterstützung bei Ermitt-
lungen sehr hilfreich sein und darüber hinaus zur 
schnellstmöglichen Zurverfügungstellung aller Ser-
viceeinrichtungen des Bundeskriminalamts für das 
betreffende Bundesland beitragen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich abschließend feststellen: Trotz der von mir 
geäußerten Kritik stimmt die SPD-Bundestagsfrak-
tion dem vorliegenden Gesetzentwurf zu, dies insbe-
sondere deshalb, weil, wie bereits eingangs ausge-
führt, gegenwärtig datenschutzrechtliche Regelun-
gen nicht vorhanden, allerdings auf Grund des 
Volkszählungsurteils zwingend notwendig sind. Herr 
Kollege Such, Sie wissen genau, daß es in Wiesbaden 
eine amtsrichterliche Anordnung gegeben hat, wo-
nach das Bundeskriminalamt Daten löschen mußte, 
weil die entsprechende Rechtsgrundlage fehlte. 
Diese wird mit diesem Gesetz geschaffen. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: In diesem Bereich stimmen wir auch 
zu!) 

Wir halten es auch für zwingend - das will ich 
deutlich sagen -, daß der Bundesinnenminister von 
seiner Kompetenz, die er auf Grund von Art. 73 Nr. 10 
GG hat, verstärkt Gebrauch macht und erneut das 
Gespräch mit den Ländern sucht, um zu effektiveren 
Lösungen zu gelangen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Wir reden 
doch ununterbrochen miteinander! Jede 

Woche!) 

Ich persönlich will jeden hier im Hause auffordern, 
gleich welcher politischen Couleur, seine persönli-
chen Beziehungen zu den Ministerien der verschie-
denen Länder zu nutzen, um eine Ebene mit vorzu

-

bereiten, damit das, was ich gerade angedeutet 
habe, gelingt. Ich glaube, dies ist notwendig. 

Im Ergebnis kommt es einzig und allein darauf an, 
den Herausforderungen der international organisier-
ten und länderübergreifenden Kriminalität gerecht 
zu werden, um den Bürgerinnen und Bürgern in un-
serem Lande und darüber hinaus einen hinreichen-
den Schutz vor Kriminalität zu gewähren. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Manfred Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Endlich, 
über 13 Jahre nach dem Volkszählungsurteil, erhält 
die Datenverarbeitung des Bundeskriminalamtes 
eine formal tragfähige Grundlage. Insofern, Kollege 
Graf, stimmen wir auch zu. Meine Fraktion begrüßt 
dies. 

Allerdings lehnen wir im Einklang mit der Kritik 
der Datenschutzbeauftragten die Novellierung des 
Gesetzentwurfes für das BKA ab, und zwar aus fol-
genden Gründen: 

Erstens. Der Entwurf verwendet mehrfach den Be-
griff „Straftaten von erheblicher Bedeutung" ohne 
eine Definition, um welche Tatbestände es sich han-
delt. Damit ist nicht mehr voraussehbar, wann die an 
diesen Begriff anknüpfenden Eingriffsbefugnisse des 
Bundeskriminalamtes zur Anwendung kommen. 

Zweitens. Befugnisse zur Strafverfolgung, Gefah-
renabwehr, Verhütung von Straftaten und Vorsorge 
für künftige Strafverfolgung werden ohne ausrei-
chende Zweckbindung vermischt. 

Drittens. Die Befugnisse des BKA zur selbständi-
gen Datenerhebung und -übermittlung bis hin zum 
automatisierten Datenverbund mit ausländischen 
und zwischenstaatlichen Stellen berücksichtigen 
weiterhin nicht ausreichend die Zuständigkeiten der 
Bundesländer, Kollege Graf, sowie datenschutzrecht-
liche Anforderungen. 

(Beifall der Abg. Ulla Jelpke [PDS]) 

Viertens. Besonders kraß ist - das ist der besondere 
Knackpunkt -, daß die Vorlage den großen Lausch- 
und Spähangriff in Wohnungen durch die Hintertür 
einführt, ja, gegenüber der Entwurfsfassung sogar 
noch erweitert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Griffiger macht!) 

Denn nun sollen nicht nur BKA-Beamte, sondern 
auch bloße V-Leute als sogenannte bemannte Wanze 
bzw. bemannte Kamera in verdächtige Wohnungen 
gehen dürfen. Außerdem dürfte nicht nur während 
ihres tatsächlichen Aufenthalts dort, sondern auch 
zeitlich davor gelauscht und gespäht werden, ob die 
einzuschleusende Person gefährdet wäre, wie be-
hauptet wird. Die Lage „abchecken", so nennt die 
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Begründung des Gesetzentwurfes dies in bestem 
RAF-Deutsch. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

Beide Erweiterungen zusammengenommen, wür-
de demnach künftig zur Rechtfertigung des Lausch- 
und Spähangriffs eine bloße Notiz in der Ermittlungs-
akte reichen, daß die Einschleusung eines Ermittlers 
oder V-Mannes angeblich geplant worden sei, die 
deswegen veranlaßte Ausforschung der Wohnung 
aber eine zu große Gefährdung ergebe und darum 
der Ermittler oder der V-Mann nicht zum Einsatz 
komme. Die dann gewonnenen Informationen dürf-
ten als Ermittlungsansatz selbst gegen Kleinkrimina-
lität genutzt werden. Mit dieser Regelung wäre der 
mißbräuchlichen Ausforschung von Bürgern und 
Bürgerinnen Tür und Tor geöffnet. 

Fünftens. Derartig verdeckte Maßnahmen könnten 
bereits gegen solche Personen breit angewendet 
werden, die „möglicherweise künftig" mit „künfti-
gen Tatverdächtigen" in Kontakt treten könnten. Ge-
speichert werden dürfen ebenso die Daten von Perso-
nen, die möglicherweise künftig einmal Zeuge oder 
Opfer einer Straftat werden. Selbst gegen deren Wil-
len, also offenbar nicht zu ihrem Schutz, soll gespei-
chert werden dürfen. Allein die polizeiliche Progno-
sefähigkeit entscheide über die Auslegbarkeit dieser 
weiten Formeln. 

Insgesamt genügt dieser Entwurf nicht unseren 
Vorstellungen von einer rechtsstaatlich einwand-
freien Handlungsgrundlage für das Bundeskriminal-
amt. 

(Beifall der Abg. Ulla Jelpke [PDS]) 

Thema der zweiten Vorlage, über die wir hier bera-
ten, ist, wie bereits bestehende Befugnisse der Straf-
verfolgungsbehörden angewendet werden, genauer 
gesagt: die Antwort der Bundesregierung auf unsere 
Große Anfrage dazu, Kollege Schlee, wie Sie das 
eben formuliert haben. Befremdlich an dieser Ant-
wort  ist nicht nur die mangelnde Auskunftsbereit-
schaft gegenüber dem Parlament. Allein 19 der ge-
stellten Fragen nach Überwachungspraktiken wur-
den angeblich mangels statistischer Erkenntnisse, 
wegen zu großen Aufwands der Antwort, wegen not-
wendiger Geheimhaltung oder schlicht aus „polizei-
taktischen Gründen" nicht beantwortet. 

(Vors it z : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Inhaltlich erstaunlich ist daneben folgender Tenor 
der Antwort: Die Bundesregierung weiß, daß sie 
nichts bzw. zuwenig darüber weiß, was in den letzten 
Jahren vielfach geschaffene, neuartige Polizeibefug-
nisse, zum Beispiel Rasterfahndung, präventive opti-
sche und akustische Überwachung, verdeckte Er-
mittler etc., bewirkt oder nicht bewirkt haben. Aber 
Sie fordern immer wieder etwas Neues. Trotz dieses 
offensichtlichen Stocherns im Nebel behauptet die 
Bundesregierung - angeblich um der Kriminalität 
Herr zu werden -, genau zu wissen, daß die Ermitt-
lungsbefugnisse lückenhaft seien und unbedingt um 
den großen Lauschangriff ergänzt werden müßten. 

Dieser Befund gibt auch Aufschluß über die 1994 
beim BKA eingerichtete „Rechtstatsachensammel-

stelle". Diese soll nicht Anwendung, Wirksamkeit 
und Kosten der wichtigsten Befugnisse geordnet bi-
lanzieren, sondern lediglich die nach Auffassung der 
Polizei beispielhaften Fälle zusammentragen. Wie 
ausdrücklich eingeräumt wurde, sollen damit Nach-
forderungen an den Gesetzgeber begründet werden. 
Der Gesetzgeber darf sich mit solcher Schmalspurre-
flexion brisanter Regelungen nicht zufriedengeben. 
Auf dieser Basis ist keine rationale, reflektierte Krimi-
nalpolitik möglich, sondern nur eine Fortsetzung des 
bisherigen Blindflugs und des Aktionismus in diesen 
Bereich. 

Zum Schluß zur dritten Vorlage dieser Beratung, 
zum Antrag meiner Fraktion, Namensschilder bzw. 
Dienstnummern für Polizeibeamte einzuführen. Die 
Koalitionsmehrheit hat aller Rhetorik von bürgerna-
her und transparenter Verwaltung und Bürgernähe 
der Polizei zum Trotz im Ausschuß nicht nur diese 
Vorlage, sondern auch einen entsprechenden Feld-
versuch bei der Bahnpolizei abgelehnt. Die Koalition 
behauptet, daß die bestehenden Dienstanweisungen 
zur Identifikation gegenüber den Bürgerinnen und 
Bürgern ausreichen. Tatsächlich wird den Betroffe-
nen auf Nachfrage allzuoft der Name verweigert. Da-
für haben kürzlich die Großdemonstrationen einmal 
mehr reichlich Beispiele gegeben. Wenn es Konflikte 
gibt und Bürger sich beschweren wollen und nach 
dem Namen fragen, heißt es bei vielen Beamten im-
mer noch „Mein Name ist Hase" oder „Ich bin der 
Kaiser von China". 

Auch der Einwand der Koalition, ein Namensschild 
gefährde Polizeibeamte, ist durch die Realität längst 
widerlegt. Solche Gefährdungen, wie sie jetzt be-
fürchtet werden, sind aus dem Ausland nicht be-
kanntgeworden, wo vielfach strikte Kennzeich-
nungspflicht herrscht, wie zum Beispiel in den Verei-
nigten Staaten, wo die Kriminalität noch viel höher 
ist als bei uns. 

Im Gegenteil: Nach den do rt  gewonnenen Er-
kenntnissen wollen offenbar immer mehr Polizisten 
selbst im geschlossenen Einsatz den Bürgern und 
Bürgerinnen nicht länger als anonyme und ver-
mummte Vollstrecker des Gewaltmonopols gegen-
übertreten, sondern als verantwortungsbewußt han-
delnde Polizeibeamte. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege 
Such, gucken Sie bitte auf die Uhr. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
komme zum Ende, ja. 

Auch wo das Tragen des Schildes teils verbindlich 
und teils für bestimmte Einsatzbereiche nur freiwillig 
eingeführt wurde, wie etwa in Niedersachsen oder in 
Hamburg, wird dieses Angebot inzwischen von über 
50 Prozent der Polizisten akzeptiert und auch offen-
bar zunehmend praktiziert. 

Als Ergebnis dieser verbundenen Debatte über das 
Handwerkszeug unserer Sicherheitsbehörden läßt 
sich folgender Unterschied zwischen Koalition und 
Opposition festhalten. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das muß jetzt 
aber sehr schnell gehen, Herr Kollege Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Statt 
unreflektie rter, ideologischer und von pauschalem 
Mißtrauen gegen Bürgerinnen und Bürger geprägter 
Sicherheitspolitik der Bundesregierung plädieren 
Bündnis 90/Die Grünen für eine moderne und ratio-
nale Kriminalpolitik für und mit den Bürgerinnen 
und Bürgern. 

Herr Kollege Graf, Sie tun der Polizei mit diesem 
Gesetz keinen Gefallen. Sie werden nicht erreichen, 
daß sich dadurch die polizeiliche Arbeit verbessert, 
sondern Sie werden mit diesem BKA-Gesetz die Poli-
zei weiter ins Abseits drängen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege! 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Polizei wird die Akzeptanz bei den Bürgerinnen und 
Bürgern, auf die sie angewiesen ist, immer mehr ver-
lieren. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS - Joachim 
Hörster [CDU/CSU]: Ein starkes Stück, wie 
der das ausnutzt! Wo kommen wir denn da 

hin! Keine Extrawurst für Such!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Dr. Max Stadler, F.D.P. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Mit der heutigen zwei-
ten und dritten Lesung des BKA-Gesetzes wird ein 
ebenso wichtiges wie langwieriges und komplizier-
tes Gesetzgebungsverfahren im Bundestag abge-
schlossen. Jahrelang ist um die richtige Ausgestal-
tung der Neuregelung gerungen worden. Manche 
Vorschriften sind denn auch in der Formulierung 
recht kompliziert geraten. Kollege Graf, Sie haben 
das angesprochen. Vielleicht lag das auch an der lan-
gen Beratungszeit. Dies ist in der Tat kein Gesetz, 
das in das Lehrbuch für Gesetzgebungskunst mit 
dem Etikett, daß es sich durch eine besonders einf a-
che und leicht nachvollziehbare Sprache auszeich-
net, aufgenommen werden könnte. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Deswegen versteht die SPD das auch 
nicht!) 

Ich werte dies dennoch nicht als Beleg für man-
gelnde Gesetzgebungstechnik, sondern als Aus-
druck dessen, daß die Materie außerordentlich kom-
plex ist. 

Es galt, Interessengegensätze wie die zwischen 
Bund und Ländern auszugleichen und Abwägungen 
zwischen Eingriffsmöglichkeiten des Bundeskrimi-
nalamtes und der Wahrung bürgerlicher Grund-
rechte vorzunehmen. Schließlich waren umfangrei-
che datenschutzrechtliche Regelungen in dieses Ge-
setz einzuarbeiten. 

All diese Umstände führten dazu, daß es schon in-
nerhalb der Regierungskoalition einen langen Mei-
nungsbildungsprozeß gegeben hat. Der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung ist sodann im Innenaus-
schuß ausführlich diskutiert und auf Grund einer von 
der Opposition gewünschten Sachverständigenanhö-
rung in einigen Punkten modifiziert worden. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das war auch eine Farce!) 

Am Ende dieses langen Prozesses steht nun ein Ge-
setz, das nach meiner Meinung dem Bundeskriminal-
amt als tragfähige Grundlage für seine Arbeit dienen 
wird, die Kompetenzprobleme zwischen Bund und 
Ländern in vernünftiger Weise löst, einer kritischen 
rechtsstaatlichen Prüfung durchaus standhält und 
zahlreiche Vorschläge des Bundesdatenschutzbeauf-
tragten aufgegriffen hat. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Im Verhältnis zwischen Bund und Ländern kann es 
keinen Zweifel geben, daß die Bekämpfung der in-
ternationalen Kriminalität relativ starke Befugnisse 
des Bundeskriminalamts verlangt. Auf Wunsch der 
Länder werden aber auch deren Kompetenzen er-
weitert. Ihnen wird die Möglichkeit eröffnet, selb-
ständig die Polizeien der Nachbarstaaten und der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu konsul-
tieren, wenn Gefahr im Verzug ist oder wenn es sich 
um Fälle von regionaler Bedeutung im Grenzgebiet 
handelt. 

Allerdings liegt zum Beispiel im Verhältnis zwi-
schen dem Freistaat Bayern und der Republik Argen-
tinien weder das eine noch das andere vor. Die kürz-
lich getroffenen Vereinbarungen Argentiniens mit 
dem Bayerischen Ministerpräsidenten Stoiber mögen 
daher zwar geeignet sein, die internationale Hand-
lungsfähigkeit des letzteren der einheimischen Be-
völkerung zu demonstrieren, liegen jedoch keines-
falls auf der Linie dieses BKA-Gesetzes. 

(Beifall bei der F.D.P. und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Dr. Willfried Penner [SPD]: 
Sind die nur anfechtbar oder sind sie nich

-

tig?) 

- Herr Penner, wir wollen uns mit dieser Kleinigkeit 
nicht so lange aufhalten. 

Für den einzelnen Bürger bedeutsamer ist der Ab-
schnitt über die Führung kriminalpolizeilicher per-
sonenbezogener Sammlungen des BKA. Hier be-
stand unsere Aufgabe darin, auf der einen Seite dem 
BKA die Informationen zu belassen, die es für seine 
Tätigkeit wirklich braucht, auf der anderen Seite 
aber einer überzogenen Sammelleidenschaft Gren-
zen zu ziehen. 

Die Regelungen des Gesetzes hierzu waren selbst-
verständlich auch innerhalb der Koalition umstritten. 
Sie können als vertretbarer Kompromiß gewertet 
werden. Die F.D.P. hat insbesondere darauf geachtet, 
daß Löschungs- und Benachrichtigungsvorschriften 
bürgerfreundlich ausgestaltet worden sind. 

Ich komme damit zum politisch kritischsten Punkt 
des Gesetzes, zu dem neuen § 16, der Vorschrift über 
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den Einsatz technischer Mittel zur Eigensicherung 
verdeckter Ermittler. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Jetzt bin ich mal gespannt!) 

Diese Norm lehnt sich zunächst an parallele Vor-
schriften in den Polizeigesetzen der meisten Bundes-
länder an. Versucht wurde auf Drängen der F.D.P. 
aber zugleich, präzisere und engere rechtsstaatliche 
Grenzen für den Anwendungsbereich zu ziehen. 

Dabei stößt man freilich sofort auf ein Grundpro-
blem. Wenn man eine Abweichung von „normalen" 
Ermittlungsmethoden gestattet, ergeben sich Konse-
quenzen, die zu immer neuen Eingriffen in die 
Rechte der betroffenen Bürger führen. 

Konkret bedeutet dies: Es ist wohl unstrittig, daß 
der Einsatz verdeckter Ermittler zu den notwendigen 
Bestandteilen der Kriminalitätsbekämpfung gehört. 
Dann aber muß sich der Gesetzgeber die Frage stel-
len, ob seine Fürsorgepflicht für die verdeckten Er-
mittler es gebietet, zu deren Eigensicherung techni-
sche Hilfsmittel einzusetzen. Angesichts der Gefähr-
lichkeit des Einsatzes verdeckter Ermittler läßt sich 
diese Frage kaum verneinen. 

Damit ergibt sich aber sofort die weitere Folge-
rung, möglichst effektive technische Mittel zur Ei-
gensicherung vorzusehen. Auch dem kann man sich 
schwerlich entziehen. Dies führte im vorliegenden 
Gesetz zur Zulassung akustischer und optischer 
Hilfsmittel. 

Damit aber taucht die weitere Frage auf, wie mit 
sogenannten Zufallserkenntnissen, die per Tonband 
oder Videokamera dokumentiert sind, umgegangen 
wird. Der ursprüngliche Sinn des Einsatzes techni-
scher Hilfsmittel liegt nach § 16 ausschließlich in der 
Eigensicherung des Ermittlers, nicht etwa in der Ge-
winnung von Beweismitteln. Wäre es aber wirklich 
vertretbar, Tonbänder oder Videoaufnahmen, mit de-
nen schwerste Verbrechen nachzuweisen sind, nicht 
als Beweismittel in einem Strafverfahren zuzulassen? 
Die Frage zu stellen heißt, sie zu verneinen. 

So kommt man Schritt für Schritt von einer ein-
leuchtenden Maßnahme zur Eigensicherung zu im-
mer stärkeren und ganz erheblichen Eingriffen in 
das traditionelle Beweisgewinnungsrecht. Diesen 
Eingriffen zuzustimmen, ist der F.D.P. nicht leichtge-
fallen. Wir halten aber eine Lösung für sachgerecht, 
die sich an der Vorschrift für Telefonüberwachung 
gemäß § 100 a StPO orientiert. Zufallserkenntnisse 
dürfen zu Beweiszwecken nur für besonders 
schwere, in § 16 Abs. 3 abschließend definierte Straf-
taten verwendet werden. 

Als zusätzliche rechtsstaatliche Sicherung haben 
wir außerdem die Neuerung vorgesehen, daß zuvor 
die Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich fest-
gestellt werden muß. Dem liegt die Grundidee des 
bekannten Werkes von Niklas Luhmann „Legitima-
tion durch Verfahren" zugrunde. Je stärker sich der 
materielle Eingriff darstellt, um so notwendiger ist es, 
die verfahrensmäßigen Sicherungen ebenfalls beson-
ders stark auszugestalten. Deswegen hier die Anord-
nungsbefugnis durch den Präsidenten des BKA und  

nicht etwa durch jeden beliebigen Einsatzleiter und 
deswegen vor allem die richterliche Bestätigung, daß 
die Maßnahme den Voraussetzungen entsprochen 
hat. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, § 16 des BKA-Gesetzes 
dient somit nicht dazu, anderweitige Verbote be-
stimmter Ermittlungsmethoden zu umgehen. Die 
Vorschrift verhindert aber, daß bei schweren Strafta-
ten Beweise, die rechtmäßig erlangt worden sind, un-
verwertbar bleiben würden. 

Die F.D.P.-Fraktion stimmt daher in diesem Punkt 
und auch sonst dem vorliegenden Gesetzentwurf zu. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Diet

-

mar Schlee [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Ulla Jelpke, PDS. 

(Dietmar Schlee [CDU/CSU]): Das könnte 
man auch zu Protokoll geben!) 

Ulla Jelpke (PDS): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben bereits in der ersten Lesung 
die Neuregelung des BKA-Gesetzes kritisiert: zum 
einen, weil wir meinen, daß durch die beabsichtigte 
forcierte Zentralisierung im Polizeibereich der Föde-
ralismus unter die Räder gerät. 

So hat zum Beispiel der Bundesrat moniert, durch 
das neue BKA-Gesetz ergäbe sich eine - ich zitiere -
„verfassungsrechtlich äußerst bedenkliche Kompe-
tenzverschiebung zuungunsten der Bundesländer". 
Die Bundesregierung bestätigt das, wenn sie antwor-
tet - Zitat -: 

Insbesondere im Rahmen der Bekämpfung des 
Terrorismus und der Organisierten Kriminalität 
ist eine konsequente Trennung zwischen Präven-
tion und Repression nicht möglich. 

Die Bundesregierung verwischt somit gerade in die-
sen beiden sensiblen Kriminalitätsbereichen vorsätz-
lich die Trennung zwischen der länderpolizeilichen 
Gefahrenabwehr und der Strafverfolgung. 

Ferner sollen BKA-Spitzel zukünftig auch einen so-
genannten kleinen Lauschangriff durchführen kön-
nen, zum Schutz von sogenannten verdeckten Er-
mittlern des BKA, für die in der Novelle nach wie vor 
keine gesetzliche Grundlage geschaffen worden ist. 
Durchführen sollen diesen BKA-Lauschangriff nicht 
mehr, wie zunächst vorgesehen, Beamte, sondern, 
wie es jetzt in der Beschlußempfehlung heißt, „Be-
dienstete des BKA", also offenkundig auch nicht ver-
beamtete, nichtpolizeiliche V-Leute des BKA. 

Schließlich haben wir auf die Gefahr hingewiesen, 
daß sich die Polizei - hier in Vertretung des BKA - 
immer mehr einer demokratischen Kontrolle ent-
zieht, sich immer mehr verselbständigt. Mit wachsen-
der Sorge beobachtet selbst der honorige Deutsche 
Richterbund in seiner Stellungnahme zum BKA-Ge-
setz den unerhörten Machtzuwachs des BKA - ich zi-
tiere -: 
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Mittel und Möglichkeiten der Polizei werden ge-
stärkt, aber die Bedeutung der Staatsanwalt-
schaften und Ge richte für die Gewaltenteilung 
werden nicht berücksichtigt. 

Nehmen wir nur das Beispiel der im BKA-Gesetz 
vorgesehenen Zeugenschutzregelungen: Wer kon-
trolliert eigentlich, mit welchen Versprechungen die 
Polizei die Aussagebereitschaft bei „gefährdeten 
Zeugen" weckt oder ob zum Beispiel durch die Dro-
hung, das Zeugenschutzprogramm zu beenden und 
den Kronzeugen seinen ehemaligen Kumpanen aus-
zuliefern, Aussagen auch schon einmal erpreßt wer-
den? Wer kontrolliert das? 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist 
die Stasi-Erfahrung!) 

Diese Fragen sind im polizeilichen Alltag weder von 
der Staatsanwaltschaft noch von den Gerichten, ge-
schweige denn von seiten der Verteidigung zu über-
wachen. Hier herrschen meiner Meinung nach wirk-
lich Wildwestmethoden. 

Wir haben aus diesen Gründen eine Anhörung 
zum BKA-Gesetz gefordert. Diese Anhörung wurde 
auch im kleinen Rahmen durchgeführt. Allerdings: 
Von Regierungskoalition und SPD wurden keinerlei 
kritische Sachverständige geladen, auch nicht zum 
Beispiel die Kritischen Polizisten. Was ich besonders 
famos finde, Herr Graf: Noch nicht einmal ein Daten-
schutzbeauftragter hat diese Anhörung begleitet. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Beim 
nächstenmal laden wir Markus Wolf, das ist 

wahr!) 

- Das ist sehr unsachlich, Herr Marschewski. 

In der Presse wird immer wieder von einer mögli-
chen großen Koalition gemunkelt. Ich meine, in die-
ser Frage - der Kollege Schlee hat es heute schon 
vorgeführt - haben wir sie bereits sehr deutlich. 

Ein Wort  zur Großen Anfrage, auf die mein Kol-
lege Such bereits hingewiesen hat. Ich persönlich bin 
es ja gewöhnt, daß man meine Anfragen in der Regel 
kaum beantwortet, ich meine aber schon, daß sich 
das Haus darum kümmern sollte, wie Große Anfra-
gen, insbesondere die der Grünen, beantwortet wer-
den. 

Zum Beispiel wurden zwölf Fragen aus polizeitak-
tischen Gründen, vier Fragen aus nicht näher erklär-
ten Geheimschutzgründen und sieben Fragen wegen 
des „zu großen Aufwandes" nicht beantwortet. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Das ist 
unerhört!) 

Nur zur Erinnerung: Hier sollten beileibe nicht 
Erbsen gezählt werden. Vielmehr sollten der Bevöl-
kerung das Ausmaß und die Eingriffstiefe polizeili-
cher Vorgehensweisen transparent gemacht werden. 
Wie sich die Exekutive gegenüber der demokrati-
schen Kontrolle durch das Parlament abschottet, ist 
intolerabel und von den Grünen zu Recht kritisiert 
worden. 

Herr Kollege Schlee, noch ein Wo rt  zum Antrag 
der Grünen, der sich mit der - eventuell kodierten - 

Namensnennung von Polizisten befaßt. Auch wir 
meinen, daß das im Interesse demokratischer Trans-
parenz wäre. Um die Beschwerdemacht von Opfern 
rechtswidrigen polizeilichen Handelns demokrati-
scher zu gestalten, um also dazu beizutragen, daß 
sich Opfer wirklich verteidigen können, halten wir 
das für ausgesprochen wichtig. Deshalb werden wir 
dem Antrag und auch dem Entschließungsantrag der 
Grünen zustimmen. 

(Beifall bei der PDS sowie des Abg. Man

-

fred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Bundesmi-
nister, bin ich richtig informiert, daß Sie jetzt spre-
chen wollen? 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Es 
soll so sein, wie Sie sagen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte, Sie haben 
das Wort. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Herr Kemper ist 
noch dran! Sprechen Sie doch zum Schluß!) 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Ver-
zeihung! - Bitte! 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Mir war gesagt 
worden, der Bundesminister wird jetzt sprechen. 
Aber wir gehen so nett miteinander um. Herr Kollege 
Kemper, SPD, bitte. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Vielen Dank, Herr Mi-
nister, daß Sie mir den Vortritt gelassen haben; viel-
leicht hätte ich sonst auf Ihre Rede antworten kön-
nen. Aber jetzt wechseln wir nicht noch einmal. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lange 
haben wir auf das neue BKA-Gesetz gewartet. Es ist 
heute bereits wiederholt darauf hingewiesen wor-
den, daß die Länge der Wartezeit nicht unbedingt 
positiv im Verhältnis zur Qualität steht. Das Sprich-
wort  „Was lange währt, wird endlich gut" trifft in die-
sem Fall nicht zu. 

Das, was wir heute diskutieren und verabschieden, 
ist die Einigung auf den kleinsten gemeinsamen 
Nenner. Wir stimmen zwar zu, aber es ist eine freud-
lose Zustimmung. Es ist nicht gelungen, die vorhan-
denen Kräfte wirklich zu bündeln. Es ist nicht gelun-
gen, Empfindlichkeiten zu beseitigen. 

Ich will auf diese Einzelheiten gar nicht näher ein-
gehen. Mein Freund Günter Graf hat das eingehend 
dargestellt und die Probleme beschrieben. Ihnen, 
Herr Kanther, ist es in den Verhandlungen mit den 
Länderinnenministern unabhängig von der Parteizu-
gehörigkeit nicht gelungen, einen größeren gemein-
samen Nenner zu erreichen. 

Wir reden ständig über die Bedeutung von Interpol 
und Europol und über die Verbesserung und Stär-
kung dieser Institutionen. Tatsächlich aber haben wir 
eine Situation, in der wir internationale grenzüber- 
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schreitende organisierte Kriminalität mit der gesam-
ten gewaltigen Polizeipower von Bremen oder Thü-
ringen bekämpfen werden, um das ein wenig über-
spitzt zu formulieren. 

Wir haben große Probleme mit der Kriminalität ins-
gesamt, insbesondere aber mit der Zunahme der Ge-
waltkriminalität, der Schlepperkriminalität und dem 
großen Feld der organisierten Kriminalität. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wer ist dafür verantwortlich?) 

Angesichts dieser Entwicklung kann das Gebot 
der Stunde nur heißen: Verhütung und Verfolgung 
von Straftaten aller Art, effektive Verbrechensbe-
kämpfung auf nationaler und internationaler Ebene 
und Nutzung aller zulässigen Instrumente, um den 
skrupellosen Geschäftemachern, die für das Leid und 
die Not vieler Menschen verantwortlich sind, das 
Handwerk zu legen. 

Lieber Kollege Such, Ihre Ausführungen, Ihr Ent-
schließungsantrag und Ihre Große Anfrage erstau-
nen mich einigermaßen, um das ganz vorsichtig aus-
zudrücken. Wenn ich Sie höre und Ihre Papiere lese, 
habe ich manchmal den Eindruck, Sie fürchten den 
Staat und die Polizei mehr als die Straftäter. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das erstaunt mich besonders deshalb, weil ich weiß, 
daß Sie als Kriminalbeamter mit langer Dienstzeit 
und großer Erfahrung auch in Führungspositionen 
tätig waren und es eigentlich besser wissen müßten. 

Ich halte es nicht für in Ordnung - das will ich 
ganz deutlich sagen -, wenn Sie unterschwellig den 
Eindruck erwecken, die polizeilichen Maßnahmen 
richteten sich in erster Linie gegen Unverdächtige. 
Ziel der Ermittlungen ist es, Täter - nicht Opfer - zu 
überführen. Wenn ich es einmal so kollegial sagen 
darf: Die Ausdrücke „RAF-Deutsch" und „Voll-
strecker" passen in diesem Zusammenhang absolut 
nicht. Man sollte sie wirklich noch einmal überden-
ken. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Es stimmt ja, und das wird auch von uns gar nicht 
bestritten: Die Zahl der Telefonüberwachungen ist 
deutlich angestiegen, hat dramatisch zugenommen. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Die Deutschen sind dabei Weltmei

-

ster! - Erwin Marschewski [CDU/CSU]: 
Quatsch!) 

Aber Sie wissen genauso gut wie ich, daß diese Tele-
fonüberwachungen in vielen Fällen zur Aufklärung 
von Straftaten führen, insbesondere zur Aufklärung 
von Straftaten im Drogenbereich. Auch wenn die Tä-
ter heute wissen oder vermuten, daß ihre Telefone 
abgehört werden, führen die Telefonabhörmaßnah-
men immer noch zur Aufklärung von Straftaten, die 
sonst nicht aufgeklärt würden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Ich will und kann nicht auf alle Punkte Ihrer Gro-
ßen Anfrage eingehen. Aber wir beide wissen doch 
aus jahrelanger dienstlicher Erfahrung ganz genau: 
Es ist kein Problem, die kleinen Gauner zu überfüh-
ren. Sie legen sehr schnell ein Geständnis ab, sie ver-
zichten auf Rechtsbeistand und auf die Einlegung 
von Rechtsmitteln, und sie zeigen nach der Tat auch 
Reue. 

Völlig anders verhält es sich aber bei den Schwer- 
und Schwerstkriminellen: Man bekommt nie ein Ge-
ständnis, die Zeugen werden bedroht, von Reue 
keine Spur. Sie zeigen höchstens ein Bedauern dar-
über, daß sie aufgefallen sind. Diese Leute sind nicht 
daran interessiert, sich künftig gesetzestreu zu ver-
halten. Vielmehr setzen sie alles daran, die kriminel-
len Gewinne zu maximieren und das Risiko, entdeckt 
oder überführt zu werden, zu minimieren. Der SPD 
geht es darum, gerade diesen Leuten das Handwerk 
zu legen. Kriminalitätsbekämpfung nach dem Motto 
„Die Kleinen hängt man, und die Großen läßt man 
laufen" wird es mit uns nicht geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Für uns Sozialdemokraten gibt es klare Richtlinien 
und Parteitagsbeschlüsse als Leitlinien für die Ver-
brechensbekämpfung. Es gibt eine ganze Menge 
neuer Instrumentarien, deren Einsatz wir für erfor-
derlich halten, um zu einer effektiveren Verbre-
chensbekämpfung zu kommen. Ich will gerne ein-
räumen, daß es keinen Königsweg gibt. Keine ein-
zelne Maßnahme, für sich gesehen, versetzt uns in 
die Lage, der organisierten Kriminalität das Kreuz zu 
brechen. Alle Maßnahmen können nur als Mosaik-
steinchen in einem ganzen Bündel von Maßnahmen 
betrachtet werden. 

(Günter Graf [Friesoythe] [SPD]: Das weiß 
der Such auch!) 

Wir sind der Meinung, daß wir sie nur bei bestimm-
ten, klar umrissenen Straftaten 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Bei Straftaten von erheblicher 
Bedeutung, was immer das auch heißt!) 

und bei Beachtung hoher rechtsstaatlicher Hürden 
einsetzen dürfen und können, Herr Such. Das wissen 
Sie genauso gut wie ich. 

Wir wollen bei den immensen Gewinnen ansetzen, 
die bei der organisierten Kriminalität erzielt werden 
können; sie sind der Lebenssaft der organisierten Kri-
minalität. Wir sehen hier einen wirkungsvollen He-
bel; denn erst wenn sich Verbrechen nicht mehr 
lohnt, können wir Erfolge in der Verbrechensbe-
kämpfung erzielen. 

Herr Kollege Schlee, ich muß Ihnen in einem Punkt 
widersprechen: Unser jetziges Verbrechensbekämp-
fungsgesetz ist ein Flop. Die Sozialdemokraten woll-
ten von Anfang an ein anderes Gesetz. Ich will Sie 
daran erinnern, daß die Koalition in dieser Frage 
eher zum Jagen getragen werden mußte. Selbst das 
nahezu unwirksame Geldwäschegesetz ist ja erst auf 
Druck des Vermittlungsausschusses zustande ge-
kommen. Sie hatten noch andere Schwellenwerte, 
das Anwaltsprivileg und andere Ungereimtheiten in 
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Ihrem Gesetz. Wir wollen die rechtliche Möglichkeit 
schaffen, daß Vermögen, das aus der organisierten 
Kriminalität stammt, dem Staat anheimfällt. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege 
Kemper, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Marschewski? 

Hans-Peter Kemper (SPD): Gerne, aber ich möchte 
eben den Satz zu Ende bringen, Herr Marschewski. 

Ob das unter Zuhilfenahme einer Umkehr der Be-
weislast oder mit einem neuen Gesetz, das beim Steu-
errecht ansetzt, bewirkt werden kann, darüber müs-
sen wir noch reden. Wir sind aber bereit, den rechtli-
chen Rahmen für den Einsatz technischer Mittel zu 
gestalten. Hierbei bedarf es hoher rechtsstaatlicher 
Hürden. Diese werden wir festlegen. Wir werden al-
lerdings genauso deutlich machen, daß es keine 
Schutzzonen für organisierte Kriminelle geben darf. 

(Beifall bei der SPD) 

So, Herr Marschewski, jetzt haben Sie das Wort. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herzlichen Dank. 
Lieber Herr Kollege Kemper, Sie haben gesagt, das 
Verbrechensbekämpfungsgesetz sei ein Flop. Ist Ih-
nen bekannt, daß die SPD diesem Verbrechensbe-
kämpfungsgesetz im Bundesrat und im Vermitt-
lungsausschuß zu 99,9 Prozent in der Fassung, in der 
wir es im Deutschen Bundestag eingebracht haben, 
zugestimmt hat, nachdem Sie es im Bundestag in völ-
lig unverständlicher Weise abgelehnt haben? 

Hans-Peter Kemper (SPD): Herr Marschewski, es 
scheint ein Mißverständnis zu geben. Ich habe vom 
Geldwäschegesetz gesprochen, auch inhaltlich. Das 
Anwaltsprivileg hat im Verbrechensbekämpfungsge-
setz nichts verloren. Das ist ein klares Privileg aus 
dem Geldwäschegesetz. Auch die Schwellenwerte 
kommen nur im Geldwäschegesetz vor. Von daher 
kann es nur so sein, daß ich mich versprochen habe. 
Aber als Fachmann hätten Sie aus dem Inhalt erken-
nen müssen, daß es nur um das Geldwäschegesetz 
gehen konnte. Bei diesem Gesetz verhält es sich ge-
nauso, wie ich es gesagt habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Wollen Sie noch 
eine Zwischenfrage stellen? 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Lassen Sie sie 
zu, Herr Kollege Kemper? 

Hans-Peter Kemper (SPD): Ja, bitte. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Bitte. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Sie sagen, Sie 
hätten sich versprochen. Dann sind wir d'accord. Ich  

sage noch einmal: Die SPD hat diesem Gesetz zuge-
stimmt. Das ist doch völlig richtig. Ich wollte mit mei-
ner Frage nicht mehr bewirken, als daß Sie das der 
deutschen Öffentlichkeit sagen. 

(Zuruf von der SPD: Das war aber keine 
Zwischenfrage! - Dr. Willfried Penner 
[SPD]: Die deutsche Öffentlichkeit ist aber 

nur mit 30 Mann vertreten!) 

Hans -Peter Kemper (SPD): Ich hoffe, daß die deut-
sche Öffentlichkeit vernommen hat, daß Ihr Geldwä-
schegesetz ein Flop war und daß es überhaupt nur 
zustande gekommen ist, weil der Vermittlungsaus-
schuß das bewirkt hat. 

Wir wissen, daß es in Verfahren, in denen es um 
die organisierte Kriminalität geht, Geständnisse und 
Zeugenaussagen eigentlich nicht gibt. Wir wissen, 
daß die einzelnen OK-Ebenen streng gegeneinander 
abgeschottet sind. Eine erfolgreiche Beweisführung 
macht für einen ganz eng begrenzten Bereich der 
Schwerstkriminalität den Einsatz technischer Mittel 
als Ultima ratio erforderlich. Ich will aber auch ganz 
deutlich sagen: Das Herausgreifen einer einzigen 
Maßnahme aus diesem Maßnahmenbündel - wie 
beispielsweise eine alleinige Regelung für den gro-
ßen Lauschangriff - wird es mit der SPD nicht geben. 

Der Einsatz verdeckter Ermittler kann unter be-
stimmten Voraussetzungen erforderlich werden. Wir 
sind in dieser Hinsicht durchaus verhandlungsbereit. 
Es ist aber völlig gegen unsere Überzeugung und un-
ter dem Gesichtspunkt der Fürsorgepflicht für Be-
amte auch nicht zulässig, den Beamten die Bege-
hung von Straftaten zu ermöglichen oder gar abzunö-
tigen. Die SPD wird bei den Gesetzesveränderungen 
sehr genau darauf achten, daß die Gratwanderung 
zwischen dem Notwendigen, dem Wünschenswerten 
und dem Rechtsstaatlichen gelingt. 

Ein Wort noch - weil auch das heute auf der Tages-
ordnung steht - zu den Namensschildern, Herr Such. 
Wir sind in dieser Frage völlig leidenschaftslos. Wir 
sind der Meinung, daß man das machen kann. Man 
soll das aber den Ländern überlassen. Das müssen 
wir nicht auf Bundesebene regeln. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wir haben den Bundesgrenzschutz 
und die Bahnpolizei!) 

Polizeibeamte sind auch heute schon verpflichtet, 
Dienstausweise und Dienstmarken mit sich zu führen 
und diese auf Verlangen vorzuzeigen. Das wissen Sie 
doch alles, Herr Such. Von daher sehen wir eine Not-
wendigkeit für diese Namensschilder nicht. Wir sind 
allerdings in dieser Frage recht leidenschaftslos. Wir 
würden auch einem Feldversuch, wie Sie ihn eben 
angeregt haben, durchaus zustimmen. Das ist für uns 
keine Glaubensfrage; das ist auch keine Frage, die 
einen entscheidenden Einfluß auf die Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität hat. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. sowie 
des Abg. Erwin Marschewski [CDU/CSU]) 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Minister 
Kanther, bitte. 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Herr 
Präsident! Verehrte Damen! Meine Herren! Ich will 
versuchen, auf ein paar Argumente der Debatte ein-
zugehen und verkürze meine Rede deshalb um die 
Dinge, die nur Wiederholung wären. Für die Bundes-
regierung ist entscheidend, daß der Kampf gegen die 
Kriminalität eine Hauptaufgabe des Staates ist, an 
der sich für die Bürger viel Vertrauen und Enttäu-
schung festmachen kann. 

Deshalb ist das eine Aufgabe, die nicht statisch be-
trachtet werden darf, sondern die sich von der Ge-
fährdungslage her immer wieder neu stellt. Daher ist 
es in den letzten Jahren so wichtig gewesen, das ge-
setzgeberische Handwerkszeug zu stärken, wie wir 
es mit den Gesetzen, die der Kollege Schlee genannt 
hat, getan haben. Weil die Gesetze alleine noch nicht 
ausreichen, ist es ebenso notwendig, daß die admini-
strative Seite, also die Vollzugsseite gestärkt wird, 
wie wir es mit vielen Maßnahmen erreicht haben. 
Wir müssen das auch weiterhin betreiben, weil ins-
besondere technische Möglichkeiten immer neue 
Wege weisen. 

Die Einführung der elektronischen Wegfahrsperre 
in Kraftfahrzeugen ist wahrscheinlich wichtiger als 
alle Vorschriften, die wir im Diebstahlsbereich über-
haupt verändern oder neu schaffen könnten. Die 
technischen Verbesserungen bei der Bekämpfung 
von Kreditkartenkriminalität sind wichtiger als alle 
Vorschriften, die wir im Zusammenhang mit Betrug 
verändern können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Umstellung der praktischen Arbeit des BGS 
auf ein neues, vorwiegend einzeldienstlich geprägtes 
Berufsbild ist eine noch nicht abgeschlossene Arbeit, 
aber ein gewaltiger Beitrag zur inneren Sicherheit 
insbesondere in den Grenzzonen, die die Polizeien 
von Bund und Ländern vor völlig neue Notwendig-
keiten der Zusammenarbeit stellt. Auch das ist ein 
noch nicht völlig abgeschlossener, aber ein zuneh-
mend erkannter Prozeß. 

Die Frage der internationalen Zusammenarbeit 
mit den mittel- und osteuropäischen Staaten ist ein 
völlig neues Thema für polizeiliche Zusammenarbeit 
über die Grenzen hinaus. Dieser Aspekt stellt des-
halb eine Notwendigkeit für die Zukunft dar und ist 
von herausragender Bedeutung, die auch in Zukunft 
noch stark zunehmen wird, da ein Großteil organi-
sierter Kriminalität über die östlichen Landesgrenzen 
hereinkommt. 

So besteht diese ganze Landschaft in der Verbre-
chensbekämpfung aus vielen Bausteinen und nicht 
aus Königswegen; da hat Herr Kemper völlig recht. 
Wenn dies aber eine gemeinsame Überzeugung ist, 
verehrte Kollegen von der SPD, dann müssen wir 
aufhören, Schaukämpfe miteinander auszutragen. Es 
handelt sich um eine gemeinsame Aufgabe von 
Bund und Ländern; niemand wird sie allein ohne 
Rücksicht auf die Couleur lösen können. Wenn Sie 
schon Maßnahmen zustimmen - in der vorigen Wo-

che und jetzt wieder -, dann geben Sie doch einfach 
mal zu, daß diese Regierung etwas richtig machen 
kann, zum Beispiel mit diesem Gesetz. 

(Konrad Gilges [SPD]: Nein!) 

Dann sparen wir uns die ganzen Prologe und gegen-
seitigen Beschimpfungen und können unsere ge-
meinsame Überzeugung zum Ausdruck bringen, daß 
dieses Gesetz notwendig und richtig und ein wichti-
ger Baustein für die innere Sicherheit ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das gilt nicht nur aus Gründen des Datenschutzes - 
das  trifft sicher auch zu -, sondern auch weil es für 
die Zusammenarbeit der Polizeien von Bund und 
Ländern und für die Wahrnehmung innerer Aufga-
ben des Bundeskriminalamtes unentbehrlich ist. 

Die Frage des Auslandsdienstverkehrs, die lange 
im Zweifel stand, obwohl er in unserer Epoche zwei-
fellos eine ganz besondere Bedeutung gewonnen 
hat, ist einem völlig vernünftigen Ergebnis zugeführt 
worden. Es ist kein Ergebnis, das den Bund mit unge-
nügenden Kompetenzen zurückläßt, weil die Länder 
ein Übermaß an Widerstand geleistet hätten. Das ist 
überhaupt nicht der Fall; es kommt darauf an, was 
man mit dem Gesetz will. Da sage ich Ihnen aller-
dings: Ich stehe in der föderalen Ordnung der Dinge 
dazu, daß die Hauptaufgaben der inneren Sicherheit 
durch die praktische Tagesarbeit der Polizei in den 
Ländern geleistet wird. 

(Günter Graf [Friesoythe] [SPD]: Wer sagt 
denn etwas anderes?) 

- Ich komme gleich darauf, Herr Graf. Kein Streit, wo 
möglicherweise kein Anlaß dazu besteht! Sie haben 
gerügt, daß die Länderkompetenzen zu stark und die 
Bundeskompetenzen nicht hinreichend fortentwik-
kelt worden seien. 

(Günter Graf [Friesoythe] [SPD]: Das ist 
meine Überzeugung und kein Wider

-

spruch!) 

Ich sage Ihnen, daß das keine Frage des Gesetzes ist. 
Das Gesetz ist grundvernünftig und geht von der fö-
deralen Aufgabenstruktur aus. Es handelt sich um 
eine Frage des Geistes der Anwendung. Darauf 
kommt es an. 

Wenn dieses oder ein anderes Gesetz von föderali-
stischen Krähwinklern im Geiste vergangener Jahr-
zehnte angewandt wird, dann greift es nicht. Wenn 
es ein gemeinsames Bewußtsein dafür gibt, daß inter-
nationale Kriminalität, die ins Land hereinschwappt, 
im Bereich der organisierten Kriminalität in hohem 
Maße Ausländerkriminalität mit ganz besonders 
schwierigen Problemen ethnisch abgeschlossener 
Gruppierungen ist, dann ergeben sich daraus völlig 
vernünftige Formen der Zusammenarbeit. 

Das zeigt sich, wie ich glaube, schließlich auch in 
der Behandlung im Bundesrat. In den letzten Mona-
ten des schwierigen Werdeganges dieses Gesetzes 
ist nicht mehr von jenem Widerspruch gegen das Bei-
stellrecht des Bundeskriminalamtes oder das Ein-
trittsrecht auf Weisung des Bundesinnenministers die 
Rede gewesen, wie ihn am Anfang die Bundesländer 
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gegen das Gesetz vorgebracht haben. Ich hoffe, es 
bleibt dabei. 

Wir werden die nächste Innenministerkonferenz 
von Bund und Ländern nach gehöriger und gemein-
samer Vorbereitung dem Thema Bekämpfung der 
organisierten Kriminalität widmen. Wir haben uns 
dazu mehrfach im Kreise der Innenminister ohne 
Rücksicht auf die Couleur darüber völlig einmütig 
unterhalten. Nur das wird auch der Gefährdungslage 
gerecht. Die Bürger haben einen Anspruch darauf, 
daß wir nicht Schaukämpfe ausführen, sondern den 
Kampf gegen die Kriminalität mit unseren zeitgemä-
ßen Methoden aufnehmen. 

Es ist nichts dagegen einzuwenden, daß Länder 
auch Kontakte in das Ausland haben, wenn die inter-
nationale Kriminalität über die Grenzen schwappt. 
Es kommt darauf an, wie das geschieht. Das ist jetzt 
vernünftig geregelt. 

Es muß nicht alles über das Bundeskriminalamt 
geschehen. Aber es darf nichts Wichtiges am Bun-
deskriminalamt vorbeigehen. Seine Aufgabe als Zen-
tralstelle ist es, dafür zu sorgen, daß bei keinem Bun-
desland Informationsdefizite entstehen. Deshalb muß 
das Bundeskriminalamt jederzeit in der Lage sein, 
alle Informationen zu bündeln. Es darf von keinem 
Informationsfluß ausgeschlossen sein. 

Die Hauptaufgabe des Bundeskriminalamtes liegt 
nicht im Wettlauf mit den Landeskriminalämtern 
nach Tatortmanier. Die übertragenen Kompetenzen 
in der Bekämpfung der organisierten Kriminalität am 
Fall sind eher die Ausnahme für das Bundeskriminal-
amt, insbesondere in seiner Aufstellung der Zukunft. 
Die Aufstellung der Zukunft ist das Bundeskriminal-
amt als Zentralstelle: als Zentralstelle zur Information 
der Länder und zur Aufnahme von Informationen; als 
Zentralstelle nach außen, insbesondere in der Be-
kämpfung der organisierten Kriminalität, auch mit 
Blick zum Beispiel auf die zunehmenden Kompeten-
zen von Europol. 

Die Erstellung von Lagebildern gegen die organi-
sierte Kriminalität ist eine zentrale Aufgabe des Bun-
deskriminalamtes. Im Einzelfall gelingt das einmal 
mehr und einmal weniger. Wenn wir uns an die Be-
kämpfung der Rumänenbanden vor anderthalb Jah-
ren erinnern, dann muß man feststellen, daß beides 
richtig war: Es gab eine ungenügende Information 
aus den Ländern, aber umgekehrt gab es auch in je-
der Tageszeitung Nachrichten über Delikte in mehre-
ren Bundesländern, so daß offensive Fragestellungen 
von seiten des Bundeskriminalamtes stärker möglich 
gewesen wären. 

Das muß freimütig zugestanden werden: An sol-
chen Phänomenen lernen Behörden. An eine solche 
Stelle gehört ganz frühzeitig - möglichst präventiv - 
das Lagebild des Bundeskriminalamts, das die Daten 
vergleichbarer Delikte aus mehreren Bundesländern 
und möglichst auch noch aus dem Ausland zusam-
menfügt. Wenn wir diese Kräfte so bündeln, dann 
werden wir eine große Chance im Kampf gegen die 
internationale Kriminalität haben. 

Die Informationsstränge nach außen können nicht 
siebzehnfach verlaufen. Es ist zwingend, daß das 

Bundeskriminalamt sie bündelt. Mit dem Inkrafttre-
ten des Bundeskriminalamtgesetzes nach 25 Jahren 
der Existenz des alten Gesetzes wird neben Europol 
ein ganz großes Projekt ermöglicht: Das ist das neue 
polizeiliche Informationssystem Inpol, das zum Ner-
vensystem im Informationsverbund von Bund und 
Ländern in der Bekämpfung der organisierten Krimi-
nalität werden wird. 

Als der Gesetzentwurf Anfang 1995 nach Jahren 
des Basteins von uns wieder eingebracht worden ist, 
hat manche Kritik kaum ein gutes Haar an ihm gelas-
sen. In der Zwischenzeit hat sich das Bewußtsein für 
die bedrohliche Lage der inneren Sicherheit, was 
den Kampf gegen die organisierte Kriminalität an-
geht, geändert. Deshalb gibt es heute eine breite Zu-
stimmung zu diesem Gesetz. Sie haben es einer An-
hörung unterzogen, einer Anhörung von Experten, 
insbesondere von Länderexperten. Diese Anhörung 
hat ergeben, daß dieses Gesetz, abgesehen von ge-
ringfügigen Ecken, deren Rundmachung dankens-
werterweise im Ausschuß noch erfolgt ist, auf eine 
breite Zustimmung der Fachöffentlichkeit stößt. 

Deshalb hoffe ich, daß die breite Zustimmung 
heute im Bundestag von einer ebensolchen im Bun-
desrat gefolgt wird. Ich wäre insbesondere auch den 
Kollegen der SPD dankbar, wenn ihre Zustimmung 
hier dazu führen könnte, daß das Bundeskriminal-
amtgesetz in dem wichtigen Gremium, in dem die 
Länder, die durch Polizei und Justiz zuständig für die 
innere Sicherheit sind, vertreten sind, gleichfalls Zu-
stimmung findet, um damit ein neues Wegzeichen zu 
sein für eine gemeinsame Bekämpfung des Verbre-
chens in dieser Zeit, in der das wirklich eine schwie-
rige und in vielen Bereichen neuartige Aufgabe ist. 
Dazu wird dieses Gesetz einen wichtigen Beitrag lei-
sten. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf über 
das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit 
des Bundes und der Länder in kriminalpolizeilichen 
Angelegenheiten. Es handelt sich um die Drucksa-
chen 13/1550 und 13/7208. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zustim-
men wollen, um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zwei-
ter Beratung mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen und der SPD-Fraktion gegen Bündnis 90/Die 
Grünen und die Gruppe der PDS angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist damit in dritter Lesung angenom-
men; Mehrheitsverhältnisse wie vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
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auf Drucksache 13/7261. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Der  Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der SPD-Fraktion gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS abge-
lehnt. 

Beschlußempfehlung des Innenausschusses zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur 
Erkennbarkeit von Polizeibeamten durch Namens-
schilder oder Dienstnummern; das ist die Drucksache 
13/4402. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/2002 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS bei Stimmenthal-
tung der SPD-Fraktion angenommen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 7 auf: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Konrad Gilges, Ottmar Schreiner, Rudolf Dreß-
ler, weiteren Abgeordneten und der Fraktion 
der SPD eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Förderung der ganzjährigen Beschäf-
tigung in Baubetrieben 

- Drucksache 13/7122 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsauschuß 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten An-
nelie Buntenbach, Marieluise Beck (Bremen), 
Angelika Beer, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Ganzjährige Beschäftigung auf dem Bau för-
dern 

- Drucksache 13/7194 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Ich höre 
keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Konrad Gilges, SPD. 

Konrad Gilges (SPD): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben Ihnen, der 
CDU/CSU- und der F.D.P.-Fraktion, 1994 vorausge-
sagt, daß die Abschaffung des Schlechtwettergeldes 
erstens keine Kosten sparen wird und zweitens die 
Winterarbeitslosigkeit steigen wird. Diese Voraus-
sage ist eingetreten. Weil unsere Prognose richtig 
war, legen wir nun einen Gesetzentwurf vor, der der 
Kostensteigerung durch Winterarbeitslosigkeit und 
der erhöhten Winterarbeitslosigkeit von Bauarbei-
tern entgegenwirken soll. 

Wir tun dies zum zweitenmal. Wir haben den er-
sten Versuch schon 1994 gestartet. Zu dieser Zeit  

konnten Sie sich noch mit der Argumentation heraus-
reden, die Zeit sei noch nicht reif, man wisse noch 
nicht genau, welche Wirkung die Abschaffung des 
Schlechtwettergelds habe. Heute steht fest: höhere 
Kosten, höhere Arbeitslosigkeit unter den Bauarbei-
tern . 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Annelie 
Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir tun dies gemeinsam mit den Ländern Nieder-
sachsen, Hessen, Saarland, Schleswig-Holstein, 
Brandenburg, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Sach-
sen-Anhalt und - man höre und staune - Berlin, das 
kein sozialdemokratisch geführtes Land ist, sondern 
ein Land, das einen Regierenden Bürgermeister von 
der CDU hat. 

Wir tun dies auch im Einklang mit der Forderung 
der Industriegewerkschaft BAU. Das Schlechtwetter-
geld müsse wieder eingeführt werden, verlangte der 
Gewerkschaftsvorsitzende Wiesehügel. Die Tarifver-
tragsparteien seien bereit, sich an der Finanzierung 
zu beteiligen. Dazu benötigten sie aber klare Signale 
auf Grund eines entsprechenden gesetzgeberischen 
Handelns in Bonn. Dieses gesetzgeberische Handeln 
geschieht hiermit, indem wir einen diesbezüglichen 
Gesetzentwurf einbringen. 

1959 wurde unter der Regierung von Adenauer das 
Schlechtwettergeld eingeführt. Die damalige Bun-
desregierung unter Adenauer wollte damit die Sai-
sonarbeitslosigkeit von Bauarbeitern abschaffen. Im 
Jahre 1994 und in den nachfolgenden Jahren haben 
Sie unter der Verantwortung des Bundeskanzlers 
Helmut Kohl und des Arbeitsministers Norbe rt  Blüm 
die Saisonarbeit für die Bauarbeiter wieder einge-
führt. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Saubere 
Enkel!) 

400 000 arbeitslose Bauarbeiter gibt es in diesem 
Winter. Das ist die höchste Zahl arbeitsloser Bauar-
beiter seit den 50er Jahren und seit der Zeit, in der es 
das Schlechtwettergeld gab. Nur vor der Einführung 
des Schlechtwettergeldes 1959 gab es eine solch 
hohe Arbeitslosigkeit unter Bauarbeitern. Das haben 
Sie wahrlich geschafft. 

200 000 davon - so sagen die Fachleute rundum - 
sind allein aus witterungsbedingten Gründen ar-
beitslos, was also nur daherrührt, daß das Schlecht-
wettergeld abgeschafft worden ist - mit all den Fol-
gen, die sich daraus ergeben: den volkswirtschaftli-
chen Konsequenzen, dem hohen Kapitalverlust, den 
hohen Produktivitäts- und Produktionsverlusten und 
der Zerstörung von Arbeitskraft. Denn viele Bauar-
beiter verlassen dadurch, daß sie Saisonarbeiter ge-
worden sind, den Bau - dann, wenn sie es können - 
und versuchen, in der Indust rie oder anderswo unter-
zukommen. Auch das ist eine Konsequenz dieser Ab-
schaffung. In der Tendenz werden Sie am Bau 
schlechtere Fachhandwerker vorfinden, als Sie das in 
der Vergangenheit hatten. Das Schlechtwettergeld 
war auch ein Garant dafür, daß sich in den letzten 
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Jahren die Qualität der Arbeitskräfte am Bau positiv 
entwickelt hat. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ihr Hauptargument war, Kosten zu sparen. Die Ko-
sten, die die Bundesanstalt für Arbeit für das 
Schlechtwettergeld ausgeben mußte, lagen pro Jahr, 
rund gerechnet, zwischen 700 und 900 Millionen 
DM. Was ist aus dem Argument, Kosten sparen zu 
wollen, geworden? Es ist daraus geworden, daß die 
Kosten für die witterungsbedingte Arbeitslosigkeit 
heute bei 2 Milliarden DM liegen. Sie haben es ge-
schafft, daß bei der Bundesanstalt für Arbeit Mehr-
ausgaben von zirka 1,5 Milliarden DM entstehen. 
Das ist Ihr Beitrag zur Lohnkostensenkung. Sie ha-
ben genau das Gegenteil von dem erreicht, was Sie 
erreichen wollten. Heute ist die Arbeitsstunde am 
Bau teurer, als sie es in der Vergangenheit war, weil 
nämlich höhere Beiträge zur Sozialversicherung ge-
zahlt werden müssen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Denn die Kosten für die erhöhte Arbeitslosigkeit der 
Bauarbeiter, die von der Bundesanstalt für Arbeit ge-
zahlt werden, werden von allen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern getragen, die einen Beitrag zur Bun-
desanstalt für Arbeit leisten. 

Die Kollegen auf den Baustellen titulieren diesen 
Flop, den Sie sich da geleistet haben, mit Worten wie 
„Die sind bekloppt" oder „Das sind Dummköpfe, die 
so etwas machen" oder „Die haben keine Ahnung", 
„Idioten" usw. Man brauchte in der letzten Woche 
nur an der Demonstration in Berlin teilzunehmen, um 
all diese Sprüche zu hören. Ich ziehe mir solche Sprü-
che nicht an. Aber ich glaube, sie sind für einen Teil 
derjenigen, die das Schlechtwettergeld 1994 abge-
schafft haben, zutreffend. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Ihre Alternative war, daß die Tarifvertragsparteien 
eine tarifvertragliche Regelung zustande bringen 
müßten. Das war Ihre Forderung. Diese konnte aber 
nie tragen. Warum konnte eine solche tarifvertragli-
che Regelung, die ja zustande gekommen ist, nicht 
tragen? - Weil es keine gesetzliche Absicherung sol-
cher tarifvertraglichen Regelungen gibt, wie sie die 
Industriegewerkschaft BAU immer gefordert hat. Sie 
hat gesagt - ich habe ja soeben Herrn Wiesehügel zi-
tiert -: Wir machen so etwas; aber es muß gesetzlich 
abgesichert sein. Dem haben Sie sich verweigert. 

Eine solche tarifvertragliche Lösung konnte natür-
lich nicht tragen, weil das den Arbeitgeber pro 
Stunde 16 DM kostet. Das heißt, wenn er in der Win-
tersaison Löhne für 150 Stunden zu einem Stunden-
satz von zirka 16 DM übernehmen muß, dann bedeu-
tet das pro Arbeitsplatz im Baugewerbe eine Kosten-
übernahme von, rund gerechnet, 2 400 DM. Die will  

er natürlich sparen. Wäre ich Arbeitgeber am Bau - 
das sage ich Ihnen ganz offen -, 

(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Dann 
wäre es noch schlimmer!) 

dann würde auch ich versuchen, das zu sparen und 
eine bequemere Lösung zu finden, indem ich die 
Leute vor Weihnachten zum Arbeitsamt schicken 
und ihnen sagen würde: Kommt im Monat März oder 
April, wenn besseres Wetter ist, wieder! Diese Lö-
sung - - 

(Manfred  Müller [Berlin] [PDS]: So machen 
sie es!) 

- So machen es diese Arbeitgeber. Dabei handeln sie 
in ihrer Interessenlage auch vollkommen logisch. 
Auch wenn sie sich unsozial verhalten, so handeln 
sie im Sinne ihrer Interessenlage doch logisch. Des-
halb kann eine tarifvertragliche Regelung, wenn sie 
nicht gesetzlich abgesichert ist, auch überhaupt nicht 
tragen. 

Ihre immer wieder auftauchende Forderung, man 
müsse für die Bauarbeiter ein Jahresarbeitsentgelt 
einführen, ist ja vernünftig; das forde rt  ja auch die In-
dustriegewerkschaft BAU. Nur, dann müssen Sie 
auch sagen, wie Sie so etwas gesetzlich absichern 
wollen. Ein Jahresarbeitsentgelt funktioniert nur, 
wenn es gesetzlich abgesichert ist. Anderenfalls geht 
das genauso aus wie beim Schlechtwettergeld bzw. 
wie der Flop mit dem Tarifvertrag über die Ersatzre-
gelung. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Wie wollen Sie 
das gesetzlich absichern? Sagen Sie einmal, 

wie!) 

- Sie können das gesetzlich dadurch absichern, daß 
Sie das im Sinne eines Umlageverfahrens machen, 
wie es beim Gerüstbau ja auch der Fall ist. Sie wer-
den ja gleich mit der Argumentation kommen, daß es 
beim Gerüstbau und 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Garten- und 
Landschaftsbau!) 

beim Landschaftsbau funktioniert. Aber es funktio-
niert nur deswegen, Frau Kollegin Babel, weil es in 
diesem Bereich eine Umlagefinanzierung gibt. Das 
heißt, die Arbeitgeber beteiligen sich auf einer ver-
einbarten Ebene, die nach meiner Meinung gesetz-
lich geklärt werden muß - das kann man nur in einer 
speziellen Branche durch Tarifvertrag regeln -, an ei-
ner Umlagefinanzierung. Der Kollege, dessen Arbeit 
dann witterungsbedingt vom Arbeitgeber ausgesetzt 
wird, bekommt dann aus dieser Umlage den Lohn er-
setzt. Wenn Sie das so machen, dann funktioniert es. 
Aber so, wie Sie sich das vorgestellt haben, funktio-
niert es nicht. Das heißt, ein solches Umlageverfah-
ren muß gesetzlich geregelt werden. Das gilt auch 
für ein Jahresarbeitsentgelt für die Bauarbeiter, für 
das wir alle sind. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Im Winter 1997/98 wird die Katastrophe, die Sie 
heraufbeschworen haben, noch größer. Wir alle, ins-
besondere die Gewerkschaften und die Arbeitgeber, 
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gehen davon aus, daß es im Winter 1997/98 eine 
noch größere Bauarbeiterarbeitslosigkeit geben wird. 
Die Schätzungen gehen dahin, daß alleine bis Ende 
dieses Jahres - so der Arbeitgeberverband Bauindu-
strie -, rund gerechnet, 75 000 Arbeitsplätze am Bau 
verlorengehen. Nebenbei merke ich an, daß im Jahr 
1996 2 600 Firmenzusammenbrüche stattgefunden 
haben. Daraus können Sie ersehen, was im Bauge-
werbe derzeit los ist. 

Es gibt nur eine Alternative. Das ist eine Kehrt-
wende. Sorgen Sie dafür und stimmen Sie unserem 
Gesetzentwurf zu! Wenn Sie dies tun, dann werden 
Sie auch wieder einen Winterbau haben. Sie werden 
gute Bauhandwerker haben. Sie werden den sozia-
len Frieden am Bau und auch in unserer Bundesrepu-
blik haben. Wenn Sie unserem Gesetzentwurf nicht 
zustimmen, dann nehmen Sie das Risiko auf sich, 
daß es mehr Krach, mehr Auseinandersetzung gibt. 
Ich glaube, daß sich die Bauarbeiter den nächsten 
Winter so nicht mehr gefallen lassen werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Ich erlaube mir 
nur die allgemeine Bemerkung, daß man auch bei Zi-
taten ein bißchen vorsichtig sein muß. 

(Konrad Gilges [SPD]: Warum?) 

- Wenn man jemanden zitiert, der unparlamenta ri
-sche Ausdrücke verwendet - - 

(Konrad  Gilges [SPD]: Das habe ich ja nicht 
gemacht! Das war von mir! - Heiterkeit) 

- Das macht die Sache dann noch schwieriger, Herr 
Kollege Gilges. Ich hatte das Gefühl, Sie hätten auf 
die Ihnen eigene liebenswürdige Weise zitiert und 
zuvor gesagt, Sie machten sich das Vokabular nicht 
ganz zu eigen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Hat er aber, Herr 
Präsident!) 

- Nein, ich habe das anders verstanden. Nun lassen 
Sie es einmal bei meinem Verständnis und dem all-
gemeinen Hinweis, daß man insoweit ein bißchen zu-
rückhaltend sein sollte, bewenden. Einverstanden? - 
Gut.  

Dann hat jetzt der Kollege Franz Romer, CDU/ 
CSU, das Wort . 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.: 
Keine Zitate, Franz!) 

Franz Romer (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus 
meiner Sicht wird die Diskussion rund um die Förde-
rung der ganzjährigen Beschäftigung in Baubetrie-
ben besonders von seiten der SPD sehr einseitig ge-
führt. 

Kurz gesagt, es wird lediglich darauf hingewiesen, 
daß die Streichung des Schlechtwettergeldes zu ei-

ner höheren Arbeitslosigkeit in den Wintermonaten 
geführt hat. 

(Konrad Gilges [SPD]: Das ist die Wahrheit! 
- Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Das ist Tat

-

sache!) 

Tatsache ist aber, daß es im Jahr 1986 in West-
deutschland mit der alten Schlechtwettergeldrege-
lung eine ebenso hohe Arbeitslosigkeit von Bauar-
beitern gegeben hat wie derzeit. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Hört! Hört!) 

Die Argumentation der SPD beruht somit auf ei-
nem Irrglauben und streut den Betroffenen wie so oft 
Sand in die Augen. Durch Ihren Gesetzentwurf, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen der SPD, in 
dem Sie die Schlechtwettergeldregelung wieder in 
das Arbeitsförderungsgesetz einführen wollen, dre-
hen Sie das Rad der Geschichte wieder einmal in die 
falsche Richtung. 

(Konrad Gilges [SPD]: Nein!) 

Sie drehen es nämlich zurück. 

(Konrad Gilges [SPD]: Natürlich! Völlig rich

-

tig!) 

Durch die geltende Regelung im Arbeitsförde-
rungsgesetz haben wir das Subsidiaritätsprinzip 
festgeschrieben. Die ersten 150 Ausfallstunden wer-
den in der Schlechtwetterzeit von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern des Baugewerbes getragen. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Eben 
nicht!) 

In besonders harten Wintern zahlt die Bundesanstalt 
für Arbeit, also die Solidargemeinschaft, ab der 
151. Ausfallstunde das Winterausfallgeld. Diese Re-
gelung war und ist vernünftig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Pro-
blem liegt doch wohl darin, daß die tariflichen Rege-
lungen von den Bet rieben des Bauhauptgewerbes 
nicht ausreichend angenommen wurden. Es ist offen-
sichtlich, daß durch die Kündigungen die bestehen-
den tariflichen Regelungen unterlaufen werden sol-
len, um die damit verbundenen finanziellen Mehrbe-
lastungen gerade in einer wi rtschaftlich schwierigen 
Situation der Branche zu vermeiden. 

(Konrad Gilges [SPD]: Das ist doch das 
Ziel!)  

Von den Entlassungen sind in den Monaten Januar 
und Februar 1997 rund 400 000 Bauarbeiter betrof-
fen. Um eine Wiederholung der derzeitigen Winter-
arbeitslosigkeit im nächsten Winter zu verhindern, 
haben die Tarifparteien erneut Verhandlungen mit 
der Zielsetzung aufgenommen, eine für alle Bet riebe 
finanzierbare Regelung zu erreichen. 

Wir sollten somit im Deutschen Bundestag den 
dringenden Appell an die Tarifparteien richten, die 
begonnenen Verhandlungen fortzuführen, damit der 
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nächste Winter nicht wieder zu solchen Arbeitslo-
senzahlen im Baugewerbe führt. 

(Annelie Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Entweder sie wachsen, oder sie 

wachsen nicht!) 

Als das Schlechtwettergeld durch das Winteraus-
fallgeld ersetzt wurde, waren es nämlich ab 1995 die 
Tarifparteien, meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen der SPD, die mit ihren Tarifregelungen ganz klar 
die Verantwortung für die witterungsbedingten Aus-
fälle im Winter übernommen haben. Der Vorschlag 
der SPD - das kann ich an dieser Stelle deutlich ma-
chen - wird von der Bundesregierung und den Koali-
tionsfraktionen klar abgelehnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Denn wir haben alle volles Vertrauen in die Tarifpar-
teien. Sie werden sich trotz der momentan unter-
schiedlichen Standpunkte auf eine gemeinsame Li-
nie für das Baugewerbe einigen. 

Es ist nicht zu leugnen, daß die Bauwirtschaft 
schon seit 1995 einen Rückgang der Bauinvestitionen 
zu verkraften hat und seit längerem mit erheblichen 
strukturellen Anpassungsproblemen kämpft. Um 
Kosten zu sparen, werden die Arbeitnehmer entlas-
sen. Durch Kündigungen mit Wiedereinstellungszu-
sagen sollen die tariflichen Regelungen zu Lasten 
der Bundesanstalt für Arbeit umgangen werden. 

Die Betriebe setzen somit ihr wichtiges Betriebska-
pital, ihre Arbeitnehmer, aufs Spiel. Zudem machen 
sie sich handlungsunfähig, well  sie auf kurzfristige 
Auftragseingänge nicht reagieren können. Dieses ta-
rifwidrige Verhalten belastet alle Beitragszahler. Daß 
dies nicht so sein darf, sehen auch die Tarifparteien 
ein. Daher haben sie neue Verhandlungen aufge-
nommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor kur-
zem zeigte mir zum Beispiel ein Vorfall in meinem 
Heimatwahlkreis, wie betriebsinterne Regelungen 
einen großen Beitrag zum Erhalt der Arbeitsplätze im 
Baugewerbe leisten können. 

Das betreffende Unternehmen zahlt seinen Mitar-
beitern das gesamte Jahr hinweg einen konstanten 
Monatslohn, also auch in den Wintermonaten, in de-
nen normalerweise nicht gearbeitet wird. Möglich 
wird dies durch ein Zeitkonto, auf dem jede Über-
stunde verbucht wird. 

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: So soll es 
sein!)  

Die Grundfragen lauteten für dieses Unternehmen: 
Wie viele Überstunden sind notwendig, um einen 
konstanten Lohn zu bezahlen, und wie viele Über-
stunden sind den Arbeitnehmern zuzumuten? Wäh-
rend über 180 Stunden pro Arbeitnehmer und Jahr 
auf Grund der Wetterverhältnisse in dieser Region 
notwendig wären, um den konstanten Lohn zu zah-
len, beobachtete die Unternehmensleitung, daß 
140 Überstunden für die Arbeitnehmer durchaus zu 
leisten wären. 

Die Differenz von 40 Überstunden erlangen die Ar-
beitnehmer dadurch, daß sie von der Unternehmens-

leitung auf Fortbildungsseminare geschickt werden, 
in denen sie lernen, wie beispielsweise Qualitätsstan-
dards angehoben und die Sicherheit auf den Baustel-
len verbessert werden kann. Sie werden ebenso zu 
kleineren Reparaturen an Baufahrzeugen befähigt. 

Nachdem das Unternehmen Rücklagen gebildet 
hatte, mit denen man im Falle eines Konkurses sämt-
liche Überstunden bezahlen könnte, stimmten die 
Arbeitnehmer diesem Vorschlag einstimmig zu. Der 
Vorteil für den Unternehmer ist, daß es keine klassi-
schen Ausfallzeiten mehr gibt, da diese durch Über-
stunden ausgeglichen werden. Außerdem spa rt  der 
Unternehmer Lohnnebenkosten, weil die Firma diese 
Kosten bei den klassischen Modellen auch während 
der unproduktiven Winterzeit voll übernehmen muß. 

Andererseits können die Arbeitnehmer mit festen 
monatlichen Bezügen viel besser planen. Sie hatten 
auch früher von dem Überstundengeld nicht so viel, 
da ihre Abzüge überproportional hoch waren. Aber 
was den Arbeitnehmern noch weit wichtiger ist: Sie 
haben über das gesamte Jahr hinweg einen Arbeits-
platz. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Rahmen der 
Diskussion ist dies ein innovativer Schritt in die rich-
tige Richtung. Statt das Baugewerbe weiterhin mit 
Gesetzen zu strangulieren, sollten wir - dies will die 
Regierung mit Hilfe der Flexibilisierung von Arbeits-
zeiten erreichen - dem Baugewerbe in schwierigen 
Zeiten zur Seite stehen, damit Arbeitsplätze erhalten 
bleiben. 

(Konrad Gilges [SPD]: Das Baugewerbe 
habt ihr ruiniert!) 

Dem Gesetzentwurf der SPD ist lediglich zu entneh-
men, daß diese Notwendigkeit noch nicht begriffen 
worden ist. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Oh!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dem 
vorher Gesagten habe ich versucht klarzustellen, 
warum die Koalition einerseits keinen Handlungsbe-
darf sieht, die Regelung des Schlechtwettergelds 
wieder in das Arbeitsförderungsgesetz einzuführen. 

(Konrad Gilges [SPD]: Das werden wir ja 
sehen!) 

Andererseits versuchte ich darzulegen, wie betriebs-
interne Regelungen, welche auf eine Flexibilisierung 
der Arbeitszeit abzielen, auch in Baubetrieben zu ei-
nem konstanten Monatslohn führen können. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Flexibilisierung sowie innovative Ideen und Rege-
lungen werden in Zukunft dafür sorgen, daß die Bun-
desregierung nichts von dem in sie investierten Ver-
trauen einbüßen wird. Ich bin mir sicher, daß sich 
dies auch im Rahmen der weiteren Debatte bestäti-
gen wird. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Annelie Buntenbach, Bündnis 90/Die Grü-
nen. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Die Arbeitslosigkeit im Baubereich hat in die-
sem Winter unglaubliche Ausmaße angenommen. Im 
Februar waren über 400 000 Bauarbeiter arbeitslos. 
Die Arbeitslosenquote liegt in diesem Bereich bei 
über 28 Prozent. 

Wir haben zum erstenmal seit den 50er Jahren am 
Bau wieder Saisonarbeitslosigkeit als Massenphäno-
men. Die hohe Arbeitslosigkeit im Baubereich hat 
eine ganze Reihe von Gründen, über die wir hier 
schon öfter debattiert haben: ein Entsendegesetz, 
das nicht wirkt - darüber haben wir gestern debat-
tiert -, den Rückgang öffentlicher Aufträge auf allen 
Ebenen wegen Finanzknappheit. Diese Arbeitslosig-
keit hat ihren Grund auch darin, daß Sie, meine Da-
men und Herren von den Regierungsfraktionen, das 
Schlechtwettergeld abgeschafft haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Daß die Arbeitslosigkeit gerade jetzt so gestiegen ist, 
liegt eindeutig am Winter. Das kann bei über 250 000 
Neuzugängen bei den Arbeitslosmeldungen im Bau-
bereich allein im Januar niemand ernstlich abstrei-
ten, auch Sie nicht, Herr Romer. 

Damals, in den 50ern, ist das Schlechtwettergeld 
eingeführt worden, um die hohe Winterarbeitslosig-
keit einzudämmen, von einer CDU/CSU-Regierung 
übrigens. Darauf hat der Kollege Gilges schon hinge-
wiesen. In dieser Legislaturperiode haben Sie es wie-
der abgeschafft und durch ein sogenanntes Winter-
ausfallgeld ersetzt - eine offensichtlich ausgespro-
chen schlechte Idee, die Sie jetzt mit verheerender 
Wirkung im Feldversuch getestet haben. Die neue 
Regelung ist ein kompletter Flop. 

(Manfred Müller [Berlin] [PDS]: So ist es!) 

Sie greift einfach nicht, weil die Unternehmer den 
Lohn ganz sparen und die Leute lieber entlassen, als 
die höheren Belastungen durch die Neuregelung zu 
bezahlen. Sicher - das wissen wir alle - das ist Tarif-
bruch oder Tarifflucht. Denn schließlich war eine 
ganzjährige Einkommenssicherung tariflich verein-
bart, die nur noch staatlich flankie rt  werden sollte. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von den Re-
gierungsfraktionen, diese Arbeitgeber jetzt mit 
Schimpf und Schande überziehen, dann haben Sie 
ausnahmsweise völlig recht und unsere volle Unter-
stützung. Aber all das enthebt Sie nicht der Notwen-
digkeit, sich an die eigene Nase zu fassen und das zu 
ändern, was Sie als Regierung zu diesem Desaster 
beigetragen haben und noch immer beitragen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Die Folgen von Tarifflucht und Tarifbruch bekom-
men nicht die Arbeitgeber, sondern die Kollegen zu 
spüren, die auf der Straße stehen. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Das woll

-

ten die auch!) 

Dabei war es keineswegs so, daß nur die Unterneh-
mer beim Tarif zum ganzjährigen Einkommen Lei-
stungen erbringen sollten - wo sich jetzt im Winter 
zeigt, daß sie sie nicht erbringen -, sondern auch den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist eine hö-
here Belastung zugemutet worden. Sie haben ihnen 
unter anderem fünf Urlaubstage und mehr Arbeits-
flexibilität abverlangt. Der Lohn dafür ist jetzt der 
Rückfall in die Saisonarbeitslosigkeit mit den be-
kannten fatalen Folgen für die Bauarbeiter und ihre 
Familien. 

Viele fallen erst einmal ganz durch die Roste der 
sozialen Absicherung. Denn der Arbeitgeber darf 
zwar nicht witterungsbedingt entlassen; aber jeder 
geht natürlich lieber mit einer Wiedereinstellungszu-
sage für das Frühjahr in der Tasche in die erzwun-
gene Arbeitslosigkeit als mit gar nichts in der Hand. 
Dann aber gibt es, normalerweise jedenfalls, erst ein-
mal die Sperre. 

Mit so einer Regelung wider die Vernunft, wie Sie 
sie vorgesehen haben, verlieren die Leute ihren Job 
und haben dann noch große Probleme, ihr Arbeitslo-
sengeld zu bekommen, weil nicht sein kann, was 
nicht sein darf. Auszubaden haben das zum einen 
die Kollegen und zum anderen die Allgemeinheit. 
Mit Ihrem genialen Coup zeichnen Sie für weit mehr 
als 1 Milliarde DM zusätzliche Ausgaben bei der 
Bundesanstalt für Arbeit verantwortlich, also genau 
da, wo Sie so gern sparen wollten. Der Kollege Gil-
ges hat das eben im einzelnen vorgerechnet. Schließ-
lich - jetzt zitiere ich unseren Arbeitsminister aus der 
Debatte zur Verabschiedung des Winterausfallgel-
des - wird 

die Bundesanstalt für Arbeit ... weder vom lie-
ben Gott noch von den Ölscheichs finanziert, son-
dern von Beiträgen der Arbeitnehmer und der Ar-
beitgeber. 

Genau die verschleudern Sie gerade. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Ein Flop ist Ihr Winterausfallgeld eindeutig, ein 
Ausrutscher dagegen wohl kaum. Als Sie das Winter-
ausfallgeld hier verabschiedet haben, da haben Sie 
es zu dem Beispiel schlechthin für Ihre Art von Um-
bau des Sozialstaats hochstilisiert. Da haben Sie 
durchaus recht. Man sieht die fatalen Folgen nur 
nicht immer so deutlich wie hier. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Sie, Frau Babel, haben in jener Debatte festge-
stellt, daß die Regierung hier die verkrusteten linken 
Parteien durch ihre konstruktive Zusammenarbeit 
mit den Tarifpartnern überholt und wir uns einmal 
mehr der Zukunft verweigert haben. Herr Schem- 
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ken, der heute nicht da ist, sah das Ziel erreicht - ich 
zitiere -: 

ein ganzjährig gesichertes Einkommen, humane 
Arbeitszeiten, die witterungsbedingte Erschwer-
nisse mit einbeziehen ... und die Sicherung des 
Arbeitsplatzes ohne witterungsbedingte Kündi-
gung. 

(Konrad Gilges [SPD]: Die haben solche 
Sprüche gemacht wie der  Romer!)  

Die Realität spricht eine ganz andere Sprache. In 
diesem Winter sind über 400 000 Bauarbeiter arbeits-
los. Die Betroffenen und die Allgemeinheit tragen die 
hohen Kosten Ihres Vandalismus quer durch die so-
zialen Sicherungen, was Sie Sparpolitik nennen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Herr Töpfer hat inzwischen öffentlich zugegeben, 
was andere Mitglieder der Regierungsfraktionen nur 
hinter vorgehaltener Hand eingestehen: Das Winter-
ausfallgeld taugt nichts. Wir brauchen eine neue Re-
gelung. 

Wir schlagen analog der bewäh rten Schlechtwet-
tergeldregelung vor, eine sozialstaatliche Flankie-
rung für den Baubereich sicherzustellen. 

Indiskutabel - das möchte ich hier eindeutig fest-
stellen - sind Modelle, nach denen alle Arbeit im 
Sommer zusammengepreßt werden soll, möglichst 
unter voller Ausnutzung der Grenzen des Arbeits-
zeitgesetzes von 60 Stunden in der Woche, und die 
Überstunden im Winter abzufeiern sind. 

(Konrad Gilges [SPD]: Quatsch!) 

Dann nämlich bleibt vom Arbeitsschutz auf den Bau-
stellen gar nichts mehr übrig. Zudem wird die Bereit-
schaft der Beschäftigten, unterschiedliche Arbeitszei-
ten in Sommer und Winter festzuschreiben, also im 
Sommer mehr zu arbeiten - und genau das sieht der 
Tarifvertrag zum ganzjährigen Einkommen vor -, 
ausgenutzt. Die Idee der Jahresarbeitszeitkonten, bei 
der die Beschäftigten Einfluß auf die Lage ihrer Ar-
beitszeiten haben müssen, wird so kaputtgemacht. 

Sie wissen, daß nach dem völligen Scheitern des 
Winterausfallgelds neue Schritte erfolgen müssen, 
um die Saisonarbeitslosigkeit am Bau einzudämmen. 
Die Opposition hat dazu Vorschläge vorgelegt. 

Ich möchte jetzt ein letztes Mal Herrn Minister 
Blüm zitieren: 

Wir sind doch keine Dogmatiker; wir haben doch 
kein Brett vor dem Kopf. 

Das Zitat stammt ebenfalls aus dieser Debatte. In der 
Rede von Herrn Romer habe ich für diese These noch 
keinen Beleg finden können. Aber Sie haben in den 
Ausschußberatungen noch Zeit dafür. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Dr. Gisela Babel, F.D.P. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die SPD legt heute einen Gesetz-
entwurf zur Wiedereinführung der alten Schlecht-
wettergeldregelung, die bis Ende 1995 gegolten hat, 
vor. „Wir haben es ja gleich gesagt" ist ihre Devise, 
auf einen Nenner gebracht. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Das 
stimmt ja auch!) 

Die Zahlen scheinen der SPD auf den ersten Blick 
recht zu geben. Mehr als diesen ersten Blick haben 
Sie aber auch nicht riskiert . 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das, was 
Sie jetzt sagen, glaubt nicht einmal Herr 

Laumann!) 

Die Arbeitslosigkeit in den Bauberufen ist gerade 
im Winter stark angestiegen. Ende Februar dieses 
Jahres waren knapp 400 000 Bauarbeiter ohne Ar-
beit. Das sind 60 000 bzw. 18 Prozent mehr als noch 
vor einem Jahr. Ursache hierfür ist zum Teil die zu-
rückgehende Baukonjunktur. Ursachen sind aber 
auch der harte Winter und die Tatsache, daß die neue 
tarifvertragliche Wintergeldregelung weder von Ar-
beitgebern noch von Arbeitnehmern akzeptiert und 
in die Praxis umgesetzt worden ist. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sie ist 
einfach schlecht!)  

Als das Schlechtwettergeld Ende 1995 auslief, prä-
sentierten die Tarifvertragsparteien am Bau stolz 
eine neue Regelung. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Stolz 
nicht, unter Zwang!) 

- Sie waren schon stolz, und wir haben die Regelung 
anerkannt. - Diese sah im Kern ein tarifvertraglich 
vereinbartes Überbrückungsgeld in Höhe von 
75 Prozent des Bruttolohnes für bis zu 150 witte-
rungsbedingte Arbeitsausfallstunden vor; das sind 
20 Arbeitstage. Finanziert werden sollte das Über-
brückungsgeld zu zwei Dritteln von den Arbeitge-
bern über Sozialkassen. Die Arbeitnehmer steuerten 
durch den Verzicht auf fünf Urlaubstage bei witte-
rungsbedingtem Arbeitsausfall das restliche Drittel 
bei. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das war 
einfach nichts, Frau  Babel!)  

Ab der 151. Ausfallstunde sollte der Staat zahlen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Frau Kollegin Dr. 
Babel, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Eichstädt-Bohlig? 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Ja, bitte. 

Franziska Eichstädt -Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Kollegin Babel, Sie haben eben ge-
sagt, daß die zurückgehende Baukonjunktur schuld 
an dem Anstieg der Arbeitslosigkeit im Baubereich 
sei. 

(Zurufe von der CDU/CSU und F.D.P.: Mit 
schuld!) 
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Glauben Sie, daß das auch in Berlin und Branden-
burg der Fall ist, wo wir zur Zeit die größte Ansamm-
lung von Baustellen haben? Allein in Berlin haben 
wir 12 000 bis 14 000 Arbeitslose im Baubereich, in 
Brandenburg, glaube ich, auch noch einmal 8 000. 
Glauben Sie, daß, wenn allein am Reichstag zu 
60 Prozent ausländische Arbeitnehmer beschäftigt 
sind, nur die zurückgehende Baukonjunktur mit die-
sem Problem zu tun hat? Wäre es nicht gut, wenn 
auch die F.D.P. einmal etwas genauer hingucken 
würde? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Gerhard 

Jüttemann [PDS]) 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Liebe Frau Kollegin, ich 
weiß nicht, ob Sie richtig hingehört haben; denn 
diese Problematik haben wir bei einem anderen Ta-
gesordnungspunkt. Die Schlechtwettergeldregelung 
hat mit der Baukonjunktur, die in Berlin in der Tat 
stattfindet, nichts zu tun. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sie haben 
es doch gesagt!) 

- Ich habe gesagt, daß die Baukonjunktur zurück-
geht. Das wird ja wohl keiner bestreiten. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Und daß 
deshalb Ihre Regelung nicht funktioniert!) 

- Wir führen keine Berlin-Debatte. Wir führen eine 
Debatte über die Frage, wie die Konjunktur beim 
Bau insgesamt aussieht. 

Ich sage Ihnen: In Berlin handelt es sich sicher um 
eine Ausnahme; dies haben wir durch unseren Be-
schluß mit verursacht. Das aber hat nichts mit dem 
Schlechtwettergeld zu tun. Ich bitte Sie, das ausein-
anderzuhalten. Ich weiß sehr wohl, wo die Ursachen 
jeweils anzusetzen sind. 

(Konrad Gilges [SPD]: Eigene Kräfte sind in 
Berlin am Werk!) 

- Versuchen Sie doch noch, das Ende durchzustehen. 
Es ist schnell geschafft. 

Dieses Ergebnis wurde als Sieg der Vernunft und 
vor allem auch der Tarifautonomie gefeiert. Die Tarif-
vertragsparteien hatten damit die Zeichen der Zeit 
erkannt und ihre Angelegenheiten in eigener Ver-
antwortung geregelt. Ich gebe auch zu: Die Koalition 
hat das hier im Parlament in ihren Reden sehr gelobt. 

Nun ist im März 1997 weder vom Sieg der Tarif au-
tonomie noch von der Eigenverantwortung der Tarif-
partner etwas übrig. Was ist geschehen? Die Arbeit-
geber haben ihre Arbeitnehmer - in vielen Fällen 
einvernehmlich - entlassen. Die Arbeitgeber sparten 
bei diesem Manöver ihr Überbrückungsgeld. Die Ar-
beitnehmer konnten fünf Tage länger Urlaub ma-
chen. Bezahlt wird dieses Einvernehmen von der 
Bundesanstalt für Arbeit und damit vom Beitragszah-
ler über Arbeitslosengeld. Dies wiederum hat zur 
Folge, daß Arbeitgeber und Gewerkschaften beim 
Gesetzgeber darüber klagen, die Steuer- und Abga-
benlast sei zu hoch. 

In dieser Situation rufen Sie nun wiederum nach 
dem Gesetzgeber. Ich halte diesen Ruf für verfehlt. 
Gesetz und Tarifvertrag hätten durchaus zusammen-
wirken und Entlassungen verhindern können, wenn 
die Beteiligten dies wirklich gewollt hätten. Der Weg 
über die Arbeitslosigkeit mit insgeheimer Wiederein-
stellungsgarantie war natürlich verlockender. Wenn 
bei guter Auftragslage dieser Weg beschritten 
wurde, müssen wir von einer glatten Umgehung des 
Tarifvertrages zu Lasten der Kasse der Arbeitslosen-
versicherung sprechen. Es ist ein Mißbrauch, wie wir 
ihn sonst gemeinsam anprangern. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Ganz genau! Das ist 
so!) 

Daß es auch anders geht, zeigt der Garten- und 
Landschaftsbau. Dieser ist nämlich ganz passabel 
ohne größere Entlassungen über den Winter gekom-
men. Dort gibt es Arbeitszeitkonten. Im Sommer 
wird mehr gearbeitet, aber etwas weniger verdient. 
Dafür kann im Winter, wenn wegen des schlechten 
Wetters weniger gearbeitet wird, mehr ausbezahlt 
werden. Die Arbeitnehmer haben ein verläßliches 
und stetiges Jahreseinkommen. Dort nimmt man die 
Allgemeinheit nicht zur Lösung der Probleme in An-
spruch. Ich frage mich, warum das nicht im restlichen 
Baubereich greifen könnte. Tarifautonomie und ei-
genverantwortliches Handeln hatten sich die Bauta-
rifpartner vorgenommen. Das können sie jetzt in eine 
brauchbare tarifliche Vereinbarung umsetzen. 

Eine Sanierung über die Sozialkassen ist sicher 
nicht das Gebot der Stunde. Im Gegenteil: Als Ge-
setzgeber haben wir sogar die Pflicht, diese Sozial-
kassen vor dem entschlossenen Zugriff der Tarifver-
tragsparteien zu schützen. Deswegen lehnen wir den 
Gesetzentwurf der SPD ab und setzen auf neue Ver-
einbarungen der Tarifvertragsparteien mit einem - 
vielleicht etwas erhöhten - Verantwortungsgefühl, 
was den Zugriff auf die Kasse bzw. eine nicht zuläs-
sige Belastung der Kasse der Arbeitslosenversiche-
rung angeht. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Hans Büttner [Ingol

-

stadt] [SPD]: Zahlen Sie einen Pfennig in 
die Arbeitslosenversicherung? Keine 
Ahnung! - Dr. Ruth Fuchs [PDS]: Wenn Ihre 
Rede veröffentlicht wird, bringt uns das 

einen halben Punkt mehr!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Manfred Müller, PDS. 

Manfred Müller (Berlin) (PDS): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir waren uns ge-
stern in der Debatte tatsächlich einig, daß der Weg-
fall des Schlechtwettergeldes nicht die alleinige Ur-
sache für die Baukrise ist. Aber andererseits ist es 
eine unabweisbare Tatsache - die Zahlen sind hier 
genannt worden -, daß in diesem Winter 400 000 
Bauarbeiter ohne Arbeit waren und daß 100 000 ent-
lassen wurden, weil die Arbeitgeber die Kosten des 
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Wintereinbruchs auf die Arbeitslosenversicherung 
abgewälzt haben. 

(Konrad Gilges [SPD]: Richtig!) 

Auch ist es eine unabweisbare Tatsache, daß aus 
den 900 Millionen DM Einsparungen, die der Bun-
desanstalt durch den Wegfall des Schlechtwettergel-
des zugute kommen sollten, nunmehr 2 Milliarden 
DM Arbeitslosengeld wurden. Ihre sogenannte Spar-
operation hat also Mehrausgaben von 1,1 Milliarden 
DM für die Bundesanstalt verursacht. 

Wir sollten uns allerdings auch daran erinnern, daß 
das Schlechtwettergeld gar nicht abgeschafft wurde, 
um Einsparungen bei der Bundesanstalt für Arbeit zu 
erzielen. Es wurde abgeschafft, um angeblich Ar-
beitsplätze zu sichern; denn das ist die von der Regie-
rung mittlerweile gewohnte Methode, jede soziale 
Untat, jede Beseitigung von Arbeitnehmerrechten 
und jeden Eingriff in soziale Errungenschaften damit 
zu legitimieren, daß sie heftig damit beschäftigt sei, 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

Deshalb geht es in dieser Debatte heute auch gar 
nicht ausschließlich um das Schlechtwettergeld. Es 
geht im Kern um die Logik Ihrer Arbeitsmarktpolitik, 
um die Logik einer Politik, die nichts anderes als So-
zialabbau und Deregulierung zum Ziel hat und der 
Öffentlichkeit permanent einredet, das alles ge-
schehe zum Wohle der abhängig Beschäftigten und 
natürlich zum Wohle der Arbeitslosen. 

Diesen Eindruck hat der Bundesarbeitsminister 
auch vor mehr als zwei Jahren zu erwecken versucht, 
als wir am 26. Januar 1995 über das gleiche Thema 
wie heute debattierten. Damals hat er das Schlecht-
wettergeld reaktionär genannt, weil es angeblich 
ganzjähriges Bauen verhindere. Ich kann nur fest-
stellen, daß dieses angeblich reaktionäre Schlecht-
wettergeld in diesem Winter einigen hunderttausend 
Bauleuten ihren Arbeitsplatz gesichert hätte. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Der Bundesarbeitsminister hat in der damaligen De-
batte erklärt - ich zitiere -: 

Wir wollen bessere Regelungen. Wir wollen ganz-
jährige Beschäftigung und gesichertes Einkom-
men. 

Was ist daraus geworden? 400 000 arbeitslose Bau-
arbeiter, die höchste Zahl in der Geschichte der Bun-
desrepublik. Mit dieser verkorksten Logik hat er vor 
zwei Jahren behauptet, daß die Abschaffung des 
Schlechtwettergeldes die Bauarbeiter endgültig vom 
Joch der Saisonarbeit befreien würde. Wer für 
Schlechtwettergeld sei, plädiere statt dessen für 
Kurzarbeit. Was hat er erreicht? Er hat Bauarbeiter 
unter Umgehung der Kurzarbeit direkt in die Arbeits-
losigkeit geschickt. 

Ich hätte dem Bundesarbeitsminister wirklich ge-
gönnt, er hätte in der vergangenen Woche auf dem 
Berliner Gendarmenmarkt die Gelegenheit gehabt, 
diese eigenartige Logik den do rt  protestierenden 
Bauarbeitern vorzutragen. Aber ich fürchte, das wäre  

eine nicht mehr zu beherrschende Provokation der 
Opfer gewesen. 

Die Prophezeiung der IG BAU, daß die Beseitigung 
des Schlechtwettergeldes 300 000 Bauarbeiter ar-
beitslos machen werde, hat sich auf dramatische 
Weise bestätigt. Die vagen Visionen des Bundesar-
beitsministers von ganzjähriger Beschäftigung und 
gesichertem Einkommen haben sich wieder einmal 
als leere Versprechungen entpuppt. Wie sagte doch 
damals, vor zwei Jahren, der Kollege Blüm? 

Wenn eine ganzjährige Arbeitszeit vereinbart ist, 
dann werden Sie sehen, wie tüchtig und erfin-
dungsreich auch Bauunternehmer sind, die dann 
selbst an Tagen sagen, es geht weiter, wo sie 
heute in schöner Eintracht sagen: Ach machen 
wir doch heute einmal Schlechtwettergeld. 

Nun, diesen Einfallsreichtum konnten wir erleben. 
Nach Angaben der IG BAU haben unzählige Bauun-
ternehmer ihre Beschäftigten in diesem Winter mit 
der Zusage entlassen, sie am Ende der Schlechtwet-
terperiode wieder einzustellen. Das ist nicht nur klas-
sischer Sozialmißbrauch, das ist Betrug. Man kann 
Ihnen nicht den Vorwurf ersparen, daß die Vorlage 
für diese Machenschaften aus Ihrem Hause stammt. 

Wir unterstützen deshalb den SPD-Gesetzentwurf, 
der den Forderungen der Bauarbeiter und ihrer Ge-
werkschaft IG Bauen-Agrar-Umwelt entspricht. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Peter Ramsauer, CDU/CSU. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Die 
Tarifpartner verhandeln ja zur Zeit wieder, auch über 
die Fragen, die in dieser Debatte behandelt werden. 
Ich bedauere, daß die SPD mit ihrem Gesetzentwurf 
zeigt, daß sie den Tarifpartnern überhaupt nichts zu-
traut. 

(Konrad Gilges [SPD]: Die fordern das! 
Beide!) 

- Es ist so. 

Sie unterstellen den Tarifpartnern, daß sie nichts 
zustande bringen, und fordern phantasielos ein Zu-
rück zu der alten Regelung. Die SPD ist sich wohl 
dessen nicht bewußt, daß alle in den Tarifverhand-
lungen erreichten Fortschritte rückgängig gemacht 
würden. Tarifverhandlungen von mehr als zehnmo-
natiger Dauer wären umsonst gewesen. Der Tarifver-
trag für das Bauhauptgewerbe, der ein Überbrük-
kungsgeld vorsieht und seit 1. Januar 1996 allge-
meinverbindlich ist, wäre in den Wind geschrieben. 
Sie dürfen nicht vergessen: 1 Milliarde DM Über-
brückungsgeld ist ja durch die Arbeitgeber schon ge-
zahlt worden. Diese 1 Milliarde DM hätte ansonsten 
von der Solidargemeinschaft aufgebracht werden 
müssen. 
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Ich möchte noch einmal ein Grundsatzpapier der 
IG Bau-Steine-Erden vom August 1992 ins Bewußt-
sein rufen. 

(Peter Dreßen [SPD]: Das ist ja schon vier 
Jahre alt!) 

- Ja, aber was damals geschrieben wurde, ist auch 
heute noch richtig. Hören Sie mir doch bitte einmal 
zu. Es schadet nicht, wenn Sie mir zuhören. 

Sinngemäß heißt es dort, daß wir uns in Deutsch-
land im Gegensatz zu den Nachbarländern mit weit 
schwierigeren Witterungsbedingungen, wie zum 
Beispiel Schweden, den Luxus leisten, die vorhande-
nen Kapazitäten nur unzureichend zu nutzen. 

Aber nicht nur in Schweden, wo Bauarbeiten bei 
Temperaturen von bis zu minus 20 Grad durchge-
führt werden, sondern auch hier in Deutschland er-
möglicht der Stand der Technik die Durchführung 
von Baumaßnahmen inzwischen grundsätzlich auch 
bei ungünstigen Witterungsbedingungen. 

Natürlich gibt es auch heute noch witterungsbe-
dingten Arbeitsausfall. Den gibt es jedoch nicht nur 
im Baubereich und im Baunebenbereich. Beim 
Schlechtwettergeld handelte es sich seinerzeit um 
eine Sonderleistung aus der Arbeitslosenversiche-
rung, die nur den Betrieben des Baugewerbes zugute 
kam, aber von allen Branchen mitfinanziert wurde. 
Deshalb muß die Baubranche das Problem selbst, 
beispielsweise durch Tarifverhandlungen, lösen. 

Es versteht sich außerdem von selbst, daß die Zah-
lung von Schlechtwettergeld die Bemühungen um 
eine ganzjährige Beschäftigung im Baugewerbe so-
wie um eine Flexibilisierung der Arbeitszeit und da-
mit um die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit im 
europäischen Raum eher verhindert hat. Aus diesen 
Gründen ist eine Rückkehr zur Schlechtwettergeld

-

regelung alten Stils für uns vollkommen ausgeschlos-
sen. 

Richtig sind Vereinbarungen über eine Jahresar-
beitszeitregelung mit einem Jahreseinkommen, aus-
gehandelt von den Tarifvertragsparteien. Entschei-
dend ist, daß die Arbeitnehmer auf ein gesichertes 
Jahreseinkommen vertrauen können. Einen Weg zu-
rück kann und wird es, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, mit uns nicht geben. 

Zusammen mit einem großen Bauunternehmen 
und seinem Bet riebsratsvorsitzenden habe ich des-
halb einen Vorschlag zur besseren Ausgestaltung der 
Schlechtwettergeldnachfolgeregelung gemacht. Wir 
haben uns in der CSU-Landesgruppe intensiv mit 
den Tarifvertragsparteien - Baugewerbe, Bauindu-
strie und Gewerkschaft - auseinandergesetzt und 
diesen Vorschlag erörtert. Wir haben nach einer Lö-
sung gesucht, damit die Überbrückungs- und Win-
terausfallgeldregelung von den Baufirmen besser an-
genommen wird. 

Mein Vorschlag einer flexiblen Arbeitszeitrege-
lung in Verbindung mit einer Ganzjahresbeschäfti-
gung geht zunächst davon aus, daß die von den Ar-
beitnehmern in den Sommermonaten geleistete 
Mehrarbeit im Bereich des Überbrückungs- und 
Winterausfallgeldes eingebracht werden kann. Dies  

führt zu einem gleichbleibenden Jahreseinkommen 
der Arbeitnehmer und zur Kostenentlastung der Be-
triebe. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Dr. Ram-
sauer, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Buntenbach? 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Ja, ausnahms-
weise. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank. 

Herr Ramsauer, Sie haben gesagt, Sie gehen davon 
aus, daß im Sommer mehr und im Winter weniger ge-
arbeitet wird. Das ist schon jetzt so. Das ist schon 
jetzt Stand der tariflichen Vereinbarungen. 

Wenn Sie darüber hinausgehen möchten: Welche 
Arbeitszeit, zum Beispiel wöchentliche Arbeitszeit im 
Sommer, schwebt Ihnen dabei vor? Das ist für die Le-
benssituation, für die Gesundheit der Kollegen und 
Kolleginnen von großer Bedeutung. 

Ich möchte wissen, ob Sie die Grenze des Arbeits-
zeitgesetzes von 60 Stunden im Sommer voll aus-
schöpfen wollen oder ob Sie noch darüber hinausge-
hen möchten. Das zu erfahren, fände ich in dem Zu-
sammenhang wichtig. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Frau Kollegin 
Buntenbach, diese Frage möchte ich Ihnen gern be-
antworten. Aber allein die Tatsache, daß Sie eine sol-
che Frage stellen, zeigt mir, daß Sie sich in der Praxis 
recht wenig auskennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich selbst fahre in meinem Wahlkreis und für mei-
nen Betrieb ständig auf Baustellen herum. Deshalb 
kann ich Ihnen aus der Praxis berichten und sagen, 
wie es dort aussieht. Was halten Sie davon, daß in der 
Zeit des besten Wetters an jedem zweiten Freitag 
nicht gearbeitet wird - auch wenn man am Donner-
stagabend schon 38 Stunden erreicht hat? 

Was halten Sie davon, daß im August drei oder vier 
Wochen Betriebsurlaub gemacht werden mit Hin-
weis darauf, daß Ferien seien und wegen schulpflich-
tiger Kinder keine andere Möglichkeit dafür be-
stehe? Wer kann in anderen Branchen vier Wochen 
freimachen? Zwei Wochen sind normal. 

Halten Sie es, Frau Kollegin Buntenbach, eigent-
lich für vernünftig, wenn auch im Oktober an jedem 
zweiten Freitag nicht gearbeitet wird und die Arbeit 
im November ausfallen muß? Das ist doch nicht ver-
nünftig. Einen solchen Luxus können wir uns nicht 
leisten, 

(Beifall der Abg. Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

wenn es unser Ziel ist, zu einer Ganzjahresbeschäfti-
gung zu kommen und Arbeitnehmer wieder ver-
mehrt auf deutschen Baustellen zu beschäftigen. 

Ich habe gestern, als wir in der Aktuellen Stunde 
über diese Fragen diskutiert haben, einen kleinen 
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Versprecher gehabt. Ich habe gesagt: Unser Ziel muß 
es sein, arbeitslose deutsche Bauarbeitnehmer wie-
der auf deutschen Baustellen zu beschäftigen. Dar-
aufhin hat mir jemand von der Opposition Deutsch-
tümelei unterstellt. 

(Annelie Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Völlig zu Recht!) 

- Ist es denn Deutschtümelei, wenn man sagt, der ar-
beitslose deutsche Bauarbeitnehmer soll auf der 
deutschen Baustelle wieder Beschäftigung finden? 
Ich möchte heute die Gelegenheit nehmen, dazuzu-
sagen: Ich meine nicht nur den arbeitslosen deut-
schen Bauarbeitnehmer, sondern auch den ausländi-
schen Bauarbeitnehmer, der seit langer Zeit, viel-
leicht in zweiter Generation, hier in Deutschland an-
sässig ist. Wir wollen nicht nur deutsche Arbeitslose 
in Arbeit und Brot bringen, sondern auch ausländi-
sche Arbeitslose, die bereits hier sind. Wenn Sie sich 
einmal in die Akten vertiefen, stellen Sie fest, daß die 
Arbeitslosenquote unter ausländischen Arbeitneh-
mern in Deutschland in etwa doppelt so hoch ist wie 
die unter deutschen. 

Damit ist die Frage beantwortet. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Ramsauer, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Kolle-
gen Gilges? 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Ich möchte bitten, 
jetzt keine weiteren Zwischenfragen zu stellen; denn 
Sie sehen, daß sich die ersten Kollegen bereits aus 
dem Plenum verabschiedet haben, obwohl es noch so 
früh am Tage ist. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Das ist 
kein Wunder bei dieser Rede!) 

All die Details werden wir ja in den Ausschußbera-
tungen weiter diskutieren können, lieber Kollege 
Gilges. 

(Manfred Müller [Berlin] [PDS]: Die Bauar

-

beiterbrotzeit haben Sie vergessen!) 

Ich komme zurück auf meinen Vorschlag. Mein 
Vorschlag führte - dies darf ich noch einmal unter-
streichen - zu einem gleichbleibenden Jahresein-
kommen der Arbeitnehmer und zur Kostenentla-
stung der Firmen. So könnten auf der Basis einer 
ganzjährigen Beschäftigung im Sommer beispiels-
weise bis zu 110 Mehrarbeitsstunden angesammelt 
werden. Im Winter könnten dafür 150 Schlecht-
wetterstunden mit 75 Prozent des Arbeitslohnes be-
zahlt werden. 

(Konrad Gilges [SPD]: Das ist doch alles 
Quatsch!) 

Ab der 151. Schlechtwetterstunde könnte dann wei-
ter das Winterausfallgeld der Bundesanstalt greifen. 

Die Vorteile einer solchen Variante liegen im flexi-
bleren Personaleinsatz, der Garantie eines Ganzjah-
reseinkommens des Arbeitnehmers sowie erhebli-
chen Einsparungen bei der Bundesanstalt für Arbeit. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, langjäh-
rige Mitarbeiter beim Bau genießen einen Kündi-
gungsschutz von sieben Monaten. Dies könnte dazu 
führen, daß bereits ab Mai eine massive Kündigungs-
welle bei den Baufirmen auftritt, mit Wirkung zum 
Ende Dezember. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Das findet 
ja jetzt schon statt!) 

Deshalb sind schnelle Entscheidungen gefragt. Ich 
appelliere an die Tarifpartner, möglichst bald zu ei-
ner Lösung mit ganzjähriger Beschäftigung und Ar-
beitszeitausgleich zu kommen. Praktisch nur damit 
können die sonst für Ende Mai drohenden Kündigun-
gen per 31. Dezember auch wirklich vermieden wer-
den. Das müssen wir vermeiden. Es wäre schlimm, 
wenn es mit Blick auf das Ende des Jahres zu einer 
Kündigungswelle im großen Stil käme, kaum daß das 
Baugeschehen im Frühjahr wieder eingesetzt hat. Ei-
nes sollte jedenfalls jeder wissen: Der Gesetzgeber 
kann nur dann gefragt sein, falls die Tarifpartner un-
ter Ausschöpfung aller Möglichkeiten keine befriedi-
gende Lösung finden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe natür-
lich Verständnis für die Motive betroffener Arbeit-
nehmer und Gewerkschaftsvertreter. Denn durch die 
bisherige Schlechtwettergeldregelung haben sie im 
Vergleich zu anderen Branchen profitiert: zum einen 
durch die Überstundenvergütungen im Sommer, zum 
anderen durch Lohnersatzleistungen im Winter. Die-
ser Doppeleffekt würde bei dem vorgeschlagenen 
Arbeitszeitmodell quasi gegenseitig verrechnet. Ich 
denke, es ist vernünftig und gerecht, daß durch eine 
Ganzjahresvergütung ein Ausgleich gefunden wird, 
damit nicht die Solidargemeinschaft der Versicherten 
in ungerechter Weise belastet wird. 

Abschließend möchte ich noch ein Beispiel aus der 
Praxis erwähnen, das äußerst lehrreich zeigt, daß wir 
richtigliegen, wenn wir eine Rückkehr zum Schlecht-
wettergeld ausschließen. In einem B rief eines im In-
nenausbau tätigen Bauunternehmers, den ich vor ei-
niger Zeit erhalten habe, heißt es - ich zitiere -: 

Es ist äußerst bequem von Bauunternehmen, ihre 
Mitarbeiter im Oktober oder November des lau-
fenden Jahres auszustellen und dann zu erwar-
ten, daß diese im März oder im April des kom-
menden Jahres wiederkommen. Bei uns war es 
so, daß ein Bauunternehmer bereits Ende Okto-
ber seine Maurer ausgestellt hat. Daraufhin woll-
ten wir sofort vier Maurer aus diesem Unterneh-
men bei uns einstellen. Unsere Bemühungen wa-
ren jedoch leider vergeblich. Alle vier Maurer 
sind mit Schwarzarbeit ausgelastet bis März 
1997. 

Meine Damen und Herren, auch dieses Beispiel 
zeigt, daß wir nicht zur alten Regelung zurückkehren 
sollten und daß wir als Regierungskoalition mit unse-
rem Weg richtigliegen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Doris Barnett, SPD-Fraktion. 

Doris Barnett  (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir reden jetzt zwar über das 
Schlechtwettergeld, tatsächlich ist das aber nur ein 
Mosaikstein aus dem Gesellschaftsbild der Bundes-
regierung, das da heißt: Gut ist, was Starke stark 
macht; weg mit der Solidarität. 

Solidarität - das Einstehen des einen für den ande-
ren - ist unter Ihrer Führung nicht nur anrüchig ge-
worden ;  nein, die, die für sie einstehen, werden als 
altmodische und unflexible Zeitgenossen abgetan. 
Die unheimliche Dreifaltigkeit - Liberalisierung, Glo-
balisierung und Privatisierung - ist alles. 

Dabei gehörte das Schlechtwettergeld, das wir 
jetzt wiederhaben wollen, zu einem System von Soli-
darleistungen. Ich frage Sie: Was ist dabei, wenn un-
ser aller Staat witterungsbedingte Arbeits- und damit 
Lohnausfälle abfedert? Das machen doch die meisten 
EU-Staaten, selbst Ihr Paradebeispiel Schweden 
macht das; aber Schweden zitieren Sie nur dann, 
wenn es Ihnen paßt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wir entscheiden hier, was vernünftigerweise mit 
Steuergeldern und Beiträgen zur Sozialversicherung 
passiert. Wir entscheiden, ob Menschen Lohnersatz 
oder Sozialhilfe bekommen. Die Entscheidungen, die 
wir fällen, müssen aber im Interesse aller Menschen 
getroffen werden. Es trifft zu, daß die Gesamtsolidar-
gemeinschaft durch solche Leistungen belastet wird. 
Das wollen wir auch so. 

Auch Ihr Vorfahr Adenauer sah das so. Nach den 
Erfahrungen von Weimar und dem Dritten Reich war 
der soziale Frieden diesem Mann etwas wert. Dieser 
Wert hatte auch seinen Preis. Aber von der Regie-
rungskoalition werden diese Leistungen allzu gern 
als Subventionen bezeichnet. 

Seien Sie einmal ehrlich: Entlastet diese Gesamt-
solidargemeinschaft nicht auch in anderen Berei-
chen? Wurde nicht der Vorruhestand durch diese Ge-
samtsolidargemeinschaft finanziert? Finanziert die 
Gesamtsolidargemeinschaft nicht auch die Altersteil

-

zeit mit, weil die Auffassung besteht, daß die positi-
ven Wirkungen die Kosten bei weitem auffangen? 
Wie ist das mit dem Kurzarbeitergeld? Was ist mit 
den Subventionen in der Landwirtschaft und in der 
Industrie? 

Es ist folglich auch vernünftig, für die Ausfalltage 
im Winterbau Schlechtwettergeld zu zahlen, das die 
Gesamtsolidargemeinschaft aufbringt, 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

weil hier - das wurde bereits belegt - der Nutzen we-
sentlich größer als der Aufwand ist oder - so sagen 
wir in der Pfalz - die Brühe sonst teurer kommt als 
die Brocken. 

Manfred Rommel, ein nicht unbekannter Vertreter 
der CDU, sagte vor kurzem: Die Demokratie erfor-
dert, daß jeder ein Gewissen für das Ganze hat. Die-
ses Gewissen, diese Verantwortung für das Ganze 
vermisse ich bei der Bundesregierung. Seit 1992 hat 
die SPD-Bundestagsfraktion immer wieder versucht, 
die Bundesregierung davon zu überzeugen, daß der 
Wegfall des Schlechtwettergeldes durch die Einfüh-
rung des Tarifvertrags nicht kompensiert wird, daß 
das nicht funktionieren wird. 

Man kann es Ihnen gar nicht oft genug sagen. So 
wie dieser Tarifvertrag angelegt ist, kosten die ersten 
150 Arbeitsstunden die Arbeitgeber doppelt soviel 
wie vorher beim Schlechtwettergeld. Auch die be-
troffenen Bauarbeiter müssen kräftig drauflegen. 
Und Sie wundern sich, daß die Arbeitgeber jetzt da-
von nicht kräftig Gebrauch machen? 

Im „Bundesarbeitsblatt" geben Sie selbst zu, das 
Schlechtwettergeld aus rein fiskalischen Gründen, 
also um die Bundesanstalt für Arbeit zu entlasten, ab-
geschafft zu haben. Jetzt regen Sie sich auf, daß es 
nicht so klappt, wie Sie es sich vorgestellt haben, und 
reden plötzlich von Mißbrauch. Sie merken gar nicht, 
daß Sie selbst daran schuld sind. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Sie verteuern den Winterbau so sehr, daß die Still-
legung von Baustellen rentabler ist als die nur zeit-
weise Einstellung der Arbeit. Nun sind Sie über die 
hohen Arbeitslosenzahlen und die Kosten erstaunt. 
Aber nicht nur so produziert die Regierungskoalition 
Arbeitslose. Zwar haben wir offiziell durch das Ent-
sendegesetz Mindestlöhne auf unseren Baustellen, 
aber die Art und Weise ihrer Auszahlung haben mitt-
lerweile Schlagzeilen gemacht. Es gibt ganz offiziell 
illegale Arbeitsverhältnisse in unserem Land, auch 
an Großbaustellen, zum Beispiel des Bundes in Ber-
lin. 

Wir sind durchaus für Wettbewerb, aber er muß 
fair mit gleichen Chancen für alle sein. Sagen Sie, 
verehrte Mitglieder der Regierungskoalition: Sind 
die dadurch entstehenden Kosten für die Gesamtsoli-
dargemeinschaft nicht auch Subventionen, diesmal 
aber nicht zugunsten der Arbeitnehmer, sondern zu-
gunsten der Unternehmer, die mit Billigstarbeitneh-
mern ihre Profite steigern? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die Streichung des Schlechtwettergeldes hat zu 
diesen Zuständen ein gerüttelt Maß beigetragen. 
Wie viele Bauarbeiter werden denn tatsächlich nach 
der Schlechtwetterphase von ihren alten Arbeitge-
bern weiterbeschäftigt? Wie viele Unternehmen ent-
ledigen sich unrentabler, weil älterer Arbeitnehmer? 
Wie viele Unternehmer arbeiten anschließend mit 
Billigarbeitnehmern weiter? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt 
nicht!) 

- Sie glauben, das stimmt nicht? Der Mitinhaber ei

-

nes mittelständischen Bauunternehmens aus meinem 
Wahlkreis sagte mir, daß er wegen des enormen 
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Preisdrucks auch auf solche Arbeitsverhältnisse aus-
weichen müsse, weil in diesem Gewerbe weiter un-
ter Tarif bezahlt werde und er, wenn er nicht mitma-
che, vom Markt gefegt werde. 

Es gab gerade eine Entscheidung des Arbeitsge-
richts Ludwigshafen, nach der es für den Bauunter-
nehmer sogar billiger ist, Leute in Kurzarbeit zu 
schicken und dafür Billigarbeitnehmer einzustellen. 
Das muß man sich einmal vorstellen; das sind alles 
Tatsachen, die Sie mit zu verantworten haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die SPD-Bundestagsfraktion will den gutwilligen 
Bauunternehmern helfen, sich tariftreu zu verhalten, 
um Massenarbeitslosigkeit am Bau zu verhindern. 
Deshalb wollen wir das Schlechtwettergeld wieder 
einführen. Selbst Vertreter der Regierungskoalition 
haben zwischenzeitlich erkannt, daß die Abschaf-
fung des Schlechtwettergeldes ein Fehler war. Aber 
keiner von ihnen stellt sich hier hin und gibt das zu. 
Das macht nicht nur uns verdrossen, das macht auch 
die Menschen draußen verdrossen. 

Um die Gemüter zu beruhigen und um die eigenen 
Fehler zu verdecken, kommt jetzt Ihr Vorschlag, daß 
die Bauarbeiter für die Schlechtwetterzeit vorarbei-
ten sollen - wir haben es ja gerade gehört. Haben Sie 
diesen Vorschlag einmal auch nur grob überschla-
gen? Herr Romer, 150 Stunden - bzw. 110 Stunden, 
Herr Ramsauer - reichen bei einem ha rten Winter 
nicht, wenn wir von vier Monaten ausgehen. 

Wenn wir einmal 125 Stunden pro Monat anrech-
nen, dann fallen in vier Monaten 500 Stunden an. 
Umgelegt auf die verbleibenden acht Monate würde 
das bedeuten: 3,13 Stunden Mehrarbeit pro Tag. Ab-
gesehen davon, daß das Arbeitszeitgesetz so etwas 
gar nicht zuließe - oder würden Sie dafür eine „Lex 
Bau" einführen? -, ist dieser Vorschlag für die Betrof-
fenen schlicht eine Zumutung. Haben Sie bedacht, 
was die tägliche Arbeitszeit von dann 10,5 Stunden  - 
die  Pausen noch gar nicht eingerechnet - bedeutet, 
welche Unfallrisiken damit erzeugt würden, welche 
Gesundheitsgefährdungen provoziert würden? Da 
die Baustellen selten am Wohnort des Arbeitnehmers 
liegen, der Arbeiter aber doch flexibel sein soll, neh-
men viele Arbeitnehmer oft lange Anfahrtszeiten in 
Kauf. Da kommen schnell, die Pausen eingerechnet, 
13 bis 14 Stunden am Tag zusammen. 

Ist Ihnen vielleicht einmal der Gedanke gekom-
men, daß während der Gutwetterphase gar nicht ge-
nug Aufträge für das Unternehmen vorhanden sein 
könnten? Von Überstundenzuschlägen kann man 
auch nicht reden, denn diese gibt es nicht. Ist Ihnen 
bekannt, daß 50 Prozent der Bauarbeiter mit knapp 
55 Jahren EU- bzw. BU-Rente wegen Schäden durch 
körperlich schwere und zum Teil gesundheitsgefähr-
dende Arbeiten bekommen? 

(Peter Dreßen [SPD]: Die wollen das gar 
nicht wissen!) 

Diese Leute dürfen dann, wenn sie abgearbeitet, aus

-

gemergelt und krankheitsanfällig sind, wegen Ihrer 
jetzt verabschiedeten Gesundheitsreform noch ein 

paar Mark fünfzig mehr für ihre Gesundheit bezah-
len. 

Nein, Herr Töpfer und die anderen Mitglieder der 
Bundesregierung: Ihr Vorschlag kann nicht greifen. 
Ich fordere Sie auf: Zerreißen Sie nicht weiter das 
Band der sozialen Marktwirtschaft! Kehren Sie zu-
rück zu einer solidarischen Arbeitsmarktpolitik! Sor-
gen Sie dafür, daß die Kommunen nicht für Sozial-
hilfe ausbluten, sondern als Auftraggeber für unsere 
Bauwirtschaft ein verläßlicher Pa rtner werden! Seien 
Sie vernünftig, unterstützen Sie unseren Gesetzent-
wurf! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Parlamentarische Staatssekretär Horst Günther. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! 

(Peter Dreßen [SPD]: Der schmeißt wieder 
Nebelkerzen, der muß das letzte Wort 

haben!) 

Frau Kollegin Barnett, wir sind nach wie vor auf dem 
Boden der sozialen Marktwirtschaft. Allerdings ge-
hört auch Subsidiarität dazu; das müssen Sie immer 
bedenken. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die SPD begründet ihren eingebrachten Gesetz-
entwurf damit, daß die ganzjährige Beschäftigung in 
der Bauwirtschaft wegen der Streichung des 
Schlechtwettergeldes nicht mehr gesichert sei. Wenn 
die Opposition glaubt, die derzeitige Winterarbeitslo-
sigkeit im Baugewerbe mit der Wiedereinführung 
des Schlechtwettergeldes nach dem alten System be-
seitigen zu können, 

(Konrad Gilges [SPD]: Nein, zu mildern, 
nicht zu beseitigen!) 

befindet sie sich allerdings auf dem Holzweg, Herr 
Gilges. 

Ich möchte noch einmal auf die Frau Kollegin Bar-
nett zurückkommen, die eben sagte: Seien Sie ehr-
lich. - Das gilt dann aber, Frau Kollegin Barnett, für 
alle. 

(Zuruf des Abg. Konrad Gilges [SPD]) 

Ich will einmal versuchen - ich hoffe, Sie hören zu -, 
Ihnen einige Dinge vorzutragen, die Sie vielleicht 
doch zum Nachdenken und zum Nachrechnen, Kol-
lege Gilges, veranlassen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Darf ich Sie zu-
vor fragen, ob Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dreßen gestatten? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Nein. Ich 
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möchte das jetzt insgesamt vortragen, damit es nicht 
auseinandergerissen wird. Mit dem Herrn Kollegen 
Dreßen können wir im Ausschuß noch lange und oft 
diskutieren. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, ob die Zielset-
zung des vorliegenden Gesetzentwurfs, die ganzjäh-
rige Beschäftigung zu sichern, eintritt, ist in höch-
stem Maße zweifelhaft. Mit Ihrem Entwurf vertreten 
Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 
die reine Theo rie. Die Probleme der Bauwirtschaft 
lassen sich damit überhaupt nicht lösen. Ich stelle zur 
Verdeutlichung der Sachlage nochmals fest - das ist 
eine Binsenweisheit; aber manche haben es immer 
noch nicht begriffen -: Die deutsche Bauwirtschaft 
befindet sich insgesamt in einer schwierigen Situa-
tion. Wir haben bereits gestern im Zusammenhang 
mit anderen Themen darüber gesprochen. 

(Zuruf des Abg. Konrad Gilges [SPD]) 

Bereits seit 1995, Herr Kollege Gilges, zeichnen 
sich in dieser Branche massive Beschäftigungspro-
bleme ab. Das hat sich in einer überproportional ho-
hen Kurzarbeiterquote niedergeschlagen. 

(Peter Dreßen [SPD]: Was sagen Sie denn 
zu Herrn Töpfer?) 

- Lassen Sie doch einmal das mit dem Herrn Töpfer. 
Wenn Sie das schon anführen, dann müssen Sie auch 
alles lesen. Der Herr Töpfer hat das, was man ihm in 
den Mund gelegt hat, vorgestern in der Presse korri-
giert. Auch das müssen Sie lesen. Damit ist das 
Thema Töpfer hoffentlich endlich beendet. 

Auch das im Jahre 1996 erreichte Rekordniveau an 
Insolvenzen hat zur Erhöhung der Arbeitslosigkeit 
im Baugewerbe beigetragen. Das Statistische Bun-
desamt in Wiesbaden hat für 1996 allein 7 041 Insol-
venzen von Baubetrieben registriert. Das entspricht 
einem Anstieg im Vergleich zum Vorjahr um 
27 Prozent. Das sind deutliche Anzeichen eines 
grundlegenden Strukturwandels. Diese Entwick-
lung, meine Damen und Herren von der Opposition, 
können Sie nicht bestreiten und auf das Schlechtwet-
tergeld schieben. 

(Konrad Gilges [SPD]: Das tun wir doch 
nicht!) 

Das Problem der erhöhten Winterarbeitslosigkeit 
im Baubereich ist im übrigen nicht neu. So ist zum 
Beispiel in der Schlechtwetterzeit 1985/86 das 
Schlechtwettergeld auf Grund der Nachfrageschwä-
che auf dem Baumarkt bei gleichzeitig äußerst un-
günstigen Witterungsverhältnissen im Vergleich zu 
den Vorjahren deutlich weniger in Anspruch genom-
men worden.. Die Folge war, daß im März 1986 in 
Westdeutschland rund 250 000 Bauarbeiter arbeitslos 
waren, und das trotz bestehender Schlechtwetter-
geldregelung. Das waren ebensoviele arbeitslose 
Bauarbeiter wie aktuell im Februar 1997 in West-
deutschland. Somit kann unterstellt werden, daß 
auch bei Beibehaltung der Schlechtwettergeldrege-
lung in dem harten Winter 1996/97 Entlassungen in 
vergleichbarem Umfang erfolgt wären. 

Lieber Kollege Gilges, ich weiß, daß Sie gut Be-
scheid wissen. Nur, machen Sie bei Zahlen bitte  

nicht die rheinische Lösung. Wenn Sie jetzt die Zahl 
400 000 anführen und diese mit der von 1985/86 ver-
gleichen, dann lassen Sie dabei außer acht - das wis-
sen Sie -, daß sich die Zahl von damals auf die alten 
Bundesländer und die Zahl heute auf Gesamt-
deutschland bezieht. Diese Zahlen können Sie nicht 
vergleichen; das ist doch unredlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß die Beschäftigungsprobleme im Baugewerbe 
heute ebenso wie 1986 überwiegend konjunkturell 
und strukturell bedingt sind, zeigt sich auch an der 
ganzjährig hohen Arbeitslosigkeit von Bauarbeitern 
im Jahre 1996. Sogar in der Bauhauptsaison, nämlich 
im Juni 1996, waren rund 186 000 Bauarbeiter ar-
beitslos. Es wäre schon eine phantasievolle Aussage, 
wenn diese Zahl auch auf den Wegfall des Schlecht-
wettergeldes zurückgeführt würde. Wir kennen die 
Ursachen; diese haben wir gestern ausreichend dis-
kutiert. 

Mit ihrem Gesetzentwurf verbreitet die Opposition 
die Illusion, mit der Wiedereinführung des Schlecht-
wettergeldes wären die Bauarbeitsplätze sicher. Ma-
chen Sie den Menschen nichts vor! Die Tarifvertrags-
parteien des Baugewerbes haben sich im Jahre 1995 
auf Tarifverträge verständigt, mit denen den Bauar-
beitern ein ganzjährig gesichertes Einkommen ga-
rantiert wird. Der Gesetzgeber hat die tariflichen Re-
gelungen durch eine gesetzliche Regelung flankie rt . 
Die Bundesanstalt für Arbeit übernimmt ab der 
151. Ausfallstunde eine sogenannte Restrisikoabsi-
cherung und zahlt das Winterausfallgeld aus den 
Beiträgen aller Versicherten. 

Auch wenn die tariflichen Regelungen im Bau-
hauptgewerbe von den Betrieben nicht ausreichend 
angenommen werden, halte ich es nach wie vor für 
richtig, daß die Verantwortung bei den Tarifpartnern 
bleibt. Es ist nämlich nicht die Aufgabe des Gesetz-
gebers, die Probleme zu lösen, die durch einen von 
den Betrieben nicht ausreichend akzeptierten Tarif-
vertrag entstanden sind. 

Im Bauhauptgewerbe sind erneut Verhandlungen 
mit dem Ziel aufgenommen worden, eine für alle Be-
triebe tragfähige und praxisgerechte Regelung zu 
finden. Die Wiederaufnahme der Verhandlungen be-
grüße ich sehr und appelliere an die Verhandlungs-
partner, daß sie aus eigener Kraft jetzt tarifliche Neu-
regelungen treffen, die auch bei witterungsbeding-
ten Arbeitsausfällen in der Schlechtwetterzeit dazu 
beitragen, den Bauarbeitern ihren Arbeitsplatz und 
den Betrieben ihre eingearbeiteten Arbeitnehmer zu 
sichern. Hierbei muß auch über flexible Regelungen 
der Arbeitszeit nachgedacht werden; denn gerade in 
Zeiten strukturellen Wandels ist ein Höchstmaß an 
Flexibilität für die deutschen Baubetriebe überle-
bensnotwendig. Ansonsten sind ihre Wettbewerbs-
nachteile in Europa vorprogrammiert. 

Die Bundesregierung will helfen, beschäftigungs-
fördernde Investitionen zu verstetigen. Ein entspre-
chendes Konzept hat das Kabinett in dieser Woche 
beschlossen. Damit werden Maßnahmen eingeleitet, 
mit  denen die Investitions- und Wachstumsdynamik 
gestärkt, der Arbeitsmarkt entlastet und die Bauwirt- 
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schaft unterstützt wird. Insgesamt geht es um die 
Förderung eines privaten und öffentlichen Investiti-
onsvolumens von rund 25 Milliarden DM. Mit diesen 
Mitteln sollen unter anderem Hilfen für kommunale 
Investitionen etwa im Straßenbau und die Förderung 
von Wohnungseigentum von jungen Familien finan-
ziert werden. Angestrebt wird auch eine stärkere 
Einbringung von privatem Kapital zur Finanzierung 
von öffentlichen Investitionen. 

Das ist eine praktische Hilfe, die Arbeitsplätze si-
chert oder neue bringt. Die Wiedereinführung des 
Schlechtwettergeldes wäre eine solche Möglichkeit 
aus unserer Sicht jedenfalls nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch 
bei der SPD) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege Konrad Gilges. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der erklärt jetzt 
die rheinische Lösung!) 

Konrad Gilges (SPD): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär! Weil Sie von Fairneß und Ehrlichkeit 
sprachen, möchte ich Sie - auch unter dem Gesichts-
punkt, daß Sie hauptamtlicher Gewerkschaftsfunk-
tionär waren - darauf aufmerksam machen, daß es 
zur Redlichkeit gehört, daß man demjenigen, mit 
dem man sich auseinandersetzen will - zumindest 
unter Gewerkschaftsfunktionären ist das so -, gut zu-
hört. 

Wir haben gesagt: Ein Grund, Herr Günther, ist die 
Abschaffung des Schlechtwettergeldes. Der zweite 
Punkt betraf die mangelnde Durchsetzbarkeit der 
Entsenderichtlinie. Der dritte Grund - wenn Sie rich-
tig zugehört haben; wir haben das hier immer wieder 
erklärt - ist die Investitionsschwäche der Kommunen, 
die nicht in der Lage sind, Investitionen vorzuneh-
men, wodurch die Baumarktkonjunktur leidet. Ich 
will noch einmal auf diese drei Gründe hinweisen. Es 
gehört wirklich zur Redlichkeit, daß man es so auf-
nimmt und nicht in einem Diskussionsbeitrag oder in 
einer Rede den Eindruck erweckt, als wenn wir das 
nicht so gesagt hätten, sondern sagen würden, die 
hohe Arbeitslosigkeit der Bauarbeiter - sie liegt bei 
400 000 - käme nur durch die Abschaffung des 
Schlechtwettergeldes. Das Schlechtwettergeld ist ein 
Faktor. 

Zum zweiten möchte ich etwas zu Herrn Ramsauer 
sagen, der immer wieder vom Jahreseinkommen - 
auch Sie sprechen ja davon - gesprochen hat. Wer 
sich ein wenig im Baugewerbe und mit der Überstun-
denvergütung auskennt, weiß, daß fast über 
60 Prozent der Arbeiten am Bau im Akkord- und Lei-
stungslohn erbracht werden. Allein im Beruf des Flie-
senlegers, den ich ausübe, wird in über 95 Prozent 
der Fälle im Akkord gearbeitet. Dort gibt es einen ei-
genen Akkordlohntarifvertrag. Meine beiden Brüder 
- sie sind Putzer und Stukkateure - haben ihr ganzes 
Leben lang zu 95 Prozent für Leistungslohn gearbei-
tet. Den kann man eben nicht anrechnen; da gibt es 
Schwierigkeiten. Im Sommer hat der Fliesenleger  

manchmal, wenn er um drei Uhr seine 100 DM am 
Tag verdient hat, aufgehört zu arbeiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war vor 
30 Jahren!) 

Ich habe das gemacht und bin zur SPD-Versamm-
lung gegangen und habe versucht, etwas für die SPD 
oder für die Gewerkschaften zu tun, weil ich mein 
Geld verdient hatte. Das war der Sinn des Akkords. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Man kann da nicht sagen: Jetzt arbeitest du noch 
einmal drei oder vier Stunden länger, verdienst noch 
einmal 50 oder 60 DM und läßt sie dir nicht auszah-
len. Das macht kein vernünftiger Mann; Sie, Herr 
Günther, verdienen als Staatssekretär doch auch 
nicht im Sommer ein paar Mark mehr, damit Sie im 
Winter etwas übrig haben. Solch komische Geschich-
ten machen Sie doch auch nicht. Lassen Sie also die-
sen Quatsch sein! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Keine Erwide-
rung? Dann schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen 
auf Drucksache 13/7122 und auf Drucksache 13/7194 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstanden? - Das 
scheint der Fall zu sein. Dann sind die Überweisun-
gen so beschlossen. 

Ich rufe jetzt die Zusatzpunkte 9 a und 9 b auf: 

a) - Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Verbesserung des Schutzes der 
Nutzer und zur weiteren Erleichterung von 
Investitionen in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet (Nutzer-
schutzgesetz - NutzSchG) 

- Drucksache 13/2022 - 
(Erste Beratung 61. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Dr. Uwe-Jens Heuer, Klaus-Jür-
gen Warnick und der Gruppe der PDS ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
verbesserten Schutz der Nutzerinnen und 
Nutzer von Grundstücken in den neuen 
Bundesländern (Nutzerschutzgesetz) 

- Drucksache 13/2822 - 
(Erste Beratung 80. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Verlängerung und Vereinheitli-
chung sachenrechtlicher Fristen (Sa-
chenRFristenG) 

- Drucksache 13/5982 - 

(Erste Beratung 135. Sitzung) 
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Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 
- Drucksache 13/7275- 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Michael Luther 
Dr. Dietrich Mahlo 
Hans-Joachim Hacker 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Dr. Uwe-Jens Heuer 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Rolf 
Schwanitz, Hans-Joachim Hacker, Ernst 
Bahr, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD 
Vorrang für die Nutzer in Ostdeutschland 

- zu dem Antrag der Abgeordnetem Dr. Uwe- 
Jens Heuer, Klaus-Jürgen Warnick und der 
weiteren Abgeordneten der PDS 
Moratorium zum Schutze der redlichen 
Nutzer und Nutzerinnen vor der zivilrecht-
lichen Durchsetzungen von Rückübertra-
gungsansprüchen im Beitrittsgebiet 

- Drucksachen 13/803, 13/613, 13/7275 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Michael Luther 
Dr. Dietrich Mahlo 
Hans-Joachim Hacker 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Dr. Uwe-Jens Heuer 

Zum Nutzerschutzgesetz liegen zwei Änderungs-
anträge der Fraktion der SPD, ein Änderungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und ein Ände-
rungsantrag der Gruppe der PDS vor. 

Für die Aussprache ist nach einer interfraktionel-
len Vereinbarung eine halbe Stunde vorgesehen. - 
Kein Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kol-
lege Dr. Michael Luther, CDU/CSU. 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Heute schlie-
ßen wir die Beratung zum Nutzerschutzgesetz ab. 
Eine Vielzahl seiner Regelungsvorschläge haben sich 
bereits erledigt. Kern des Gesetzes waren jedoch 
zwei wichtige Anliegen der neuen Bundesländer, 
wobei die konkreten Vorschläge des Bundesrates 
heute niemand mehr verfolgt. Die berechtigten An-
liegen werden aber mit dem Wohnungsmodernisie-
rungssicherungsgesetz gelöst. 

Worum geht es? Zum ersten kann nun im restituti-
onsbelasteten Mietwohnungsbestand erleichtert mo-
dernisiert und instandgesetzt werden. Zuerst kann 
ein Anmelder mit einem berechtigten Restitutionsan-
spruch, wenn er will, das Mietshaus selbst zurück-
nehmen. Dann kann er sofort investieren. Wenn 
nicht, kann durch den neuen Investitionsgrund Mo-
dernisierung und Instandsetzung im Investitionsvor-
ranggesetz ein Investor oder die Wohnbaugesell-
schaft bis zu 50 000 DM je Wohneinheit selbst inve-

stieren. Das hat zwei positive Aspekte. Erstens. Die 
Häuser werden saniert. Zweitens. Nach Angaben der 
Wohnungswirtschaft können die zur Zeit fast 
10 Milliarden DM geparkten Mieteinnahmen in Bau-
leistungen umgesetzt werden, was gut für die Bau-
wirtschaft ist. 

Das zweite zu lösende Problem wird am folgenden 
Beispiel deutlich: Im Fall der BGH-Entscheidung 
vom 17. März 1996 wurde 1988 in der DDR ein bau-
fälliges Haus auf Grund eines auf das Baulandgesetz 
gestützten Beschlusses enteignet. Der BGH stellt 
fest, daß ein die Enteignung rechtfertigender Zweck 
vorgelegen hat. Der Enteignungsbeschluß wurde 
dem Eigentümer jedoch nicht zugestellt. Im An-
schluß an die Enteignung wurde das Haus an den 
Mieter mit der Auflage der Instandsetzung verkauft 
und ein Nutzungsrecht an dem Grundstück verlie-
hen. Der BGH kommt zum Ergebnis, daß die Enteig-
nung mangels Zustellung der Enteignungsurkunde 
unwirksam sei. Somit sei kein Volkseigentum ent-
standen. Der heutige Besitzer konnte demnach das 
Eigentum am Gebäude nicht wirksam erwerben und 
kein Nutzungsrecht verliehen bekommen. 

Gesetzt den Fall, daß kein die Enteignung rechtfer-
tigender Grund vorgelegen hätte oder daß der Ent-
eignungszweck nur vorgeschoben gewesen wäre, 
also unlautere Machenschaften eine Rolle gespielt 
hätten, dann würde es sich um einen Fall nach dem 
Vermögensgesetz handeln. 

In der BGH-Entscheidung vom 7. Juli 1995 wird 
ausgesagt: Ein zusätzlicher Mangel, der zivilrechtlich 
zu beachten sein könnte, schließt den Vorrang des 
Vermögensgesetzes nicht aus. Die nicht zugestellte 
Enteignungsurkunde spielt also keine Rolle. Das 
Vermögensgesetz würde zwar den Restitutionsan-
spruch wegen § 1 Abs. 3 für gerechtfertigt erklären; 
es würde aber den redlichen Erwerber schützen. Der 
heutige Besitzer bliebe Eigentümer; der Alteigentü-
mer bekäme in diesem Falle das Grundstück nicht 
zurück. 

Fazit: Beim moralisch verwerflicheren Enteig-
nungsvorgang kommt es zu keinem Eigentumswech-
sel, weil der redliche Erwerber geschützt ist. Bei ei-
ner Regelenteignung, die lediglich nicht ganz form-
richtig erfolgt ist, kommt der alte Eigentümer wieder 
in den Besitz, mit der Folge, daß ein redlicher Erwerb 
nicht geprüft wird. Es kommt zu keinem sozialver-
träglichen Interessenausgleich. Das kann nicht Ziel 
des Einigungsvertrages gewesen sein. Deshalb ha-
ben wir uns zu einer Bestandsschutzregelung ent-
schlossen. 

Welche Wirkung hat die Regelung? Wenn der Ent-
eignungszweck bei einer Enteignung zum Beispiel 
nach Bauland-, Straßenbau- oder Bergbaugesetz 
nicht vorgeschoben war und wenn ein Fehler im da-
maligen Verwaltungsakt nur auf schlampiges Ver-
waltungshandeln zurückzuführen ist, dann bleibt ein 
solcher zivilrechtlicher Mangel unbeachtlich. Die 
Überführung in Volkseigentum für diesen öffentli-
chen Zweck hat Bestand. 

Wenn es sich aber zum Beispiel um einen Willkür-
akt im Einzelfall gehandelt hat, dann wird die Über- 
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führung in Volkseigentum aufgehoben. Der Altei-
gentümer wird wieder Eigentümer. Dem redlichen 
Erwerber steht ein Ankaufsrecht nach dem Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz zu. 

Wie kam es zu der heutigen problematischen 
Rechtslage? Es wurde meines Erachtens versucht, 
frühere Rechtsvorgänge heute unter rechtsstaatli-
chen Vorzeichen neu zu bewe rten. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege Lu-
ther, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Dr. Hirsch? 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Ich würde gerne 
komplett vortragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut! - Zuruf 
von der SPD: Richtig! - Lachen des Abg. 

Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]) 

Das unterstellt, daß die jeweiligen vermeintlichen 
Rechtspositionen in der früheren DDR tatsächlich 
durchzusetzen gewesen wären. Daß dem nicht so ist, 
sieht jeder leicht ein. Deshalb, so meine ich, ist eine 
wenn auch mangelbehaftete Regelenteignung eine 
durch Art. 19 des Einigungsvertrages geschützte 
Verwaltungsentscheidung. Zu beachten ist aller-
dings: Willkürliche Verwaltungsakte wollen wir nicht 
mit der Bestandsschutzlösung heilen. 

In der Zeit des Gesetzgebungsverfahrens ist ein 
weiteres Problem erkannt worden. Auch das wird 
nun gelöst. Auf Grund von zwei BGH-Urteilen von 
Dezember 1995 und Januar 1996 sind heute alle 
Kaufverträge nichtig, die auf Grund des Gesetzes 
über den Verkauf volkseigener Gebäude der DDR 
vom 7. März 1990 nach dem 17. Mai 1990 abge-
schlossen worden sind und in denen der Verkäufer 
sich als „Rat der Stadt" oder „Rat der Gemeinde" be-
zeichnet hat. Da ein Untergegangener nichts verkau-
fen kann, sind diese Verträge nichtig. Vom BGH wird 
nicht bewertet, ob tatsächlich ein Nichtbevollmäch-
tigter den Verkauf vorgenommen hat oder ob er sich 
nur falsch bezeichnet hat. 

Der Bundestag geht davon aus, wir gehen davon 
aus, daß die Kommunen im Frühjahr und Sommer 
1990 den Unterschied zwischen „Gemeinde" und 
„Rat der Gemeinde" nicht kannten. Es wird nunmehr 
klargestellt, daß entsprechend dem allgemeinen 
Rechtsgedanken die notariellen Verträge nicht des-
halb nichtig sind, weil sich eine Vertragspartei ledig-
lich falsch bezeichnet hat. Somit bleiben die notariel-
len Kaufverträge aus dem Jahre 1990 in der Regel 
gültig. Das setzt aber voraus, daß tatsächlich eine 
Vollmacht für den Verkäufer von kommunalem 
Eigentum vorlag. Deshalb wird ein Ratsbeschluß 
oder zumindest eine Billigung der Kaufverträge 
durch die Kommune im nachhinein verlangt. 

Meine Damen und Herren, der Sachverhalt ist 
schwierig. Für Rechtspolitiker aus den alten Bundes-
ländern ist er eher grauenvoll. Um so mehr danke ich 
denen, die sich hier um eine Lösung bemüht haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Sie haben an der deutschen Einheit mitgewirkt. 
Noch einmal recht herzlichen Dank! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort  für 
eine Kurzintervention hat der Kollege Dr. Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Kollege Luther, 
nach dem, was Sie eben ausgeführt haben, räumen 
Sie offenbar ein, daß das Nutzerschutzgesetz nur 
dann eine Rechtswirkung entfaltet, wenn bisher eine 
Enteignung nach dem DDR-Recht nicht wirksam zu-
stande gekommen ist; denn sonst wäre es überflüs-
sig. Das heißt, dieses Gesetz führt eine Enteignung 
herbei, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, nein!) 

muß also den Voraussetzungen des Art. 14 unserer 
Verfassung folgen. 

Sind Sie sich klar darüber, daß nun bei der Frage, 
was geheilt werden soll, die Begründung heißt, daß 
nicht nur die gesetzlichen Bestimmungen der DDR 
zu beachten seien - dem könnte man ja folgen -, son-
dern daß außerdem selbst die Verwaltungserlasse 
eine Rechtsgrundlage für eine Enteignung sein sol-
len, die dem damaligen DDR-Recht widersprechen? 
Das wird begründet mit der Formel, es gehe um „das 
gelebte DDR-Recht". Ich sage Ihnen: Es geht dann 
um das gelebte DDR-Unrecht. 

Es geht nicht etwa darum, daß nun Westdeutsche 
sich irgendwelche Grundstücke unter den Nagel rei-
ßen wollen. Vielmehr werden von den Enteignungs-
maßnahmen diejenigen getroffen, die damals in der 
DDR Vermögen hatten, also ehemalige Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik. 

Nun muß ich Ihnen sagen, daß dieses Gesetz die 
Voraussetzungen des Art. 14 nicht erfüllt und nach 
meiner Überzeugung verfassungswidrig ist. 

(Beifall des Abg. Alois Graf von Waldburg

-

Zeil [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Dr. Luther, 
möchten Sie erwidern? - Bitte. 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Herr Hirsch, mir ist 
die Rechtsauffassung, die Sie vertreten haben, 
durchaus bekannt. Ich bin Ihnen dankbar, daß ich 
durch Ihre Intervention noch einmal die Gelegenheit 
habe, eine deutlich andere Position zu vertreten. 
Nach meiner Meinung wird versucht, DDR-Verwal-
tungsentscheidungen bzw. DDR-Verwaltungsakte 
sowie die Gesetze, die zu DDR-Zeiten beschlossen 
worden sind, heute unter rechtsstaatlichen Gesichts-
punkten zu werten. Nur dann kann man meines Er-
achtens zu dem Ergebnis kommen, wie Sie es soeben 
vorgetragen haben, 

Der Einigungsvertrag aber, der auch verfassungs-
rechtlichen Charakter hat, meint genau etwas ande-
res. Dort  wird nämlich in Art. 19 deutlich festgestellt, 
daß Verwaltungsentscheidungen der DDR Bestand 
haben, es sei denn, sie sind mit rechtsstaatlichen 
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Grundsätzen unvereinbar. Dabei steht nicht ge-
schrieben, daß geprüft werden muß, ob die Verwal-
tungsentscheidungen unter heutigen Bedingungen 
Bestand haben. Wenn das so wäre, dann hätten viele 
Verwaltungsakte keinen Bestand. Denn die DDR war 
kein Rechtsstaat. Das war den Unterzeichnern des 
Einigungsvertrages auch bewußt. Deswegen hat 
man gerade diese Regelung eingeführt. 

Nun wollte man aber nicht alle Verwaltungsakte 
heilen, sondern hat ausdrücklich gesagt, daß der 
Bundesgesetzgeber Verwaltungsakte aufheben 
kann, die mit rechtsstaatlichen Grundsätzen unver-
einbar sind. Dazu sind Gesetze geschaffen worden. 
Wir haben das Vermögensgesetz und das verwal-
tungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz. Es gibt noch 
weitere Verwaltungsakte. Wir haben auch das straf-
rechtliche Rehabilitierungsgesetz. Willkürakte wer-
den hierdurch ausdrücklich aufgehoben. 

Mit der Regelung, die wir heute beschließen, ge-
hen wir, so denke ich, weiter, als es der Einigungs-
vertrag vorsah. Wir sagen nämlich: Auch bei zivil-
rechtlichen Vorgängen, wo Willkürakte eine Rolle 
gespielt haben - das steht jetzt in dem neuen § 22 
des Vermögenszuordnungsgesetzes; hier wird aus-
drücklich auf Willkürakte hingewiesen -, wird kein 
Bestandsschutz gewährt. Ich denke, wir liegen damit 
voll auf der Linie des Einigungsvertrages. Es wird 
aus meiner Sicht keine verfassungsrechtlichen Be-
denken geben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort hat 
jetzt der Kollege Hans-Joachim Hacker, SPD. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Heute wenden wir uns 
wieder einem sensiblen Thema aus dem Einigungs-
prozeß zu: der Frage des Schutzes der redlichen 
Nutzer und Erwerber sowie angrenzenden Fragen. 
Zunächst ist es als erfreulich anzusehen, daß es nach 
monatelangen Verzögerungen in der Beratung der 
Vorschläge der Opposition und des Bundesrates jetzt 
endlich gelungen ist, das Nutzerschutzgesetz in der 
Fassung des Wohnraummodernisierungssicherungs-
gesetzes in die zweite und dritte Lesung des Deut-
schen Bundestages einzubringen. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr!) 

Ich will hervorheben, daß die SPD-Bundestags-
fraktion die in den Berichterstattergesprächen er-
reichten Kompromisse zu den investiven Maßnah-
men für Mietwohnungen im restitutionsbelasteten 
Wohnungsbestand und zur Klarstellung der Rechts-
position von NS-Verfolgten und NS-Vermögensge-
schädigten ausdrücklich unterstützt. Die SPD-Bun-
destagsfraktion sieht auch das Bemühen der  Koali-
tion, in zwei entscheidenden Bereichen Regelungen 
zu finden, die der Klarstellung von Rechtsstandpunk-
ten bzw. der Heilung von Formmängeln bei Verwal-
tungsverfahren sowie beim Abschluß von Kaufverträ-
gen während der DDR-Zeit dienen. 

Bei diesen Regelungskomplexen aber, die verkürzt 
mit „Briefkopfurteilen des BGH" und mit „Mängeln 
bei der Begründung von Volkseigentum" bezeichnet 
werden können, bleibt sich die Koalition treu: Die Re-
gelungen bleiben unvollkommen und inkonsequent 
- zum Schaden der redlichen Erwerber und Nutzer. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Jawohl!) 

Meine Damen und Herren, es war ein besonderes 
Anliegen des Antrages der SPD-Bundestagsfraktion 
und des Gesetzentwurfes des Bundesrates, die auf 
diesem Gebiet bestehenden Unklarheiten und Ver-
unsicherungen zu beseitigen, was jedoch mit dem 
heute vorliegenden Gesetzentwurf wieder nicht ge-
lungen ist. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Herr Hacker, Sie 
sind aber auch mit überhaupt nichts zufrie

-

denzustellen!) 

- Ich wäre schon zufriedenzustellen, lieber Herr 
Geis, wenn Sie den beiden Anträgen zustimmten, die 
ich gleich noch vorstellen werde. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das sind doch Schaufensteranträge!) 

Lieber Herr Geis, diese Tatsache ist um so verwun-
derlicher, als die Berichterstatter mit tatkräftiger Un-
terstützung des Bundesjustizministeriums - ich erin-
nere an die Formulierungshilfe vom 11. Oktober 
1996 - schon fast eine zufriedenstellende Lösung er-
reicht haben. 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Damit wären Sie 
auch nicht zufrieden gewesen!) 

Dann kamen die bekannte Pressekampagne, Herr 
Geis, und die massive Blockade - leider aus Ihrer 
Fraktion und natürlich aus der F.D.P. 

(Anhaltende Zurufe des Abg. Norbert Geis 
[CDU/CSU] und des Abg. Joachim Gres 

[CDU/CSU]) 

Meine Damen und Herren, wir haben nur geringe 
Hoffnung, daß es heute gelingen wird, die dringend 
erforderlichen Klarstellungen bei den Formmängeln 
zu erreichen. Trotzdem stellt meine Fraktion zwei 
Änderungsanträge, die genau dieses Ziel verfolgen. 

Die im Gesetzentwurf enthaltene Regelung zum 
Bestandsschutz in § 22 des Vermögenszuordnungs-
gesetzes ist unvollkommen und führt für die Betroffe-
nen nicht zu der gewünschten und notwendigen 
Klarheit. Für die Bestandskraft der Begründung von 
Volkseigentum werden nicht die Kriterien des übli-
chen Verwaltungshandelns zugrunde gelegt, worun-
ter weder Machtmißbrauch noch Unredlichkeit zu 
verstehen sind. Die Folge dieser von der Koalition 
vorgeschlagenen halbherzigen Heilung ist, daß be-
troffene Käufer nun doch an Verwaltungsfehlern der 
DDR-Behörden scheitern können 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir wollen Ver

-

stöße gegen tragende Grundsätze des 
Rechtsstaates nicht heilen! Das ist der große 

Unterschied!) 
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und einen neuen Kaufvertrag zu den Bedingungen 
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes abschließen 
müssen. 

(Weitere Zurufe des Abg. Joachim Gres 
[CDU/CSU] und des Abg. Norbert Geis 

[CDU/CSU]) 

Das ist nicht sachgerecht, weil bei der Heilung von 
Mängeln im Zusammenhang mit der Begründung 
von Volkseigentum die Prüfung der Rechtmäßigkeit 
der Maßnahmen nunmehr nach Prinzipien erfolgen 
soll, die im Verwaltungsverfahren der DDR nicht üb-
lich gewesen sind. Die SPD will eine klare und end-
gültige Regelung, die nicht neuen Streit zuläßt. Des-
halb stellen wir zu § 22 des Vermögenszuordnungs-
gesetzes einen entsprechenden Änderungsantrag. 

Meine Damen und Herren, dieser Antrag findet 
seine Unterstützung durch eine Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichtes, die am heutigen Don-
nerstag veröffentlicht worden ist und in der es heißt - 
ich zitiere auszugsweise -, daß laut Einigungsvertrag 
Verwaltungsakte, die nach der damaligen DDR-Pra-
xis als wirksam angesehen worden seien, auch heute 
noch gültig sind. Ausnahmen gälten nur, wenn sie 
auf besonderer Rechtsgrundlage aufgehoben worden 
seien oder Ansprüche nach dem Vermögensgesetz 
bestünden. Dies ist genau unsere Rechtsposition. 

Meine Damen und Herren, ein weiteres Problem: 
Die sogenannten Briefkopfurteile des BGH haben 
das reale Leben in der Endphase der DDR nicht be-
achtet, ja völlig verkannt. Nach der Rechtsauffassung 
des Bundesgerichtshofes sollen Kaufverträge nach 
dem sogenannten Modrow-Gesetz allein schon des-
wegen unwirksam sein, weil nach Inkrafttreten der 
DDR-Kommunalverfassung am 17. Mai 1990 statt des 
richtigen Namens der Kommune - zum Beispiel Stadt 
Schwerin - noch der überholte Begriff „Rat der 
Stadt" - um bei meinem Beispiel zu bleiben: Rat der 
Stadt Schwerin - verwendet worden ist. Auch diese 
Problematik wird weder von Fragen des Machtmiß-
brauchs noch von Fragen der Unredlichkeit tangiert. 
Ich bin daher der Meinung, daß hier eine einfache 
Lösung zu finden sein dürfte. 

Die von der Koalition vorgeschlagene Formulie-
rung in Art. 231 § 8 EGBGB bringt jedoch keine sach-
gerechte Lösung der dargestellten Probleme. Diese 
ist allein mit dem Ihnen vorliegenden Änderungsan-
trag der SPD-Bundestagsfraktion zu erreichen. Aber 
worin liegt hier nun eigentlich das Problem? Es liegt 
allein darin, daß die Koalition völlig sachfremd und 
unnötigerweise in Verbindung mit der Falschbe-
zeichnungsproblematik, auf die ich eingegangen 
bin, neue Fragen aufgeworfen und in den Gesetzge-
bungsprozeß einbezogen hat. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Norbert Geis [CDU/CSU]: 
Das war notwendig, Herr Hacker!) 

Ich frage Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der Koalition: Warum führen Sie in das Gesetz die 
Bedingung ein, daß für das Handeln des bevollmäch-
tigten Vertreters der Kommune zusätzlich ein Ratsbe-

schluß vorgelegen haben muß bzw. derartige Be-
schlüsse nachträglich gefaßt worden sein müssen? 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Weil wir gegen 
die Mauscheleien sind!) 

Hier wird der Interpretation der jetzt zur Verabschie-
dung anstehenden Regelung freier Raum gegeben. 

Ich frage Sie weiter, Herr Geis: Wie kann ein Rats-
beschluß eigentlich gefaßt werden, wenn doch ein 
Rat gar nicht mehr existierte? 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Es gibt doch 
Rechtsnachfolger! Den neuen Gemeinderat 

gibt es doch!) 

Wir haben doch die Räte am 16. Mai abgeschafft. 
Dann kann aber auch kein Ratsbeschluß gefaßt wer-
den. Warum fordern Sie also Ratsbeschlüsse, wenn 
das Verkaufsgesetz vom 7. März 1990 eine solche Re-
gelung nicht vorschrieb? 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das ist wieder 
etwas anderes!) 

Nicht zuletzt, meine Damen und Herren, teilt auch 
das BMJ meine Bedenken. Wie sonst ist das Schrei-
ben des Parlamentarischen Staatssekretärs, Herrn 
Funke, vom 14. März 1997 zu verstehen, in dem aus-
geführt wird: Von der im Rechtsausschuß vorgeleg-
ten Formulierung, nämlich von 

diesem Textvorschlag rate ich allerdings ab. Er 
läuft nämlich im praktischen Ergebnis darauf hin-
aus, daß die politische Billigung des Vertrages ge-
prüft wird. Es wäre meines Erachtens konsequen-
ter, sich dann gleich für die Vorschrift in der Fas-
sung der Formulierungshilfe vom 11. Oktober 
1996 zu entscheiden und auf die politische Billi-
gung als Tatbestandsmerkmal zu verzichten. 

Genau dies ist die Zielrichtung des SPD-Antrages. 
Ich bitte Sie um Ihre Unterstützung. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, auch nach dem Wo rt
-laut der Begründung zum Gesetz ist mit der Billigung 

lediglich eine politische Billigung gemeint, nicht eine 
Genehmigung im Rechtssinne, weil - so die Begrün-
dung des Gesetzes - hierfür rechtlich kein Raum war. 
Wenn kein rechtlicher Raum war, frage ich Sie: 
Warum führen wir eine solche Kondition in das Ge-
setz ein? Warum soll hier eine derartige Bedingung 
eingeführt werden, die in der Praxis immer wieder zu 
Konflikten führt? 

Lieber Kollege Luther, ich hoffe, ich schade Ihnen 
nicht, wenn ich an dieser Stelle sage: Sie waren einer 
der Mitstreiter aus der Koalition, die es überhaupt er-
möglicht haben, heute über dieses Gesetz in zweiter 
und dritter Lesung zu diskutieren. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Deswegen heißt das Gesetz auch 

,,Luther-Schutzgesetz"!) 

Um so erstaunlicher wird für Sie die Tatsache sein, 
daß Sie, wenn Sie die Richtigkeit der vorgelegten 
Vorschläge begründen, doch selber merken, wie Ihre 
eigenen Ausführungen in der Presse mißverstanden 
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werden. Die Unschärfen, die im Gesetzestext enthal-
ten sind, werden für Rechtsanwälte, für Restitutions-
antragsteller genau diese Verunsicherung bringen, 
die ich heute kritisiert habe. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Warten Sie mal 
ab!) 

Auf eine Frage zum Sachenrechtsproblem werden 
Sie in der „Sächsischen Zeitung" vom 20. März 1997 
- das ist heute - zitiert: In den Fällen, wo die sachen- 
rechtliche Lösung ansteht, soll nunmehr eine Klä-
rung der verschleuderten Grundstücke nach dem 
Modrow-Kaufvertrag erfolgen. Das ist völlig sach-
fremd. Genau so sachfremd wird dann auch bei der 
Umsetzung des heute anstehenden Gesetzes durch 
interessierte Kreise argumentiert werden. 

Eine weitere Verwirrung des heutigen Tages ist 
darin zu sehen, daß eine parlamentarische Initiative 
der SPD und des Bündnisses 90/Die Grünen in Mag-
deburg, die eine Klärung dieser Problematik errei-
chen wollte - sie wollte das umsetzen, was von den 
Bundespolitikern in den Wahlkreisen immer verspro-
chen wird, daß nämlich diese Fragen in Bonn endlich 
gelöst werden -, im Landtag von Sachsen-Anhalt von 
der CDU durch eine Nicht-Unterstützung der SPD- 
Anträge abgeschmettert wurde. Diese Anträge halte 
ich aber für sachgerecht, weil sie in der Sache auch 
vom Bundesverwaltungsgericht unterstützt und von 
Praktikern für richtig gehalten werden. Deren Unter-
stützung ist dort von der CDU verweigert worden. 
Ich bedauere das ausdrücklich. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, es besteht 
noch dringender Handlungsbedarf. Es besteht drin-
gender Nachbesserungsbedarf. Ich bin der Hoff-
nung, daß es gelingen wird, die Erwartungen zu er-
füllen, die die betroffenen Bürgerinnen und Bürger 
an unsere Tätigkeit beim Nutzerschutzgesetz ge-
knüpft haben, daß das Gesetz im Bundesrat noch ein-
mal auf die Tagesordnung gesetzt und gegebenen-
falls im Vermittlungsverfahren nachgebessert wird. 
Diese Punkte sind dringend korrekturbedürftig. 

Ich bin der festen Überzeugung, daß es uns am 
Ende gelingen wird, die notwendige Rechtssicher-
heit wiederherzustellen und die dringend notwen-
dige Sicherheit für den Grundstücksverkehr zu ge-
ben, damit die angesprochenen Probleme endgültig 
einer Lösung zugeführt werden. Zuvor, meine Da-
men und Herren von der Koalition, haben Sie noch 
die Chance, den beiden SPD-Änderungsanträgen 
beizutreten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Eichstädt -Bohlig, Bündnis 90/Die Grünen. 

Franziska Eichstädt -Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Das Gesetz, das wir hier und heute be-
handeln, soll wirklich eine Reihe von gordischen 
Knoten lösen, da in vielen Fällen die Interessen der 
Alteigentümer und der Neueigentümer oder Nutzer  

fast unversöhnbar einander gegenüberstehen. Oft 
stehen als Hauptbetroffene auch noch die Mieter da-
zwischen, auf deren Rücken viele der Auseinander-
setzungen um den Eigentumstitel ausgetragen wer-
den. Ich bitte darum, das nicht zu vergessen. 

Bei einer Vielzahl von Fällen sind obendrein die ei-
gentumsrechtlichen Entscheidungen deshalb sehr 
schwer, weil wir es mit zwei aufeinanderfolgenden 
Phasen der Willkür im Umgang mit Eigentum zu tun 
haben, dem Nazi-Regime und der SED-Diktatur. 
Beide Regime sind mit dem Eigentum und der Ver-
gabe von Eigentum vielfach räuberisch und sehr will-
kürlich umgegangen. Letztlich müssen wir uns ein-
gestehen, daß wir alle das heute ausbaden müssen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ein zentraler Fehler des Vermögensgesetzes ist die 
in § 3 Abs. 3 verhängte Verfügungssperre für restitu-
tionsbehaftete Grundstücke. Mit der geltenden 
Rechtslage hat die Regierung die Fortdauer der von 
der DDR eingeleiteten Desinvestition für eine Viel-
zahl von Altgrundstücken perfektioniert. Am meisten 
davon betroffen sind bewohnte Mietshäuser, weil sie 
nach dem Investitionsvorranggesetz praktisch nicht 
an Investoren weitergegeben werden konnten. 

Mit der im neuen § 21 b des Investitionsvorrangge-
setzes vorgesehenen vereinfachten Rückübertra-
gung und mit dem im § 21 a vorgesehenen neuen In-
vestitionsspielraum für den jetzigen Verfügungsbe-
rechtigten wird es voraussichtlich zu einer schnelle-
ren Rückgabe von einer Reihe von Grundstücken 
kommen, aber es wird nur in relativ wenigen Zufalls-
treffern auch wirklich zu der von Ihnen erwünschten 
und im Gesetzestitel dargestellten Investitionstätig-
keit kommen, also zu Instandsetzung und Moderni-
sierung. 

Die betroffenen Mieter stehen zwischen Baum und 
Borke. Entweder es tropft weiter durchs Dach, und 
die Klos frieren auch im nächsten Winter ein, oder 
man wird da, wo die Sonderabschreibungen noch für 
zwei Jahre greifen, zum Spielball von steuersubven-
tionierter Luxusmodernisierung und Eigentumsum-
wandlung. 

Wir haben deswegen einen Antrag mit der Auffor-
derung gestellt: Geben Sie den Mietern das Recht, 
durch Eigeninvestitionen die gröbsten Mängel selbst 
zu beseitigen, und verpflichten Sie die Alteigentü-
mer zur Anerkennung von Mieterinvestitionen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Geben Sie den Mietern außerdem ein Vorkaufsrecht, 
damit sie ihr Haus selbst erwerben können und 
schrittweise erneuern können. Ich denke, es ist die 
beste Form von Eigentum, wenn Nutzung und Eigen-
tum  zusammenfallen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich will zu den anderen Punkten, die in den Aus-
führungen meiner Vorredner die Hauptrolle spielten, 
wenig sagen, sondern nur so viel, daß ich tatsächlich 
mit großer Sorge das Problem sehe, daß mit den Lö-
sungen, die Sie als Koalition jetzt gefunden haben, 
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sowohl für die Enteignungen in der DDR-Zeit und 
die vielfachen Formfehler, über die wir heute disku-
tieren, als auch im Umgang mit den Verkäufen nach 
dem Modrow-Gesetz wieder eine neue Welle von 
Klagen und rechtlichen Auseinandersetzungen auf 
uns zukommt. Das ist der Grund, weswegen wir den 
Anträgen der SPD zustimmen. 

Ich möchte einen letzten Punkt ansprechen. Was 
ich gut und richtig und wichtig finde, ist die Rege-
lung zur Entschädigung und Rückgabe von den in 
der Reichspogromnacht und während des Nazi-Regi-
mes zerstörten und dann enteigneten Synagogen. Ich 
finde auch, daß das Problem des Ausgleichs zwi-
schen den kommunalen Gesellschaften und den In-
teressen der Gewerkschaften und der jüdischen Mit-
eigentümer im doppelten Durchgriff einigermaßen 
korrekt gelöst ist, auch wenn ich weiß, daß die kom-
munalen Gesellschaften damit nach wie vor sehr 
große Probleme haben. 

Lassen Sie mich zusammenfassend sagen: Wir wer-
den uns bei diesem Gesetz der Stimme enthalten, 
weil es auf einem Vermögensrecht aufbaut, das unse-
rer Ansicht nach sehr viel Schaden, viel Streit und 
Haß in die neuen Länder und zwischen Ost und West 
getragen hat. Ich möchte trotzdem nicht verkennen, 
daß sich bei der Formulierung dieses Gesetzes alle 
Beteiligten, Regierung, Koalition und Opposition, 
sehr viel Mühe gegeben haben, ein Gesetz des Inter-
essenausgleichs zu schaffen. Wir enthalten uns, weil 
ich skeptisch bin, daß dies wirklich so gelungen ist, 
wie es nötig ist. 

Trotzdem möchte ich gerade auch in Richtung FAZ 
und veröffentlichte Meinung die Bitte aussprechen, 
nicht länger Alteigentümer gegen Neueigentümer 
aufzuhetzen, wie das immer noch der Fall ist. 

Ein allerletztes Wo rt  an die PDS, auch wenn ich 
meine Zeit etwas überziehe: Herr Heuer, ich erwarte 
von Ihrer Partei, daß sie nicht nur Klage über die Feh-
ler der Regierung führt, sondern ich erwarte von ihr 
als SED-Nachfolgerin eine deutliche und öffentliche 
Entschuldigung für die Enteignungen und den Um-
gang mit Eigentum in der DDR-Zeit, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord

-

neten der SPD und der F.D.P.) 

und zwar sowohl bei den enteigneten Alteigentü-
mern und bei den neuen Rechtsträgern, für die Sie 
sich sehr einsetzen - das finde ich auch insoweit 
okay -, als auch insgesamt bei unserer Bevölkerung, 
die mit unendlich großem Aufwand an Geldern das 
wiedergutmachen muß, was do rt  falsch gemacht 
worden ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Hildebrecht Braun. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Meine Da-
men und Herren! In vier Minuten das Ergebnis mo-

natelanger intensivster Beratungen zu einer unge-
heuer schwierigen Materie wiederzugeben und er-
läutern zu wollen ist nicht möglich. Warum uns trotz 
Zehntausender Betroffener für die Behandlung die-
ses Gesetzes so wenig Redezeit eingeräumt wurde, 
erscheint unverständlich, 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

geht es doch heute um den Versuch, ein weiteres 
Stück DDR-Vergangenheit aufzuarbeiten und 
Rechtsfrieden zu schaffen. 

Wir wissen, daß die Modernisierung von Wohn-
raum von überragender Bedeutung beim Aufholpro-
zeß in Deutschlands Osten ist. Deprimierend 
schlechte Wohnverhältnisse würden auch bei einer 
Angleichung der sonstigen Lebensbedingungen bei 
den Menschen in den neuen Bundesländern das Ge-
fühl stärken, gegenüber den Westdeutschen benach-
teiligt zu bleiben. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird die Mo-
dernisierung auch derjenigen Gebäude ermöglicht, 
die von Rückübertragungsansprüchen nach dem 
Vermögensgesetz betroffen sind und deren Erneue-
rung bisher wegen des unsicheren Ausgangs oft 
mehrjähriger Verfahren weder vom Nutzungsberech-
tigten noch vom möglichen Alteigentümer in Ang riff 
genommen wurde. Die rechtliche Unklarheit über 
die Eigentumsverhältnisse geht zu Lasten der Men-
schen, die in diesen Häusern wohnen. Das wird mit 
einer wohlabgewogenen Lösung in Zukunft verhin-
dert. Soweit ich weiß, haben Mitarbeiter des Justiz-
ministeriums den Lösungsansatz gefunden, der über-
all Zustimmung hervorgerufen hat. Für diesen kreati-
ven und gestalterischen Beitrag der damit befaßten 
Beamten bedanke ich mich besonders herzlich. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD) 

Ich will einige Worte zum neuen § 22 des Vermö-
genszuordnungsgesetzes sagen, der nicht nur uns 
Abgeordneten besondere Schwierigkeiten bereitet 
hat. Es ist ein sprachliches Gebilde herausgekom-
men, das jeden Sprachästheten erschrecken muß. 
Nur wer die außerordentlich schwierigen Verhand-
lungen zwischen sehr engagierten, aber auch sehr 
kenntnisreichen Abgeordneten und dem Bundesju-
stizministerium über die Formulierung dieses Para-
graphen erlebt hat, wird Verständnis für den Geset-
zeswortlaut haben, der Voraussetzung für die Zu-
stimmung aller Beteiligten war. 

Der Gesetzgeber mußte handeln, da zwei Bundes-
gerichte den gleichen Sachverhalt unterschiedlich 
bewerteten. Es ist für mich nicht verständlich, warum 
nicht der gemeinsame Senat der Obersten Gerichts-
höfe des Bundes angerufen wurde, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

als klar wurde, daß Bundesverwaltungsgericht und 
Bundesgerichtshof zu einer entgegengesetzten 
rechtlichen Bewertung kamen. Dafür haben wir näm-
lich diese Einrichtung. 
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Bei der Überführung - meist Enteignung - von P ri
-vateigentum in sogenanntes Volkseigentum wurden 

die hierfür maßgeblichen Rechtsakte den betroffenen 
Eigentümern, die zum Teil im Ausland lebten, oft 
nicht zugestellt. Nach westdeutschem und nun auch 
gesamtdeutschem Rechtsverständnis, aber auch 
nach dem geschriebenen Recht der DDR hätte eine 
Zustellung erfolgen müssen. Diese ist in einem 
Rechtsstaat unverzichtbar, da nur derjenige, dem 
eine Information zugeleitet wird, gegen die dieser In-
formation zugrunde liegenden Tatsachen Rechtsbe-
helfe einlegen kann. 

Nun weiß jeder, daß in der DDR Rechtsbehelfe wie 
Gegenvorstellungen, Beschwerden oder möglicher-
weise gar eine Klage keine Aussicht auf Erfolg ge-
habt hätten. Es gab ja keine unabhängige Verwal-
tungsgerichtsbarkeit, die Handlungen der öffentli-
chen Hand hätte korrigieren können. Es ist daher 
grundsätzlich richtig, wenn wir damalige Formmän-
gel in der Regel als heute unbeachtlich bewerten, 
während wir Verstöße gegen materielles DDR-Recht, 
zum Beispiel gegen inhaltliche Vorschriften des Auf-
baugesetzes, sehr wohl als relevant ansehen. 

Wir haben uns auch zu Recht dafür entschieden, 
Verkäufe aus Volkseigentum nach dem Modrow-Ge-
setz dann anzuerkennen, wenn die Verkäufe seitens 
der Kommunen von einem Ratsbeschluß gedeckt wa-
ren oder gedeckt werden. Es ist aber für uns von der 
Koalition entscheidend, daß das frei gewählte Vertre-
tungsorgan der verkaufenden Kommune damals 
oder in der Zwischenzeit den Verkauf gebilligt hat 
oder ihn heute billigt. 

Wir schaffen Rechtssicherheit in einem außeror-
dentlich sensiblen Bereich. Wir helfen dem redlichen 
Erwerber von Grundstücken. Wir heilen aber nicht 
materielles DDR-Unrecht. Wir verstehen das Unver-
ständnis von Bürgern, die sich nicht in die Rechtspra-
xis des real existierenden Sozialismus zu DDR-Zeiten 
hineinversetzen können. Wir verwahren uns aber ge-
gen Verunglimpfungen, nach denen die Abgeordne-
ten des Deutschen Bundestags die willigen Vollstrek-
ker des DDR-Unrechts wären. Das sind wir nicht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Uwe-Jens Heuer. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Verwahrung von Herrn 
Braun galt der FAZ. Selten ist die Rolle des Lobbyis-
mus so deutlich geworden wie bei diesem Gesetz. 
Die FAZ begleitete liebevoll jede Sitzung des Rechts-
ausschusses, so auch die letzte, mit ihren Hinweisen, 
das alles sei verfassungs- und rechtsstaatswidrig. 

Was ist herausgekommen? Mein Vorwurf ist, daß 
der jetzige Entwurf trotz bestimmter Fortschritte, die 
ich nicht bestreiten will, Rechtssicherheit und Rechts-
frieden nur ungenügend schafft. 

Das gilt zunächst einmal für die sogenannten Brief-
kopfurteile; dazu ist hier schon etwas gesagt wor-
den. Es handelt sich um falsa demonstratio; das war 
auch die Meinung des Bundesjustizministeriums. Es 
ist also jemand hingegangen - der Kollege Hacker 
hat das erklärt - und hat für seine Behörde eine fal-
sche Bezeichnung genannt; im übrigen aber war al-
les in Ordnung. 

Wir waren uns alle einig: Diese Entscheidung des 
BGH widerspricht der allgemeinen Vorstellung, daß 
eine falsa demonstratio nicht schadet. Jetzt aber sagt 
man leider nicht: „Wir heben auf, was gesagt worden 
ist. Wir entscheiden anders." Jetzt werden vielmehr 
neue Haken eingebaut und neue Probleme aufge-
worfen. Im Grunde wird eine politische Billigung ge-
fordert. 

Das halte ich nicht für besonders gut; denn jetzt 
soll politisch bewertet werden, und es hängt im 
Grunde von der Mehrheit der Gemeinde ab, wie sie 
damit umgeht. Es handelte sich damals doch nur 
- darin sind wir uns einig - um eine falsche Bezeich-
nung. Jetzt aber soll politisch darüber entschieden 
werden, ob dieser oder jener das zu Recht bekom-
men hat. 

Interessant ist auch, daß man hier beim BGH au-
ßerordentlich vorsichtig ist. Beim Bundessozialge-
richt - das haben wir heute gesehen - ist man mit der 
Umwerfung seiner Urteile viel großzügiger, viel 
schneller. Da wird eine Entscheidung nach einer Wo-
che gekippt. Bei dem BGH hat man sich weit schwe-
rer getan. 

Ein weiterer Punkt bet rifft die Heilung. Es ist ge-
sagt worden - das ist vernünftig -, daß bestimmte 
Sach- und Formfehler geheilt werden sollen. Jetzt 
aber ist der Begriff „ordnungsgemäße Verwaltungs-
praxis" enthalten, und niemand weiß genau, wie das 
ausgelegt werden wird. 

Nun hat Herr Hirsch gesagt, das alles sei schlimm 
und nicht rechtsstaatlich. Ich möchte nur aus der Be-
gründung zitieren: 

Wenn man anders verfahre, würde man die Ver-
hältnisse in der DDR mit einem strengeren Maß-
stab messen als in den alten Ländern. Do rt  gilt 
nämlich der Grundsatz, daß Verfahrens- und 
Formfehler unerheblich sind, wenn keine andere 
Entscheidung in der Sache hätte ergehen kön-
nen, die angestrebte Entscheidung sachlich also 
möglich war. 

Hier wird das Verwaltungsverfahrensgesetz des Bun-
des und der Länder zitiert. 

Man heilt auch hier. Es ist also durchaus nichts 
Fürchterliches, DDR-Formfehler zu heilen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege 
Heuer, darf ich Sie einmal unterbrechen. Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Hirsch? 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Ja, bitte schön. 
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Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Professor Heuer, 
wollen Sie etwa allen Ernstes behaupten, daß in der 
Bundesrepublik selbst solche Verwaltungserlasse 
rechtliche Bedeutung erhalten, die dem Gesetz wi-
dersprechen? Wollen Sie das ernsthaft behaupten? 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Ich habe nur das zitiert, 
was in der Begründung vom Bundesjustizministe-
rium gesagt worden ist, daß auch in den alten Län-
dern Verfahrens- und Formfehler geheilt werden, 
wenn keine andere Entscheidung in der Sache hätte 
ergehen können. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Dann müssen 
Sie auch alles zitieren, was darin steht!) 

Warum soll man dies nicht zitieren? So sehe ich das. 

Ich möchte noch auf einen letzten Punkt eingehen. 
Wir haben einen Änderungsantrag eingebracht. Fol-
gendes ist geschehen: Wir hatten ein Nutzerschutz-
gesetz. Dieses Nutzerschutzgesetz ist in gewisser 
Weise entkernt worden. Das heißt, viele Regelungen 
zugunsten der Nutzer sind herausgenommen wor-
den, andere sind hineingebracht worden. Wir haben 
zwei Vorschriften, die zugunsten der Nutzer aufge-
nommen worden waren, wieder aufgenommen. Zum 
einen soll festgelegt werden, daß die nach der Nut-
zungsentgeltverordnung im Herbst mögliche Steige-
rung nicht durchgeführt wird; das stellen wir heute 
zur Abstimmung. Zum anderen geht es um eine 
Sache zur Gleichstellung von Nutzern beider Seiten 
hinsichtlich des Wertes des Gebäudes. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zwischendurch 
achten Sie aber bitte einmal auf die Uhr. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Ja. Ich danke Ihnen für 
den Hinweis, Herr Präsident, und Ihnen für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Dann hat jetzt 
der Kollege Dr. Dietrich Mahlo, CDU/CSU das Wo rt . 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine lieben Kollegen! Das sogenannte Wohnraum-
modernisierungssicherungsgesetz unternimmt, wie 
Sie wissen, den Versuch, in einem Teilbereich der of-
fenen Vermögensfragen in den neuen Ländern die 
Rechtslage geringfügig zu ändern. Es behandelt un-
terschiedliche, zum Teil extrem komplizierte Sach-
verhalte, denen man mit Fünf-Minuten-Beiträgen 
nicht gerecht werden kann. Es ist daher auch nicht 
möglich, im einzelnen auf die sehr speziellen Ein-
wendungen, die hier vorgegeben sind, nun einzuge-
hen. 

Herr Kollege Hacker, es ist eben doch in einem ge-
wissen Umfange bezeichnend, daß Sie nun Anstoß 
daran nehmen, daß in einem Gesetz der Hinweis zu 
finden ist, gröbliche Verstöße gegen rechtsstaatliche 
Prinzipien sollen nicht geheilt werden. Das genau ist 
es, was Sie aus dem Gesetz herausstreichen wollen. 
Ich finde das problematisch. 

Die Rechtsstellung der Alteigentümer, obgleich 
von vielen auch als korrekturbedürftig angesehen, 
wurde nicht nachgebessert. Andererseits werden die 
Versuche des Bundesratsentwurfes, fehlgeschlagene 
Enteignungsbemühungen der DDR und Grund-
stückskäufe nach dem Modrow-Gesetz unter 
schlechthin allen Umständen nachträglich zu heilen, 
abgewehrt, da eine Totalsanktionierung sieben Jahre 
nach Untergang der DDR weder angemessen noch 
verfassungskonform wäre. 

Die begleitenden Kommentare zu den Beratungen 
- das ist hier schon gesagt worden - durch Medien 
und Betroffene waren nicht immer frei von Irrefüh-
rungen. Den Beamten des BMJ verdanken wir außer-
ordentliche Hilfe. Buchstäblich zu allen Tages- und 
Nachtzeiten waren sie für uns da, was ich hier dank-
bar anerkennen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege 
Dr. Mahlo, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Hacker? 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Etwas später, Herr 
Kollege. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das geht nicht. 
Er fragt jetzt. 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Jetzt nicht. Wenn 
Sie einen Fünf-Minuten-Beitrag unterbrechen, dann 
wird es nichts. 

(Zuruf von der PDS: Das ist doch immer so!) 

- Also, bitte schön. Ich ändere meine Meinung. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Lieber Herr Kollege 
Mahlo, Sie haben eben die Modrow-Verträge ange-
sprochen und ausgeführt, daß es nicht darum gehen 
kann, alle Schludrigkeiten und vor allen Dingen alles 
Unrecht in der Weise zu korrigieren, daß wir heilen. 
Das war nie unser Ziel. Das ist auch nicht das Ziel 
unseres Antrages. Das Ziel unseres Antrages ist le-
diglich, daß wir eine Korrektur der Falschbezeich-
nung durchführen und daß wir an die Stelle des ver-
kehrten Begriffes - - 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege 
Hacker, Frage, bitte. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Jawohl. - Stimmen 
Sie nicht mit mir darin überein, daß man insofern 
dem Antrag der SPD beitreten muß? 

(Heiterkeit) 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Herr Kollege Hak-
ker, ich halte die Auffassung - das sage ich auch zu 
Herrn Heuer -, es handele sich hier irgendwo um die 
Beseitigung von Falschbezeichnungen, für einen 
Mythos, den die Beamten des BMJ erfunden haben. 
Wie Falschbezeichnungen, die rechtlich unschädlich 
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sind, zu behandeln sind, steht im Gesetz und wird 
vom höchsten deutschen Fachgericht im Zivilrecht 
selbstverständlich berücksichtigt. Es handelte sich 
hier zu gar keiner Zeit darum, daß hier Falsa-demon-
stratio-Fälle vorlagen, sondern es handelt sich 
darum, daß Leute, die nicht bevollmächtigt waren, 
Verträge abgeschlossen haben. 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Das ist völlig 
verkehrt!) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Heuer? 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Bitte schön. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Herr Mahlo, Sie sagten 
eben, daß es darum geht, daß keine Vollmacht vor-
lag. Wenn keine Vollmacht vorlag - so steht es aus-
drücklich im Gesetz -, dann ist es sowieso aus. Jetzt 
wird nur eben zusätzlich zur Vollmacht ein Beschluß 
des Rates oder eine spätere Heilung gefordert. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Frage, bitte. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Geben Sie mir nicht 
recht, daß eine Vollmacht schon vom Gesetz gefor-
dert wird? Sie wird sowieso gefordert. Geben Sie mir 
darin recht? 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Um diese Voll-
macht geht es nicht!) 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Eine Vollmacht ist 
erforderlich. 

Es geht um eine Reihe von ganz unterschiedlichen 
Fehlermöglichkeiten, die hier insgesamt nach den 
Kriterien bereinigt werden sollen, die ich gleich noch 
vortragen werde und die hier auch schon genannt 
worden sind. Es soll nämlich entscheidend sein, ob 
das legitimierte Entscheidungsorgan der verkaufen-
den Kommune diesen Verkauf gebilligt hat - sei es 
vorher oder hinterher - oder ob es ihn nicht gebilligt 
hat. Wenn er gebilligt worden ist, dann ist er Rech-
tens und bleibt bestehen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ist die Lösung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich war bei der Hilfe durch die Beamten des BMJ. 
Allerdings möchte ich sagen, daß manches Stück 
Philosophie der Ministerialbürokratie, das nicht in 
den Gesetzestext Eingang fand, in der Begründung 
untergebracht worden ist, so daß ich Anlaß habe, zu-
künftige Richter daran zu erinnern, sich an den Ge-
setzestext zu halten - nur an diesen - und ihn verfas-
sungskonform auszulegen. Das gilt namentlich für 
die Begründung zu dem neuen § 22 Vermögenszu-
ordnungsgesetz. 

Die Auseinandersetzungen in den Verhandlungen 
und Beratungen gingen im wesentlichen um drei 
Punkte. Der erste Punkt betraf die Modrow-Ver-

träge. In der Zeit der zusammenbrechenden DDR 
konnte man vorübergehend für ein Taschengeld 
Grundstücke erwerben; das habe ich bereits darge-
stellt. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: Die Leute hat

-

ten kein anderes Geld!) 

- Sie hatten kein anderes Geld. Die Tatsache bleibt 
gleichwohl bestehen, daß Personen für einen Preis 
zwischen 10 und 15 000 Ost-Mark Grundstücke kau-
fen konnten, die wenige Monate später 300 000 bis 
500 000 DM wert  waren. Das ist eine Tatsache. Ich 
sehe das nicht nur kritisch. Nur, vor dem Hinter-
grund dieser Tatsache debattieren wir heute. Man 
sollte diese Wahrheit auch nicht unter den Tisch keh-
ren. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Genau! 
Richtig!) 

Die zweite Frage, ob nämlich Volkseigentum zu 
DDR-Zeiten mit Wirksamkeit auch gegen den Altei-
gentümer entstanden sein kann, obwohl bei dem 
Vorgang noch nicht einmal DDR-Recht respektiert 
wurde, soll nach meiner Auffassung in diesem Ge-
setz so beantwortet werden, daß die DDR-typische 
Schlamperei, namentlich im formalen Bereich, un-
schädlich bleibt, daß aber gezielte Gemeinheiten 
und grobe Verstöße gegen Rechtlichkeit, Rechtssi-
cherheit und Verhältnismäßigkeit heute nicht nach-
träglich sanktioniert werden können. Das kann nicht 
geschehen, weil es gegen Art. 14 Abs. 3 Grundgesetz 
verstoßen würde. Wer die Auffassung vertritt, Art. 14 
Grundgesetz könne hier außer Betracht bleiben, weil 
Art . 135 a Grundgesetz Art. 14 praktisch auf Null her-
unterfährt, der soll das vor dem deutschen Volk und 
vor diesem Gremium sagen, damit wir wissen, wor-
über wir abstimmen. 

Mein letzter Punkt bezieht sich auf den doppelten 
Durchgriff. Der doppelte Durchgriff für Nazigeschä-
digte gilt mit gewissen Absicherungen für die Neuei-
gentümer in bezug auf Aufwendungsersatz und 
Splitterbruchteilseigentum. Der doppelte Durchgriff, 
den es auch im alten Entschädigungsrecht gab, 
bleibt bestehen. Soweit es sich um jüdische Geschä-
digte handelt, ist diese Regelung unumstritten. Nach 
allem, was ihnen in Deutschland angetan wurde, 
wird niemand mit ihnen über die Rückgabe von Ver-
mögenswerten rechten wollen, auch wenn es sich 
heute um Erben und Erbeserben handelt. Soweit es 
um nichtjüdische Geschädigte geht, bleibt der Wi-
derspruch, daß der von den Nationalsozialisten Be-
raubte auch noch nach einem halben Jahrhundert 
entschädigt wird - das kann bis in das zweite und 
dritte Glied gehen -, während der zwischen 1945 
und 1949 durch den Stalinismus Beraubte gänzlich 
leer ausgeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Durcheinander, das zwei ideologisierte und 
verbrecherische Diktaturen in Deutschland hinterlas-
sen haben, versuchen wir durch vermittelnde Lösun-
gen zu regeln. Es gibt dabei keinen Königsweg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
jetzt Herr Bundesminister Schmidt -Jortzig. 

Dr. Edzard Schmidt -Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die beiden Hauptbereiche des vorliegenden Ent-
wurfs eines Wohnraummodernisierungssicherungs-
gesetzes sind folgende: zum einen die Frage der 
Wohnraummodernisierung auf Grundstücken, die 
von Rückübertragungsansprüchen nach dem Vermö-
gensgesetz betroffen sind, zum anderen die Behand-
lung von Fehlern beim Erwerb oder der Übertragung 
von Immobiliareigentum. 

Ich will mich wegen der Kürze der Zeit auf diesen 
letzten Bereich konzentrieren und mich nur dazu äu-
ßern . 

Zu seiner Regelungsmaterie gehören die unter-
schiedlichsten Sachverhalte, die den Erwerb zum 
oder in das Volkseigentum, aber auch Übertragungs-
akte aus dem Volkseigentum an P rivate betreffen. 

Sie lassen sich alle auf dieselbe Ursache zurück-
führen, nämlich auf die fehlerhafte Handhabung der 
eigenen Rechtsvorschriften durch die Behörden der 
DDR selbst. So ist eine Vielzahl von Eigentumsver-
hältnissen entstanden, die nach unseren rechtsstaat-
lichen Standards zweifelhaft sind, um nicht eindeutig 
zu sagen: rechtswidrig gewesen wären, die aber un-
ter den Bedingungen der DDR als bestandskräftig 
angesehen wurden. 

In den vergangenen Jahren wurden diese Eigen-
tumspositionen immer häufiger angefochten, mit der 
Folge einer flächendeckenden Verunsicherung der 
Bevölkerung, mit allen wi rtschaftlichen und sozialen 
Folgen. Die Unterschiedlichkeit in der Rechtspre-
chung zweier oberster deutscher Bundesgerichte 
kam hinzu. Es ist deswegen in meinen Augen uner-
läßlich, daß der Gesetzgeber hier handelt und 
Rechtssicherheit schafft. 

Eine pauschale Heilung des DDR-Unrechts kann 
und wird es aber nicht geben. Die Koalition hat sich 
jetzt vielmehr auf Regelungen verständigt, die eine 
differenzie rte Behandlung unterschiedlicher Sach-
verhalte ermöglicht. Insbesondere ist festgelegt, daß 
- ich zitiere - „mit rechtsstaatlichen Grundsätzen 
schlechthin unvereinbare" Praktiken auf keinen Fall 
geduldet werden können. 

Ich meine allerdings, meine Damen und Herren 
von der Opposition, lieber Herr Hacker, daß der Ge-
setzgeber diese Grenze des Bestandsschutzes deut-
lich ziehen muß. Ich hatte von Ihnen eigentlich er-
wartet, daß Sie diese rechtlich unverzichtbaren Ein-
schränkungen des Bestandsschutzes nicht durch Ihre 
Änderungsanträge in Zweifel ziehen. 

Ich will an dieser Stelle ausdrücklich der Gruppe in 
der Koalition danken, die dieses Ergebnis in langwie-
rigen und mühsamen Verhandlungen zustande ge-
bracht hat. Wenn ich einen hervorhebe, dann ist das 
der Kollege Michael Luther. Diese Verhandlungen 
haben wirklich viel Kraft und Einsatz verlangt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, zuletzt ist ein gravie-
render Einwand aufgetaucht, nämlich, die jetzt ge-
fundene Bestandsschutzregelung sei verfassungs-
widrig. Das indessen trifft ersichtlich nicht zu; denn 
der strikten Anwendung der Eigentumsgarantie 
steht die Sonderkonstellation der deutschen Eini-
gung gegenüber. Art. 135a Abs. 2 und Art. 143 Abs. 3 
Grundgesetz machen das deutlich. 

Deshalb war zwischen rechtsstaatlichem Eigen-
tumsschutz und einem Grundprinzip der deutschen 
Vereinigung abzuwägen, nämlich der Hinnahme der 
DDR-Rechtswirklichkeit. Art. 19 des Einigungsver-
trages dokumentiert dies. Darauf haben Sie zu Recht 
hingewiesen. Gerade am heutigen Tag hat auch das 
Bundesverwaltungsgericht das bestätigt. 

Außerdem hat auch die in letzter Zeit schon häufi-
ger angeführte Gemeinsame Erklärung der beiden 
deutschen Regierungen vom 15. Juni 1990, die das 
vermögensrechtliche Fundament der deutschen Wie-
dervereinigung bildete und bildet, in ihrem Eck-
punkt 3 b eindeutig den Schutz derjenigen festge-
schrieben, die „Eigentum oder dingliche Nutzungs-
rechte in redlicher Weise erworben haben". Da ich 
auch an anderer Stelle immer für Ernstnahme und 
Ausschöpfung dieses im übrigen verfassungsfesten 
Postens eintrete, fordere ich auch hier seine Beach-
tung ein. 

Insgesamt jedenfalls liegt jetzt ein Gesetzentwurf 
vor, der nach meiner Auffassung von allen Beteilig-
ten getragen werden kann. Ich bitte Sie, ihm in der 
Koalitionsfassung zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Bevor wir zu den Abstimmungen kommen, muß 
ich darauf hinweisen, daß eine Reihe von Erklärun-
gen nach § 31 unserer Geschäftsordnung vorliegen. 
Ich will sehen, ob ich sie ordnen kann; denn mir sind 
noch bis zum letzten Augenblick welche gereicht 
worden. Es liegt eine Erklärung von Graf von Wald-
burg-Zeil 1) vor. Dieser Erklärung haben sich die Kol-
legen Hinsken und Deß 2) angeschlossen. Ferner gibt 
es eine Erklärung von Freiherr von Stetten, der sich 
der Kollege Hirsch 3) angeschlossen hat. Darüber hin-
aus liegen Erklärungen der Kollegen Lattmann 4 ), 
Uelhoff 5 ), Warnick 7) und Freiherr von Schorlemer 6) 
vor. Diese werden im Protokoll so vermerkt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den vom 
Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Nutzer-
schutzgesetzes in der Ausschußfassung; das sind die 
Drucksachen 13/2022 und 13/7275 Buchstabe a. 
Dazu liegen vier Änderungsanträge vor. 

1) Anlage 2 
2) Anlage 3 
3) Anlage 4 
4) Anlage 5 
5) Anlage 6 
6) Anlage 7 
7 ) Anlage 8 
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Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 13/7288 ab. 
Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen von SPD, dem Bündnis 90/Die Grünen und 
der PDS bei einigen Enthaltungen aus der F.D.P. ab-
gelehnt. 

Abstimmung über den Änderungsantrag der SPD 
auf Drucksache 13/7289. Wer stimmt dafür? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion, des Bündnisses 90/Die 
Grünen und der PDS abgelehnt. 

Abstimmung über den Änderungsantrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/ 
7290. Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - 
Enthaltungen? - Der Änderungsantrag ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Sti

m-

men der Oppositionsfraktionen und der Gruppe ab-
gelehnt. 

Wir kommen jetzt zum Änderungsantrag der 
Gruppe der PDS auf Drucksache 13/7291. Die Frak-
tion der SPD verlangt zu einer Nummer getrennte 
Abstimmung. Wir stimmen deshalb jetzt zunächst 
über die Nr. 1 des Änderungsantrages der PDS auf 
Drucksache 13/7291 ab. Wer stimmt dafür? - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Nr. 1 ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der SPD-Fraktion und der Gruppe der PDS bei 
Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die Grünen abge-
lehnt. 

Wir stimmen jetzt ab über Nr. 2 bis 4 des Ände-
rungsantrages der PDS auf Drucksache 13/7291. Wer 
stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltun-
gen? - Nr. 2 bis 4 sind mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen und der SPD-Fraktion gegen die Stim-
men von Bündnis 90/Die Grünen und PDS abge-
lehnt. Damit ist der Änderungsantrag der PDS insge-
samt abgelehnt. 

Ich bitte jetzt diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. Wer stimmt dagegen? - Enthaltun-
gen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Bera-
tung mit den Stimmen des größten Teils der Koali-
tionsfraktionen gegen eine Stimme aus der PDS und 
sechs Kollegen aus den Fraktionen von F.D.P. und 
CDU/CSU bei Stimmenthaltungen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und den restlichen Stimmen der 
PDS angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Der 
Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen einige Stimmen aus den Koali-
tionsfraktionen bei Stimmenthaltung von SPD, Bünd

-

nis 90/Die Grünen, PDS und von Teilen der CDU/ 
CSU angenommen worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Gruppe der PDS zum verbesserten 
Schutz der Nutzerinnen und Nutzer von Grundstük-
ken in den neuen Bundesländern. Das ist die Druck-
sache 13/2822. Der Rechtsausschuß empfiehlt auf 
Drucksache 13/7275 Buchstabe b, den Gesetzent-
wurf abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf der PDS abstim-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zu-
stimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer stimmt 
dagegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen und der SPD-Fraktion gegen die 
Stimmen der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung 
von Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt worden. Da-
mit entfällt nach der Geschäftsordnung die weitere 
Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf des Bundesrates zur Verlängerung und Verein-
heitlichung sachenrechtlicher Fristen. Das ist die 
Drucksache 13/5982. Der Rechtsausschuß empfiehlt 
auf Drucksache 13/7275 Buchstabe c, den Gesetzent-
wurf abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf des Bundesrates 
auf Drucksache 13/5982 abstimmen. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen von der PDS bei Stimmenthaltung von 
Bündnis 90/Die Grünen bei im übrigen nicht ganz 
klarer Abstimmung abgelehnt. Damit entfällt nach 
unserer Geschäftsordnung die weitere Beratung. 

Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses zu 
dem Antrag der Fraktion der SPD zum Vorrang für 
die Nutzer in Ostdeutschland. Das ist die Drucksache 
13/7275 Buchstabe d. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 13/803 für erledigt zu erklä-
ren. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Diese Beschlußemp-
fehlung ist einstimmig angenommen. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Ohne 
Beteiligung der CDU!) 

- Bei unterschiedlicher Beteiligung. 

(Heiterkeit) 

Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses zu 
dem Antrag der Gruppe der PDS zu einem Morato-
rium zum Schutze der redlichen Nutzer und Nutz-
erinnen vor der zivilrechtlichen Durchsetzung von 
Rückübertragungsansprüchen im Beitrittsgebiet. Das 
ist die Drucksache 13/7275 Buchstabe e. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/613 für erledigt zu erklären. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal- 
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tungen? - Die Beschlußempfehlung ist bei guter Be-
teiligung einstimmig angenommen. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch) 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist doch kein Grund zur Ablö

-

sung!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die Ta-
gesordnungspunkte 8 a und 8 b sowie Zusatzpunkt 10 
auf: 

8.a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung (19. Ausschuß) 

- zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung 

- zu dem Entschließungsantrag der Abgeord-
neten Maritta Böttcher, Rosel Neuhäuser, 
Rolf Kutzmutz, weiterer Abgeordneter und 
der Gruppe der PDS zu der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

- zu dem Entschließungsantrag der Abgeord-
neten Antje Hermenau und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

- zu dem Entschließungsantrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und F.D.P. zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Berufsbildungsbericht 1996 

- Drucksachen 13/4555, 13/5802, 13/5817, 13/ 
5835, 13/6769 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr.-Ing. Rainer Jork 
Günter Rixe 
Antje Hermenau 
Dr. Karlheinz Guttmacher 
Maritta Böttcher 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Gün-
ter Rixe, Stephan Hilsberg, Franz Thönnes, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
Investieren in eine lebenswerte Zukunft: Die 
Modernisierung des dualen Systems voran-
treiben 

- Drucksache 13/6743 - 

ZP 10 Beratung des Antrags der Abgeordneten Gün-
ter Rixe, Stephan Hilsberg, Franz Thönnes, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
Grundsatzerklärung zur Entwicklung der 
Ausbildungsberufe 

- Drucksache 13/7255 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo

-

gie und Technikfolgenabschätzung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung war für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. Die Reden 
der Kollegen Hilsberg, Wülfing, Laermann, Jork, 
Seib, Rixe und Neuhäuser sind zu Protokoll gegeben 
worden. Ich stelle fest, daß keine weiteren Wortmel-
dungen vorliegen. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Bildung, Wis-
senschaft, Forschung, Technologie und Technikfol-
genabschätzung zum Berufsbildungsbericht 1996 auf 
Drucksache 13/6769 Nr. 1. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Bericht der Bundesregierung auf Drucksache 13/ 
4555 zur Kenntnis zu nehmen. Wer für diese Be-
schlußempfehlung stimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Dann stelle ich fest, daß das gesamte Haus bis 
auf ein anwesendes Mitglied beschlossen hat, den 
Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Dann kommen wir zur Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung zu dem 
Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. zum Berufsbildungsbericht 1996 auf 
Drucksache 13/6769 Nr. 2. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Entschließungsantrag auf Drucksache 13/5835 in 
der Ausschußfassung anzunehmen. Wer dieser Be-
schlußempfehlung des Ausschusses zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß die 
Beschlußempfehlung mit den Stimmen der Koalition 
und der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der 
PDS angenommen worden ist. 

Dann kommen wir zur Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung zum 
Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen zum Berufsbildungsbericht 1996 auf Druck-
sache 13/6769 Nr. 3. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Entschließungsantrag auf Drucksache 13/5817 abzu-
lehnen. Wer der Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Die  Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann 
stelle ich fest, daß die Beschlußempfehlung mit den 
Stimmen der Koalition gegen die Stimmen des Hau-
ses im übrigen angenommen worden ist. 

Dann kommen wir zur Beschlußempfehlung des-
selben Ausschusses zu dem Entschließungsantrag 
der Gruppe der PDS zum Berufsbildungsbericht 1996 
auf Drucksache 13/6769 Nr. 3. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Entschließungsantrag auf Drucksache 13/ 
5802 abzulehnen. Wer der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann  stelle ich fest, daß die Beschlußempfehlung mit 
den Stimmen der Koalition und der Fraktion der SPD 
gegen die Stimmen der Gruppe der PDS bei Stimm-
enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen an-
genommen worden ist. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den An-
trag der Fraktion der SPD zur Modernisierung des 
dualen Systems auf Drucksache 13/6743. Interfrak-
tionell wird die Überweisung der Vorlage auf Druck- 
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sache 13/7255 an die in der Tagesordnung aufgeführ-
ten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? - Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Annelie Buntenbach und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Außenpolitische Betätigung des Bundesin-
nenministeriums 

- Drucksachen 13/4188, 13/5457 - 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor. Nach einer interfraktio-
nellen Vereinbarung war für die Aussprache eine 
halbe Stunde vorgesehen, wobei die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen fünf Minuten erhalten sollte. Sind 
Sie damit einverstanden? - Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. 

Es sind die Reden der Kollegen Koschyk, Stadler, 
Buntenbach, Welt, Jelpke und des Parlamentari-
schen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt zu 
Protokoll gegeben worden. 

Ich stelle fest, daß keine weiteren Wortmeldungen 
vorliegen. Ich schließe damit die Aussprache. 

Es ist beantragt worden, den Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
13/7262 federführend an den Innenausschuß und zur 
Mitberatung an den Auswärtigen Ausschuß zu über-
weisen. Sind Sie damit einverstanden? - Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Dann ist die Überwei-
sung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(15. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Elke Fer-
ner, Ingrid Becker-Inglau, Tilo Braune, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 
Telematik im Verkehr 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Albe rt 
 Schmidt (Hitzhofen), Rainder Steenblock, 

Gila Altmann (Aurich), weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Telematik für die Verkehrswende nutzen 

- Drucksachen 13/4019, 13/4441, 13/6911 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Georg Brunnhuber 

Auch hierfür war nach einer interfraktionellen Ver-
einbarung für die Aussprache eine halbe Stunde vor-
gesehen. Ich nehme an, daß diesbezüglich Einver-
ständnis besteht. 

Zu Protokoll gegeben worden sind die Reden der 
Abgeordneten Schmidt, Brunnhuber, Hiller, Nietsch, 
Friedrich und Frau Dr. Dagmar Enkelmann. 

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Damit 
schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr zu 
dem Antrag der Fraktion der SPD zur Telematik im 
Verkehr, Drucksache 13/6911. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/4019 abzuleh-
nen. Wer für die Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, 
daß die Beschlußempfehlung mit den Stimmen der 
Koalition gegen die Stimmen der übrigen Mitglieder 
des Hauses angenommen worden ist. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur 
Nutzung der Telematik für die Verkehrswende, 
Drucksache 13/6911. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 13/4441 abzulehnen. Wer der 
Beschlußempfehlung des Ausschusses zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß die Be-
schlußempfehlung mit den Stimmen der Koalition bei 
unterschiedlichem Stimmverhalten des Hauses im 
übrigen angenommen worden ist. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 11: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Dr. Uwe-Jens Rössel, Dr. Barbara Höll, Rolf 
Kutzmutz, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe der PDS 

Vermögenszuordnung von Vermögenswerten 
an ostdeutsche kommunale Gebietskörper-
schaften nach dem Vermögenszuordnungsge-
setz 

- Drucksachen 13/5769, 13/7230 - 

Auch hierfür ist nach einer interfraktionellen Ver-
einbarung für die Aussprache eine halbe Stunde vor-
gesehen. - Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 

Zu Protokoll gegeben worden sind die Reden der 
Kollegen Hacker, Thiele, Gerald Häfner und Man-
fred Kolbe. Zu Wo rt  gemeldet hat sich der Kollege 
Dr. Uwe-Jens Rössel. Ihm erteile ich hiermit das 
Wort. 

Dr. Uwe-Jens Rössel (PDS): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wie so oft, wenn es um 
spezifisch ostdeutsche Themen oder gar um Tages-
ordnungspunkte der PDS geht, ist es sehr spät 
abends. Das kann uns aber nicht daran hindern, auf 
ein die ostdeutschen Gemeinden sehr bedrückendes 
Vermögens- und Finanzproblem aufmerksam zu ma-
chen und Lösungswege einzufordern. 

Die Kreditmarktschulden der ostdeutschen Kom-
munen belaufen sich schon jetzt kumulativ auf 
45 Milliarden DM, womit die Pro-Kopf-Verschuldung 
im Osten das Niveau der Westgemeinden sogar noch 
überschreitet. Allein für laufende Zinszahlungen wa-
ren in ostdeutschen Rathäusern und Landratsämtern 
im Vorjahr 2 Milliarden DM erforderlich; in diesem 
Jahr sind es über 3 Milliarden DM. Gleichzeitig bie- 
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tet der Bundesfinanzminister den Ostgemeinden als 
Ausgleich für die Einnahmeausfälle aus der nicht er-
hobenen Gewerbekapitalsteuer lediglich das Recht 
auf eine noch höhere Verschuldung an. 

Mancherorts, wie in Sachsen oder in Brandenburg, 
regiert wegen Zahlungsunfähigkeit der Gemeinden 
an Stelle der Bürgermeisterin oder des Bürgermei-
sters beziehungsweise der Vertretung schon jetzt der 
Kommissar aus der Landeshauptstadt. Hier ist von 
kommunaler Selbstverwaltung keine Rede mehr; sie 
ist beerdigt. 

Nicht genug, daß der Bundeshaushalt auf Kosten 
der Gemeinden saniert werden soll, auch bei der Zu-
ordnung des den ostdeutschen Kommunen zustehen-
den Vermögens langt das Bundesfinanzministerium 
mitunter schon einmal kräftig hin, was wir ganz ent-
schieden verurteilen. 

Diese Ignoranz der Bundesregierung gegenüber 
den berechtigten Anliegen der ostdeutschen Ge-
meinden zeigt sich ganz besonders deutlich in der 
nun endlich vorliegenden Antwort der Bundesregie-
rung auf die Große Anfrage zur Vermögensübertra-
gung an ostdeutsche kommunale Gebietskörper-
schaften. Ich frage mich wirklich, was die Bundes-
regierung eigentlich in den fünf Monaten seit der 
Einbringung dieser Anfrage getan hat. Immer dann, 
wenn wir in dieser Anfrage nach konkreten Zahlen 
bezüglich der zu übertragenden Vermögenswerte, 
also einer grundsätzlichen Angelegenheit, fragen, 
verweist die Bundesregierung lakonisch darauf, daß 
eine nachträgliche Erhebung dieser Zahlen nur mit 
einem unvertretbar hohen Aufwand möglich gewe-
sen wäre. Das ist die Antwort an vielen Stellen. 

Ich frage den Bundesfinanzminister bzw. die anwe-
sende Staatssekretärin Frau Karwatzki: Auf welcher 
Grundlage wurde eigentlich die DM-Eröffnungsbi-
lanz der Treuhandanstalt erarbeitet, wenn offensicht-
lich überhaupt keine oder nur eine geringe Vorstel-
lung darüber existierte, welche Vermögenswerte aus 
dem ehemaligen Volkseigentum nicht privatisiert 
werden durften, da darauf andere Ansprüche lagen? 
Wie wurde eine solche Eröffnungsbilanz erstellt, 
wenn bei dieser Frage überhaupt keine Klarheit be-
stand? Allein das zeigt die unse riöse Praxis der 
Arbeit der Treuhandanstalt. 

Ich frage die Bundesregierung weiterhin, wie es 
möglich ist, daß offensichtlich bis zum heutigen Tag 
kein Überblick darüber besteht, welche Vermögens-
werte durch die Treuhandanstalt und ihre Nachfolge-
rin, die Bundesanstalt für vereinigungsbedingtes 
Sondervermögen, verscherbelt wurden, obwohl zu-
mindest eine Kommune darauf Anspruch gehabt 
hätte. Was nützt eine sogenannte Erlösauskehrrege-
lung - so heißt dieses Rechtskonstrukt -, wenn der 
Erwerber - ich nenne nur einen früheren Minister-
präsidenten aus Norddeutschland - für den Erwerb 
nur 1 DM bezahlt hat? 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Unerhört!) 

- Jawohl, Frau Kollegin Enkelmann, das ist unerhört. 

(Beifall bei der PDS) 

Das soll schließlich kein Einzelfall gewesen sein. Im 
Rechnungsprüfungsausschuß haben wir uns mit die-
sem Fall bereits mehrfach beschäftigen müssen. 

Es ist vollkommen unverständlich, wenn aus den 
Antworten auf unsere Fragen hervorgeht, daß auch 
sieben Jahre nach Inkrafttreten des Einigungsvertra-
ges die ostdeutschen Kommunen noch immer auf die 
Zuordnung von zirka 40 Prozent ihrer Eigentums-
werte warten müssen. Das ist unve rtretbar. 

(Beifall bei der PDS) 

Bis zum heutigen Tag sieht sich die Bundesregierung 
weitestgehend außerstande, dem Hohen Hause mit-
zuteilen, wie viele Vermögenswerte in Ostdeutsch-
land überhaupt veräußert wurden, obwohl Ansprü-
che daraus von kommunalen Gebietskörperschaften 
angemeldet waren. 

Der eigentliche Skandal besteht aber da rin, daß 
die kommunalen Gebietskörperschaften nicht einmal 
Ausgleichsansprüche haben sollen, wenn der Ver-
mögensgegenstand der Kommune im Rahmen eines 
Unternehmensverkaufs veräußert wurde. Hier gab 
und gibt es ja viele Fälle. Hier werden ostdeutsche 
Kommunen auf kaltem Wege neu enteignet. Schon 
zu DDR-Zeiten waren sie ja bekanntlich enteignet 
worden, indem 1952 die kommunale Selbstverwal-
tung abgeschafft worden ist. Das war in der Tat kein 
glorreicher Akt. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat das denn 
gemacht?) 

- Wer das gemacht hat, ist auch klar. Das lag in der 
Verantwortung der DDR; das ist eindeutig, das wol-
len wir überhaupt nicht ignorieren. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das war die SED! - 
Gegenruf der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 

[PDS]: Es gab noch andere Parteien!) 

- Es war nicht nur die SED, es waren natürlich auch 
die Organe des Staates. Es waren selbstverständlich 
noch andere beteiligt, Herr Hein rich, aber deren Be-
deutung will ich jetzt nicht erwähnen. Sie wissen ja, 
die Bedeutung war gering. 

Die Öffentlichkeit wird wohl nie erfahren, um wel-
che Werte die Ostkommunen auf diese Weise jetzt 
geprellt worden sind. Mir liegt ein Schreiben der von 
mir sehr geschätzten Oberbürgermeisterin von Wis-
mar vor, eine sehr gute Kommunalpolitikerin, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche Partei?) 

die Ansprüche auf ehemals kommunale Grundstücke 
geltend gemacht hatte. Im Rahmen der Privatisie-
rung wurde seitens der Stadt gegenüber der Treu-
handanstalt mehrfach auf diesen Fakt hingewiesen. 
Sie hat mir den Schriftverkehr zugeschickt. Trotzdem 
veräußerte die Treuhandanstalt diese Grundstücke 
im Rahmen eines Unternehmensverkaufs. Und die 
Stadt Wismar, die auch Kredite am Kapitalmarkt auf-
nehmen mußte, soll nicht einmal einen Pfennig Aus-
gleich erhalten. 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Unerhört!) 
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Dr. Uwe-Jens Rössel 

- Das ist eine unerhörte Situation. Herr Abgeordneter 
Hacker; hier stimmen wir völlig überein. 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Nur in dieser 
Frage!) 

Nicht nur in dieser Frage; ich hätte gerne Ihre Rede 
gehört. 

(Beifall bei der PDS) 

Eine Reihe von Anträgen auf Übertragung von 
Vermögenswerten wurden von der BvS - so der Kon-
strukt hier - ohne Bescheid erledigt. Das ist ein sehr 
ominöser Begriff. Die Aufzählung der Bundesregie-
rung über die Gründe dafür läßt viele Deutungen of-
fen. Wie viele Kuhhändel - man kann es auch Erpres-
sungsversuche nennen - mögen sich wohl dahinter 
verbergen, daß eine Reihe von Anträgen der Kom-
munen - es sind mehrere tausend - ohne Bescheid 
erledigt worden ist? Die Kommunen wurden im Re-
gen stehengelassen, ihre Schulden nehmen zu. 

Die restriktiven Regelungen des Vermögenszuord-
nungsgesetzes führen auch dazu, daß den Kommu-
nen kein Anspruch auf Finanzvermögen zugebilligt 
werden soll, welches bereits vor 1949 - da gab es 
noch die kommunale Selbstverwaltung in Ost-
deutschland - im Eigentum der Kommunen stand. 

Ich habe dazu parteiübergreifend viele Beispiele 
erhalten. Ich verlange - das ist die Forderung der 
PDS -, daß jetzt endlich die dramatische Situation in 
der Vermögensübertragung beendet wird und eine 

Situation geschaffen wird, daß die kalte Enteignung 
der Gemeinden in Ostdeutschland - ich betone aus-
drücklich: die zweite; Herr Heinrich, wir wollen die 
ganze Sache seriös behandeln - beendet wird. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Beschluß-
fassung zu diesem Tagesordnungspunkt ist nicht vor-
gesehen. Ich schließe daher diesen Punkt ab. 

Ich will zur Klarstellung für das Protokoll noch ein-
mal folgendes sagen, weil das eben etwas schnell ge-
gangen ist: Wir haben vorhin bei den Abstimmungen 
über den Antrag der Fraktion der SPD zur Moderni-
sierung des dualen Systems auf Drucksache 13/6743 
mitbeschlossen, diesen Antrag an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. 
Ich will das nur für das Protokoll klarstellen. Ich 
nehme an, daß das Haus dem zustimmt. 

Damit, meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
sind wir am Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich rufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Freitag, den 21. März 1997, 8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.16 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r)  
entschuldigt bis 
einschließlich 

Blunck, Lilo SPD 20. 3. 97 

Böttcher, Maritta PDS 20. 3. 97 

Braun (Auerbach), Rudolf CDU/CSU 20. 3. 97 

Horn, Erwin SPD 20. 3. 97 

Dr. Jacob, Willibald PDS 20. 3. 97 

Lummer, Heinrich CDU/CSU 20. 3. 97 * 

Dr. Rochlitz, Jürgen BÜNDNIS 20. 3. 97 
90/DIE 
GRÜNEN 

Schulte (Hameln), SPD 20. 3. 97 ** 
Brigitte 

Seuster, Lisa SPD 20. 3. 97 

Vosen, Josef SPD 20. 3. 97 

Wallow, Hans SPD 20. 3. 97 

Zierer, Benno CDU/CSU 20. 3. 97 * 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-
sammlung 

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Alois Graf von Waldburg-Zeil 

(CDU/CSU) 
zur Abstimmung über den Gesetzentwurf: 

Nutzerschutzgesetz 
(Zusatztagesordnungspunkt 9) 

Bei der Abstimmung über das „Gesetz zur Verbes-
serung des Schutzes der Nutzer und zur weiteren Er-
leichterung von Investitionen in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet" werde ich 
mit Nein stimmen. 

Ich halte es für untragbar, daß sieben Jahre nach 
dem Untergang der DDR Privateigentum jetzt noch 
„Volkseigentum" werden soll. Der Deutsche Bundes-
tag soll mit diesem Gesetz Rechtsmängel heilen, die 
die DDR bei der Überführung von Privatgrundstük-
ken und Häusern in „Volkseigentum" begangen hat. 
Auf Grund dieser Fehler sind diese Immobilien nicht 
zu Staatseigentum geworden, sondern Privateigen

-

tum  geblieben, da die zugrunde liegenden Enteig-
nungen, Zwangsverkäufe, Eigentumsübertragungen 
oder Verzichtserklärungen unwirksam und somit 
nichtig sind. Das Vorhaben, diese „zivilrechtlichen 
Mängel" durch Gesetz für unbeachtlich zu erklären, 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

bedeutet praktisch eine entschädigungslose Enteig-
nung. Dies halte ich, wie die Rechtswissenschaftlerin 
Beate Grün von der Universität Erlangen-Nürnberg, 
für grob verfassungswidrig. 

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Ernst Hinsken und Albert Deß 

(beide CDU/CSU) 
zur Abstimmung über den Gesetzentwurf: 

Nutzerschutzgesetz 
(Zusatztagesordnungspunkt 9) 

Wir schließen uns der Erklärung des Kollegen Graf 
Waldburg-Zeil an und stimmen deshalb dem „Nut-
zerschutzgesetz" nicht zu. 

Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU) 
und Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.) 

zur Abstimmung über den Gesetzentwurf: 
Nutzerschutzgesetz 

(Zusatztagesordnungspunkt 9) 

Hinter den sehr harmlosen Titeln „Nutzerschutz-
gesetz" oder „Änderung des Wohnraummodernisie-
rungssicherungsgesetzes" (Gesetz zur Verbesserung 
des Schutzes der Nutzer und zur weiteren Erleichte-
rung von Investitionen in dem in A rtikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet) verbergen sich 
tiefgreifende Probleme, die kontrovers behandelt 
wurden und trotz gefundener Kompromisse nach wie 
vor kontrovers gesehen werden. 

Der sogenannte doppelte Durchgriff ermöglicht es, 
Gewerkschaften und Erben ehemaliger jüdischer 
Mitbürger das Vermögen zurückzuhalten, das durch 
verschiedene Verschachtelungen nicht unmittelbar 
in der Zeit des Nationalsozialismus von 1933 bis 1945 
enteignet wurde, sondern erst in der Zeit der Sowjeti-
schen Besatzungszone bzw. der DDR durch Enteig-
nung von Firmen oder von Treuhändern verloren-
ging. Hier hatten die neuen Bundesländer Bedenken 
angemeldet, es bleibt abzuwarten, wie die Abstim-
mung im Bundesrat ausgeht. 

Ein anderes Problem, das an den Grundfesten des 
Rechtsstaates rüttelt, ist die rückwirkende Heilung 
von nicht nach Recht der ehemaligen DDR vollzoge-
nen Enteignungen. Dabei war die „falsa demonstra-
tio" bei Kaufverträgen nach dem sogenannten Mo-
drow-Gesetz kein größeres rechtliches Problem. Die 
Überführung von Eigentum in Volkseigentum ohne 
Einhaltung der materiellen und formellen Rechtsvor-
schriften der DDR wurde eine fast nicht zu lösende 
Hürde. In dem neu formulierten § 22 des Vermögens- 
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zuordnungsgesetzes wurde nach langwierigen und 
sehr kontroversen Verhandlungen ein Kompromiß 
gefunden. Die obersten Gerichte werden nun zu prü-
fen haben, was „mit rechtsstaatlichen Grundsätzen 
schlechthin unvereinbar" war, ob dazu nur die Aus-
schaltung von Erben oder z. B. auch eine fehlende 
Zustellung zählt. Zudem hat das Bundesverfassungs-
gericht zu prüfen, ob § 22 Abs. 1 (neu) des Vermö-
genszuordnungsgesetzes nicht deswegen gegen 
Art . 14 GG verstößt, weil eine Enteignung oder ein 
enteignungsgleicher Eingriff vorliegt, ohne daß dafür 
im Gesetz eine Entschädigung vorgesehen ist. 

Viele Eigentümer werden Zweifel am Rechtsstaat 
Deutschland anmelden, weil ihnen erneut eine ver-
meintliche oder tatsächliche Rechtsposition durch 
das Gesetz genommen wurde. 

Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Herbert Lattmann (CDU/CSU) 

zur Abstimmung über den Gesetzentwurf: 
Nutzerschutzgesetz 

(Zusatztagesordnungpunkt 9) 

Bei der Abstimmung über den „Entwurf eines Ge-
setzes zur Verbesserung des Schutzes der Nutzer 
und zur weiteren Erleichterung von Investitionen in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet (Nutzerschutzgesetz - NutzSchG)" werde ich 
mit Nein stimmen. 

Ich halte es für untragbar, daß sieben Jahre nach 
dem Untergang der DDR Privateigentum jetzt noch 
„Volkseigentum" werden soll. Der Deutsche Bundes-
tag soll mit diesem Gesetz Rechtsmängel heilen, die 
die DDR bei der Überführung von Privatgrundstük-
ken und Häusern in „Volkseigentum" begangen hat. 
Auf Grund dieser Fehler sind diese Immobilien nicht 
zu Staatseigentum geworden, sondern Privateigen-
tum geblieben, da die zugrunde liegenden Enteig-
nungen, Zwangsverkäufe, Eigentumsübertragungen 
oder Verzichtserklärungen unwirksam und somit 
nichtig sind. Das Vorhaben, diese „zivilrechtlichen 
Mängel" durch Gesetz für unbeachtlich zu erklären, 
bedeutet praktisch eine entschädigungslose Enteig-
nung. Dies halte ich, wie die Rechtswissenschaftlerin 
Beate Grün von der Universität Erlangen-Nürnberg, 
für verfassungswidrig. 

Anlage 6 

Erklärung nach j 31 GO 
des Abgeordneten 

Dr. Klaus-Dieter Uelhoff (CDU/CSU) 
zur Abstimmung über den Gesetzentwurf: 

Nutzerschutzgesetz 
(Zusatztagesordnungspunkt 9) 

Mit dem „Nutzerschutzgesetz" und der „Ände-
rung des Wohnraummodernisierungssicherungsge-

setzes" sollen Rechtsverletzungen geheilt werden, 
die bei Enteignungen durch Behörden der DDR be-
gangen worden sind. 

Es mag dem Rechtsfrieden dienen, wenn geringer-
wertige Rechtsverletzungen, wie etwa geringfügige 
Formverstöße, Jahrzehnte nach ihrer Begehung nicht 
mehr zur Rückgängigmachung der Eingriffe führen. 
Grobe Rechtsmängel, wie etwa das Fehlen einer Ent-
schädigungsregelung oder fehlende Zustellung des 
Enteignungsbescheides, dürften dagegen mit rechts-
staatlichen Grundsätzen schlechthin unvereinbar 
sein. Sie waren auch mit dem Recht der DDR nicht 
vereinbar. 

Ich gehe davon aus, daß die oben genannten 
Gesetze nicht zum Ziel haben können, Rechtsbrüche 
der DDR-Behörden bei Enteignungen oder enteig-
nungsgleichen Eingriffen insgesamt zu heilen. 

Ich stimme den genannten Gesetzen zu, weil sie in 
engem Rahmen zum Rechtsfrieden beitragen können 
und weil jede einzelne Bestimmung dieser Gesetze 
gegebenenfalls nochmals durch das Bundesverfas-
sungsgericht auf ihre Vereinbarkeit mit den grundle-
genden Regeln des Rechtsstaates hin überprüft wer-
den kann. 

Anlage 7 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten 

Reinhard Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU) 
zur Abstimmung über den Gesetzentwurf: 

Nutzerschutzgesetz 
(Zusatztagesordnungspunkt 9) 

Bei der Abstimmung über den Gesetzentwurf 
des Bundesrates „Gesetz zur Verbesserung des 
Schutzes der Nutzer und zur weiteren Erleichterung 
von Investitionen in dem in Artikel 3 des Einigungs-
vertrages genannten Gebiet" werde ich mit Nein 
stimmen. 

Ich halte es für untragbar, daß sieben Jahre 
nach dem Untergang der DDR Privateigentum jetzt 
noch „Volkseigentum" werden so ll . Der Deutsche 
Bundestag soll mit diesem Gesetz Rechtsmängel 
heilen, die die DDR bei der Überführung von Pri-
vatgrundstücken und Häusern in „Volkseigentum" 
begangen hat. Auf Grund dieser Fehler sind diese 
Immobilien nicht zu Staatseigentum geworden, son

-

dern Privateigentum geblieben, da die zugrunde-
liegenden Enteignungen, Zwangsverkäufe, Eigen-
tumsübertragungen oder Verzichtserklärungen un-
wirksam und somit nichtig sind. Das Vorhaben, diese 
„zivilrechtlichen Mängel" durch Gesetz für unbe-
achtlich zu erklären, bedeutet praktisch eine ent-
schädigungslose Enteignung. Dies halte ich, wie 
die Rechtswissenschaftlerin Beate Grün von der Uni-
versität Erlangen-Nürnberg, für grob verfassungs-
widrig. 
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Anlage 8 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick (PDS) 

zur Abstimmung über den Gesetzentwurf: 
Nutzerschutzgesetz 

(Zusatztagesordnungspunkt 9) 

Ich gestehe, daß ich noch vor wenigen Tagen unsi-
cher war, ob ich mich bei der Abstimmung zum Nutzer-
schutzgesetz enthalten oder ob ich zustimmen soll. 

Auf der einen Seite habe ich mich seit Jahren in 
meinen Funktionen in Vereinigungen der Grund-
stücksnutzer und -eigentümer, beim Mieterbund und 
in den Fachausschüssen des Bundestages um eine 
Verbesserung des Nutzerschutzes bemüht. Da jede, 
wenn auch kleine Verbesserung einen weiteren Er-
folg für die Betroffenen in Ostdeutschland darstellt, 
müßte ich also zustimmen. 

Auf der anderen Seite ist das Verhalten von Bun-
desregierung und Koalitionsfraktionen in bezug auf 
offene Vermögensfragen dera rt  unerträglich, die Art 
und Weise, mit der die Nutzerschutzgesetze im Bun-
destag behandelt und immer wieder verschoben 
wurden, derart skandalös, daß eine Zustimmung zu 
diesem Kompromiß ausgeschlossen ist. 

Die abgetrotzten Veränderungen beinhalten so 
viele Fehler, daß weitere Rechtsstreitigkeiten vorpro-
grammiert sind. Aus Hunderten schlechten Erfahrun-
gen der letzten sieben Jahre mißtrauisch geworden, 
frage ich mich, ob hinter dieser schlechten Formulie-
rung keine Absicht steht, ob nicht wie beim Eini-
gungsvertrag, immer zum Nachteil der ostdeutschen 
Nutzer und Käufer, „Sollbruchstellen" eingearbeitet 
sind. 

Ich habe seit Monaten eine möglichst schnelle Ver-
abschiedung von Heilungsklauseln zu „Modrow

-

Käufen" im Bau- und Rechtsausschuß eingefordert, 
damit die redlichen Erwerber dieser Immobilien end-
lich wieder ruhig schlafen können, damit Grund-
buch- und Vermögensämter endlich wieder Rechts-
klarheit bekommen, damit Kommunen wieder hand-
lungsfähiger werden. 

Als Ergebnis liegt ein Gesetzentwurf vor, der die 
von uns geforderte Rechtssicherheit für Hundert-
tausende Ostdeutsche durch die von den Koali-
tionsfraktionen im Gesetzestext benutzten Formulie-
rungen weiterhin nicht ausreichend gewährleistet. 
Ganz im Gegenteil: Es ist zu erwarten, daß die ein-
flußreiche Lobby der Vertreter der Alteigentümer, 
ihrer Rechtsanwälte und ihnen wohlgesonnener 
Richter schon morgen zusammensitzt, um zu beraten, 
wie diese Gesetzesänderungen umgangen werden 
können. 

Ich halte es auch für sehr bedenklich, wenn Ge-
setzentwürfe, wie hier geschehen, durch Änderungs-
anträge mit völlig anderem Inhalt so zu anderen Ge-
setzen mutieren, daß die ursprüngliche Absicht des 
Antragstellers kaum noch zu erkennen ist. Die vielen 
in den Nutzerschutzgesetzen geforderten weiteren 
Verbesserungen im Sachen-, Schuld- und Vermö-
gensrecht, die ebenfalls dringend einer Änderung 
bedürfen, sind dadurch vollkommen ignoriert wor-
den. 

Aus allen diesen Gründen werde ich mich der 
Stimme enthalten und auch in Zukunft für eine er-
neute Behandlung der noch ausstehenden Verbesse-
rungen vehement eintreten. 
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Albert Schmidt (Hitzhofen) BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 	  15072* A 

Horst Friedrich F.D.P. 	  15072* D 

Dr. Dagmar Enkelmann PDS 	 15073* C 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär BMV 15074* B 

Anlage 12 
Zu Protokoll gegebene Reden zu Tages-
ordnungspunkt 11 (Große Anfrage: Ver-
mögenszuordnung von Vermögenswerten 
an ostdeutsche kommunale Gebietskör-
perschaften nach dem Vermögenszuord-
nungsgesetz) 

Manfred Kolbe CDU/CSU 	 15075* B 

Hans-Joachim Hacker SPD 	 15076* D 

Gerald Häfner BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN 	  15078* B 

Carl-Ludwig Thiele F.D.P. 	15078* D 
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Anlage 9 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 8 
(a - Beschlußempfehlung 

zu den Entschließungsanträgen: 
Berufsausbildungsbericht 

b - Antrag: 
Investieren in eine lebenswerte Zukunft: 
Die Modernisierung des dualen Systems 

vorantreiben) 
und zu Zusatztagesordnungspunkt 10 

(Antrag: Grundsatzerklärung zur Entwicklung 
der Ausbildungsberufe) 

Marion Seib (CDU/CSU): Zwei Drittel aller jungen 
Menschen in Deutschland - das sind 600 000 bis 
700 000 jährlich - wollen ihre Zukunft auf eine be-
triebliche Ausbildung aufbauen, in die sie großes 
Vertrauen setzen. 

Die Ausbildungskapazität von Betrieben wird von 
vier wesentlichen Punkten bestimmt: erstens von der 
Einschätzung der künftigen Konjunktur, zweitens 
von der aktuellen Auftrags- und Beschäftigungslage, 
drittens vom kurzfristigen Kostendenken und 
schließlich viertens vom Nachfrageverhalten der Ju-
gendlichen. 

Jugendliche sind heute überwiegend auf be-
stimmte Berufsbilder fixiert, sie sehnen sich offen-
sichtlich nach bestimmten Modeberufen, und dies ist 
ein Hemmnis bei der Aufnahme von beruflicher Aus-
bildung. Der erlernte Beruf kann nicht mehr automa-
tisch der Lebensberuf sein, zu sehr haben sich die Le-
bensverhältnisse in unserer schnellebigen Zeit ver-
ändert. Aus- und Weiterbildung sind meistens nur 
Phasen im Prozeß des lebensbegleitenden Lernens. 
Darauf müssen sich die jungen Menschen einstellen, 
sie müssen flexibler und mobiler werden. 

Die bisherigen Maßnahmen der Bundesregierung, 
die dem Hohen Hause bekannt sind und die wir sehr 
begrüßen, sind ein Schritt in die richtige Richtung. 
Wenn sie noch nicht durchweg zur erwünschten Zu-
friedenheit in den Ausbildungsbetrieben geführt ha-
ben, dann liegt das auch daran, daß die IHK, die 
Handwerkskammern und die Gewerbeaufsichtsäm-
ter ihre Aufgaben zu eng fassen. Statt Ausbildungs-
abläufe zu modernisieren und gemeinsam mit den 
Berufsschulen neue Inhalte zu erarbeiten oder die mo-
dulare Ausbildung im Rahmen des dualen Systems 
und die Verbundausbildung zu fördern, erschöpft 
sich ihre Aufgabe häufig in der juristischen Betrach-
tung von Ausbildungsverträgen. Es kann nicht sein, 
daß diese Stellen lediglich die zutreffende Vergü-
tungsgruppe für den Auszubildenden festlegen, die 
Pausen- und Urlaubszeiten regeln und die Schutz-
vorschriften in Verträgen und Bet rieben mit größter 
Akribie kontrollieren. Unerläßlich ist es, daß diese 
Stellen weggehen von ihrer rein kontrollierenden 
Aufgabe und hinkommen zur Beratung der ausbil-
dungswilligen Unternehmen. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Kleine und mittlere Handwerksbetriebe stellen 
dann ihr Reservoir an Ausbildungsplätzen zur Verfü-
gung, wenn überzogene Kontrollmechanismen weg-
fallen. Dazu kommt die Erwartung, daß die Mitarbei-
ter nach dem Ende der Ausbildung auch zur Verfü-
gung stehen. Es ist eindeutig belegbar: Betriebstreue 
und Qualität der im eigenen Unternehmen ausgebil-
deten Fachkräfte sind hoch. 

Und nun zur Ausbildungsplatzabgabe, die die SPD 
fordert  und die nichts anderes ist als eine weitere Be-
lastung unserer Betriebe. Sie bringt weder neue For-
men der Ausbildungsorganisation noch Flexibilität 
des dualen Systems, aber mit Sicherheit weitere fi-
nanzielle und bürokratische Belastungen. Eine sol-
che Abgabe geht an der unternehmerischen Realität, 
vor allen Dingen an mittelständischen Erfordernissen 
völlig vorbei. 

Ich selbst bin Unternehmerin und führe zusammen 
mit meinem Mann einen mittelständischen Bet rieb 
mit 250 Mitarbeitern. Allein in den letzten fünf Jah-
ren haben wir durchschnittlich 20 Lehrlinge in Aus-
bildung. Bis zu 60 Prozent haben wir nach abge-
schlossener Lehre übernommen. Rund 20 Prozent ha-
ben sich im Anschluß durch ein Studium weitergebil-
det und sind nicht selten nach dessen Abschluß in 
unseren Bet rieb zurückgekehrt. Wir waren in der 
Lage, dies zu tun, weil die Auftragslage es ermög-
lichte. Wären wir als mittelständisches Unternehmen 
nicht wettbewerbsfähig gewesen, wären wir heute 
nicht mehr auf dem Markt und hätten dementspre-
chend keine Lehrlinge ausbilden und in eine dauer-
hafte berufliche Tätigkeit überführen können. 

Ich stelle abschließend fest: Mit der von der SPD 
geforderten Ausbildungsplatzabgabe werden die Ko-
sten unserer Bet riebe weiter ansteigen, die Voraus-
setzungen für die Einstellung von Lehrlingen weiter 
verschlechtert und die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft beeinträchtigt. Dabei ist noch die Frage of-
fen, wie dieses Geld eigentlich verwendet werden 
soll. Wollen Sie damit etwa betriebsferne Ausbildun-
gen finanzieren, die hinterher in Betrieben und Un-
ternehmen zu keiner Beschäftigung führen? 

Entscheidend für die jungen Leute ist es, daß 
schon bei Beginn der Ausbildung möglichst gute 
Aussichten auf eine berufliche Beschäftigung be-
stehen. Daß eine künstlich hochgezogene, betriebs-
ferne Quasi-Lehrlingsausbildung nicht zu diesem 
Ziel führen kann und daß die Enttäuschung bei den 
Betroffenen, die dann trotz Ausbildung keinen Ar-
beitsplatz finden, groß ist, versteht sich. Eine Ausbil-
dung ins Nichts ist allenfalls eine zeitliche Verlage-
rung des Problems. Ausbildung und Berufsrealität 
müssen so nah wie möglich beieinander liegen. 

Mit diesem klaren Nein zur Ausbildungsplatzab-
gabe der SPD verbinde ich ein klares Ja zu der ge-
stern von Bundesminister Dr. Rüttgers vorgestellten 
Gemeinschaftsinitiative von Bundesregierung, Wi rt

-schaft und Bundesanstalt für Arbeit „Ausbilden - wir 
machen mit". Das ist der richtige Weg, und den wol-
len wir gehen. 
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Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Wir beraten den 
Berufsbildungsbericht 1996 mit den Zahlen des Aus-
bildungsjahres 1994/95 heute nicht zum erstenmal. 
Wir haben ihn am 17. Oktober 1996 im Plenum und 
am 6. November und 11. Dezember 1996 im Bil-
dungsausschuß behandelt. Manch einer wird also die 
Frage stellen: Warum befaßt sich der Bundestag 
heute erneut damit? 

Darauf könnte man drei Antworten geben: 

Erstens bietet die Diskussion immer Gelegenheit, 
auf die aktuelle Lehrstellensituation einzugehen. 

Zweitens sollte die Beobachtung der wirtschaftli-
chen Entwicklung möglichst unverzögert zu Rück-
schlüssen auf die geforderten Maßnahmen führen. 

Drittens brauchen Lehrlinge, weil sie nicht in Ver-
bänden organisiert sind, faire Pa rtner. Deshalb ist die 
Politik in der Pflicht, sich der Frage regelmäßig zu 
widmen. 

Die aktuelle Lage auf dem Lehrstellenmarkt gibt 
wenig Anlaß zu Frohsinn. Die Zahlen der Bundesan-
stalt für Arbeit von Ende Februar spiegeln die kriti-
sche Situation deutlich wider. Das Lehrstellenange-
bot in Gesamtdeutschland ist gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum um 6,9 Prozent zurückgegangen, die 
Nachfrage dagegen um 7,6 Prozent gestiegen. Nun 
sind diese Zahlen mit großer Vorsicht zu betrachten. 

Zum einen endet das erste Halbjahr des Ausbil-
dungsjahres 1996/97 erst Ende März. Endgültig ab-
gerechnet wird erst Ende September. Die Zahlen ha-
ben also vorläufigen Charakter. Zum anderen gibt es 
große regionale Unterschiede, wie wir sie auch in 
den Vorjahren festgestellt hatten. So haben mehrere 
Bundesländer im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
zweistellige Rückgänge bei den gemeldeten Ausbil-
dungsplätzen zu verzeichnen, andere dagegen deut-
liche Zuwächse. 

Nach derzeitigem Stand liegt das Lehrstellenange-
bot in den alten Bundesländern prozentual deutli-
cher unter dem des Vorjahreszeitraums als das in den 
neuen Bundesländern. Freilich hatte es ein anderes 
Ausgangsniveau: Während Angebot und Nachfrage 
in den alten Bundesländern derzeit um zirka 20 000 
Plätze auseinandergehen, beträgt der Überhang an 
Nachfrage in den neuen Bundesländern 110 000 
Plätze. 

Es muß daher unser erstes und wichtigstes Anlie-
gen sein, in Ost und West auch in diesem Jahr wie-
der eine ausreichende Anzahl an Lehrstellen zur Ver-
fügung zu stellen. Noch stärker wollen wir dabei un-
sere Anstrengungen auf die Schaffung bet rieblicher 
Lehrstellen richten, denn die Grundforderungen an 
die duale Berufsausbildung - Qualität, Praxisbezug 
und die Chance auf einen Arbeitsplatz - sind im Be-
trieb am besten gewährleistet. Deshalb trifft die ge-
stern vorgestellte Initiative der Bundesregierung, der 
Bundesanstalt für Arbeit und der deutschen Wi rt

-schaft, die sich zuerst an die verantwortlichen Part
-ner richtet, genau die richtige Stelle. 

Nun bleibt die Frage, was wir weiter tun können, 
um die schwierige Situation zu bessern. Der Initiative 
der Spitzenverbände und der Bundesregierung ent-

sprechende Maßnahmen müssen auf allen Ebenen 
folgen. Ich habe zum Beispiel vor wenigen Tagen 
eine Rückmeldung aus Görlitz bekommen, wo die 
Stadt, die IHK, die Handwerksinnung, die Gewerk-
schaften und das Arbeitsamt gemeinsam ein solches 
Bündnis geschlossen haben. 

Positive Auswirkungen auf den Lehrstellenmarkt 
sind auch von der Einführung neuer, moderner Be-
rufe und von zweijährigen Ausbildungsgängen für 
stärker praktisch begabte Jugendliche zu erwarten, 
die die Chancen dieser jungen Menschen auf einen 
Ausbildungsplatz verbessern. Beide Maßnahmen 
sind im Berufsbildungsbericht 1996 genannt und 
werden auch umgesetzt. Ich will darauf aufmerksam 
machen, daß 1996 21 neue Ausbildungsordnungen in 
Kraft getreten sind und weitere rund 100 Berufe der-
zeit entwickelt werden. Für knapp 50 davon sollen in 
diesem Jahr Ausbildungsordnungen gültig werden. 

Über weitere, auch unkonventionelle Maßnahmen 
sollten wir gemeinsam nachdenken. Warum sollte 
beispielsweise die Vergabe von Studienplätzen nicht 
so zeitig erfolgen, daß Abiturienten, wenn sie studie-
ren wollen, nicht erst eine Lehrstelle blockieren? 

Auch in diesem Jahr wird die Lösung der Probleme 
in den neuen Bundesländern noch besonders schwie-
rig sein. Die Wirtschaft ist aus eigener Kraft noch 
nicht genügend leistungsfähig, um eine ausrei-
chende Anzahl an Lehrstellen zu schaffen. 

Im letzten Jahr ist es auch dank der finanziellen 
Unterstützung des Bundes gelungen, jedem Interes-
senten eine Lehrstelle anzubieten. Dafür gilt der 
Bundesregierung und insbesondere dem Bundes-
kanzler nochmals unser herzlicher Dank. Wir dürfen 
aber nicht die Augen davor verschließen, daß zirka 
60 Prozent der Lehrstellen in den neuen Bundeslän-
dern staatlich gefördert sind. Das spiegelt die vor-
handenen Strukturprobleme. Das zeigt aber auch, 
daß vorsichtig zu handeln ist, wenn man durch Dau-
erförderung das duale System nicht funktionsunfähig 
machen will . 

Wir müssen uns also Gedanken darüber machen, 
wie die Förderung weiterzuführen ist. Wenn die Bun-
desregierung 1996 davon ausging, daß man sie kurz-
fristig zurückführen könne, muß heute festgestellt 
werden, daß dies nicht vertretbar ist. Ich bin froh, zu 
hören, daß deshalb die Weiterführung realitätsbezo-
gen, das heißt entsprechend der aktuellen Lage, 
nicht in Frage gestellt wird. 

Ich will  aber nochmals ganz deutlich sagen: Das 
Geld, das die Bundesregierung zur Verfügung stellt, 
ist nicht alles. Alle Pa rtner können mit unkonventio-
nellen Schritten helfen: Zuerst kommt natürlich den 
Betrieben eine große Verantwortung zu. Die Arbeits-
ämter können mit gezielter Beratung helfen, die Ta-
rifpartner mit der Gestaltung flexibler Verträge und 
angemessener Tarife für die Lehrlinge. Die Länder 
und Kommunen haben die Verantwortung für die be-
triebsnahe Umsetzung von Förderprogrammen und 
übrigens auch für die Gestaltung des Berufsschulun-
terrichts. Nochmals nenne ich auch meine Idee, 
durch rechtzeitige Versendung von Studienbeschei-
den den Verdrängungswettbewerb zwischen studier- 
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willigen Gymnasiasten und Real- bzw. Hauptschü-
lern zu verhindern. 

Ich bin in diesem Punkt so ausführlich, weil die 
Kollegen von der Opposition spätestens im Mai - wie 
in jedem Jahr - die Lehrstellenkatastrophe ausrufen 
werden, zu einer Aktuellen Stunde ins Plenum laden 
und dort  nach Zwangsabgaben für die Betriebe ru-
fen. Daher habe ich mich gefreut, als ich neulich las, 
daß sich die SPD-Fraktion in Thüringen gegen eine 
solche Abgabe ausgesprochen hat. Es ist doch schön, 
daß auch bei Ihnen trotz entgegengesetzter Partei-
tagsbeschlüsse realitätsnah nachgedacht und geur-
teilt wird. 

Was hat der Bund also in diesem Jahr weiter zu 
tun? Vor allem müssen die im Berufsbildungsbericht 
genannten Maßnahmen weiter bet rieben und aktua-
lisiert werden, Wichtig ist die Deregulierung, worun-
ter ich hier die Schaffung differenzie rter Ausbil-
dungsgänge und die Definition neuer Berufe in 
Technik, Dienstleistungen und im sozialen Bereich 
verstehe. Das Ziel der Modernisierung sollte auch bei 
der laufenden Überarbeitung der Anlage A der 
Handwerksordnung im Mittelpunkt stehen. Zum an-
deren ist darauf zu achten, daß die Förderung zuerst 
auf betriebliche Lehrstellen gerichtet, auf die Spezi

-

fik der Länder und Regionen bezogen, durch ein 
Rückmelde-, Kontroll- und Korrektursystem beglei-
tet, materiell und organisatorisch ist. 

Die konstruktive Begleitung des Bundes ist auch in 
den nächsten Jahren gefragt, zumal die Entwicklung 
auf dem Lehrstellenmarkt von vielen Faktoren ab-
hängt. Letztlich bleibt aber immer die Wi rtschaft ge-
fordert, im Interesse der eigenen Zukunft, der Lehr-
linge und des Standorts Deutschland. 

Stephan Hilsberg (SPD): Im Zentrum unserer heu-
tigen Debatte muß die Feststellung stehen: Die Lehr-
stellen reichen einfach nicht mehr aus. Der Trend da-
hin war schon lange erkennbar. Im letzten Jahr 
wurde eine neue Qualität erreicht - die Ausbildungs-
platzbilanz ist negativ. Ich kann Bundesminister Rütt-
gers einfach nicht verstehen. Sein Frohlocken vom 
letzten Jahr: Der Trend sei gestoppt, ja umgekehrt. 
Das Gegenteil ist der Fall. Nun tut er schon wieder 
so. Ich kann nur sagen, der Versuch, die  Öffentlich-
keit zu täuschen, wird Ihnen nicht gelingen. Die ak-
tuellen Zahlen sind absolut negativ. Die Schere zwi-
schen Angebot und Nachfrage klafft immer weiter 
auseinander. Wir haben Ausbildungsnotstand. 

Das duale System erfüllt eine seiner beiden zentra-
len Aufgaben nicht mehr. Neben der Bereitstellung 
von Facharbeiternachwuchs für die Bet riebe kann es 
ganz offensichtlich nicht mehr allen Jugendlichen, 
die dies wünschen, eine Lehrstelle garantieren. Wer 
hier meint, das duale System sei nur dazu da, für den 
einzelbetrieblichen Facharbeiternachwuchs zu sor-
gen, der handelt fahrlässig an den Jugendlichen, die 
unverschuldet keine Lehrstelle bekommen. Jugend-
arbeitslosigkeit ist nicht mehr nur eine hypothetische 
Gefahr, sondern Realität. 

Und es geht ja nicht nur um Jugendarbeitslosig-
keit. Schauen Sie sich doch mal die Einzelschicksale  

an! Wenn Sie sich klarmachen, daß Jugendliche zum 
Teil zwischen 50 und 100 ergebnislose Bewerbungen 
abgeben und daß auf eine offene Lehrstelle gegen-
wärtig 23 Bewerber kommen, dann können Sie sich 
die Ohnmachtsgefühle vorstellen, die diesen Jugend-
lichen beim Eintritt in das Arbeitsleben vermittelt 
werden. 

Daß leistungsbereiten Jugendlichen kein anständi-
ges Angebot gemacht werden kann, das muß uns 
Sorgen machen und das ist der soziale Nährboden 
für Suchtgefahr, Rechtsextremismus und zuneh-
mende Gewaltbereitschaft und nicht der lachhafte 
Vorwurf von Werteverlust oder Wertevakuum. 

Andere negative Folgen sind die Ausbildungsbe-
dingungen. Man muß den Auszubildenden einfach 
mal zuhören, wenn sie von Zuständen in ihren Be-
trieben erzählen, die man nur als Ausbeutungssym-
ptome diagnostizieren kann, zum Beispiel im Einzel-
handelsbereich - unter Ausnutzen der Abhängigkeit 
der auszubildenden Jugendlichen. Wie auch do rt , wo 
Jugendliche zum Teil ein bis zwei Jahre auf einen 
Ausbildungsplatz gewartet haben, von einem reali-
sierten Ausbildungsplatzwunsch ganz zu schweigen. 

Natürlich sind wir uns im klaren darüber, daß die 
Ursachen dieses Ausbildungsnotstandes im wirt-
schaftlichen Bereich liegen. Wer bei 5 Mil lionen Ar-
beitslosen glaubt, daß unser Ausbildungssystem 
nicht auch Schaden nimmt, der ist auf dem falschen 
Dampfer. Und in der Wirtschaftspolitik hat diese 
Bundesregierung genauso versagt wie bei den Aus-
bildungsplätzen. Der Hauptgrund für die hohe Ar-
beitslosigkeit und den nicht bewältigten Struktur-
wandel, insbesondere im Osten, liegt im Mangel an 
wettbewerbsfähigen Bet rieben. 

Nur, wenn wir uns damit zufriedengeben, daß die 
Betriebe lediglich für den Eigenbedarf ausbilden, 
dann sind wir in der Gefahr, zirka 20 Prozent der her-
anwachsenden Generation auszugrenzen. Das heißt 
bei unseren traditionellen Mentalitäten, daß in erster 
Linie junge Frauen und Ausländer benachteiligt wer-
den  und daß strukturschwache Regionen ihr wichtig-
stes Entwicklungspotential, nämlich ihre Menschen, 
verlieren. 

Um dieses Problem zu lösen, muß diese Bundesre-
gierung zuerst einmal begreifen, daß es nicht nur um 
die Befriedigung des einzelbetrieblichen Facharbei-
terbedarfs geht, sondern um den gesamtgesellschaft-
lichen Bedarf an guten Qualifikationen. Deshalb ist 
der Staat geradezu verpflichtet, regulierend einzu-
greifen - sei es durch Einzelförderung, wie in Ost-
deutschland flächendeckend und teuer praktiziert, 
oder durch die Gemeinschaftsinitiative des Bundes. 
Nur muß sie früher als beim letzten Mal einsetzen, 
damit sich die Betriebe und die Jugendlichen darauf 
einstellen können. Die Gemeinschaftsinitiative ist 
doch kein Pokerspiel nach dem Motto: Wer zuerst 
zieht, zahlt. 

Die beste Lösung wäre natürlich unser kostenspa-
rendes Modell einer gerechteren Ausbildungsfinan-
zierung. Aber davon will diese Bundesregierung ja 
aus rein ideologischen Gründen nichts wissen. Statt 
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dessen versucht sie es mit Anpassung und Aktionis-
mus. 

Immer stärker beobachten wir, daß Rüttgers in die 
altkapitalistische Klamottenkiste greift nach der De-
vise: Du mußt den Bet rieben nur in den Hintern krie-
chen, um ihre Ausbildungsmotivation zu steigern. 
Dazu gehörte übrigens Rüttgers bemerkenswerter 
Versuch, in allen Gesetzen und Rechtsverordnungen 
das Wort  „Auszubildender" durch das altdeutsche 
„Lehrling" zu ersetzen. Da haben sie das Credo des 
deutschen Wertkonservatismus: Wortspiele. Damit 
bedient er eine Wi rtschaft, die ihre Ausbildungs-
platzzusage nicht eingehalten hat und nun beginnt, 
ihre katastrophale Statistik schönzureden. Irgendwie 
erinnert mich das schon an die DDR. 

Jetzt also sollen zweijährige Ausbildungszeiten, 
der „Geselle light", das Einfrieren der Lehrgelder 
oder Kürzungen im Berufsschulunterricht der Stein 
der Weisen sein und dazu beitragen, mehr Lehrstel-
len einzurichten. Da kann ich nur lachen. Die Bun-
desregierung muß endlich aufhören, ihre untaugli-
chen Lösungsmodelle auf dem Rücken der Jugendli-
chen durchzusetzen. 

Natürlich ist nicht alles schlecht, was sie macht: 
die Gemeinschaftsinitiative, Neuordnung der Ausbil-
dungsberufe oder Verbundlösungen, die Ausbil-
dungsplatzentwickler - alles gut und wichtig. Auch 
der neuen Initiative „Wir machen mit" wünschen wir 
viel Erfolg, aber wir sehen ihn noch nicht. Denn das 
alles reicht nicht aus, um den Ausbildungsnotstand 
zu beheben. Wir brauchen keine Kosmetik, sondern 
ein generelles Umsteuern. Wir brauchen eine andere 
Politik. Mit dieser Bundesregierung aber ist im be-
sten Sinne des Wortes kein Staat mehr zu machen. 

Günter Rixe (SPD): Die Lage bei den Lehrstellen ist 
ernst; da stimme ich Ihnen zu, Herr Minister. Ich 
stimme Ihnen auch zu, daß es in diesem Jahr noch 
schwieriger werden wird, den Ausgleich zu schaffen. 
Jetzt haben Sie es endlich auch selber beg riffen, daß 
es so nicht weitergeht. So verstehe ich Ihre Aktion 
„Ausbilden - wir machen mit":  als den letzten ver-
zweifelten Versuch, zu retten, was zu retten ist. Ich 
frage Sie und die Arbeitgeber: Was habt ihr eigent-
lich in den letzten Jahren gemacht? 

Prinzipiell begrüßen wir jede Initiative, die zur 
Schaffung von Ausbildungsplätzen beiträgt. Aber ich 
sage zu dieser neuen Initiative eines: An einer ge-
setzlichen solidarischen Finanzierung kommen wir 
nicht vorbei. 

In dieser Situation macht es keinen Sinn, alle die 
zu verunglimpfen, die die bedrohliche Lage konkret 
mit Zahlen beschreiben, und wenn Sie hierfür nur 
Vokabeln wie „Panikmache" oder „Krisengerede" 
oder „Verunsicherung der Jugendlichen und der 
Wirtschaft" übrig haben. Dieses Beschimpfen ma-
chen wir nicht mit. Heute morgen waren es die Kran-
ken, die sozial Schwachen und die Arbeitslosen, die 
Sie beschimpft haben, vorgestern waren es die Berg-
leute, und jetzt sind es wieder die angeblich nicht 
ausbildungsfähigen und ausbildungswilligen Ju-
gendlichen und all diejenigen, die mit Zahlen der 

Bundesanstalt für Arbeit auf den Ernst der Lage hin-
weisen. 

Der Berufsbildungsbericht bilanziert die Situation 
der beruflichen Bildung und enthält berufsbildungs-
politische Ankündigungen der Bundesregierung. 
Deshalb muß sich die Bundesregierung auch gef al-
len lassen, wenn in der abschließenden Debatte über 
diesen Bericht des Jahres 1996 sowie über die Situa-
tion und die Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
die konkreten Zahlen dagegengehalten werden. 

Ich will Ihnen diese Zahlen nennen: Zunächst 
stelle ich fest, daß es in den Jahren 1995 und 1996 
nicht gelungen ist, allen Jugendlichen, die es 
wünschten, ein Ausbildungsangebot zu machen. 
Wenn jeweils zu Beginn des Ausbildungsjahres 1995 
und 1996 der Ausgleich in der Statistik gefeiert 
wurde, so wurde damit verschwiegen, daß Tausende 
von Jugendlichen ihre schulische Ausbildung im all-
gemeinen und berufsbildenden Bereich fortgesetzt 
haben, daß viele in sogenannte Warteschleifen ver-
wiesen wurden und daß viele einfache Hilfsarbeiter-
tätigkeiten angenommen haben, bloß damit sie zu-
nächst etwas hatten. Daß gerade diese Personen bei 
der nächsten Arbeitsmarktkrise stark gefährdet sind, 
weiß jeder. Über die Enttäuschungen bei den jungen 
Menschen, keinen Ausbildungsplatz gefunden zu 
haben, und über das Gefühl, von dieser Gesellschaft 
offenbar nicht gebraucht zu werden, dazu schweigt 
der Berufsbildungsbericht. 

Und wenn wir zweitens über die Perspektiven im 
Berufsbildungsbericht reden und das mit den aktuel-
len Zahlen vergleichen, so stellen wir Erschrecken-
des fest: Nach den Zahlen der Bundesanstalt für Ar-
beit vom Februar 1997 klafft bundesweit eine Lücke 
zwischen den angebotenen bet rieblichen Ausbil-
dungsplätzen und der Zahl der Bewerbe rinnen und 
Bewerber von 142 259. Im Vergleich zum Vorjahr hat 
sich diese Lücke mehr als verdoppelt. In West-
deutschland stehen Ende Februar 386 555 gemelde-
ten Bewerbern lediglich 366 091 gemeldete Ausbil-
dungsstellen zur Verfügung. In Ostdeutschland ste-
hen 166 610 gemeldeten Bewerbern gerade einmal 
53 077 gemeldete Ausbildungsstellen zur Verfügung. 

Diese Situation darf die Politik nicht als Panikma-
che herunterspielen. Wenn wir über Berichte und die 
dort  aufgeschriebenen Perspektiven reden, muß 
frühzeitig auch darauf hingewiesen werden, daß die 
Realität sich anders darstellt, als die Entwicklung be-
absichtigt war. Wenn wir das nicht tun, dann ist Poli-
tik unglaubwürdig. 

Wenn man sich einmal die Mühe macht und sich 
im Detail eine Gruppe der Betroffenen genauer an-
sieht, dann muß man zum Beispiel für die jungen 
Frauen und Mädchen feststellen, daß ihre Situation 
sich zusehends verschlechtert hat. Von den Jungen 
und Mädchen als Bewerbern im letzten Jahr konnten 
52 Prozent der Jungen, aber nur 47 Prozent der Mäd-
chen eine Lehrstelle erhalten. In den neuen Ländern 
bekamen 66 Prozent der Jungen, aber nur 56 Prozent 
der Mädchen eine Lehrstelle. Der Anteil der weibli-
chen Auszubildenden ist in den alten Bundesländern 
1995 auf 40 Prozent abgesunken. 1989 waren es noch 
43 Prozent. Unter den nicht vermittelten Bewerbern 
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sind die Mädchen überrepräsentiert. 1996 lag der 
Anteil der Mädchen bei den Bewerbern bei 
48,7 Prozent, nicht vermittelt wurden aber 
50,7 Prozent Mädchen. Wenn ich demgegenüber 
daran erinnere, daß Mädchen mit den höherwertigen 
Abschlüssen und den besseren Zensuren aus den 
Schulen kommen, so kann man feststellen, daß sich 
für die Mädchen diese nachgewiesene bessere Lei-
stung beim Übergang in die Ausbildung offenbar 
nicht lohnt. 

Soviel zu den Zahlen. Hier ließe sich noch eine 
ganze Menge mehr an Details betrachten und immer 
wieder feststellen, daß die Situation schlechter wird 
im Gegensatz zu dem, was die Bundesregierung im 
Berufsbildungsbericht aufgeschrieben hat. Hierüber 
reden wir jedes Jahr immer wieder und stellen zum 
Beispiel fest, daß jährlich fast 100 000 Jugendliche in 
berufliche Vorbereitungsmaßnahmen wandern, an-
statt daß sie im beruflichen dualen System ausgebil-
det werden. 

Der Bildungsminister weist in seinem Be richt über 
die Entwicklung bis zum Jahre 2006 und die deshalb 
erforderliche Ausweitung des Ausbildungsstellenan-
gebots nicht darauf hin, daß immer mehr junge Men-
schen aus den Warteschleifen auf den Ausbildungs-
markt drängen. Diese zusätzlichen Nachfrager wer-
den in den Statistiken gar nicht erfaßt. Wenn aber 
diese jungen Menschen auch beim zweiten Versuch 
keine Berufsausbildung erlangen können, wird es für 
sie immer schwieriger, in der Berufswelt Fuß zu fas-
sen. Schon jetzt ist knapp eine halbe Mil lion junger 
Menschen unter 25 Jahren arbeitslos. Rund 
60 Prozent dieser jungen Erwachsenen sind nicht 
qualifiziert. Sie haben außer der Schulbildung keine 
weitere Ausbildung erhalten. 

Ein anderer Punkt in der Debatte über den Berufs-
bildungsbericht stimmt nachdenklich. Offenbar gibt 
es Teile der für die Berufsbildung Verantwortlichen, 
die Abschied nehmen wollen von einem Prinzip in 
der beruflichen Bildung, das sich seit Jahrzehnten 
bewährt und das dazu beigetragen hat, daß die Aner-
kennung unseres dualen Ausbildungssystems im 
Ausland sehr hoch ist. Berufliche Ausbildung war da-
nach ausgerichtet und daran orientiert, daß die Be-
rufsfelder in ihrer Vielfalt und mit einer vielseitigen 
fachlichen Spezifikation erlernt wurden, daß man 
Grundbausteine erlernte, die später umfangreiche 
Weiterbildung in diesen Berufsfeldern ermöglichte. 
Heute habe ich den Eindruck, daß dies nicht mehr 
gewollt ist. Berufsausbildung wird von einigen nur 
noch verstanden als die Ausbildung für die Tätigkei-
ten am konkreten Arbeitsplatz. Wo liegt denn hier 
die berufliche Perspektive, wenn nur noch für eine 
bestimmte Tätigkeit ausgebildet werden soll, etwa 
für einen Abschnitt innerhalb einer Fließband-
produktion? Will  man hier ein Heer von Hilfsarbei-
tern heranbilden, das als Spielball konjunktureller 
Schwankungen dienen soll? 

Nein, wir sagen: Das Beruflichkeitsprinzip in der 
dualen Ausbildung ist so wesentlich, daß daran nicht 
gerüttelt werden darf, auch nicht aus dem Kosten-
denken der Unternehmen heraus. Dieses kurzfristige 

Kostendenken bestimmt nach meiner Auffassung 
viel zu viel das Denken in den Chefetagen. Wenn 
nur noch der Aktienwert das Denken und Verhalten 
der Manager bestimmt, bleibt die soziale Verantwor-
tung gegenüber der Gesellschaft und vor allem ge-
genüber der jungen Generation auf der Strecke. 
Wer an diesem Prinzip rüttelt und nicht mehr umfas-
send für einen Beruf ausbilden wi ll, der will  die Ver-
änderung des Ausbildungssystems insgesamt. Wir 
brauchen aber gerade für den internationalen Wett-
bewerb die umfassend in den Berufen qualifizierten 
Fachkräfte. Deshalb ist auch in der Zukunft das 
Konzept der staatlich anerkannten Ausbildungsbe-
rufe die einzige Grundlage für die Ausbildung im 
dualen System. 

Unter dem kurzfristigen Kostendenken der Wi rt
-schaft droht auch ein weiterer Grundsatz der deut-

schen Berufsausbildung über Bord geworfen zu wer-
den: das Konsensprinzip. Bisher war es doch gut, daß 
der größtmögliche Konsens zwischen allen Verant-
wortlichen für die berufliche Ausbildung dazu beige-
tragen hat, daß Qualität und Dauerhaftigkeit in den 
Regelungen bestand, daß es die Nähe zur berufli-
chen Wirklichkeit und somit die Akzeptanz in der 
Ausbildungspraxis gab. Dieses jetzt aufzugeben, nur 
um den Bedürfnissen der Betriebe aus Kostenge-
sichtspunkten Rechnung zu tragen, ist falsch. Die 
Ausbildung muß nach wie vor an den Bedürfnissen 
des gesamten deutschen Arbeitsmarktes ausgerich-
tet sein. Nur hierdurch lassen sich gesamtgesell-
schaftlich nötige Änderungen und Entwicklungen in 
den einzelnen Berufsbildern erkennen und durch-
führen. 

Wir wollen, daß der Bundestag sich zu diesen bei-
den Grundsätzen bekennt: zum Berufsprinzip und 
zum Konsensprinzip. Diese beiden Grundsätze ha-
ben drei Jahrezehnte lang bei allem Streit in Einzel-
fragen den Grundkonsens aller berufsbildungspoli-
tisch Verantwortlichen markiert. Wir wollen, daß die 
Bundesregierung sich im Hauptausschuß des Bun-
desinstituts der Berufsbildung für diesen Konsens 
einsetzt. Wir wollen, daß die dringende Neuordnung 
bestehender Berufe und die Entwicklung neuer Be-
rufsbilder sich in diesen Bahnen bewegen. Das duale 
System wird im Ausland nicht zuletzt deshalb be-
wundert, weil es seit dreißig Jahren von allen gesell-
schaftlichen Gruppen gemeinsam getragen und be-
harrlich weiterentwickelt wurde. Die Bundesregie-
rung und die Vertreter der Arbeitgeber haben dieser 
Erklärung im Hauptausschuß bisher nicht zuge-
stimmt. Wollen Sie dieses Markenzeichen des Qua-
lifikationsstandorts Deutschland aufs Spiel setzen, 
Herr Minister? 

Der Berufsbildungsbericht 1996 enthält keine hin-
reichenden Vorschläge zur Rettung des in die K rise 
gekommenen Ausbildungssystems. Das haben wir 
schon genauso in den Berufsbildungsberichten der 
vorherigen Jahre feststellen müssen, und das habe 
ich auch bei der Einbringung dieses Berichtes hier im 
Plenum am 17. Oktober 1996 kritisiert. Diese Bundes-
regierung und die sie tragenden Koalitionsparteien 
haben in den letzten Jahren nichts zur Bewältigung 
der Probleme getan. Es ist schade und beschämend, 
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daß ich das im Interesse der jungen Menschen fest-
stellen muß. Die Bundesregierung setzt mit ihren 
Maßnahmen nicht an den Ursachen an, die verant-
wortlich sind für den Rückgang der Ausbildungsbe-
reitschaft und der Ausbildungsmöglichkeiten. Die 
Beschreibungen der Ursachen liegen seit langem auf 
dem Tisch, sie sind bekannt, und wir haben sie in un-
serem Antrag „Investieren in eine lebenswerte Zu-
kunft: die Modernisierung vorantreiben" nochmals 
zusammengestellt. 

Notwendig ist eine reformierte und gestraffte Erst-
ausbildung, die den frühen Berufseinstieg möglich 
macht. Notwendig sind über das Arbeitsleben ver-
teilte Weiterbildungsphasen, die der praxisnahen 
Auffrischung und Verbreiterung des Wissens und 
auch der Spezialisierung dienen. Wir halten ein Bün-
del von Maßnahmen zur Sicherung des dualen Sy-
stems für erforderlich: 

Erstens. Zur Steigerung der Attraktivität der beruf-
lichen Bildung ist die lange geforderte Gleichwertig-
keit von allgemeiner und beruflicher Bildung, der 
mögliche Wechsel innerhalb der Bildungssysteme, 
genauso unverzichtbar wie eine ordentliche Ausbil-
dungsvergütung. Diese sollten Sie nicht immer als 
„Ausbildungshemmnis" abqualifizieren. Die jetzt 
wieder geäußerte Forderung des Handwerkskam-
merpräsidenten, die Vergütungen herabzusenken, 
oder die des Arbeitgeberverbandsgeschäftsführers 
zum Einfrieren der Vergütungen werden keinen jun-
gen Menschen mehr in die berufliche Erstausbildung 
führen. 

Zweitens. Die Berufsvorbereitung muß bereits in 
allen Schulstufen intensiviert werden, zum Beispiel 
durch mehr Betriebspraktika oder das Erlernen eines 
verantwortlichen Umgangs mit informationstechni-
schen Systemen. 

Drittens. Da sich in allen Berufsfeldern neue Quali-
fikationsprofile entwickeln, müssen wir diese Ent-
wicklung kontinuierlich beobachten, bewe rten und 
die notwendigen Veränderungen beraten - wie ich 
vorhin schon sagte -, aber nicht im Interesse eines 
einzelnen Betriebes und seiner Kosten, sondern 
orientiert am gesamten Arbeitsmarkt. 

Viertens. Wir brauchen gezielt die Förderung von 
Medienkompetenz in der allgemeinen und berufli-
chen Bildung und dazu natürlich auch die Haushalts-
mittel, um zunächst die Ausbilder und Lehrer zu 
schulen. 

Fünftens. Der europäische Integrationsprozeß 
macht es erforderlich, Fremdsprachen und Kulturen 
zu vermitteln, Austausche zu ermöglichen und zu för-
dern und allmählich gemeinsame Ausbildungsstan-
dards zu entwickeln. 

Sechstens. Eine modernisierte Berufsschule ist nö-
tig, um die Erfolge der beruflichen Ausbildung lang-

fristig abzusichern. 480 Jahresstunden müssen gesi-
chert bleiben; sie können und müssen aber anders 
organisiert werden. 

Siebtens. Schließlich gehört für ein modernes Aus-
bildungssystem dazu, die Finanzierung der Berufs-
ausbildung solidarisch zu organisieren. 

Wenn die Ausbildung eigentlich Aufgabe der Wi rt
-schaft ist, sollte diese auch die Kosten tragen. Wenn 

aber tatsächlich nur 30 Prozent der Bet riebe und Un-
ternehmen ausbilden und die Kosten tragen, dann 
müssen wir uns um eine Beteiligung der übrigen 
70 Prozent an den entstehenden Kosten bei den noch 
ausbildenden Bet rieben und beim Staat kümmern. 
Im übrigen ist es auch ungerecht, immer weniger Be-
triebe und Unternehmungen mit diesen Kosten zu 
belasten und dazu noch die Folgekosten aus den 
Steuergeldern zu bezahlen. 

Hier sagen die Koalitionsfraktionen, das Kümmern 
um Ausbildungsplätze dürfe nicht zu einer zentral-
staatlichen Planungsaufgabe verkümmern; sie leh-
nen staatlich bürokratische Umverteilungssysteme 
ab. Sie vertrauen statt dessen auf die leeren Verspre-
chungen der Wirtschaft, meine Damen und Herren 
auf der rechten Seite des Hauses. Wir nicht mehr! 
0,3 Prozent der Bruttolohn- und Gehaltssumme sind 
ausreichend, um die Nachfragepotentiale der näch-
sten Jahre abzufangen und für alle Bewerbe rinnen 
und Bewerber ein auswahlfähiges Angebot in den 
Regionen in Höhe von 112,5 Prozent der Bewerber-
zahlen zu schaffen. 

Antje Hermenau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Pünktlich zur Debatte des Berufsbildungsberichtes 
kann die „FAZ" frohlocken und verkünden, daß die 
Bundesregierung gemeinsam mit der Wi rtschaft und 
der Bundesanstalt für Arbeit in Bonn eine Gemein-
schaftsinitiative unter der Überschrift „Ausbildung - 
wir machen mit!" ins Leben gerufen hat. Die Wi rt

-schaft hat aus den Erfahrungen mit der letzten derar-
tigen Initiative immerhin soviel gelernt, als daß sie 
nun keine Selbstverpflichtung mehr abgeben wi ll . 
Aber mal eben so vor sich hin initiieren, daß kann sie 
unbefangen mitmachen. Ob das die vertrauensbil-
dende Maßnahme ist, die sich die Bundesregierung 
vorstellt, wird sich erweisen müssen; ich glaube 
nicht, daß die jungen Leute so leicht zu verschaukeln 
sind. 

Ausbildungschancen sind Lebenschancen, sind 
Einkommenschancen, sind Integrationschancen. Wer 
hier nicht alles tut, vergreift sich an der Zukunft. 
Eine halbherzige Initiative wird dieser Verantwor-
tung nicht gerecht. Wollen Sie neben der Sockel-
arbeitslosigkeit nun auch die Sockelausbildungslo-
sigkeit in Deutschland zementieren? Wollen Sie den 
Erwägungen der Wirtschaft, nur diejenigen auszubil-
den, die man später auch beschäftigen wird - und 
nimmt man die jetzige Beschäftigungsquote zur 
Grundlage, muß man davon ausgehen, daß ein schon 
zweistelliger Prozentsatz der Jugendlichen später 
mal nicht „gebraucht" wird -, unwidersprochen nach-
geben? 

Ihre Initiative ist eine unverschämte Augenwische

-

rei, wenn man sich mal vor Augen führt, wo Ihr 
Haus, Herr Rüttgers, für das laufende Haushaltsjahr 
Einsparpotentiale sieht: u. a. wird als Einsparpoten- 
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tial zur Erwirtschaftung der globalen Minderausgabe 
für das laufende Haushaltsjahr auch der Bereich 
„Lehrstellenprogramm Ost" ausgewiesen. Der soll 
um zirka 10 Millionen DM gekürzt werden, das ent-
spricht zirka 5 Prozent der veranschlagten Mittel. 
Hier wird mit einer zu geringen Nachfrage bei den 
Ländern agiert, obwohl doch klar ist, daß dieses Pro-
gramm nicht flexibel genug ist und deshalb nicht im 
vollen Umfang genutzt werden kann. Meinten Sie es 
mit Ihrer Initiative ernst, hätten Sie das Geld für die-
sen Zweck umgeschichtet, anstatt es ganz einzuspa-
ren und dem Finanzminister in den Rachen zu wer-
fen. In der Begründung Ihrer Einsparpotentiale heißt 
es ja auch dementsprechend, daß Sie „gezielte Kür-
zungen in wenigen Bereichen" vornehmen wollten 
und „politische Schwerpunktbereiche" von den Kür-
zungen ausgenommen hätten. Diese Nicht-Schwer-
punktbereiche sind eben unter anderem: Lehrstel-
lenprogramm Ost mit 5 Prozent weniger, berufliche 
Aufstiegsfortbildung mit 10 Prozent weniger und 
BAföG mit 2 Prozent weniger Ausgaben. 

Wenn Sie mit Ihren Einsparungsvorschlägen schon 
indirekt zugeben, daß Sie eigentlich nicht die Bun-
desregierung und Ihr Haus für die Finanzierung der 
beruflichen Erstausbildung für verantwortlich halten, 
warum arbeiten Sie dann nicht ernsthaft an einem 
Modell der solidarischen Ausbildungsfinanzierung, 
das die Finanzierung an die Unternehmen zurück-
gibt, die nach Urteilsfindung des Bundesverfas-
sungsgerichtes in dieser Gesellschaft auch dafür zu-
ständig sind. 

Erlauben Sie mir noch ein Wo rt  zu dem Vorschlag, 
das Konzept der Ausbildungsplatzentwickler bun-
desweit auszudehnen. Dieses Konzept wird von vie-
len Seiten als Tropfen auf den heißen Stein empfun-
den. Es wird unseren Problemen keineswegs ge-
recht. Sie wissen doch selbst noch nicht, in welche 
Richtung sich die „zukunftsträchtigen Branchen" 
entwickeln - oder wollen Sie staatlich lenkend in die 
Entwicklung der Wirtschaft eingreifen? Wäre es da 
nicht logisch und systemkonform, die Verantwortung 
zurückzugeben an den Puls der Veränderung? Die 
Branchen und Kammern werden sich viele Gedan-
ken machen müssen, wenn sie wieder ihr Geld dafür 
einsetzen müssen, die jungen Leute auszubilden. Die 
Unternehmer werden Mitspracherechte einfordern. 
Damit habe ich dann kein Problem mehr, wenn die 
bundesweite Rahmengebung dafür sorgt, daß keine 
„Billigausbildung" um sich greift. Ein Ministerium, 
auch Ihr Zukunftsministerium, regelt doch nur die 
Dinge nach, die das Leben schon in Angriff genom-
men hat. Welche Impulse für die dringend notwen-
dige Ergänzung und Veränderung bei den Berufsbil-
dern könnten Sie sich erhoffen, wenn die Wirtschaft 
Mitspracherechte nicht nur verbal einklagt, sondern 
auch wirklich übernimmt? Wäre es zum Beispiel 
nicht viel effektiver, wenn die Verwaltung in den Ge-
meinden mit den kommunalen Unternehmen und 
Unternehmen mit kommunaler Beteiligung zusam-
menarbeitete, um Jugendlichen neben den klassi-
schen Verwaltungsberufen auch technische Ausbil-
dungszweige zu eröffnen? 

In der Bundesrepublik rechnen nach einer reprä-
sentativen Befragung des Bundesinstituts für Berufs-

bildung 23 Prozent der Ausbildungsbetriebe in den 
nächsten drei Jahren mit einer Verringerung des 
Lehrstellenangebotes. Was wollen Sie tun, Herr Mi-
nister? Noch eine Initiative starten? 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (F.D.P.): Während wir 
heute im Plenum den Berufsbildungsbericht 1996 be-
raten, beschließt das Bundeskabinett über den Be-
rufsbildungsbericht 1997. Dies gibt uns Gelegenheit, 
an Stelle der historischen Momentaufnahme den ge-
samten Entwicklungsprozeß zu betrachten. Beson-
ders auffällig dabei ist, daß die Stellungnahmen des 
Hauptauschusses des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung von Jahr zu Jahr dissonanter werden. Mir ist 
kein Bericht eines anderen Gremiums bekannt, in 
dem Minderheitsvoten so gegensätzlich und umfang-
reich sind. Irgend etwas stimmt hier nicht. Entweder 
mag der Hauptausschuß jegliche Integrationsfähig-
keit verloren haben, oder die Tarifvertragspartner be-
wegen sich bei diesem Thema demonstrativ ausein-
ander. Auf diese Weise kommen wir zu keiner einzi-
gen neuen Lehrstelle. 

Dabei liegt die Problematik für jeden erkennbar 
auf der Hand. Wir hatten bislang eine knappe, aber 
dennoch zahlenmäßig ausgewogene Lehrstellenbi-
lanz. Damit diese Bilanz auch tatsächlich aufgeht, ist 
es erforderlich, daß insbesondere die Auszubilden-
den hinsichtlich ihres Berufswunsches und der Orts-
wahl ein Höchstmaß an Mobilität und Flexibilität auf-
bringen. Der Bericht des BMBF zur Ausbildung und 
regionalen Mobilität legt dar, daß die Mobilitätsbe-
reitschaft der Jugendlichen durchaus beachtlich ist 
und auch die Unterstützungen durch die Berufsaus-
bildungsbeihilfe der Bundesanstalt für Arbeit oder 
die Mobilitätsprogramme der Länder hier einen wert-
vollen Beitrag leisten. Dies ist einerseits erfreulich; 
aber andererseits zeigt dieser Be richt auch, daß das 
Potential zur Mobilitätsförderung damit weitgehend 
erschöpft ist. 

Es bleibt das Anliegen der Regierungskoalition, 
die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe in ganz 
Deutschland durch Anreizsysteme und geeignete 
Rahmenbedingungen zu steigern, ohne dabei ohne-
hin krisengeschüttelte Branchen durch zusätzliche 
Sanktionen zu strangulieren oder mit Hilfe von Um-
lagefinanzierungen einfache Freikaufsmöglichkeiten 
zu schaffen. Nur zusätzliche Ausbildungsplätze in 
den Betrieben stellen einen tatsächlichen Gewinn 
dar. Wer schon jetzt auf die politisch motivierten Hor-
rorzahlen der Opposition schreckhaft mit der Ankün-
digung staatlich finanzierter Lehrstellenbeschaf-
fungsprogramme reagiert, vernichtet Lehrstellen. Die 
Erfahrungen der Vergangenheit haben immer wie-
der deutlich gezeigt, daß die Ausbildungsbereit-
schaft der Betriebe genau in dem Maße sinkt, wie der 
Staat mit steuerfinanzierten Hilfsprogrammen winkt. 
Jede künstlich geschaffene Lehrstelle seitens des 
Staates vernichtet dabei eine potentie lle privatwirt-
schaftliche Lehrstelle und ist deshalb für die Lehrstel-
lensituation ein Nullsummenspiel, für den Staats-
haushalt aber eine weitere Roßkur. 

Ich unterstütze deshalb den Bundesbildungsmini-
ster, wenn er ankündigt, die Lehrstellenhilfe für die 
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neuen Bundesländer in diesem Jahr zu halbieren. Es 
mag bei der Bevölkerung toll ankommen, wenn Bun-
destagsabgeordnete durch die neuen Bundesländer 
fahren und beifallheischenderweise mehrstellige 
Millionenbeträge für staatliche Lehrstellenpro-
gramme in Aussicht stellen. Der Beifall der Unter-
nehmer entstammt dem damit beruhigten Gewissen 
bei der Reduzierung ihrer Ausbildungsbereitschaft. 

Zur Steigerung der Ausbildungsbereitschaft haben 
wir Maßnahmen getroffen, um den betrieblichen 
Nutzen an der Ausbildung und auch am Auszubil-
denden zu steigern. Ein besonderes Augenmerk hat 
dabei der Berufsschulunterricht auf sich gezogen. 
Der uns in diesen Tagen zugeleitete Be richt der Kul-
tusministerkonferenz zum Stand der Neuorganisa-
tion des Berufsschulunterrichts zeigt einerseits die 
Grenzen der Flexibilisierung auf, aber auch eine 
Vielzahl von Möglichkeiten, den Bedürfnissen der 
Betriebe nach einer hohen Anwesenheit der Auszu-
bildenden Rechnung zu tragen. Der Bund hat damit 
seine Versprechungen gegenüber der Wi rtschaft er-
füllt. Völlig inakzeptabel aber ist für mich, daß die 
Wirtschaft ihre Selbstverpflichtung, die Schaffung 
10 Prozent zusätzlicher Lehrstellen, nicht ansatz-
weise erfüllt hat. Wer so mit freiwilligen Selbstver-
pflichtungen umgeht, vernichtet dieses wertvolle In-
strument, das diesem Staat so manche strangulie-
rende Regulierung erspart hat. Die Aussage der Wi rt

-schaft, in diesem Jahr kein solches Versprechen ma-
chen zu wollen, ist bedeutungslos, weil das Ergebnis 
vermutlich auch nicht viel anders aussehen wird als 
im letzten Jahr. 

Auf Grund meiner langjährigen Parlamentserfah-
rung ist dies leider nicht das erste Mal, daß die Wi rt

-schaft die Politik im Regen hat stehenlassen. Ich 
hoffe, daß die rasche Umsetzung erster Reform-
schritte, aber auch die jüngste Kampagne ,,Ausbil-
den - wir machen mit!" zu einem Klimawechsel in 
der Wirtschaft führt, der in einer Erhöhung des Lehr-
stellenangebots mündet. Schon jetzt ist zu beobach-
ten, daß insbesondere kleine und mittelständische 
Unternehmen, die Lehrlingsausbildung zunehmend 
als betriebswirtschaftlich nützlich, volkswirtschaft-
lich erforderlich und gesamtgesellschaftlich zwin-
gend erkennen. 

Die Grundsatzerklärung der SPD zur Entwicklung 
der Ausbildungsberufe ist inhaltlich aus meiner Sicht 
zu unterstützen; aber nach meinen Erkenntnissen 
steckt ein Bleichlautender Antrag noch mitten in der 
Beratung des Hauptausschusses des Bundesinstituts 
für Berufsbildung. In dieser Phase sollte der Deut-
sche Bundestag nicht von außen in die Beratungen 
eingreifen. Ich schlage deshalb vor, die Beratung die-
ses Antrags bis zur Beschlußfassung des Hauptaus-
schusses zurückzustellen. 

Der Berufsbildungsbericht macht deutlich, daß ins-
besondere die minderprivilegierten Jugendlichen 
Opfer der mangelnden Ausbildungsbereitschaft, 
aber auch mangelnder Berufsangebote für niedriger 
Qualifizierte werden. Der steigende Anteil von Ju-
gendlichen ohne Schulabschluß und mit abgebroche-
ner Ausbildung ist alarmierend. Hier ist die ganze 
Kreativität der Politik, aber auch der Tarifvertrags-

parteien gefragt, um diesen jungen Menschen, die 
gerade am Beginn ihres beruflichen Lebenswegs ste-
hen, auch nur eine Chance zu geben. Ich habe per-
sönlich schon vor mehr als einem Jahr individuelle 
Vorschläge zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit gemacht. Ich will  nicht behaupten, daß diese ein 
Patentrezept sind; aber ich habe versucht, die einge-
fahrenen und offenbar nicht mehr ausreichenden 
Wege mit Kreativität zu verlassen. Die hiervon betrof-
fene Personengruppe eignet sich nicht für Wahl-
kämpfe. Sie darf aber auch nicht zur Beute von politi-
schen Rattenfängern werden. 

Rosel Neuhäuser (PDS): Am 11. Dezember 1996 
habe ich in der hessischen Landesvertretung an der 
Übergabe einer Petition mit über 20 000 Unterschrif-
ten an den Deutschen Bundestag teilgenommen. Un-
ter dem Motto „Wer nicht ausbildet, muß zahlen - 
Wer ausbildet, wird unterstützt" haben sich Initiato-
ren der hessischen Gewerkschaftsjugend mit Schü-
lervertreterinnen und -vertretern, Lehrerinnen und 
Lehrern, Elternvertreterinnen und -vertretern, Ju-
gendverbänden und vielen anderen zusammenge-
schlossen. Weitere Initiativen wie das Thüringer Ak-
tionsbündnis „Deine Einstellung zählt", der Beschluß 
der Evangelischen Landjugend aus Bayern, das ju-
gendpolitische Manifest der Deutschen Katholischen 
Jugend und viele andere Vereine und Verbände ha-
ben eines gemeinsam: die Sorge um die Perspektive 
der Jugend in dieser Gesellschaft und die Suche 
nach Lösungen, die allen Jugendlichen eine Ausbil-
dung ermöglichen. Einhellig ist dabei die Auffas-
sung, daß wir eine gesetzliche Umlagefinanzierung 
und einen Rechtsanspruch auf Ausbildung brauchen. 

Zynisch finden die Jugendlichen Versuche der Ar-
beitgeber, die Ausbildungsmisere dazu zu nutzen, 
den Berufsschulunterricht und die Ausbildungsver-
gütungen zu kürzen, Schmalspurausbildungen ein-
zuführen und die Demontage von Schutzrechten zu 
betreiben. Wenn in dieser Situation der Zukunftsmi-
nister coole Sprüche von „Bier holen und Hof keh-
ren" serviert, müssen die Jugendlichen zu Recht den 
Schluß ziehen, daß diese Regierung jegliches Feeling 
für die Realität verloren hat. Ich kann nur hoffen, daß 
die Jugendlichen genau verfolgen, welche Parteien 
im Deutschen Bundestag ihr Recht auf Bildung und 
Ausbildung vertreten. 

Ich fürchte, daß wir auch in diesem Jahr eine Routi-
nedebatte führen, die an den Problemen der Jugend-
lichen wenig ändert. Die Zahl junger Menschen in 
Ost und West, die keinen Ausbildungsplatz bekom-
men und sich in das Heer der Arbeitslosen einreihen, 
wächst weiter von Jahr zu Jahr. In der Bundesrepu-
blik Deutschland sind zirka 120 000 Jugendliche un-
ter 20 Jahren derzeit ohne Arbeit. Im Februar 1997 
waren in Sachsen-Anhalt offiziell rund 5 000 und in 
Thüringen zirka 4 800 Jugendliche unter 20 Jahren 
ohne Arbeit. Außerdem sind zirka 12 000 junge Men-
schen in Maßnahmen der Arbeitsämter oder Warte-
schleifen untergekommen oder befinden sich in 
Wehr- und Freiwilligendiensten, erhalten aber eben-
falls keine betriebliche Ausbildung. Zu diesen 22 000 
Jugendlichen kommen im Sommer 1997 noch die ak-
tuellen Lehrstellenbewerber hinzu. 
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Beinahe täglich erreichen uns Hilferufe von Trä-
gern der Jugendberufshilfe, deren Maßnahmen größ-
tenteils nach dem AFG durch die Bundesanstalt für 
Arbeit finanziert werden. So weist die Bundesarbeits-
gemeinschaft Jugendsozialarbeit darauf hin, daß die 
Arbeitsämter auf Grund der Haushaltslage der Bun-
desanstalt für Arbeit entweder überhaupt keine 
neuen Maßnahmen mehr finanzieren können oder 
nur noch zu Preisen, bei denen die vereinbarten Qua-
litätsstandards nicht zu halten sind. Was hier an so-
zialem Sprengstoff aufgebaut wird, dürfte eigentlich 
allen klar sein. Sparen am falschen Ort und zum fal-
schen Zeitpunkt kann sehr teuer werden. 

Die Regierung reagiert wie gewohnt: Aktionismus 
ist angesagt. Nach der Maikäfer-Aktion 1995 und 
dem Feuerwehreinsatz 1996 folgt wohl in diesem 
Jahr die Brieftauben-Kampagne von Herrn Rüttgers 
und Herrn Rexrodt. Sie versprachen nämlich gestern, 
in der nächsten Woche 100 000 Unternehmen und 
Verwaltungen anzuschreiben und sie zu einem Bei-
trag für mehr Lehrstellen unter dem Motto „Ausbil-
dung - wir machen mit" aufzufordern. Das allein 
kann doch wohl nicht die Lösung sein. Bildung und 
Ausbildung müssen unbedingt mit einer voraus-
schauenden Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik ver-
zahnt werden. Statt dessen erleben wir Forderungen 
nach Qualitätsabbau, gesetzlicher Deregulierung 
und die genannten Kampagnen. 

Die Umrisse einer auf aktuelle und künftige Erfor-
dernisse angelegten Bildungspolitik sind bei dieser 
Regierung jedenfalls nicht erkennbar. Diese bittere 
Erfahrung mußte im Januar diesen Jahres meine Be-
suchergruppe im Zukunftsministerium machen, wo 
die jungen Leute nach neuen Ausbildungsberufen 
im Rahmen des Strukturwandels gefragt haben. Die 
Antwort bestand aus Schulterzucken und dem Kom-
mentar: „Das wissen wir noch nicht, so etwas gibt es 
noch nicht." Können Sie sich vorstellen, welchen Ein-
druck das bei den Jugendlichen hinterlassen hat? 

Wenn die aufgestauten Probleme wirklich gelöst 
werden sollen, kann auf strukturelle Reformen im 
Bildungssystem ebensowenig verzichtet werden wie 
auf eine gesetzliche Regelung der Umlagefinanzie-
rung, wie wir sie in unserem Antrag forde rn . Aber da 
wir wissen, daß Gesetze in diesem Land sehr schnell 
verabschiedet und umgesetzt werden, wenn es um 
den Abbau von Sozialleistungen geht, aber nur sehr 
langsam und schwerfällig, wenn die Wi rtschaft zur 
Kasse gebeten werden soll, braucht es gleichzeitig 
ein mittelfristiges Programm zur Schaffung von zirka 
100 000 zusätzlichen Ausbildungsplätzen, um die ab-
sehbaren Schäden wenigstens zu begrenzen. Auch 
diese Forderung finden Sie in unserem Entschlie-
ßungsantrag, den ich Sie bitte zu unterstützen. 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Anlaß der heutigen Debatte ist der Be-
rufsbildungsbericht 1996 und damit die Situation auf 
dem Lehrstellenmarkt im Jahre 1995. Da jeder den 
Bericht gelesen hat, wissen wir alle, daß 1995 knapp 
573 000 Ausbildungsverträge geschlossen wurden, in 
den alten Ländern der anhaltende Abwärtstrend bei  

den neuen Ausbildungsverträgen nach 10 Jahren 
erstmals gestoppt werden konnte, in den neuen Län-
dern ein Zuwachs der bet rieblichen Ausbildungsver-
träge von 11 Prozent erreicht wurde und die do rt 

 noch vorhandene Angebotslücke mit Hilfe eines Son-
derprogramms des Bundes und der neuen Länder für 
14 500 außerbetriebliche Ausbildungsplätze ge-
schlossen werden konnte. 

Auch im Jahr 1996 ist der Ausgleich von Angebot 
und Nachfrage am Lehrstellenmarkt weitgehend ge-
lungen: Zum Stichtag 30. September 1996 standen 
43 500 freien Lehrstellen 38 500 noch nicht vermit-
telte Bewerber gegenüber. Dank des großen Engage-
ments aller Beteiligten - der Wi rtschaft, der Ver-
bände und der Politik - ist es gelungen, viele zusätz-
liche Lehrstellen anzubieten, allen Katastrophenmel-
dungen von Opposition und Gewerkschaften zum 
Trotz. 

Ich verkenne dabei nicht, daß sich hinter dem stati-
stischen Bild regionale und berufsstrukturelle Un-
gleichgewichte verbergen. Es gibt viele Jugendliche, 
die Schwierigkeiten haben, einen geeigneten Ausbil-
dungsplatz zu finden. Es gibt aber auch viele Unter-
nehmen, die ihre angebotenen Ausbildungsplätze 
nicht besetzen konnten. In den neuen Bundeslän-
dern haben wir wegen des Strukturumbruchs noch 
erhebliche Lehrstellen-Defizite. Deshalb haben wir 
ja in den neuen Bundesländern 14 300 außerbetrieb-
liche Lehrstellen zur Verfügung gestellt. Außerdem 
haben unsere Ausbildungsplatzentwickler 12 000 
Lehrstellen in den neuen Ländern eingeworben. Be-
schämend und skandalös war und bleibt, daß die 
Landesregierung von Sachsen-Anhalt bis Ende Sep-
tember 1996 keinen einzigen dieser Lehrstellen-
plätze besetzen konnte. Es ist genauso ein Skandal, 
daß die gesamte saarländische Landesregierung 
1995 lediglich fünf Verwaltungslehrlinge eingestellt 
hat und die Zahl für 1996 auf Anfrage nicht nennen 
konnte oder wollte. Wer sich als Lehrling auf Herrn 
Lafontaine verläßt, der ist verlassen. Auch der DGB 
stellte leider keinen einzigen Ausbildungsplatz zur 
Verfügung. Großen Worten und Appellen müssen 
auch beim DGB endlich Taten folgen. Der Bund hat 
sein Lehrstellenangebot in 1995 und 1996 zusammen 
um 11 Prozent erhöht. 

Wir sind zu Recht stolz auf unser duales System der 
beruflichen Bildung, denn es ist das erfolgreichste 
Ausbildungsmodell der Welt. Das zeigt ein Vergleich 
der Zahlen zur Jugendarbeitslosigkeit. Unsere Quote 
für Arbeitslose, die jünger als 25 Jahre sind, lag 1995 
bei 8,1 Prozent, in Großbritannien waren es 
15,9 Prozent und in Frankreich 27 Prozent. Der euro-
paweite Durchschnitt liegt bei 21 Prozent und auch 
die USA schneiden mit 12,1 Prozent deutlich schlech-
ter ab als wir. 

Eine gute Berufsausbildung trägt entscheidend zu 
einem relativ reibungslosen Übergang in das Berufs-
leben bei. Die Nachfragequote für berufliche Ausbil-
dung liegt bei 70 Prozent aller Jugendlichen eines 
Altersjahrganges. Das ist ein deutlicher Beweis für 
die Attraktivität unseres dualen Systems. Die duale 
Berufsausbildung ist ein Standortvorteil Deutsch- 
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lands. Die Qualifikation der Mitarbeiter eines Unter-
nehmens ist entscheidend für seine Wettbewerbsfä-
higkeit. Es ist daher ein Gebot wirtschaftlicher Ver-
nunft, wenn Unternehmen ausbilden. Damit die Aus-
bildung in Schule und Betrieb der Wirk lichkeit ent-
spricht, müssen wir sie ständig den sich schnell wan-
delnden Anforderungen anpassen. 

Dabei gibt es zwei Probleme: ein quantitatives 
und ein qualitatives. Die Nachfrage nach Lehrstellen 
wird in den nächsten Jahren kontinuierlich in jährli-
chen Raten von 1 bis 2 Prozent steigen. Mitte des 
nächsten Jahrzehnts wird sie mit rund 700 000 Lehr-
stellenbewerbern ihren Höhepunkt erreichen. Es ist 
aber kein unlösbares Problem. Das belegen die Zah-
len aus der Mitte der 80er Jahre, als die Wi rtschaft 
allein in den alten Ländern über 700 000 neue 
Lehrstellen angeboten hat. Entsprechend der zu-
rückgehenden Nachfrage haben Großbetriebe ihre 
Ausbildungsleistung von 1990 bis 1994 um ein Vier-
tel verringert, Kleinbetriebe zirka um ein Drittel. 
1995 konnte der Rückgang in den alten Ländern ge-
stoppt werden. Dies zeigt: Wir sind auf dem richti-
gen Weg. 

Zu dieser Situation fällt der Opposition nichts an-
deres ein, als die alte Idee aus den 80er Jahren: die 
Ausbildungsabgabe oder Umlagefinanzierung. Sie 
war schon damals falsch, und sie ist es auch heute 
noch. Die SPD begründet ihre Ausbildungsabgabe 
immer mit „ausgleichender Gerechtigkeit". Nur wi ll 

 nicht in den Kopf, was es mit Gerechtigkeit zu tun 
hat, wenn der Metzgermeister, der keinen Lehrling 
gefunden hat, der Deutschen Bank die Ausbildungs-
plätze mitfinanziert. 

Neben dem quantitativen gibt es aber auch quali-
tative Probleme, wie zum Beispiel die Ausbildungs-
reife. Offensichtlich gelingt es den allgemeinbilden-
den Schulen immer weniger, Schüler mit der notwen-
digen Grundbildung auszustatten. 50 000 Lehrstel-
lenbewerber - das sind fast 10 Prozent - weisen er-
hebliche Defizite beim Lesen, Schreiben und Rech-
nen auf. Die Bundesanstalt für Arbeit gibt jedes Jahr 
mehrere Millionen DM aus, um diese Defizite aus-
zugleichen. Sie kann nicht länger der Reparaturbe-
trieb für die Schulen sein. Das Kultusministerium 
NRW beispielsweise erklärt diese Defizite so: „Es 
liegt an den gravierenden gesellschaftlichen Verän-
derungen und der in pädagogischer Hinsicht wenig 
günstigen Entwicklung der Medien-Umwelt." Also, 
für das alles kann man SAT 1 nicht verantwortlich 
machen. Der wahre Grund liegt in der verfehlten rot-
grünen Schulpolitik. Schule kann sich nicht darauf 
beschränken, daß Kinder sich do rt  wohl fühlen. Sie 
müssen auch etwas leisten dürfen. Wenn man, wie in 
NRW, jetzt auch in der dritten Klasse noch die Noten 
abschafft, dann muß man sich über nichts mehr wun-
dern. 

Nur ist nicht jeder gleich bildungsfähig. Einige 
Lehrlinge sind durch die Anforderungen im dualen 
System schlicht überfordert, vor allem im theoreti-
schen Bereich. Angehende Bürokaufleute müssen 
sich in der Berufsschule mit der Gründung einer Hol-
ding befassen. In der Praxis aber haben sie beim 

Schreiben eines einfachen Geschäftsbriefs große 
Schwierigkeiten. Gärtnerlehrlinge müssen den Inhalt 
von Blumentöpfen mit mathematischen Formeln be-
rechnen. Als ob Blumenerde mit der Goldwaage be-
messen würde. 

Jedes Jahr brechen 100 000 Lehrlinge in Deutsch-
land die Ausbildung ab und starten in ein Leben 
ohne Berufsausbildung. Damit ist der Weg in die Ar-
beitslosigkeit vorprogrammiert. Diese jungen Men-
schen dürfen wir nicht allein lassen. Deswegen müs-
sen wir noch mehr als bisher Stufenausbildungs-
gänge anbieten. Damit machen wir eine Ausbildung 
möglich, die schrittweise verbessert werden kann. 
Solche aufeinander aufbauenden Ausbildungsgänge 
kommen gerade praxisbegabten Jugendlichen viel 
eher entgegen. 

Die Grundvoraussetzungen für Ausbildung in 
Deutschland waren eigentlich nicht schlecht. Aber 
nichts ist so gut, daß es nicht noch verbessert werden 
kann. Deswegen haben wir die Rahmenbedingun-
gen für Ausbildungsplätze verbessert: 

Erstens. Wir haben im April 1996 die Ausbildereig-
nungsverordnung geändert. Qualifizierte und berufs-
erfahrene Fachkräfte und Betriebsinhaber können 
jetzt ausbilden, ohne vorher zeitraubende Eignungs-
prüfungen durchlaufen zu müssen. 

Zweitens. Wir haben Anfang 1997 das Jugendar-
beitsschutzgesetz novelliert. Damit haben wir er-
reicht, daß die rund 400 000 erwachsenen Lehrlinge 
nach der Berufsschule am Nachmittag wieder in den 
Ausbildungsbetrieb kommen können. 

Drittens. Wir haben die Länder aufgefordert, die 
Berufsschulzeiten flexibler und betriebsfreundlicher 
zu organisieren. Niedersachsen hat als erstes Land 
ernst gemacht und den zweiten Berufsschultag für 
Lehrlinge ab dem zweiten Ausbildungsjahr praktisch 
abgeschafft. Was ist daraufhin passiert? Einige wis-
sen es, und ich hoffe, alle ahnen es: Die Zahl der Aus-
bildungsverträge ist in Niedersachsen 1996 gegen 
den Trend um 1,1 Prozent gestiegen. In Nordrhein-
Westfalen, wo es bislang keine vergleichbare Rege-
lung gibt, ist die Zahl der Ausbildungsverträge in der 
gleichen Zeit um 2,5 Prozent gesunken. Man soll es 
nicht meinen, aber manchmal kann auch die SPD 
von Herrn Schröder noch etwas lernen. Andere Län-
der sollten ihm folgen. 

Viertens. Bei den Ausbildungsberufen wurde 1995 
der größte und schnellste Modernisierungsschub seit 
Inkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes 1969 in 
Gang gesetzt: Im Sommer 1997 werden wir 26 völlig 
neue und über 50 modernisierte Berufsbilder ge-
schaffen haben, davon allein 14 in diesem Jahr. Erste 
Erfolge werden sichtbar: Die vom ZVEI angekündig-
ten Lehrstellenzahlen in den neu geschaffenen Com-
puterberufen übertreffen unsere eigenen Erwartun-
gen: 5 000 neue und topmoderne Lehrstellen schon 
im kommenden August und 25 000 bis zum 
Jahr 2000. Diese Modernisierungskampagne werden 
wir konsequent fortsetzen. 
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Auch in diesem Jahr wollen wir erreichen, daß 
1997 jungen Menschen, die sich für eine berufliche 
Ausbildung entscheiden, eine Lehrstelle angeboten 
werden kann. Für 1997 bedeutet das: Bet riebe und 
Verwaltungen müssen rund 13 000 Lehrlinge mehr 
einstellen als 1996. Deshalb hat gestern die Bundes-
regierung zusammen mit den Verbänden und der 
Bundesanstalt für Arbeit die Initiative „Ausbilden - 
wir machen mit!" gestartet. 

In einer konzertierten Aktion werden Bet riebe und 
Verwaltungen aufgefordert, verstärkt Lehrstellen an-
zubieten. Bundesminister Rüttgers wird in den näch-
sten Wochen mehr als 100 000 Unternehmen, Ver-
waltungen und kommunale Stellen persönlich an-
schreiben und auffordern, ihrer Verantwortung ge-
recht zu werden. Bet riebe und Verwaltungen, Länder 
und Kommunen, Verbände und Initiativen, die sich 
für mehr Lehrstellen engagieren, laden wir ein, sich 
an der Gemeinschaftsinitiative zu beteiligen. 

Wir begrüßen es sehr, daß in einigen Regionen be-
reits „Bündnisse für Ausbildung" geschlossen wur-
den. Solche Gemeinschaftsaktionen muß es 1997 
überall dort  geben, wo Lehrstellendefizite drohen. 

Wir begrüßen es ebenso, daß einige Tarifparteien 
die Erhöhung des Lehrstellenangebotes schon in ihre 
Tarifverhandlungen einbezogen haben. Meine For-
derung dazu: keine Tarifverhandlung mehr ohne das 
Thema Lehrstellen! Ausbildungsplätze gehen vor. 

Die Verpflichtung, Lehrlinge auszubilden wollen 
wir im öffentlichen Bewußtsein wieder stärker veran-
kern. Betriebe, die ausbilden, sollen wieder ein 
Image-Plus haben. Viele Unternehmen sollen damit 
werben, das ist ihr gutes Recht. Wir wollen Ausbil-
dungsbetriebe bei einer solchen Image-Kampagne 
unterstützen. Deshalb steht das Symbol dieser Ak-
tion „Ausbilden - wir machen mit!" allen Bet rieben 
und Organisationen zur Verfügung, die sich für mehr 
Lehrstellen in Deutschland engagieren. 

Besondere Ausmerksamkeit verdienen nach wie 
vor die neuen Länder. Den großen Erfolg der 
150 Ausbildungsplatzentwickler, die 12 000 betrieb-
liche Lehrstellen eingeworben haben, erwähnte ich 
bereits. Effektiver kann man Ausbildungsplatzförde-
rung nicht betreiben. Deshalb werden wir dieses er-
folgreiche Sonderprogramm auch fortsetzen. Die 
Bundesregierung bekennt sich zu ihrer Verantwor-
tung, die neuen Länder auch weiterhin auf ihren 
Weg von einer sozialistischen Planwirtschaft zur so-
zialen Marktwirtschaft zu unterstützen. Wir wollen 
Chancengerechtigkeit für die jungen Menschen in 
West und Ost. 

Die Ausbildung junger Menschen ist ein so hohes 
Gut, daß man es auch in schwierigen Zeiten nicht 
aufs Spiel setzen sollte. Mehr Lehrlinge einzustellen 
ist häufig kein Kapazitätsproblem, sondern ein Ent-
scheidungsproblem. Ausbildung muß deshalb über-
all Chefsache sein. Wer aus kurzfristigen Kostener-
wägungen heraus nicht ausbildet, wird später das 
Nachsehen haben. Junge Menschen auszubilden ist 
betriebswirtschaftlich nützlich, volkswirtschaftlich 
erforderlich und gesamtgesellschaftlich verantwor-
tungsbewußt. 

Anlage 10 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 9 

(Große Anfrage: Außenpolitische Betätigung 
des Bundesinnenministeriums) 

Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Frau Kollegin Bun-
tenbach, Sie gehören zu denjenigen in diesem 
Hause, die die Bundesregierung fast wöchentlich mit 
schriftlichen Fragen, Kleinen oder - wie Gegenstand 
dieser Debatte - Großen Anfragen bombardieren, die 
von einem klaren Feindbild gekennzeichnet sind: 
Fast sämtliche Landsmannschaften und Verbände 
der Vertriebenen waren schon Gegenstand dieser 
umfänglichen Fragen, und immer wieder werden 
diese - pauschal oder an Hand von akribischen, nicht 
weniger absurden Beispielen - in eine rechte oder 
rückwärtsgewandte Ecke gestellt. Dabei müßte sich 
doch auch innerhalb der Fraktion von Bündnis 90/ 
Die Grünen inzwischen herumgesprochen haben - 
andere, wie Frau Kollegin Vollmer, sind da längst 
weiter -, daß die deutschen Heimatvertriebenen und 
ihre Verbände nicht die Buhmänner sind, für die Sie 
und ein großer Teil der deutschen Linken sie immer 
noch halten. 

Erst in der vergangenen Sitzungswoche hat der 
Deutsche Bundestag einen gemeinsamen Entschlie-
ßungsantrag der Koalitionsfraktionen und der SPD 
mit überwältigender Mehrheit - auch mit den Stim-
men der Bündnisgrünen - gebilligt, in dem der Bei-
trag der deutschen Heimatvertriebenen zum Frieden 
in Europa ausdrücklich gewürdigt wird und diese 
aufgefordert werden, 

sich weiter voll und ganz ... in die Ausge-
staltung der Beziehungen zu unseren östlichen 
Nachbarstaaten ... einzubringen. 

Dies ist sehr wichtig und zukunftsweisend, wird 
aber leider von Ihnen, Frau Kollegin Buntenbach - 
wie auch von der PDS, die ja bekanntlich immer 
gerne mit dem Finger auf andere zeigt -, immer noch 
ignoriert. Ihre Aktivitäten, nicht die Bemühungen 
der genannten Verbände sind von gestern. 

Nehmen Sie doch bitte mit der großen Mehrheit 
hier im Hause zur Kenntnis, daß die Welt nicht so 
böse ist, wie Sie sie gern hätten! Räumen Sie endlich 
mit Ihren Vorurteilen gegenüber den Verbänden der 
deutschen Heimatvertriebenen und den Unterstel-
lungen gegenüber der diese einbindenden Politik 
auf! Es gibt keine „Volkstumspolitik"; es gibt auch 
keine „Neben-Außenpolitik" des Bundesministeri-
ums des Innern. 

Die Bundesregierung hat - wie auch alle deut-
schen Bundesregierungen zuvor - ihre besondere 
rechtliche, politische, historische und moralische 
Verantwortung für die Angehörigen der deutschen 
Minderheiten in unseren östlichen Nachbarstaaten 
und im Bereich der ehemaligen Sowjetunion stets ge-
sehen und alle Anstrengungen unternommen, um 
dieser Verantwortung gerecht zu werden. Dabei wird 
die Bundesregierung von der CDU/CSU-Fraktion 
des Deutschen Bundestages nachhaltig unterstützt. 
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Ich möchte auch darauf hinweisen, daß hierzu grund-
sätzlich ein weitgehender Konsens in diesem Hause 
besteht. Dies ist vor dem Hintergrund des besonders 
schweren Schicksals, das diese Menschen während 
des Zweiten Weltkrieges und in den Jahren und 
Jahrzehnten danach allein deshalb erleiden mußten, 
weil sie Deutsche sind, auch sehr gut. 

Viele Landsmannschaften und Verbände - unter 
anderem die in der Anfrage erwähnten BdV und Su-
detendeutsche Landsmannschaft - sind seit Jahren in 
die Hilfsmaßnahmen zugunsten der deutschen Min-
derheiten eingebunden. Als sach- und landeskun-
dige, oft auch sprachkundige Fachleute sind sie in 
vorderster Linie zur Mitwirkung berufen, um an dem 
Bau der Brücken zwischen unserem Lande und unse-
ren östlichen Nachbarstaaten mitzuwirken. Dies gilt 
insbesondere auch für den Bund der Vertriebenen, 
der zum Beispiel neben zahlreichen anderen als Mitt-
lerorganisationen für die Bundesregierung in Polen 
eingesetzt wird. Abgesehen davon, daß alle derarti-
gen Hilfsmaßnahmen sowohl mit den Vertretern der 
deutschen Minderheiten als auch mit den jewei ligen 
Regierungen der betroffenen Staaten abgestimmt 
werden, gibt es - anders als in Abschnitt II 4 der Gro-
ßen Anfrage suggeriert wird - zum Beispiel von offi-
zieller polnischer Seite keinerlei Vorbehalte gegen 
eine Mitwirkung des Bundes der Vertriebenen. 
Schließlich weiß man dort  auch die unermüdliche Ar-
beit vieler aus Oberschlesien, Schlesien, Pommern, 
West- und Ostpreußen vertriebenen Deutschen, die 
sich in vielen unmittelbaren Kontakten und zahlrei-
chen Hilfsmaßnahmen äußert, zu schätzen. 

Die CDU/CSU-Fraktion unterstützt die Bundesre-
gierung weiterhin in ihrer Politik, den in den Staaten 
Ostmittel-, Ost- und Südosteuropas und der ehemali-
gen Sowjetunion lebenden Angehörigen der deut-
schen Minderheiten so viel Hilfe wie möglich zu lei-
sten, um ihnen ein Verbleiben do rt  und eine freie 
Entscheidung über ihre Zukunft zu ermöglichen und 
andererseits das Tor für diejenigen Deutschen offen 
zu halten, die sich für eine Aussiedlung entscheiden 
und die dafür erforderlichen gesetzlichen Vorausset-
zungen erfüllen. In den vergangenen Jahren hat sich 
immer wieder gezeigt, daß es zu dieser Politik, die ja 
in diesem Hause stets eine breite Zustimmung gefun-
den hat, keine vernünftige Alternative gibt. Ange-
sichts der Entwicklung vor allem in Kasachstan und 
manchen mittelasiatischen Staaten, in denen natio-
nalistische Tendenzen zu einer neuen Verdrängung 
führen, von der unter anderem auch die Deutschen 
besonders betroffen sind, ist offenkundig, daß ein 
Abschluß der Aussiedlung, wie er in einem vom Bun-
desrat im Dezember 1996 beschlossenen Gesetzent-
wurf vorgesehen ist, nicht in Frage kommen kann. 
Das gebietet auch A rt . 116 des Grundgesetzes. 

In diesem Zusammenhang möchte ich die sinnvolle 
Arbeitsteilung zwischen dem Auswärtigen Amt ei-
nerseits und dem Bundesministerium des Innern an-
dererseits loben, die gleich nach der politischen 
Wende in Europa vereinbart wurde. Im Rahmen der 
auswärtigen Kulturpolitik fördert das Auswärtige 
Amt die deutschen Minderheiten mit kulturellen und 
bildungspolitischen Maßnahmen - auch im Rahmen 
des seinerzeitigen Sonderprogramms Deutsche Spra

-

che -, denen besondere Bedeutung zukommt. Dane-
ben und in ständiger Abstimmung führt das Bundes-
ministerium des Innern gemeinschaftsfördernde, 
wirtschaftliche und soziale Hilfen durch, die eben-
falls mit den Vertretern der deutschen Minderheiten, 
aber auch den betreffenden Regierungen abge-
stimmt werden. Dies geschieht in den gemischten 
Kulturkommissionen oder deren Unterkommissionen 
oder in den regelmäßig tagenden bilateralen Regie-
rungskommissionen für die Angelegenheiten der 
deutschen Minderheiten in den jeweiligen Staaten, 
die seit 1991 entstanden und in denen jeweils das 
Auswärtige Amt und das Bundesinnenministerium 
gemeinsam vertreten sind. Diese Regierungskommis-
sionen, die es mit Rumänien, Rußland, der Ukraine, 
Kasachstan, Kirgistan und Usbekistan gibt, beraten 
und genehmigen die Förderprogramme für die Deut-
schen. 

Diese seit Beginn der Hilfsmaßnahmen praktizierte 
und seit 1991 förmliche Arbeitsteilung hat sich 
durchgängig bewährt, was die in der Großen An-
frage enthaltene Behauptung, das BMI betreibe be-
züglich der deutschen Minderheiten in unseren östli-
chen Nachbarstaaten eine eigene Außenpolitik, wi-
derlegt. Diese Arbeitsteilung ist auch sachlich be-
gründet, da auf der einen Seite ein enger Zusammen-
hang zwischen der Zuständigkeit für die Aufnahme 
von Spätaussiedlern und deren Integration und den 
gemeinschaftsfördernden, sozialen und wirtschafts-
bezogenen Hilfen zur Stabilisierung der deutschen 
Minderheiten in den Herkunftsgebieten besteht. An-
dererseits sind die kulturellen und bildungspoliti-
schen Maßnahmen zugunsten der deutschen Min-
derheiten zu einem wichtigen Bereich innerhalb der 
auswärtigen Kulturpolitik geworden, über deren 
Rahmen die übrigen Hilfsmaßnahmen jedoch hinaus-
gehen. 

Besonders deutlich wird die enge Verzahnung und 
das gemeinsame Vorgehen des Auswärtigen Amtes 
und des Bundesinnenministeriums bei der Umset-
zung der sogenannten Sprachoffensive der Bundes-
regierung, in deren Rahmen ein umfangreiches Pro-
gramm an Breitenarbeit in den Herkunftsgebieten 
der Rußlanddeutschen, vor allem in der Russichen 
Föderation und in Kasachstan, angelaufen ist. So 
können über sogenannte Konsularsprechtage die im 
Aussiedleraufnahmeverfahren erforderlich geworde-
nen konsequenten Sprachtests vor Ort durchgeführt 
werden, und außerschulische Sprachförderung und 
Breitenarbeit wurden im engen Zusammenwirken 
der beiden Ressorts mit dem Bundesverwaltungsamt 
und in Verhandlungen mit russischen bzw. kasachi-
schen Regierungsstellen möglich. 

Rund sieben Jahre nach der politischen Wende im 
östlichen Europa muß daher festgestellt werden, daß 
nicht nur die Wahrung der Rechte nationaler und 
ethnischer Minderheiten wichtiger Bestandteil des 
Friedens und der Stabilität in Europa ist, sondern daß 
in bilateralen Verträgen über gute Nachbarschaft 
und freundschaftliche Zusammenarbeit die Bundes-
republik Deutschland und die Reformstaaten recht-
lich bindende Regelungen über die deutschen Min-
derheiten und die ausländischen Staatsangehörigen 
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deutscher Abstammung oder deutscher Kultur auf  ge-
nommen  haben. 

Auch die bilateralen Kulturabkommen enthalten 
Bestimmungen zur Förderung der deutschen Min-
derheiten. Mit Kasachstan und der Ukraine wurden 
1996 Vereinbarungen über die Zusammenarbeit bei 
der Unterstützung der dortigen Staatsbürger deut-
scher Nationalität unterzeichnet. Es versteht sich von 
selbst, daß das BMI hieran maßgeblich beteiligt war. 

Hinzu kommt, daß die Bemühungen um eine Reha-
bilitierung der Rußlanddeutschen in der Russischen 
Föderation weitere Fortschritte machen. Ich möchte 
hier feststellen, daß auf diesen Rechtsgrundlagen fu-
ßend die Zusammenarbeit der Bundesregierung mit 
den Reformstaaten bei der Unterstützung deutscher 
Minderheiten gut und eng ist. Heute bekennen sich 
die Partnerstaaten durchweg zu ihrer Verantwortung 
für die kulturellen Belange ihrer Bürger, die deut-
scher Abstammung sind, und berücksichtigen diese 
in eigenen nationalen Förderprogrammen der Bil-
dungs-, Schul- und Kulturpolitik. 

Diese in wenigen Jahren erreichten Fortschritte 
möchte ich hier an dieser Stelle ausdrücklich begrü-
ßen. Wichtige Voraussetzung war, daß sich die deut-
schen Minderheiten bereits kurz nach der politischen 
Wende selbst organisieren konnten und daß ihre Ver-
treter inzwischen geschätzte Pa rtner ihrer Regierun-
gen geworden sind, die auch ganz selbstverständlich 
auf ihrer Seite in den bilateralen Regierungskom-
missionen mitarbeiten. Die bilateralen Verträge und 
Erklärungen und die abgestimmte Politik der Hilfs-
maßnahmen zugunsten der im östlichen Europa und 
in der GUS lebenden Deutschen hat dazu geführt, 
daß die deutschen Minderheiten heute eine reale 
Perspektive haben, do rt  ihre Zukunft auf der Grund-
lage von europaweit und bilateral gesicherten Min-
derheitenrechten - wie dies auch im Rahmenüber-
einkommen des Europarates vom 1. Februar 1995 
zum Schutz nationaler Minderheiten zum Ausdruck 
kommt, zu dem wir den entsprechenden Gesetzent-
wurf in der vergangenen Woche in die Ausschüsse 
überwiesen haben - selbst zu gestalten. Die umfang-
reichen, an den Wünschen und Erfordernissen der 
Betroffenen orientierten, aber auch den dortigen 
Nachbarn zugute kommenden Hilfen seitens der 
Bundesregierung haben wesentlich dazu beigetra-
gen. Der deutliche Rückgang der Aussiedlerzahlen -
1996 um rund 40 000 auf 177 000 - ist wesentlich 
auch darauf zurückzuführen. 

Für diese Hilfe, die im Jahr 1996 rund 180 Mil-
lionen DM betrug - 150 Millionen DM aus dem Ein-
zelplan 06, BMI, und 30 Millionen DM aus dem Ein-
zelplan 05, AA - möchte ich von dieser Stelle auch im 
Namen der Betroffenen herzlichen Dank sagen. Ich 
fordere die Bundesregierung, das Auswärtige Amt 
und das Bundesinnenministerium auf, ihre bewäh rte 
Politik der Unterstützung der deutschen Minderhei-
ten konsequent fortzuführen. 

Jochen Welt (SPD): In der Antwort auf die Große 
Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen betont die Bun-
desregierung die besondere rechtliche, politische 
und moralische Verantwortung für die deutschen 

Minderheiten in Osteuropa und insbesondere in den 
Staaten der ehemaligen Sowjetunion. In der Praxis 
hat die Politik dieser Regierung zu Fehlinvestitionen, 
Mißmanagement und vor allem Neid und Unfrieden 
in den Herkunftsländern in Osteuropa geführt. Inter-
essenvertretungen und Verbände der Minderheiten 
werden großzügig mit finanziellen Mitteln ausgestat-
tet, ohne die notwendige kritische Distanz zu den 
Aufgaben sowie der Leistungsfähigkeit dieser Orga-
nisationen zu wahren. 

Die Regierung hat in den vergangenen Jahren die 
Bedingungen zur Eingliederung der Spätaussiedler 
durch Mittelkürzungen ständig verschlechtert. Die 
aufkommenden Probleme sollen jetzt durch schärfere 
Aufnahmekriterien und intensivere Sprachprüfun-
gen gedeckelt werden. Herr Waffenschmidt verkün-
det inzwischen stolz den stetigen Rückgang der 
Spätaussiedlerzahlen. 

Ich kann mich noch sehr gut erinnern, welche Re-
aktionen die Forderung der Sozialdemokraten ausge-
löst hat, die Zahl der Zuwanderer aus Osteuropa den 
faktischen Eingliederungsbedingungen anzupassen 
und sie zu begrenzen. Als Demagogen wurden wir 
beschimpft. Diese Regierung kommt unserer Forde-
rung inzwischen wenigstens zum Teil nach. Beklem-
mend ist für mich jedoch ihre Unehrlichkeit, ja Heu-
chelei. Offiziell wird immer noch von der „offenen 
Tür" für Spätaussiedler geredet, und im Stillen 
wurde längst eine weitere Begrenzung des Zuzugs 
eingeführt. 

Nicht nur die mit der Betreuung befaßten Wohl-
fahrtsverbände, sondern auch die Verbände zum Bei-
spiel der Rußlanddeutschen haben diese Zusammen-
hänge erkannt. Sie selber können ein Klagelied von 
den schwieriger werdenden Eingliederungsbedin-
gungen und den Kürzungen der Eingliederungsmit-
tel singen. Diese stetige Kürzung der Bundesmittel 
verstößt gegen Geist und Inhalt des Asylkompromis-
ses 1993, in dem auch die Spätaussiedlerfrage ge-
klärt wurde. Die Bundesregierung täuscht also nicht 
nur die betroffenen Menschen. Nein, sie ist auch 
kein verläßlicher Verhandlungspartner. 

Unakzeptabel ist auch die fehlende kritische Di-
stanz der Koalition zu den Interessenvertretungen 
und Verbänden. Immer wieder hat die SPD-Fraktion 
angemahnt, daß die finanzielle Unterstützung der 
Vertriebenenverbände überprüft werden muß. Wie 
notwendig eine Überprüfung ist, zeigen die Schwie-
rigkeiten im Verfahren um die weitere Anerkennung 
der Gemeinnützigkeit von seiten des BMF. Die Reak-
tion auf den Vertrag mit Tschechien konnte einem 
schon einen kalten Schauer über den Rücken jagen. 

Wir dürfen doch nur dann ideell oder materiell för-
dern, wenn sich die Organisationen eindeutig von re-
visionistischen Gedanken distanzieren, die völker-
rechtlichen Fakten völkerrechtlich akzeptieren und 
auf allen Ebenen mit an der Intergration und der Völ-
kerverständigung im Rahmen eines zusammenwach-
senden Europas arbeiten. 

Ein Spezialproblem ist die Situation des VDA, des 
Vereins für das Deutschtum im Ausland. Auch neu-
ere Untersuchungen des Bundesrechnungshofes ha- 
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ben eindeutig belegt, daß bei den über den VDA ab-
gewickelten Projekten erhebliche Mängel bei der 
ordnungsgemäßen Verwendung und Abrechnung öf-
fentlicher Mittel festzustellen sind. Das hat, wie der 
Bundesrechnungshof noch am 11. März schreibt, 

nur zum Teil mit den schwierigen politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen in 
den Zielgebieten 

zu tun. 

Sie haben ihre Ursache 

- so schreibt der Bundesrechnungshof - 

vor allem in unzureichender Kompetenz und Zu-
verlässigkeit des VDA. 

Die Rückforderungsansprüche des Bundes gegen-
über dem VDA in Höhe von zirka 20,8 Millionen DM 
können nach Einschätzung des Bundesrechnungsho-
fes weder jetzt noch in der nächsten Zeit getilgt wer-
den. Staatssekretär Waffenschmidt muß sich die 
Frage gefallen lassen, warum er eine solche Entwick-
lung eigentlich zugelassen und nicht früher gegen-
gesteuert hat. 

Vetternwirtschaft, ideologische Sehschwäche und 
Aktionismus haben also mal soeben zu einem Verlust 
von mehr als 20 Millionen DM geführt. Das sind 
Steuergelder, keine Peanuts; das darf man nicht un-
ter den Teppich kehren; das muß Konsequenzen ha-
ben. 

Hinzu kommt, daß die Hilfe eben nicht do rt  ein-
setzt, wo die Not wirk lich vorhanden ist. In den ver-
gangenen Jahren - davon habe ich mich bei einer 
Reise in die Region von Azowo persönlich überzeu-
gen können - konzentrierte sich die deutsche Förde-
rung zum Beispiel zu stark auf den Wohnungsbau. 
Außerdem entsprechen die mit Bundesmitteln ge-
bauten Häuser nicht dem ortsüblichen Standa rt , son-
dern eher modernen, westeuropäischen Bauweisen. 

Für 20 000 bis 25 000 DM ist der Bau einfacher 
Häuser möglich, die ihren Zweck erfüllen. Gebaut 
wurden Häuser für 100 000 bis 150 000 DM. Das B ild 
müssen Sie sehen: in Azowo, zum Beispiel, vorne 
entlang der Hauptstraße, die großen Funktionärsvil-
len und weiter hinten die nach Intervention von 
Haushaltsausschuß und Bundesrechnungshof inzwi-
schen bescheidener werdenden Häuser. Hier wurde 
eindeutig für die Funktionärselite und nicht für die 
breite Bevölkerung gebaut. Der Neid ist inklusive. 

Auch die Wirtschaftsförderung setzt an der fal-
schen Stelle an. Es ist kontraproduktiv, hochmoderne 
Bäckereien oder Schlachthöfe neu einzurichten, aber 
nicht auf bestehende Strukturen vorhandener kleine-
rer Betriebe zurückzugreifen und diese besser auszu-
statten. Es macht keinen Sinn, eine Holzfabrik in ei-
ner Region zu fördern, in der es Holz als Rohstoff gar 
nicht gibt. 

Finanzhilfen greifen nur dann, wenn ein flächen-
deckendes Konzept unter Einbeziehung aller ortsan-
sässigen Bevölkerungsteile ausgearbeitet und 
schnellstens realisiert wird. Wichtig ist die Schaffung 
einer wirtschaftlichen Basis und damit der Ausbau 
und die Erhaltung von Arbeitsplätzen. 

So darf es nicht sein, daß die Vorschläge zum Auf-
bau einer deutsch-russischen Managementschule 
oder von Fabriken für Zucker- oder Kartoffelverar-
beitung in den ministeriellen Schubladen verstau-
ben. Ein Brief einer Omsker Unternehmergruppe an 
Staatssekretär Waffenschmidt mit konkreten Projekt-
vorschlägen ist bis heute nicht beantwortet worden. 
Hilfe in den Herkunftsländern macht man mit den 
betroffenen Menschen und nicht gegen sie. 

Ich fordere die Bundesregierung auf, ihr gegen-
wärtiges Förderungskonzept grundlegend zu überar-
beiten. Angesichts des Abbaus der sozialen Leistun-
gen ist es absurd, daß weiterhin unsachgemäß Geld 
verschwendet wird. Die Höhe der Zuwanderung von 
Spätaussiedlern muß sich an der Eingliederungsfä-
higkeit und den Finanzhilfen orientieren. 

Der richtige Ansatzpunkt für die Hilfen in den Her-
kunftsländern ist eine integrative Förderung unter 
Einbeziehung aller ortsansässigen Bevölkerungs-
teile. Die Einrichtung eines sogenannten „Osteuro-
pafonds" - eine A rt  Marshallplan -, in den Mittel ver-
schiedener Ministerien und auch der EU einfließen 
sollten, ein Fonds, der generell zur Stabilisierung der 
ökonomischen Verhältnisse und zum Aufbau einer 
soliden Infrastruktur beitragen kann, wäre der rich-
tige Ansatzpunkt. Die Vereinigten Staaten haben ein 
solches Programm aus wirtschaftlichen Interessen 
längst auferlegt. Mit Hinweis auf die unterschiedli-
chen Zuständigkeiten zwischen Innen- und Außen-
ministerium ist bei uns ein solcher Ansatz offensicht-
lich nicht einmal angedacht worden. 

Es geht hier eben nicht darum, P rivilegien für ei-
nige zu schaffen und damit das soziale Gefälle inner-
halb der Regionen und Ortschaften weiter zu verstär-
ken. Ein Anreiz, in den Herkunftsgebieten zu ver-
bleiben, kann nur darin bestehen, generell die Le-
bensperspektive zu verbessern. 

Einem solchen Ansatz folgt die Bundesregierung 
bislang nicht. Es wird Zeit, die bisherige Praxis 
grundlegend zu überarbeiten. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gegenstand der heutigen Debatte ist die Aus-
landstätigkeit des Bundesinnenministeriums und 
insbesondere des Aussiedlerbeauftragen Waffen-
schmidt. Wir richten uns damit nicht gegen die 
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler. Ich sage 
das, um hier keine Mißverständnisse aufkommen zu 
lassen. 

Derzeit besteht die Gefahr, daß Spätaussiedlerin-
nen und Spätaussiedler durch die Kürzungen im 
Fremdrentengesetz oder durch die Kürzungen der 
Sprachkurse an den Rand der Gesellschaft gedrängt 
werden. Sie finden darum in unserem Entschlie-
ßungsantrag die Forderung, zumindest die Dauer der 
Sprachkurse als eine grundlegende Voraussetzung 
für die Integration wieder auf mindestens neun Mo-
nate zu erhöhen. 

Wir lehnen eine Einwanderungspolitik nach den 
Kriterien Blut und Volkstum ab. Wir wenden uns des-
halb aber nicht gegen den weiteren Zuzug von Spät-
aussiedlerinnen und Spätaussiedlern. Wir wollen ihn 
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allerdings in einem Einwanderungsgesetz vernünftig 
geregelt haben. 

Statt die Defizite in der Integration aufzuarbeiten, 
wird unter dem Deckmantel der Aussiedlerpolitik 
eine Nebenaußenpolitik bet rieben, die mit den ei-
gentlichen Aufgabengeldern des Aussiedlerbeauf-
tragten gar nichts oder nur sehr wenig zu tun hat. 
Schwerpunkte dieser Auslandsmaßnahmen werden 
denn auch in den ehemals deutschen Ostgebieten, in 
Polen oder in der Oblast Kaliningrad gesetzt, aus de-
nen gar keine Spätaussiedler mehr kommen. 

Ich frage Sie: Nach welchem außenpolitischen 
Konzept handelt Herr Waffenschmidt eigentlich, 
wenn er während seiner Polenreisen „nachdrück-
lich" Forderungen polnischer Staatsbürger gegen-
über der polnischen Regierung vertritt oder wenn er 
in großdeutscher Überheblichkeit von „rund einer 
Million Deutschen in Polen" spricht, wo selbst die 
Minderheitenvertreter nur von der Hälfte ausgehen? 

Mittler aus den Vertriebenenverbänden, die do rt 
 eingesetzt werden, konterkarieren die offizielle Au-

ßenpolitik geradezu. Im besten Falle fordern sie laut-
stark Volksgruppenrechte für rückkehrende Vertrie-
bene. Im schlimmsten Falle stellen höchste Funktio-
näre die Ostgrenze gleich ganz in Frage oder vertre-
ten Positionen, für die - ich zitiere die „Frankfu rter 
Allgemeine" - der „Begriff Revisionismus viel zu 
harmlos ist" . 

Sie alle wissen, daß die historischen Belastungen 
im Verhältnis zu den östlichen Nachbarn eine beson-
dere Sensibilität erfordern. Die von dem ehemaligen 
polnischen Außenminister Bartoszewski geäußerte 
Befürchtung: 

Wenn das so weitergeht, werden in Polen bald 
30 Mi llionen Deutsche leben 

ist ein Zeichen dafür, daß diese Sensibilität im Innen-
ministerium nicht aufgebracht worden ist, und es wi ll 

 sie dort  auch niemand aufbringen. Das BMI betreibt 
eine Einwanderungspolitik nach völkischen Kriterien 
und will  nun - als Aussiedlerpolitik kaschiert - auch 
der Außenpolitik einen völkischen Stempel auf drük-
ken.  

Die sogenannten „Bleibemaßnahmen" in den 
GUS-Staaten haben genausowenig mit Aussiedler-
politik zu tun. Vor allem haben sie nur wenig mit der 
Migrationsentscheidung der Menschen zu tun, wie 
uns Herr Waffenschmidt vor wenigen Tagen wieder 
einmal glauben machen wollte. Ich rede gar nicht 
von den schon sprichwörtlichen „Containerdeut-
schen", sondern von den Verwaltungsneubauten, 
den schmucken Häusern der rußlanddeutschen 
Funktionäre in den sogenannten „Inseln der Hoff-
nung" , zu denen nur ein verschwindend kleiner Teil 
der Deutschstämmigen überhaupt Zugang hat. Bei 
Sankt Petersburg werden über 10 Millionen DM für 
ein Musterdorf für 200 rußlanddeutsche Familien 
aufgewandt. Das sind keine Bleibemaßnahmen; das 
ist ein deutsches Disneyland in einem Umfeld sozia-
ler Verelendung. 

Nur bei einem läßt sich der Nutzen aus diesen 
Maßnahmen eindeutig nachweisen: beim Verein für  

das Deutschtum im Ausland, VDA, einer dubiosen 
Mittlerorganisation unter Beteiligung von Herren, 
die Hitlers Geburtstag feiern. In dieser Organisation 
hatte Herr Waffenschmidt zeitweise einen Verwal-
tungsratssitz inne. Aus den Töpfen des Aussiedlerbe-
auftragten bekam der Deutschtumsverein mehr als 
200 Millionen DM, die bis heute nicht ordentlich ab-
gerechnet sind. Der Bundesrechnungshof geht der-
zeit von Rückforderungen in Höhe von mehr als 
20 Millionen DM aus, die wahrscheinlich gar nicht 
mehr einzutreiben sein werden. 

Der Rücktritt von Herrn Waffenschmidt wäre allein 
deshalb längst überfällig. Vor allem aber muß seine 
Funktion auf die Aussiedlerpolitik, insbesondere auf 
die Integrationsaufgaben festgeschrieben werden. 
Das ist das Ziel unseres Entschließungsantrages. Ich 
weiß, daß viele in diesem Hause mit der Nebenau-
ßenpolitik des Bundesinnenministeriums nicht ein-
verstanden sind. Das gilt auch für Teile der Regie-
rungsfraktionen. Die Auslandsmaßnahmen müssen 
wieder dahin, wo sie hingehören: in die Zuständig-
keit des Auswärtigen Amtes und der auswärtigen 
Kulturpolitik. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Das Thema „Außenpoliti-
sche Betätigung des Bundesinnenministeriums" geht 
in seiner Bedeutung über die gestellten Einzelfragen 
nach Lage und Programmen deutscher Minderheiten 
im Ausland weit hinaus. Unsere Debatte heute gibt 
Gelegenheit, die grundsätzliche Frage zu stellen, 
wer sich in der Bundesregierung überhaupt außen-
politisch betätigt. Außerhalb des Auswärtigen Amts 
befassen sich in der Bundesregierung nicht weniger 
als 250 Referate oder vergleichbare Arbeitseinheiten 
mit außen- und europapolitischen Fragen. Bei den 
Ausgaben für auswärtige Angelegenheiten im Bun-
deshaushalt kommt dem Auswärtigen Dienst nur 
zirka ein Viertel zu. Nicht zu vergessen sind die au-
ßenpolitischen Aktivitäten der 16 deutschen Bundes-
länder, die zum Teil eigene Europaministerien unter-
halten. Es muß in diesem Zusammenhang zumindest 
die Frage gestellt werden, wie unter diesen Umstän-
den die notwendige Kohärenz der deutschen Außen-
politik gewährleistet werden kann. Die außenpoliti-
sche Handlungsfähigkeit und Verläßlichkeit 
Deutschlands als internationaler Pa rtner hängt ja 
ganz wesentlich davon ab, ob die Vielzahl der Inter-
essen im Innern zu verbindlichen außenpolitischen 
Positionen integriert werden können. Lassen Sie 
mich diese Frage an drei Beispielen verdeutlichen, 
die alle auch das Bundesministerium des Innern be-
treffen. 

Zunächst zu den deutschen Minderheiten: Die 
Antwort auf die Große Anfrage stellt zu Recht fest, 
daß die Bundesregierung eine besondere rechtliche, 
politische und moralische Verantwortung für die 
deutschen Minderheiten in den Staaten Mittel-, Ost- 
und Südosteuropas und der ehemaligen Sowjetunion 
besitzt. Die Umsetzung dieses Prinzips aber muß 
doch im Einklang stehen mit unserer Politik gegen-
über Minderheiten in Europa generell. Dem Schutz 
von Minderheiten kommt mit dem Zerfall von Staa-
ten und der Zunahme nationaler und ethnischer Kon-
flikte auch in Europa eine immer größere Aktualität 
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zu. Minderheitenpolitik steht an erster Stelle bei den 
Bemühungen um einen f riedlichen Wiederaufbau im 
ehemaligen Jugoslawien. Sie ist Prävention von Kon-
flikten und damit auch Außenpolitik. Bereits die 
Schlußakte von Helsinki der KSZE, aber auch ihr Ko-
penhagener Treffen von 1990 haben festgeschrieben, 
daß der Schutz von Minderheiten, wie auch der von 
Menschenrechten, nicht nur mehr eine innere Ange-
legenheit von Staaten ist, sondern eben auch von Au-
ßenpolitik. Die Beitrittskandidaten zur Europäischen 
Union werden auch daran gemessen werden, wie sie 
ihre Minderheiten behandeln. 

Ein weiteres Beispiel für die enge Verbindung in-
nen- und außenpolitischer Interessen ist das Problem 
der Rückführung von Flüchtlingen. Sie liegt in der 
Kompetenz der Innenminister von Bund und Län-
dern; ihre Durchführung aber sollte doch den außen-
politischen Zielen nicht widersprechen. Sie muß dem 
Stellenwert der Menschen- und Minderheitenrechte 
in unserer Außenpolitik sowie den humanitären Prin-
zipien genügen und unsere Bemühungen unterstüt-
zen, zur Überwindung der ethnischen Trennung im 
ehemaligen Jugoslawien beizutragen, soweit dies 
überhaupt möglich ist. 

Schließlich ist die auswärtige Kulturpolitik ein gu-
tes Beispiel einerseits für die gute Zusammenarbeit 
zwischen Auswärtigem Amt und Bundesinnenmini-
sterium, andererseits aber auch für das Problem der 
Fragmentierung von Außenpolitik. Die gemeinsame 
Förderung der deutschen Minderheiten in Mittel- 
und Osteuropa ist sicher ein Erfolg. Die Identität die-
ser Menschen erhält Chancen zu ihrer Entfaltung. 
Das Absinken der Aussiedlerzahlen signalisiert, daß 
die Anreize zum Bleiben angenommen werden. 

Andererseits aber kann man nicht an der Frage 
vorbei, ob die Aufteilung der Mittel für auswärtige 
Kulturpolitik im Bundeshaushalt auf insgesamt zwölf 
Ressorts, den Bundestag und - über die Ressortfinan-
zierung - zahlreiche Mittlerorganisationen sinnvoll 
ist. Ist auswärtige Kulturpolitik unter diesen Umstän-
den überhaupt möglich? Bedarf es nicht einer stärke-
ren Koordinierung? Aktuell stellt sich die Frage zum 
Beispiel im Hinblick auf den Auslandsrundfunk, die 
Deutsche Welle. Wenn sie im Dienst der auswärtigen 
Kulturpolitik stehen soll, muß sie ihren Beitrag lei-
sten zur Vermittlung eines wahrhaftigen Bildes von 
Deutschland in der Welt. Daß dies auch eine soge-
nannte „Standortfrage" für Deutschland ist, hat der 
Bundesminister des Auswärtigen mehrfach betont. 

Ich bedaure, daß wir in der heutigen Debatte für 
die so wichtige Frage der außenpolitischen Aktivitä-
ten nicht nur des Bundesministeriums des Innern, 
sondern auch anderer Resso rts so wenig Zeit haben. 
Ich glaube, daß dieses Thema uns in Zukunft stärker 
beschäftigen wird. 

Ulla Jelpke (PDS): Es gibt unzählige Beispiele da-
für, daß das Bundesinnenministerium sich dazu beru-
fen fühlt, weit über die Grenzen des Bundesgebietes 
hinausgehend politisch aktiv zu werden. Ich werde 
dies an einem aktuellen Beispiel verdeutlichen. 

Im Dezember letzten Jahres wurde in Flensburg 
das Europäische Zentrum für Minderheitenfragen, 
EZM, eröffnet. Initiiert wurde die Einrichtung eines 
solchen Zentrums bezeichnenderweise durch die 
beim BMI angesiedelte Abteilung „Vertriebene, Aus-
siedler, Ostdeutsche Kulturarbeit" . 

Ich möchte diese Gelegenheit nutzen, um schlag

-

lichtartig einige dubiose Zusammenhänge aufzuzei-
gen. 

Erklärtes Ziel des EZM ist der „Schutz nationaler 
Minderheiten und traditioneller Volksgruppen" , so 
der Staatssekretär beim BMI, Ecka rt  Werthebach. 
Der Minderheiten- und Volksgruppenbegriff des 
EZM basiert auf der Blut- und Boden-Ideologie. Die 
im Bundesgebiet lebenden türkischen oder italieni-
schen Migranten beispielsweise werden vom EZM 
nicht als Minderheiten anerkannt. 

Das Institut richtet sein Interesse vor allem auf die 
osteuropäischen Länder, in denen die „Auslands-
deutschen" den größten Anteil an den Minderheiten 
ausmachen. 

Das Institut versteht sich nicht als reines For-
schungsinstitut. Dies entspricht auch den Vorstellun-
gen des EZM-Direktors Stefan Troebst, der davon 
ausgeht, daß der Prozeß der Staatenbildung noch 
nicht abgeschlossen ist, da die bestehenden Staaten 
nicht ethnisch homogen sind. Bezogen auf die „al-
banische Frage" hat sich Troebst in der FAZ vom 
31. Juli 1996 für eine territoriale Neuordnung im Bal-
kan ausgesprochen und dem albanischen Nationalis-
mus das Wort  geredet. Um einen „flächenbrandarti-
gen Konflikt" im Balkan zu vermeiden, so seine fa-
denscheinige Begründung, müßten die westlichen 
Staaten zugunsten der Kosovo-Albaner eingreifen. 

Das EZM ist auch nicht zufällig in Flensburg ange-
siedelt. Es befindet sich in unmittelbarer Nähe der 
Föderalistischen Union Europäischer Volksgruppen, 
FUEV, die eng mit dem EZM zusammenarbeitet und 
auch in dessen Kuratorium vertreten ist. Die FUEV, 
vor der das Auswärtige Amt noch in den 60er Jahren 
gewarnt hatte, steht in der Tradition der nationalso-
zialistischen Volksgruppenpolitik, des Rassismus und 
Antisemitismus. 

Unter dem Deckmantel eines Europäischen Zen-
trums für Minderheitenfragen betreibt das Innenmi-
nisterium eine deutsche Volkstumspolitik. Diese ist 
nicht nur darauf ausgerichtet, das „Deutschtum" zu 
stärken, sondern dient auch der Destabi lisierung an-
derer Länder und der Revision bestehender Grenzen. 

Ich fordere die Bundesregierung auf, umgehend 
die Finanzierung eines solchen dubiosen Projekts 
einzustellen und die freiwerdenden Mittel für die im 
Bundesgebiet lebenden Migrantinnen und Migran-
ten sowie Flüchtlinge aufzuwenden. Nicht Volks

-

gruppenrechte, die sich am Prinzip von Blut und Bo-
den orientieren, sind die angemessene Antwort auf 
Einwanderung, sondern Antidiskriminierungsge-
setze, Minderheitenschutz und Menschenrechte. Da-
von sind wir in dieser Republik noch weit entfernt. 
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Dr. Horst Waffenschmidt Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Die Debatte zu der von 
meinem Hause vorgelegten Antwort auf die Große 
Anfrage von Frau Kollegin Buntenbach gibt Gele-
genheit, die Politik der Bundesregierung für die 
deutschen Minderheiten in den Staaten Ostmittel-, 
Ost- und Südosteuropas einschließlich der Nachfol-
gestaaten der früheren Sowjetunion erneut darzu-
stellen. 

Eines möchte ich gleich zu Beginn klarstellen: Es 
gibt keine besondere Außenpolitik des Bundesinnen-
ministeriums, wie es die Überschrift der Großen An-
frage glauben machen möchte. Es gibt eine inner-
halb der Bundesregierung abgestimmte und von ihr 
insgesamt getragene Politik für die deutschen Min-
derheiten in den genannten Staaten. Die Politik der 
Hilfen für die Deutschen dort  und die Aufnahame 
von Spätaussiedlern in Deutschland sind zwei Seiten 
derselben Medaille. Die Zuständigkeit des Bundesin-
nenministeriums für die Aussiedleraufnahme hängt 
eng mit den Hilfen für die deutschen Minderheiten 
zusammen. Zum Beispiel gibt es eine unmittelbare 
Verbindung zwischen Effizienz der Hilfsmaßnahmen 
vor Ort und der Zahl der Aussiedlungswilligen. 

Natürlich wird das Bundesinnenministerium, in 
den einzelnen Schritten stets in Abstimmung mit 
dem Auswärtigen Amt, in den genannten Staaten zur 
Betreuung der deutschen Minderheiten tätig. Dies ist 
ein völlig normaler Vorgang: In unserer Welt der ge-
genseitigen Verflechtung wird beispielsweise auch 
das Bundesverteidigungsministerium innerhalb sei-
nes Aufgabenbereichs oder das Bundesumweltmini-
sterium innerhalb seiner Zuständigkeit im Ausland 
tätig, und eine enge Abstimmung mit dem die Au-
ßenpolitik koordinierenden Auswärtigen Amt ist hier 
ebenso selbstverständlich. 

Unabhängig von Zuständigkeitsfragen ist für die-
sen Politikbereich festzustellen: Hier geht es um 
Menschenschicksale, und zwar im Lauf der letzten 
zehn Jahre um Millionen Einzelschicksale. Es ist für 
das Leben einer Fami lie von entscheidender Bedeu-
tung, ob sie sich zur Aussiedlung entschließt oder ob 
sie sich dafür entscheidet, die Zukunft in der jetzigen 
Heimat in die Hand zu nehmen. Diese Entscheidung 
kann nur jeder allein treffen; die Bundesregierung 
kann dabei weder zu- noch abraten. 

Nach den schrecklichen Folgen des Mißbrauchs 
der deutschen Minderheiten durch die Nationalso-
zialisten kann keine Bundesregierung mehr eine 
Volkstumspolitik betreiben. Darin waren sich alle 
Bundesregierungen seit 1949 einig, gleichgültig wel-
che Parteienkonstellation jeweils die Regierung trug. 
Aber jede Bundesregierung sah sich in der Pflicht, 
den Deutschen im damaligen Ostblock zu helfen, wo 
immer es möglich war. Diese Verantwortung gründet 
sich darauf, daß die do rt  verbliebenen Deutschen be-
sonders hart  und besonders lang unter den Folgen 
des Zweiten Weltkrieges leiden mußten, obwohl sie 
den Krieg am wenigsten zu verantworten hatten. 

Nach der politischen Wende im Osten Europas und 
nach dem Zerfall der Sowjetunion war es nur folge-
richtig, die bis dahin nur in Einzelfällen möglichen 
humanitären Hilfeleistungen auf die deutschen Min-

derheiten insgesamt auszuweiten. Dies geschah von 
der Wende an im Einvernehmen mit den neuen Re-
gierungen der Reformstaaten. Von ihnen wurde es 
als selbstverständlich angesehen, daß sich die Bun-
desregierung im Rahmen der von allen erhofften und 
erwarteten Hilfe des Westens der deutschen Minder-
heiten in besonderer Weise annehmen würde. Denn 
gerade sie hatten in den Jahrzehnten nach dem 
Zweiten Weltkrieg unter den kommunistischen Re-
gierungen besonders unter Zurücksetzungen und 
Repressionen zu leiden gehabt, vom Ungarn der 
spätkommunistischen Zeit einmal abgesehen. 

Das Auswärtige Amt und das Bundesinnenministe-
rium haben sich in diesem Bereich schon frühzeitig 
auf eine Arbeitsteilung verständigt: Das Auswärtige 
Amt führt Maßnahmen im Bereich der traditionellen 
Kulturpolitik und der Bildung für die deutschen Min-
derheiten durch; gemeinschaftsfördernde, soziale, 
landswirtschafts- und wirtschaftsbezogene Maßnah-
men betreut das Bundesinnenministerium. Die Hilfs-
maßnahmen für die Deutschen beziehen im Rahmen 
des Möglichen auch das jeweilige Umfeld der nicht-
deutschen Nachbarn ein. Diese Zusammenarbeit 
zwischen Bundesinnenministerium und Auswärti-
gem Amt hat sich gut bewährt. Dies zeigt sich aktuell 
an dem neuen Projekt einer „Sprachoffensive" für 
die deutschen Minderheiten in der Russischen Förde-
ration und in Kasachstan, das von beiden Häusern 
eng abgestimmt durchgeführt wird. 

Die Bundesregierung leistet nur do rt  Hilfen in 
Form von Einzelprojekten, wo dies von den Minder-
heiten erbeten und mit den jewei ligen Regierungen, 
meist in gemischten Regierungskommmissionen, ab-
gesprochen ist. Entscheidend ist, daß die Hilfen den 
deutschen Minderheiten und ihren mitwohnenden 
Nachbarn zugute kommen. Die Bundesregierung be-
dient sich, wo sie nicht unmittelbar über die deut-
schen Auslandsvertretungen tätig werden kann, bei 
der Umsetzung der Mitwirkung von Mittlerorganisa-
tionen. Im Bereich des Bundesinnenministeriums 
sind dies über 100. Da das Ziel die Hilfe für die Min-
derheiten ist, werden die Mittler danach ausgesucht, 
welche Institution die betreffende Maßnahme am be-
sten durchführen kann. Dies können auch Vertriebe-
nenverbände sein. 

Insgesamt ist festzuhalten: Die Aussiedlerpolitik 
der Bundesregierung hat sich bewährt. Die deut-
schen Minderheiten haben sich selbst organisieren 
können und sind geschätzte Pa rtner ihrer Regierun-
gen geworden. Sie können wieder eine Brücken-
funktion zwischen der Bevölkerung in ihren Ländern 
und uns hier in Deutschland wahrnehmen. Was noch 
Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg ausge-
schlossen schien, ist jetzt greifbar geworden: Die 
deutschen Minderheiten haben eine reale Perspek-
tive, in ihrer Heimat ihre Zukunft auf der Grundlage 
von europaweit und bilateral gesicherten Minderhei-
tenrechten selbst zu gestalten. 

Die Aussiedlung und vor allem die Aussiedlungs-
wünsche sind spürbar zurückgegangen. Dies ist 
nicht zuletzt auf die Hilfenpolitik der Bundesregie-
rung zurückzuführen. Die Bundesregierung wird 
ihre Politik unbeirrt  fortsetzen. 
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Anlage 11 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 10 

(Beschlußempfehlung zum Antrag: 
Telematik im Verkehr und 

Antrag: Telematik für die Verkehrswende nutzen) 

Georg Brunnhuber (CDU/CSU): Das Bundesmi-
nisterium für Verkehr hat den zur Einführung und 
Nutzung von Telematik im Verkehr bestehenden 
Handlungs- und Entscheidungsbedarf bereits im 
Jahr 1993 in einem Strategiepapier aufgezeigt. Im 
Rahmen der Beantwortung der Großen Anfrage der 
Koalitionsfraktion zur Verkehrstelematik wurden die 
für den breiten Einsatz von Verkehrstelematik zu 
erfüllenden Aufgaben klar konkretisiert. Zu nennen 
sind hier: Schaffung eines effizienten Gesamtver-
kehrssystems und die Erhöhung der Verkehrssicher-
heit. 

Ein effizientes Gesamtverkehrskonzept aufzustel-
len bedeutet, ein langfristiges, alle Positionen umfas-
sendes und in sich stimmiges Konzept aufzustellen. 
Genau das macht die Antwort auf die Große Anfrage 
aus: Sie ist ein durchdachtes und schlüssiges Kon-
zept, um das Teilgebiet Verkehrtelematik optimal in 
das sich schnell verändernde Umfeld der Verkehrs-
politik zu integrieren. 

Diese Aufgaben sind von der öffentlichen Hand, 
den Verkehrsträgern, der Industrie und dem Dienst-
leistungssektor zu erbringen. Denn eins ist klar: Pla-
nung, Organisation und Bet rieb von Telematikan-
wendungen sollen vorrangig privatwirtschaftliche 
Aufgaben sein. Der Staat darf hier nur Hilfestellun-
gen und Anschubfinanzierungen geben. In der Ant-
wort  wurden die in der Praxis eingeführten sowie 
künftig zu erwartende Telematikanwendung umf as

-

send  - auch unter Hinweis auf die Aktivitäten des 
Wirtschaftsforums Verkehrstelematik, das von Herrn 
Bundesverkehrsminister Wissmann gegründet wor-
den ist - erläutert. 

Zu nennen wäre hier beispielsweise für den Be-
reich Schiene: Online-Rechnerdienste für Kunden 
wie Datex J und Inte rnet, Interrail im Internet und 
Sitzplatzreservierung. Besonders relevant ist hier die 
mögliche Verbesserung der Kapazitätsauslastung der 
Schienenstränge, da es durch Telematik zur Erhö-
hung der Zugfolgen kommen kann. 

Für den Bereich Öffentlicher Personennahverkehr 
ist zu nennen: P + R-Management, Fahrerkommuni-
kationssysteme und bargeldlose Zahlungssysteme. 
Sie sehen also, daß sich was tut, um eine Verbesse-
rung des Verkehrssystems zu erreichen. 

Der Antrag der SPD und der Antrag von Bündnis 90/ 
Die Grünen ist als Reaktion auf die Beantwortung 
dieser Großen Anfrage zu sehen. Die SPD-Fraktion 
fordert  in ihrem Antrag den Einsatz der Telematik im 
Verkehrsbereich mit folgenden Zielen voranzutrei-
ben: Verbesserungen der Verkehrssicherheit, ge-
rechte Anlastung der Infrastruktur-, Umwelt- und so-
ziale Kosten des Straßengüterverkehrs, Unterstüt-
zung kommunaler Verkehrsmanagementprojekte, 

Verknüpfung der kommunalen Verkehrsträger, neue 
Logistikkonzepte im Transportwesen sowie bessere 
Verknüpfung der Verkehrsträger. Zudem soll die An-
wendung der Telematik auch in den am stärksten be-
fahrenen transeuropäischen Netzen sowie in mehre-
ren Großstädten unterstützt werden. 

Es stellt sich somit eigentlich die Frage, worin die 
Unterschiede zwischen diesem Antrag der SPD und 
der momentan verfolgten Strategie der Bundesregie-
rung bestehen. Im Gegensatz zur Bundesregierung 
setzt die SPD den Schwerpunkt einseitig auf eine 
Politik der Verkehrsvermeidung. Dem Antrag ist fol-
gendes zu entnehmen: Eine schrittweise Begrenzung 
und Minderung der Verkehrslawine und eine Ver-
kehrsverlagerung zum öffentlichen Verkehr soll er-
reicht werden. Leider beinhaltet der Antrag keinerlei 
Hinweise auf konkrete Verbesserungsvorschläge. 
Hierdurch wird dieser Antrag zu einem sinnlosen Pa-
pier, denn genau dieser Punkt ist von entscheidender 
Wichtigkeit. Die Beantwortung der Frage, wie die 
SPD dies bewerkstelligen möchte, hätte die Existenz 
dieses Antrages gerechtfertigt. So ist er leider nur ein 
Zeichen für voreiligen Aktionismus! 

Die Aussagen der Bundesregierung sind demge-
genüber jedoch klar: Im wesentlichen soll die Tele-
matik als Instrument zur Integration der Verkehrsträ-
ger und der Verkehrsinfrastruktur, hier insbesondere 
an den Schnittstellen, eingesetzt werden. Hierdurch 
sollen die verschiedenen Verkehrsträger besser ver-
netzt werden, um so die jeweiligen Vorteile optimal 
zu nutzen. Wie vielfältig diese Aufgabe ist, wird 
deutlich, wenn man nur allein die Verkehrsmittel 
aufzählt. Dies sind Züge, Lastkraftwagen, Binnen-
schiffe, Seeschiffe, Flugzeuge und Personenkraftwa-
gen. Es gibt demnach 15 verschiedene Kombinatio-
nen, wie Personen und Güter das Verkehrsmittel 
wechseln können. An dieser Zahl, die ja nur den ein-
fachen Wechsel berücksichtigt, wird deutlich, wie 
komplex die Aufgabe ist, effiziente Mobilität zu er-
möglichen. 

Ich möchte dies an einem Beispiel verdeutlichen: 
Die meisten von uns müssen weite Wege zurückle-
gen, um hier in Bonn anwesend zu sein. Für mich 
heißt das: Fahren mit dem Pkw zum Bahnhof in 
Aalen, von dort  mit dem Zug zum Bahnhof Stuttgart , 
von dort  mit dem Zug zum Bahnhof Bonn und von 
hier mit dem Taxi zum Bundestagsbüro. Allein hier-
für muß ich also 3 mal umsteigen. Ohne den Einsatz 
der Telematik für eine Optimierung der Fahrzeit sehe 
ich keine Chance, in absehbarer Zeit Erfolge hin-
sichtlich einer Änderung des Mobilitätsverhaltens zu 
erzielen. Deutlich wird aber auch: Die geforderte ein-
seitige Schwerpunktsetzung der Telematik zur Ver-
kehrsvermeidung wird den verkehrspolitischen Zie-
len der Bundesregierung nicht gerecht. Es ist das er-
klärte Ziel, die Mobilität dauerhaft zu sichern und da-
bei die unerwünschten Folgen des Verkehrs spürbar 
zu verringern. Gegen eine einseitige Verteufelung 
des Straßenverkehrs muß ich mich aber ganz klar 
aussprechen. 

In dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen wird die Bundesregierung aufgefordert, eben-
falls die Telematik einseitig als Instrument zum Ziel 
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einer ökologischen Verkehrswende einzusetzen. 
Vorrangig seien der Umweltverbund - Bus und Bahn, 
Fußgänger und Fahrradverkehr - zu fördern und ver-
kehrsbedingte Umweltbelastungen abzubauen. 
Diese ideologisch begründeten Ziele sind parteipoli-
tisch nachzuvollziehen. Es ist jedoch kaum noch ver-
ständlich, warum Bündnis 90/Die Grünen eine Ver-
hinderung des Mißbrauchs von Telematik beim Pkw

-

Verkehr anmahnen. Ausgerechnet dieser Teil des 
Verkehrsbereiches, mit dem in den letzten Jahrzehn-
ten immerhin mehr als 70 Prozent aller gefahrenenen 
Personenkilometer und Tonnenkilometer zurückge-
legt worden sind, soll beim Einsatz von Forschungs-
mitteln nicht mehr berücksichtigt werden. Es stellt 
sich die Frage, ob Bündnis 90/Die Grünen überhaupt 
noch nachvollziehen, was sie eigentlich beantragen. 
Es ist doch direkt einsichtig, daß der Verkehrsträger, 
der die meisten Kilometer verursacht, am besten er-
forscht werden muß, da hier das größte Rationalisie-
rungspotential liegt. Es wäre deswegen meiner Mei-
nung nach fatal, wenn man dem Wunsch von Bünd-
nis 90/Die Grünen nachkommen würde, und die Te-
lematik nahezu ausschließlich für den öffentlichen 
Verkehr einsetzen würde. 

Leider wird an diesen Tatsachen wieder deutlich, 
daß Bündnis 90/Die Grünen die Grundwahrheiten 
der Ökonomie nicht wahr haben will: Eine dieser 
Wahrheiten sagt aus, daß man als Staat seine Gelder 
dort  investiert, wo der meiste Nutzen erzielt werden 
kann. Und das ist in diesem Fall der motorisierte Indi-
vidualverkehr. Eine Anerkennung dieser ökonomi-
schen Grundaussage müßte die verehrten Kollegin-
nen und Kollegen von Bündnis 90/Die Grünen dazu 
motivieren, einen Antrag zu stellen, der die Bünde-
lung aller Gelder für die Telematik nur auf den Be-
reich des Pkw-Verkehrs forde rt . Dies wäre ein An-
trag, der ihre Politik auf wirtschaft lich vernünftige 
Beine stellen würde. Hierin besteht also der grundle-
gende Unterschied zwischen der Bundesregierung 
und der Opposition: Wir wollen mit der Telematik 
auch den motorisierten Individualverkehr besser or-
ganisieren und auch hier eine bessere Kapazitätsaus-
lastung erreichen. Verkehrsvermeidung durch Igno-
ranz hat noch nie funktioniert. 

Die Telematik ist ein sehr gutes und notwendiges 
Instrument, um die zunehmende Mobilität der Bür-
ger beherrschbar zu machen. Deshalb muß sie alle 
Verkehrsbereiche abdecken. Um genau dieses zu er-
reichen, verfolgt Bundesverkehrsminister Wissmann 
zusammen mit dem Bundesforschungsminister 
Dr. Rüttgers das Ziel, dieses hochtechnologische Ein-
satzmittel immer praxisfähiger zu machen. Es sollte 
ebenfalls allein klar sein, das dies der einzige Weg 
ist, auch diese Technik im Wirtschaftsstando rt 

 Deutschland zu halten. Andere Länder warten, daß 
Bedenkenträger in Deutschland die Innovationsfä-
higkeit der Unternehmen stoppen. Wenn dies ge-
schieht, werden die Unternehmen, aber auch die Re-
gierungen, alles versuchen, um dann selbst die Welt-
spitze in diesen Technologien einzunehmen. Die Ak-
tivitäten in diese Richtung nehmen an Deutlichkeit 
zu. 

So hat das amerikanische Verkehrsministerium 
eine „Operation TimeSaver" zur flächendeckenden 

Einführung moderner Verkehrstelematik ins Leben 
gerufen. An diesem Projekt sollen alle Gebietskör-
perschaften sowie die Privatwirtschaft mitwirken. 
Für den Ausbau einer kommunikationstechnischen 
Infrastruktur werden bis zum Jahr 2005 im Rahmen 
förderaler Investitionsprogramme 10 Mil liarden US $ 
bereitgestellt. Dadurch soll das prognostizierte Ver-
kehrswachstum um 34 Prozent in den nächsten zehn 
Jahren teilweise kompensiert werden. Durch den 
Einsatz von Verkehrstelematik sollen notwendige In-
vestitionen in die herkömmliche Verkehrsinfrastruk-
tur substituiert und so Kosten eingespart werden. 

Beunruhigend konsequent ist die geplante Durch-
führung, da sich die amerikanische Regierung selbst 
in die Pflicht nimmt. Einrichtungen für die Verkehrs-
telematik werden künftig als fester Bestandteil der 
öffentlichen Straßeninfrastruktur betrachtet. Jährli-
che Fortschrittsberichte sollen die planmäßige Um-
setzung gewährleisten. Dies zeigt, daß wir in 
Deutschland endlich damit aufhören sollten, Beden-
ken jeglicher A rt  wie eine Monstranz vor uns her zu 
tragen. Das muß mit allen Kräften verhindert wer-
den, denn sonst verliert Deutschland eine wirkliche 
Chance zur besseren Bewältigung der Zukunft. 

Danke! 

Reinhold Hiller (Lübeck) (SPD): Die SPD-Bundes-
tagsfraktion hat dem Deutschen Bundestag einen 
umfassenden Antrag zum verstärkten Einsatz von 
Verkehrstelematik vorgelegt. Verkehrsminister Wiss-
mann hat in der ersten und zweiten Lesung unter an-
derem ausgeführt: 

Mit dem Einsatz der Verkehrstelematik wollen 
und werden wir zum einen die Verkehrsträger 
an ihren Schnittstellen verknüpfen und damit 
die Bildung umweltschonender Transportketten 
erleichtern, zum zweiten die bestehende Ver-
kehrsinfrastruktur effizienter nutzen und Eng-
pässe beseitigen, zum dritten die Verkehrsab-
läufe rationalisieren und ineffizienten und über-
flüssigen Verkehr vermeiden und zum vie rten 
die Sicherheit und Umweltverträglichkeit der 
Verkehrsabwicklung wirksam verbessern. 

Damals konnte ich im Parlament zufrieden feststel-
len, daß die Bundesregierung zahlreiche Anregun-
gen aus unserem Antrag aufgegriffen hat. 

Doch leider ist es sehr bedauerlich, daß es trotz ge-
wisser inhaltlicher Übereinstimmungen bei den bis-
herigen Beratungen über unseren Antrag in den ver-
schiedenen Ausschüssen zu keinem einheitlichen 
Vorgehen gekommen ist. Die Regierung und die Ko-
alitionsfraktionen sind über das Stadium der Ankün-
digung in Sonntagsreden nicht hinausgekommen. 
Die Koalitionsfraktionen sind bei der Beratung in al-
len beteiligten Ausschüssen nicht bereit gewesen, auf 
die Lösungsansätze der SPD konstruktiv einzugehen. 

Daß die Regierung nicht gerne auf Vorschläge der 
Opposition eingeht, kennen wir seit langem. Daran 
gewöhnt man sich. Daß sie es nicht einmal schafft, 
einen eigenen Antrag vorzulegen, finde ich peinlich. 
Dies gilt sowohl für CDU/CSU als auch F.D.P. Dabei 
handelt es sich um ein Thema, das der deutschen 
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Wirtschaft gute Chancen auf dem Weltmarkt bietet. 
Nehmen Sie zur Kenntnis: Mit dieser neuen Techno-
logie sind Arbeitsplätze verbunden! 

Nun zum Inhalt des SPD-Antrages: Der Verkehr, 
wie er jetzt abgewickelt wird, entspricht nicht mehr 
den Anforderungen und Möglichkeiten der moder-
nern Industriegesellschaft. 

Die technischen Möglichkeiten sind längst gege-
ben, Informationen über aktuelle Gefahrenpunkte, 
über Verkehrsstörungen oder Wetterkapriolen kön-
nen schon heute problemlos zu jeder Zeit und an fast 
jeden Ort an ein Fahrzeug übermittelt werden. 

Auf der CEBIT werden in diesen Tagen neue Ange-
bote der Öffentlichkeit vorgestellt: Die Telekom 
Tochter T Mobil und die Daimler Tochter debis ha-
ben das System Tele Aid vorgestellt. Damit wird ein 
automatischer Notruf über das Autotelefon abge-
setzt, wenn der Airbag ausgelöst wird. In Verbin-
dung mit einer Satellitenortung weiß der Rettungs-
dienst zu jeder Zeit, wo sich das Fahrzeug befindet. 
Wertvolle Zeit für die Verständigung des Rettungs-
dienstes und das Aufsuchen des Unfallo rtes können 
so gewonnen werden. 

Die Telekom hat angekündigt, daß sie beginnen 
will, im Abstand von 3 Kilometern an den Bundesau-
tobahnen Sensoren aufzustellen. Damit sollen Daten 
ermittelt werden, ob der Verkehr fließt oder steht. Te-
lekom-Konkurrent Mannesmann will  ein ähnliches 
Projekt anbieten. Auf diesem Wege wi ll  die Telekom 
zukünftig Staus aufspüren und per Computer für die 
Nutzer Ausweichrouten anbieten. 

Die Japaner sind längst weiter. Kein Fahrzeug im 
Großraum Tokio mit seinen 18 Mil lionen Einwohnern 
bleibt unerfaßt. Den Induktionsschleifen an den 
7 000 Kreuzungen entgeht keine Fahrzeugbewe-
gung. Infrarotsensoren tun nachts ihren Dienst. Mi-
krowellensender orten Geschwindigkeitsprofile un-
zähliger Autokolonnen. Das Ergebnis steht im kras-
sen Widerspruch zum Aufwand. Nutzlose Daten und 
Schlangen, die nicht kürzer, sondern immer länger 
werden. 

Die Daimler-Benz-Tochter Mercedes Benz und die 
debis telematic Japan wollen schon ab dem nächsten 
Monat im Großraum Tokio endlich die Grundlagen 
schaffen, um den gesammelten Datenwirrwarr über 
den Autoverkehr zu entwirren und in treffsichere 
Stauprognosen und Umleitungsempfehlungen zu 
verwandeln. Intel ligente Navigationssysteme sollen 
die japanischen Autofahrer durchs alltägliche Ver-
kehrschaos leiten, für mehr Sicherheit sorgen und 
den Verbrauch an Treibstoff vermindern. 

Die Anbieter haben sich ein ehrgeiziges Ziel ge-
setzt: Die Reisezeiten m der 12-Millionen-Metropole 
sollen sich im Einzelfall glatt halbieren lassen. Mit 
den umfassenden Daten der japanischen Polizei aus-
gestattet, versprechen die beiden Unternehmen, daß 
eine Servicezentrale alle zwei Minuten die aktuell 
beste Route errechnet und über das Mobilfunknetz 
der japanischen Telekom in das Navigationssystem 
überträgt. 

Mitte des Jahres soll auch in Deutschland der 
Startschuß für ähnliche Verkehrsdienstleistungen fal-
len. Per Satellitenortung und Mobilfunk wollen Fahr-
zeughersteller, Netzbetreiber und Endgeräteprodu-
zenten staugeplagte Autofahrer mit maßgeschnei-
derten Verkehrsprognosen bedienen. Allein für Eu-
ropa prognostizie rt  die Europäische Kommission ei-
nen Markt für Verkehrstelematikdienste bis zum 
Jahr 2010 in Höhe von 200 Milliarden DM. Die Bran-
che rechnet für die Bundesrepublik für dera rtige An-
gebote mit 3 Millionen Kunden. 

Wir sind fest davon überzeugt, daß so zahlreiche 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden können. Der 
Herausforderung müssen sich alle stellen. Ange-
sichts der technischen Möglichkeiten ist es Aufgabe 
der Politik, die Ziele zu bestimmen und die Telematik 
in vernünftige Bahnen zu lenken. 

Deshalb enthält der Antrag der SPD-Fraktion fol-
gende Zielsetzungen: Telematik muß genutzt wer-
den zur Vermeidung weiterer Verkehrszuwächse, 
Förderung einer möglichst umweltgerechten Arbeits-
teilung der verschiedenen Verkehrsträger, Verlage-
rung möglichst hoher Straßenverkehrsanteile auf 
Bahn, ÖPNV und Schiffahrt, umweltgerechte Ab-
wicklung der verbleibenden Straßenverkehrsanteile, 
Verbesserug der Verkehrssicherheit und - das ist ent-
scheidend - für eine gerechtere Wegekostenanla-
stung. 

Telematik ist zwar keine Wunderwaffe. Sie ersetzt 
keine notwendigen verkehrspolitischen Weichenstel-
lungen. Sie kann aber bei intelligentem Einsatz 
wichtige Hilfestellung zur Umsetzung der auf geführ-
ten  Zielvorstellungen bieten. Daraus ergeben sich 
die folgenden Forde rungen: 

Ein Schwerpunkt der Verwendung von Telematik-
Systemen liegt im Schutz der Verkehrsteilnehmer 
und der Beseitigung oder zumindest Entschärfung 
von gegenwärtig bestehenden Unfallschwerpunkten 
auf Bundesfernstraßen. Die Einbeziehung der Not- 
und Rettungsdienste in das Verkehrsmanagement ist 
schwerpunktmäßig voranzutreiben. Für die Überwa-
chung von Gefahrguttransporten bietet die Telema-
tik gleichfalls sinnvolle Anwendungen. Mögliche 
Einsatzfelder sind die Überwachung der einzelnen 
Transporte, eine schnelle Bereitstellung von Informa-
tionen über die einzelnen Transpo rte und von Hin-
weisen zur Bekämpfung bei Schadensfällen. 

Die SPD lehnt die Einführung einer allgemeinen 
Straßenbenutzungsgebühr für alle in- und ausländi-
schen PKW ab. Begrüßenswert ist, daß auf der Ta-
gung des Rates der Europäischen Union zum Thema 
Verkehr am 11. März in Brüssel die Entscheidung 
über die Einführung einer allgemeinen Straßenbe-
nutzungsgebühr der nationalen Regierung überlas-
sen bleibt. 

Wir fordern von dieser Regierung, endlich gleiche 
Wettbewerbsbedingungen für sämtliche Verkehrssy-
steme zu schaffen. Ohne eine gerechte Anlastung 
der Infrastruktur-, Umwelt- und sozialen Kosten des 
Straßengüterverkehrs bleiben die Sonntagsreden 
dieser Regierung für eine Umsteuerung weg von der 
Straße auf andere Verkehrsträger nur Makulatur. Wir 
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brauchen deshalb endlich eine streckenbezogene 
Straßenbenutzungsgebühr für in- und ausländische 
LKW. 

Die ÖTV hat auf ihrem letzten ordentlichen Ge-
werkschaftstag 1996 in Stuttga rt  unter anderem be-
schlossen: 

Ein generelles Road p ricing für alle Verkehrsteil-
nehmer einschließlich PKW ist nicht zuletzt we-
gen der ungelösten Probleme des Datenschutzes 
kein gangbarer Weg. Dem stimmen wir aus-
drücklich zu. Im Gütertransport kann das der 
richtige Weg sein, um von der sehr ungenauen 
Anrechnung über Vignetten zu einer sehr viel 
gerechteren nutzungsabhängigen Zurechnung 
von Wegekosten zu gelangen. 

Telematik kann auch der Überwachung des zoll- 
und steuerfreien LKW-Verkehrs dienen und die Kri-
minalität bekämpfen, zum Beispiel beim europawei-
ten Zigarettenschmuggel. Den ehrlichen Steuerzah-
ler wird dies freuen. 

Die ÖTV weiter: 

Telematikanwendungen sind zugleich eine Her-
ausforderung für die sozialverträgliche und men-
schengerechte Ausgestaltung der Arbeitsplätze 
im Verkehr. 

Die Bundesregierung hat auch hier ihre Schularbei-
ten nicht gemacht. 

Gerade in den vom Verkehrsinfarkt bedrohten Bal-
lungszentren wird der Einsatz elektronischer Leitsy-
steme und kommunaler Verkehrsmanagement-Mo-
delle zu einer weiteren Attraktivitätssteigerung des 
Öffentlichen Personennahverkehrs führen. Im Schie-
nenverkehr können durch Telematikanwendungen 
wie dem Computer Integrated Railroading die Mo-
dernisierung von Signal- und Leittechnik und ver-
besserte Verknüpfung auch ohne kostspielige Erwei-
terung und Ausbau erhebliche Kapazitätsreserven 
erschlossen werden. Hier lassen sich Milliardeninve-
stitionen einsparen. 

Nur wenn die Bahn in die Lage versetzt wird, in 
den Häfen zu vom Markt gefragten Zeiten mehr Gü-
terzüge anzunehmen, kann die Straße vom Güterver-
kehr entlastet werden. Neue Logistik-Konzepte nicht 
nur für die überlasteten Ballungszentren können ei-
nen gewichtigen Beitrag zur Entlastung des Ver-
kehrs leisten. Aus der Fachpresse wissen wir, daß die 
Seeschiffahrt und die Häfen bereits weiter sind als 
die Straße und die Schiene. 

Die Bundesregierung ist gefordert, im Rahmen ei-
nes Gesamtverkehrskonzeptes die notwendigen 
rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen auf 
der Ebene der EU zu schaffen. 

Wir begrüßen in diesem Zusammenhang, daß der 
Rat auf seiner letzten Sitzung eine Entschließung 
zum Einsatz von Telematik im Straßenverkehr und 
zur elektronischen Gebührenerfassung verabschie-
det hat. Dieser zielt darauf ab, zur Erleichterung der 
grenzüberschreitenden Nutzung dem Gedanken der 
Interoperabilität frühzeitig Rechnung zu tragen. Gut 
ist, daß die Kommission in Kürze einen Aktionsplan  

zur Einführung von Straßentelematik in Europa vor-
legen will . Notwendig ist, daß dabei der Forderung 
nach einer verbesserten Verknüpfung der unter-
schiedlichen Verkehrsträger Rechnung getragen 
wird. Festzuhalten bleibt, daß aus dieser Richtlinie 
kein Zwang zur Erhebung von Straßennutzungsge-
bühren hergeleitet werden kann. Die Entscheidung 
darüber verbleibt bei den nationalen Regierungen. 
Also im Moment noch bei Herrn Wissmann! 

Was tut die Regierung: Sie ist stolz darauf, daß die 
Untätigkeit von Minister Wissmann bei der Telema-
tik bisher noch zu keinem unwiederbringlichen 
Schaden geführt hat. Stolz verkündet sie in der Un-
terrichtung die Ergebnisse der Tagung des Rates 
zum Thema Verkehr in Brüssel als großen Erfolg: 

Aussagen, die die in Deutschland noch ausste-
hende Entscheidung über das einzuführende Sy-
stem unangemessen präjudiziert hätten, konnten 
vermieden werden. 

In der Tat sind das entlarvende Aussagen. Statt die 
Voraussetzungen zu schaffen, um den gegenwärtig 
noch bestehenden Vorsprung in der Infrastruktur zu 
verteidigen und an den Vorteilen des Standortes 
Deutschland zu arbeiten, ist diese Regierung auf 
dem Weg zurück in ein Deutschland, wie es sich im 
Biedermeier-Zeitalter darstellte. Nach jüngsten Pres-
semeldungen sollen die Verkehrsteilnehmer von 
Maut-Häuschen zu Maut-Häuschen, von Zahlstelle 
zu Zahlstelle geleitet werden. 

Wir lehnen den Einsatz von Telematiksystemen ab, 
wenn sie lediglich als Grundlage für Abkassiermo-
delle dienen sollen. Telematik ist viel zu schade, um 
es für den Einstieg in die Privatisierung des Straßen-
netzes zu mißbrauchen. Der Bund darf sich nicht aus 
seiner Verantwortung zur Schaffung einer leistungs-
fähigen Infrastruktur zurückziehen. Eine p rivate Fi-
nanzierung ist ein ungedeckter Wechsel in die Zu-
kunft und nach allen kritischen Berechnungen er-
heblich teurer. 

Aus der Begründung für die Ablehnung unseres 
Antrages im Bericht des Kollegen Brunnhuber in 
Drucksache 13/6911 kann kein Mensch erkennen, 
was Regierung und CDU/CSU-Fraktion wollen. Aus 
der Rede des Verkehrsministers in der ersten Lesung 
hat sich nichts entwickelt. Es war eine der typischen, 
konsequenzlosen Sonntagsreden. Trotz intensiven 
Studiums der vorliegenden Drucksache, der Diskus-
sion im Verkehrsausschuß, lieber Kollege Brunnhu-
ber, habe ich leider immer noch nicht nachvollziehen 
können, welche Gründe die Koalitionsfraktionen 
dazu veranlassen, unserem Antrag nicht zuzustim-
men. Springen Sie über ihren Schatten! Sie haben 
die Zeit zwischen erster und dritter Lesung nicht ge-
nutzt. Heute werden Sie wieder nein sagen, ohne 
daß Sie eine Alternative haben. 

Die Sozialdemokraten sind für ein vernünftiges 
Gesamtverkehrskonzept, in dem auch der Individual-
verkehr seinen Platz hat. Verkehrsvermeidung und 
die Förderung des Umstiegs auf einen attraktiven öf-
fentlichen Personennahverkehr leisten einen wichti-
gen Beitrag zur Steigerung der Lebensqualität. 
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Bei der Abstimmung über den Antrag der Grünen 
werden wir uns der Stimme enthalten. Dieser Antrag 
enthält zwar sehr vernünftige Ansätze, die auch von 
uns Sozialdemokraten geteilt werden. Nur ist unser 
Antrag umfassender. Gerne hätten wir auch unser 
Votum über einen CDU/CSU- oder F.D.P.-Antrag 
festgelegt. Aber wo nichts ist, kann man auch nicht 
ja oder nein sagen. Und wo nichts ist, wird es Zeit, 
daß eine neue Regierung über die Fragen der Zeit 
wie bei der Telematik nicht nur redet, sondern han-
delt. Lange wird es ja nicht mehr dauern. 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Telematik ist kein Ersatz für Politik, son-
dern stellt ein technisches Instrumenta rium zur Ver-
fügung. Wie produktiv oder negativ sich der Einsatz 
dieser Instrumente auswirkt, hängt von den jeweili-
gen verkehrspolitischen Zielvorgaben und Rahmen-
bedingungen der Politik ab. 

Wer wie die Bundesregierung vor allem darauf aus 
ist, immer mehr Autos auf immer mehr Straßen unter-
zubringen, wird sich nur um die Verflüssigung des 
Verkehrs mit dem bekannten Ergebnis immer neuer 
Verkehrszuwächse, die dann letztendlich doch zum 
Stau führen, kümmern. In diesem Sinne haben wir 
ein kritisches Verhältnis zur Telematik; das heißt, wir 
sehen uns den jeweiligen Verwendungszusammen-
hang sehr genau an, ehe wir entscheiden. Eine Poli-
tik jedoch, die danach trachtet, Verkehrsaufwand zu 
verringern und auf Bus und Bahn zu verlagern, wird 
vor allem zu Instrumenten greifen, die die öffentli-
chen Verkehrssysteme attraktiver und erfolgreicher 
machen. In diesem Sinne haben wir ein positives 
Verhältnis zu einer Telematik, die für Verbesserung 
im Schienenverkehr im ÖPNV und für einen moder-
nen Güterverkehr eingesetzt wird. 

Erstes Beispiel Bahn: Die Kapazitäten auf der 
Schiene, beim Personenverkehr, vor allem aber im 
Güterverkehr sind bei weitem nicht ausgeschöpft. 
Dort  aber, wo man bereits an Kapazitätsgrenzen ge-
kommen ist, können diese durch Telematik, hier 
durch Fahren auf elektronische Sicht (CIR-ELKE 
u. a.), um bis zu 40 Prozent ausgeweitet werden. Al-
lerdings ist die Erhöhung der Schienenkapazität trotz 
Telematik immer noch an das schiere Vorhandensein 
eines Netzes, im Nahverkehr vor allem eines Neben-
netzes, gebunden. Wenn dieses, wie derzeit über-
legt, in großen Teilen zur Disposition gestellt wird, 
dann, verehrter Herr Wissmann, nützt Ihnen alle Te-
lematik der Welt nichts mehr. Dann ist das Netz zer-
schlagen und die Option auf eine bürgernahe Flä-
chenbahn als Rückgrat einer zukunftsfähigen Mobili-
tät im 21. Jahrhundert verspielt. Deshalb sollten Sie 
das Schienennetz modernisieren, auch mit Telema-
tik, nicht abrasieren. 

Zweites Beispiel ÖPNV: Vor allem in den Städten 
brauchen wir mehr Ampelvorrangschaltungen, Pfört-
nerampeln, Busschleusen usw., um dem ÖV Vorfahrt 
vor dem Pkw-Verkehr zu verschaffen. Im ländlichen 
Raum sind aus Effizienzgründen bedarfsgesteuerte 
Systeme wie Rufbusse und Anrufsammeltaxen sinn-
voll. Die momentane Förderung dieser Instrumente 
reicht bei weitem nicht aus. 

Wir brauchen Telematik aber auch für eine verbes-
serte und zeitgemäße Fahrgastinformation. Günstige 
Angebote des öffentlichen Verkehrs sind oft kaum 
bekannt, bleiben Insellösungen ohne Auswirkungen 
auf die Gesamtakzeptanz. Warum? Weil selbst Aus-
kunftsprogramme wie das „Hafas" der Deutschen 
Bahn AG sich nur auf einen Verkehrsträger, in die-
sem Falle die Schiene, beziehen. Sie versagen, wenn 
es irgendwo mit dem Bus weiter in die Fläche geht - 
anders übrigens als beispielsweise in den Niederlan-
den, wo es eine landesweite Information für die Fahrt 
von Haustür zu Haustür gibt. Mobilitätszentralen mit 
umfassender Informationstechnik müssen Standard 
werden, sind aber bis heute auf wenige Städte und 
Landkreise beschränkt. Im Zweifel nimmt man dann 
doch lieber das Auto, denn auf der Straße gibt es die 
bundesweite Mobilitätsgarantie. 

Telematik ist auch unentbehrlich für mode rne Ta-
rifsysteme im öffentlichen Verkehr. Für eine einzige 
Reise braucht man heute oft immer noch mehrere 
Fahrkarten. Wer sich da nicht auskennt, kapituliert 
schon im vorhinein. Warum gibt es nicht längst bun-
desweit einfache Paycard-Systeme, die ebenso leicht 
zu handhaben sind wie eine Telefon- oder Bank-
karte? 

Dringendstes Entwicklungsprojekt der Bundesre-
gierung müßte jedoch längst die Telematik im Güter-
verkehr sein: Nicht nur für die Optimierung von Lo-
gistikketten, sondern vor allem für die elektronische, 
satellitengestützte, verursachergerechte Erhebung 
einer leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe. 
Damit könnten Sie endlich die externen Kosten des 
Lkw-Verkehrs präzise, leistungsbezogen und territo-
rialbezogen anlasten. Damit könnten Sie sich besser 
profilieren als mit Ihren antiquierten Mautplänen für 
Brücken und Tunnels oder der museumsreifen Trans-
rapidtechnik. Während Sie immer noch uns als Tech-
nikfeinde anschwärzen, hinken Sie selbst in diesem 
zentralen Bereich den technischen Potentialen hin-
terher, weil Sie Ihre politischen Tabus nicht aufgeben 
wollen. 

Die Ablehnung der Telematikanträge von SPD und 
Bündnisgrünen durch die Regierungskoalition ist da-
her nur ein weiteres Beispiel antiquierter, automobil-
fixierter Politik. Zeit für einen Wechsel! 

Horst Friedrich (F.D.P.): Auch wenn der Verkehrs-
ausschuß die der heutigen Debatte zugrundeliegen-
den Anträge aus gutem Grund abgelehnt hat, so be-
steht doch weitgehend Einigkeit darüber, daß die 
Anwendung von Telematik im Verkehr ein Schlüssel 
zur Lösung von Verkehrsproblemen sein kann. 

An der volkswirtschaftlichen Notwendigkeit des 
Verkehrs besteht kein Zweifel. Eine moderne, ar-
beitsteilige Gesellschaft ist auf die Mobilität und Fle-
xibilität von Personen und Waren angewiesen. Der 
Verkehr ist somit eine der Grundlagen unseres Wohl-
stands, seine immense Zunahme in den letzten Jah-
ren macht ihn aber zusehends zu einem Problem. 
Sämtliche Prognosen gehen von weiteren erhebli-
chen Zuwächsen aus. Der Mobilität sind also sozusa-
gen immanent gewisse Grenzen gesetzt. Aufgabe 
der Verkehrspolitik muß es daher sein, das prognosti- 
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zierte Wachstum des Verkehrsaufkommens zeitlich, 
räumlich und verkehrsträgerbezogen so zu verteilen, 
daß die Mobilität des Einzelnen und der Warenaus-
tausch erhalten bleiben. Die willkürliche Einschrän-
kung oder Verteuerung bestimmter Verkehrsarten 
mittels administrativer Maßnahmen ist dabei aller-
dings der falsche Weg. Mobilität darf ihre Funktion 
als Schmiermittel unserer Volkswirtschaft keinesfalls 
verlieren. 

Auch wenn es problematisch ist, von der Telematik 
zu sprechen, bieten sich schon heute in zahlreichen 
Bereichen Anwendungsmöglichkeiten und Kon-
zepte, die zu einer effizienten Verkehrsorganisation 
führen können. Angefangen von satellitengetützten 
Staumeldungssystemen, die sekundenschnell Aus-
weichrouten ermitteln über ebenfalls über GPS lau-
fende Diebstahlsicherungssysteme bis hin zu Ver-
kehrsbeeinflussungsanlagen, die - wie beispiels-
weise in Hessen - zu einer deutlichen Senkung der 
Unfälle und zu reibungsärmerem Verkehrsfluß ge-
führt haben. Die Möglichkeiten sind vielfältig. Fach-
leute gehen von weiteren technischen Verbesserun-
gen aus. Die Verknüpfung von einzelnen Verkehrs-
trägern, die Bahnticketbuchung aus dem Stau her-
aus, europaweites Flottenmanagement von Speditio-
nen, Zugüberwachungen per Satellit - vieles ist 
schon heute keine Zukunftsmusik mehr. 

Allerdings sind noch erhebliche Anstrengungen 
notwendig, um zu einem integrierten Verkehrstele-
matiksystem zu gelangen. Integration ist nicht nur im 
Bereich der unmittelbaren Anwendung, sondern 
auch innerhalb Europas nötig. Der gemeinsame 
europäische Markt und die Öffnung nach Mittel- und 
Osteuropa erzeugen ein rasch wachsendes Verkehrs-
aufkommen, das ebenfalls durch die Anwendung te-
lematischer Instrumente positiv beeinflußt werden 
kann. Mittlerweile hat die Europäische Kommission 
die Dringlichkeit eines integrierten Vorgehens er-
kannt und zahlreiche Maßnahmen - darunter die Er-
teilung von Normungsaufträgen - eingeleitet. Im Be-
reich der Forschung stehen durch das 4. Rahmen-
programm für Forschung und technologische Ent-
wicklung in den kommenden Jahren insgesamt rund 
800 Millionen DM zur Verfügung. Die F.D.P.-Bundes-
tagsfraktion erwartet aber dennoch, daß die Bundes-
regierung auf der europäischen Ebene auch weiter-
hin auf konkrete Schritte zur politischen Umsetzung 
weiterführender Maßnahmen - insbesondere gemein-
samer europäischer Standards - drängt. Denn nicht 
nur der nationale und europäische Verkehr ist auf die 
Einführung einheitlicher Telematikanwendungen 
angewiesen. 

Bei einem Marktvolumen von geschätzten rund 
200 Milliarden DM im Jahr 2010 werden sich die 
europäischen Unternehmen einem wachsenden in-
ternationalen Wettbewerb gegenübersehen. Ohne 
geeignete Rahmenbedingungen in der EU haben Ja-
pan und die USA den zur Zeit noch vorhandenen 
technischen Vorsprung Europas und insbesondere 
Deutschlands rasch eingeholt. Dies wäre um so be-
dauerlicher, weil dieser Bereich zu den wenigen ge-
hört, in denen die heimische Spitzentechnologie 
noch führend ist. 

Aber eines muß deutlich werden: Durch technische 
Ansätze alleine werden die Verkehrsprobleme nicht 
zu lösen sein. Intel ligentes Verkehrsmanagement 
muß in eine marktwirtschaftlich ortientierte Ver-
kehrspolitik, die die Raumordnung und Flächennut-
zung, die Ordnungspolitik und einen sachgerechten 
Investitionseinsatz umfaßt, eingebettet werden. Die 
F.D.P.-Bundestagsfraktion erteilt daher allen Bestre-
bungen, die Telematik nur als Verkehrsverhinde-
rungsinstrument einzusetzen, eine Absage. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): „Computer und 
Handy übernehmen Navigation im Auto" - so oder 
so ähnlich sind Berichte über die jüngste Cebit in 
Hannover überschrieben. Die schöne neue Welt der 
Computertechnologie als Rettung vor dem Verkehrs-
infarkt? 

Die Automobilindustrie hat zusammen mit den Te-
lekommunikationsunternehmen einen neuen ge-
winnträchtigen Markt entdeckt. So sollen demnächst 
entlang von Autobahnen etwa alle drei Kilometer 
Sensoren aufgestellt werden, die melden, ob der Ver-
kehr steht oder fließt. Im Falle eines Staus wird dann 
vom Computer die beste Ausweichroute errechnet 
und an den Fahrer gemeldet. Zukünftig soll der Fah-
rer bei Stau sogar auf die Bahn umgeleitet werden. 
Der Computer sagt dem Fahrer, auf welchen Park- 
and-Ride-Parkplatz er fahren könnte und bucht auf 
Wunsch Parkplatz und Fahrkarte für den Zug. 

So süß diese Zukunftsmusik auch in den Ohren al-
ler Technikfans klingen mag: Wir dürfen vor lauter 
Begeisterung über das Mittel die Ziele nicht aus den 
Augen verlieren. In diesem Sinne treffen die Anträge 
von SPD und Grünen genau ins Schwarze. Telematik 
kann kein Ersatz für eine längst überfällige Ver-
kehrswende sein. Es kann nicht unsere Aufgabe 
sein, öffentliche Mittel für ein Krisenmanagement auf 
der Straße bereitzustellen. Die Kosten für Entwick-
lung und Einführung von Systemen, die den Auto-
verkehr steuern und erleichtern, müssen vollständig 
von der Industrie und den späteren Nutzern gezahlt 
werden. 

Die Telematik hat aber weitere Anwendungsberei-
che, die sehr wohl eine Förderung verdienen. Und 
diese Anwendungsbereiche liegen zum Beispiel da, 
wo es gilt, dem öffentlichen Verkehr einen System-
vorteil zu verschaffen, Verkehrsträger besser mitein-
ander zu verknüpfen, das Transportwesen zu opti-
mieren, um Leerfahrten zu vermeiden und zum Bei-
spiel den Begegnungsverkehr bei Schiffen zu steu-
ern; oder um die Kapazität des Bahnnetzes zu erwei-
tern. Zu dem zuletzt genannten Zweck wurde zum 
Beispiel das Projekt CIR-ELKE, Computer Integrated 
Railroading zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit im 
Kernnetz entwickelt. Dabei soll im Sicherungssystem 
für die Zugfolge das starre Blockstellensystem durch 
eine flexible linienförmige Zugbeeinflussung ersetzt 
werden. Damit kann eine rationellere und effektivere 
Disposition sowie eine optimale Steuerung und Re-
gelung des Betriebsablaufs erreicht werden. 

Bezogen auf das Kernnetz der Bahn, das 4 500 km 
ausmacht, würde sich durch den Einsatz von mehr 
Zügen eine Leistungssteigerung um 20 Prozent erge- 
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ben. Die im Antrag der Grünen genannten 40 Prozent 
sind so leider nicht korrekt, denn der zitierte Ansatz 
der Bahn zur Steigerung des Leistungsvermögens im 
Kernnetz setzt sich zwar 40 Prozent zum Ziel, diese 
40 Prozent setzen sich aber aus 20 Prozent Leistungs-
steigerung durch den Einsatz von mehr Zügen und 
20 Prozent Leistungssteigerung durch bessere Ausla-
stung der Züge im Personen- und Güterverkehr zu-
sammen. 

Aber auch die 20 Prozent sind ja auch unter finanz-
politischen Gesichtspunkten keineswegs zu verach-
ten, denn im Vergleich zur weitaus teureren Kapazi-
tätserweiterung durch Ausbaustrecken ist CIR-ELKE 
für rund 6 Milliarden DM einschließlich Fahrzeug-
umrüstung zu haben. Im Vergleich dazu: Das heftig 
umstrittene Projekt 8 - die ICE-Verbindung Nürn-
berg-Erfurt-Leipzig/Halle-Berlin - kostet bei einer 
Länge von 514 km insgesamt mehr als 15 Mi lliarden 
DM. Von Argumenten wie Flächen- und Naturver-
brauch ist ganz zu schweigen. Darüber hinaus kann 
ein flexibles Betriebssystem dadurch zur Einsparung 
von Betriebsenergie beitragen, daß Züge nicht mehr 
stark abbremsen oder gar anhalten müssen. Ein ein-
ziger Halt eines schweren Güterzuges benötigt zum 
Beispiel das Enegieäquivalent von 50 Litern Benzin. 

Ein klares Ja also zum Einsatz von Telematik im öf-
fentlichen Verkehr sowie im Güterverkehr, ein ge-
nauso klares Nein jedoch zur Telematik als Krisenbe-
wältigungsinstrument im Straßenverkehr. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Telematik ist keine Zu-
kunftsvision, sondern ist in allen Verkehrsbereichen 
bereits im Einsatz und hat dabei ihren praktischen 
Nutzen für eine effiziente, sichere und umweltver-
trägliche Verkehrsbewältigung schon eindrucksvoll 
unter Beweis gestellt. 

Dies gilt insbesondere für den öffentlichen Ver-
kehr, der ein Vorreiter bei der Einführung intelligen-
ter Verkehrstechnologien war und ist. In fast allen 
größeren Städten Deutschlands regeln heute rech-
nergesteuerte Systeme die Betriebsabläufe im öffent-
lichen Verkehr und tragen durch bessere Anschlußsi-
cherung, Erhöhung der Fahrgeschwindigkeiten und 
mehr Pünktlichkeit zu einer deutlichen Attraktivi-
tätssteigerung des ÖPNV bei. Auch bargeldloses 
Zahlen per elektronischer Geldbörse, für das wir uns 
nachhaltig einsetzen, wird so manchem Autofahrer 
den Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel erheblich 
erleichtern und somit Innenstädte und Ballungs-
räume vom Individualverkehr entlasten. 

Im Schienenverkehr wird der Einsatz moderner 
Leittechnik systematisch ausgebaut, für erste An-
wendungen auch bereits mit satellitengestützter Na-
vigation und Kommunikation. Auf der Strecke Köln

-

Frankfurt  werden zum Beispiel gar keine Signale 
mehr aufgestellt. 

Im vergangenen Jahr haben wir das Programm zur 
Ausrüstung von Bundesfernstraßen mit Verkehrsbe-
einflussungsanlagen fortgeschrieben und für die 
nächsten 5 Jahre weitere 600 Millionen DM zur Ver-
fügung gestellt. Anfang des nächsten Jahrzehnts soll  

etwa ein Drittel des Autobahnnetzes mit diesen Anla-
gen ausgestattet sein. Wir werden damit Staus, Un-
fälle und Umweltbelastungen weiter deutlich redu-
zieren und nicht zuletzt unserer Volkswirtschaft er-
hebliche Kosten ersparen. 

Wir haben uns auch dafür eingesetzt, daß der auto-
matisierte Verkehrswarnfunk mittels RDS/TMC ein-
geführt wird. Länder, ARD-Rundfunkanstalten und 
Industrie haben sich darauf verständigt, noch in die-
sem Jahr mit der großflächigen Ausstrahlung von au-
tomatisch generierten Verkehrswarnmeldungen auf 
der Basis hochaktueller Verkehrsdaten - kurz RDS/ 
TMC (Radio Data System/Traffic Message Channel) - 
zu beginnen. Damit lassen sich die Autofahrer noch 
schneller und gezielter über Staus und aktuelle Ge-
fahren informieren. 

Natürlich wollen wir Telematik auch nutzen, um 
ineffizienten Verkehr zu vermeiden. So wird bei-
spielsweise in den Städten durch rechnergesteuerte 
Parkleitsysteme eine beträchtliche Abnahme des 
Parksuchverkehrs erzielt, der ansonsten in Spitzen-
zeiten bis zu 40 Prozent des fließenden Verkehrs aus-
macht. Ein ebenso erfreulicher Effekt: In Frankfu rt 

 am Main konnten die Staulängen vor den Einfahrten 
in Parkhäuser um bis zu 50 Prozent verringert wer-
den. Auch autonome Zielführungssysteme finden 
eine zunehmende Verbreitung: Drei von vier Pkw-
Neufahrzeugen der Oberklasse werden heute schon 
mit dieser Technik verkauft. Irrfahrten in unbekann-
ten Städten, die nur unnötig Zeit und Kraftstoff ko-
sten, sind damit passé. 

Immer mehr Transportunternehmen setzen rech-
nergestützte Logistik- und Flottenmanagement-
systeme ein. Damit läßt sich nicht nur der mit 
30 Prozent noch viel zu hohe Anteil der Leerfahrten 
im gewerblichen Güterverkehr minimieren, sondern 
auch die Verkehrsbewegungen im Güterverkehr ins-
gesamt werden reduziert. 

Wir werden den Möglichkeiten, die die Telematik 
bietet, jedoch bei weitem nicht gerecht, wenn wir sie 
- wie die Grünen dies fordern - auf eine Technik zur 
Verkehrsvermeidung reduzieren! 

Deshalb unterstützen wir Indust rie und Dienstlei-
stungsunternehmen in ihren Aktivitäten, Verkehrste-
lematiksysteme und -dienste, die auf den individuel-
len Nutzen des Verkehrskunden abzielen, auf dem 
Markt anzubieten. Die gerade zu Ende gegangene 
Cebit in Hannover hat gezeigt, daß Dienste zur aktu-
ellen, auf Echtzeit-Daten beruhenden Verkehrsinf or

-mation und zur dynamischen Zielführung dieses Jahr 
nutzbar sein werden. 

Die notwendigen Rahmenbedingungen für diese 
neuen Dienste, wie zum Beispiel den Zugang Priva-
ter zu Verkehrsdaten der öffentlichen Hand, für den 
Wettbewerb in diesem neuen Technologiebereich 
und für die Planungssicherheit von Produzenten und 
Dienstleistern haben wir unter dem Dach des vom 
Bundesverkehrsminister geleiteten Wirtschaftsfo-
rums Verkehrstelematik geschaffen. 

Vor allem ist die Anwendung telematischer Sy-
steme der Schlüssel für eine intel ligente Verknüp-
fung aller Verkehrsträger zu einem ebenso leistungs- 
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fähigen wie umweltschonenden Mobilitätsverbund. 
Dies gilt auch und gerade für die Vernetzung des 
ÖPNV mit anderen Verkehrsträgern, insbesondere 
dem motorisierten Individualverkehr. Pilotprojekte 
für ein kooperatives Verkehrsmanagement wie storm 
in Stuttgart  und Munich Comfort  in München zeigen 
die Chancen und Möglichkeiten auf, mittels ver-
kehrsträgerübergreifender Telematikdienste die Ver-
kehrsprobleme in den Städten und Ballungsgebieten 
besser in den Griff zu bekommen. Der Individualver-
kehr ist in ein solches Verkehrsmanagement selbst-
verständlich integriert. Ihn außen vor zu lassen, 
hieße die Vorteile von Telematik leichtfertig zu ver-
spielen! 

Ich kann dem SPD-Oberbürgermeister von Mün-
chen, Herrn Uhde, nur ausdrücklich beipflichten, der 
zur Weiterführung des Verkehrsmanagements in 
München am 3. März erklärt hat: 

Nicht die Verteufelung oder Verklärung eines 
Verkehrsmittels bringt uns weiter, sondern eine 
intelligente Steuerung des Verkehrs. Und ich 
füge hinzu: Wirklich weiter bringt uns Telematik 
nur, wenn wir sie dazu nutzen, das Verkehrssy-
stem als Ganzes zu optimieren. Die Bundesregie-
rung hat hierzu gemeinsam mit der Indust rie be-
reits entscheidende Weichen gestellt. 

Ich bitte Sie deshalb, die vorliegenden Anträge ab-
zulehnen. 

Anlage 12 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 11 

(Große Anfrage: 
Vermögenszuordnung von Vermögenswerten 

an ostdeutsche kommunale Gebietskörperschaften 
nach dem Vermögenszuordnungsgesetz) 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Die DDR war im Un-
terschied zur Bundesrepublik Deutschland ein Zen-
tralstaat, ohne Untergliederung in Bund, Länder und 
Gemeinden. Das staatliche Grundvermögen der DDR 
wurde als „Eigentum des Volkes" bezeichnet, es ist 
zum Teil aus dem Vermögen der Gebietskörperschaf-
ten - Reich, Länder, Kommunen - sowie sonstiger ju-
ristischer Personen des öffentlichen Rechts, zum Teil 
aus dem Eigentum Privater durch Kauf, Erbschaft 
und in wesentlichen Teilen auch durch Enteignung 
entstanden. Es wurde einerseits für öffentliche Auf-
gaben der zentralen und örtlichen Staatsorgane ge-
nutzt, andererseits auch von den volkseigenen Be-
trieben und im landwirtschaftlichen Bereich von den 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften. 

Die Wirtschafts- und Währungsunion am 1. Juli 
1990 sowie der Beitritt zur Bundesrepublik Deutsch-
land am 3. Oktober 1990 erforderten grundlegende 
Veränderungen in der Ordnung des sogenannten 
volkseigenen Vermögens der ehemaligen DDR. Zum 
einen mußte den wiederentstandenen Ländern sowie 
den jetzt auch rechtlich selbständigen Gemeinden  

eine Vermögensausstattung gesichert werden, die sie 
in die Lage versetzte, ihre Verwaltungsaufgaben zu 
erfüllen. Zum anderen war die volkseigene Wi rt

-schaft der DDR zu privatisieren. Die Rechtsgrundla-
gen hierfür wurden im wesentlichen in den A rt . 21, 
22 und 25 des Einigungsvertrages, im Vermögenszu-
ordnungsgesetz, im Vermögenszuordnungsergän-
zungsgesetz und im Treuhandgesetz geschaffen. 

Art . 21 des Einigungsvertrages regelt die Auftei-
lung des ehemaligen volkseigenen Vermögens, das 
am 30. Oktober 1990 unmittelbar der Erfüllung von 
Verwaltungsaufgaben diente, also des Verwaltungs-
vermögens. Hiernach steht das Eigentum am Verwal-
tungsvermögen dem jeweiligen Träger der Verwal-
tungsaufgabe nach Maßgabe der Aufgabenabgren-
zung des Grundgesetzes kraft Gesetzes zu, wobei die 
überwiegende Nutzung des Vermögensgegenstan-
des am 1. Oktober 1989 maßgeblich ist. Unentgelt-
lich auf den Zentralstaat DDR überführtes Altvermö-
gen der Körperschaften des öffentlichen Rechts ist 
den Körperschaften, die heute deren Aufgabe wahr-
nehmen, durch Zuordnung zurückzugewähren. 

Nach Art. 22 des Einigungsvertrages geht das ehe-
mals volkseigene Vermögen, das nicht unmittelbar 
der Erfüllung von Verwaltungszwecken am 3. Ok-
tober 1990 diente, also das Finanzvermögen, treu-
händerisch auf den Bund über soweit es nicht den 
Gemeinden, Städten und Landkreisen oder der Treu-
handanstalt zusteht. Die Erlöse aus der Verwertung 
dieses Vermögens sind nach dem Einigungsvertrag 
durch Bundesgesetz je zur Hälfte auf den Bund und 
die Länder aufzuteilen. Ein solches Gesetz steht noch 
aus. Das zur Wohnungsversorgung genutzte volksei-
gene Vermögen ist mit dem Beitritt in das Eigentum 
der Kommunen übergegangen. 

Da der Rechtsübergang nach dem Einigungsver-
trag alleine nicht grundbuchmäßig festgestellt wer-
den konnte, wurde ein Verwaltungsverfahren ge-
schaffen, in dem die Zuordnungsbehörde nach An-
hörung aller in Betracht kommender Beteiligter 
durch Verwaltungsakt feststellt, wem das Eigentum 
kraft Gesetzes zusteht oder wem es zurückübertra-
gen wird. Dieses Verwaltungsverfahren ist im Ver-
mögenszuordnungsgesetz vom 22. März 1991 gere-
gelt. Das Vermögenszuordnungsverfahren wird in 
bundeseigener Verwaltung durchgeführt. Zuord-
nungsbehörden sind Präsidenten der jewei ligen 
Oberfinanzdirektionen bzw. der Präsident der Treu-
handanstalt, jetzt BvS. An die Entscheidung der Zu-
ordnungsbehörde sind die Grundbuchämter gebun-
den. 

Im Vordergrund der Zuordnungspraxis steht die 
Zuordnung von Immobiliarrechten, das heißt die Ver-
mögenszuordnung von ehemals volkseigenen 
Grundstücken. Bis heute sind bei den sechs Oberfi-
nanzdirektionen in den östlichen Bundesländern ins-
gesamt 608 505 Zuordnungsanträge gestellt worden, 
die die Zuordnung von insgesamt 1 775 718 Flurstük-
ken begehrten. Davon wurden bis zum 30. November 
1996 Anträge auf Zuordnung von 1 092 721 Flurstük-
ken abschließend bearbeitet. Mithin sind bis zum 
30. November 1996 61,5 Prozent aller bei den Oberfi-
nanzpräsidenten von Kommunen eingereichten An- 
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träge auf Zuordnung von Flurstücken bereits ab-
schließend bearbeitet und somit erledigt worden. 

Trotz dieser beachtlichen Leistung reicht das Ver-
mögenszuordnungsgesetz in der jetzt geltenden Fas-
sung nicht aus, um alle praktischen Probleme der Zu-
ordnung zu bewältigen. Das Land Berlin hat deshalb 
über den Bundesrat einen Gesetzesantrag einge-
bracht, mit dem Ziel, bestehende Lücken und Wider-
sprüchlichkeiten im Vermögenszuordnungsgesetz zu 
beseitigen. Diesen Gesetzesantrag möchte ich hier-
mit namens der Bundestagsabgeordneten aus den 
östlichen Bundesländern grundsätzlich unterstützen. 

Insbesondere in drei Fällen besteht Handlungsbe-
darf: erstens bei der Zuordnung kontaminierter 
Grundstücke. Mit der Zuordnung kontaminierter 
Grundstücke werden Vermögenswerte übertragen, 
deren Belastungen weit über dem Wert des Grund-
stückes liegen. Das Zuordnungsrecht, das eigentlich 
die Vermögensausstattung der Verwaltungsträger si-
chern so ll, kann hier zur existentiellen Bedrohung 
insbesondere kleinerer Gemeinden werden. Beispiel: 
Die sächsische Gemeinde Lauenhain hat 1990 
608 Einwohner gehabt. Sie war 1945 Eigentümer ei-
niger außerhalb des Ortskerns gelegener Grund-
stücke, die nach dem Zweiten Weltkrieg von der So-
wjetischen Aktiengesellschaft Wismut in Beschlag 
genommen und für die Auswaschung von Uranerz 
genutzt wurden. Dabei wurden die Flächen im Laufe 
der Jahrzehnte stark arsenverseucht und radioaktiv 
belastet. Diese Flächen sind auch zuordnungsfähig, 
da die Bundesrepublik Deutschland nach dem Wis-
mut-Gesetz nur die in Rechtsträgerschaft der Wismut 
befindlichen, nicht aber die in Beschlag genomme-
nen Grundstücke übernommen hat. Heute stellt sich 
immer noch die Frage, ob der kleinen Gemeinde 
Lauenhain ihr Alteigentum, auf das sie seit Kriegs-
ende keinen Zugriff mehr hatte und das von der 
SAG Wismut im Auftrag der sowje tischen Besat-
zungsmacht verseucht wurde, zugeordnet werden 
kann. Der geschätzte Sanierungsaufwand beträgt 
55 Millionen DM. Die Gemeinde mit ihren 608 Ein-
wohnern kann diese Kosten nicht aufbringen. 

Zweitens bei der Res titution früherer Unterneh-
mensbeteiligungen. Die früheren Länder und Ge-
meinden im Osten Deutschlands hatten vor 1945 - 
wie die Länder und Gemeinden im Westen - Unter-
nehmensbeteiligungen. Ein Beispiel hierfür sind die 
Beteiligungen der früheren Länder Thüringen und 
Sachsen an der Saale-Talsperren AG. Diese Unter-
nehmen wurden während der sowje tischen Besat-
zungszeit enteignet, und deren Vermögen wurde in 
das sogenannte Volkseigentum überführt. Diese Un-
ternehmen wurden in der DDR mehrfach umorgani-
siert und schließlich durch die Treuhandanstalt zur 
VEAG, die im Eigentum der westdeutschen Strom-
konzerne steht, verschmolzen. Der Bund lehnt bisher 
eine Verpflichtung zur Übertragung von Anteilen aus 
Beteiligungen der früheren Länder an den zu privati-
sierenden Unternehmen aus dem Einigungsvertrag 
grundsätzlich ab, da es keinen Anspruch der östli-
chen Länder auf eine Finanzausstattung entspre-
chend ihren früheren Beteiligungen gebe. Hier liegt 
eine sachwidrige Ungleichbehandlung im Vergleich 
zu den westlichen Ländern, die die in der NS-Zeit so-

genannten „verreichtlichten" Beteiligungen an Un-
ternehmen zurückerhalten haben. 

Drittens bei zuordnungswidrigen Verfügungen. 
Bei den Privatisierungen der ehemals volkseigenen 
Wirtschaft der DDR durch die Treuhandanstalt im 
Wege des Anteilsverkaufs, der sogenannten Share-
deals, ist es mitunter zu zuordnungswidrigen Verfü-
gungen der Treuhandanstalt über Vermögenswerte 
gekommen, die eigentlich den Gebietskörperschaf-
ten im Osten als Verwaltungsvermögen gemäß 
Art . 21 des Einigungsvertrages hätten zugeordnet 
werden müssen. Beispiele sind Kindergärten, Schu-
len und andere Einrichtungen, die zu DDR-Zeiten in 
betrieblicher Trägerschaft waren, in der Bundesrepu-
blik aber den Kommunen zur Erfüllung ihrer Verwal-
tungsaufgaben hätten zugeordnet werden müssen. 
Außerdem sind in Berlin beispielsweise Teile öffent-
lich genutzter Gleisanlagen privatisiert worden, die 
zur Aufrechterhaltung des öffentlichen Nahverkehrs 
unabkömmlich sind und heute vom Land Berlin zu-
rückerworben werden müssen. 

Der kurioseste Fall hat sich wohl im Freistaat Sach-
sen ereignet, wo sogar ein Gefängnis von der Treu-
handanstalt privatisiert wurde und später vom Frei-
staat Sachsen nur nach jahrelangen Verhandlungen 
wieder zurückgewonnen werden konnte. Hier muß 
eine generelle Lösung gefunden werden. 

Als Fazit bleibt festzuhalten: Bei der Vermögenszu-
ordnung ist Beachtliches geleistet worden; aber die 
Lücken und Widersprüchlichkeiten im derzeitigen 
Gesetz sollten beseitigt werden. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Wenn wir heute über 
die Zuordnung von Vermögenswerten der Kommu-
nen in den neuen Ländern diskutieren, ist es sicher-
lich angebracht, auf die Ursachen für den Verlust des 
Kommunalvermögens hinzuweisen. Die Kommunen 
in den neuen Ländern hatten während der DDR-Zeit 
durch die Überführung von Kommunalvermögen in 
Volkseigentum die originären Eigentumsrechte ver-
loren und besaßen lediglich die Befugnisse eines 
Rechtsträgers von Volkseigentum. Die kommunale 
Selbstverwaltung wurde abgeschafft und durch ein 
zentralistisches System ersetzt. 

Erst mit dem Gesetz der Volkskammer vom 16. Mai 
1990, über das wir heute bei einem anderen Tages-
ordnungspunkt bereits diskutiert haben, ist in der 
DDR die kommunale Selbstverwaltung wieder einge-
führt worden. Der Einigungsvertrag hat in den A rt . 21 
und 22 die ergänzenden Regelungen für das Verwal-
tungs- und Finanzvermögen der Kommunen in den 
neuen Ländern getroffen. Es war Aufgabe des Bun-
desgesetzgebers der letzten Legislaturperiode, meh-
rere Novellierungen zur Umsetzung der in den A rt . 21 
und 22 beabsichtigten Zuordnungsvorgänge vorzu-
nehmen. 

Ich halte die von der PDS aufgeworfenen Fragen 
weitestgehend für berechtigt, da mit ihnen aktuelle 
Fragen der kommunalen Gebietskörperschaften an-
gesprochen werden und wir heute die Gelegenheit 
haben, Bilanz zu ziehen, inwieweit die Zielstellung 
des Einigungsvertrages zur Begründung von Verwal- 
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tungsvermögen und Überführung des Finanzvermö-
gens an die Kommunen umgesetzt worden sind. 

Es kann und soll an dieser Stelle nicht auf alle Fra-
gen eingegangen werden, die von der Gruppe der 
PDS in der Großen Anfrage aufgeworfen wurden, zu-
mal die Bundesregierung auch nicht alle Fragen er-
schöpfend beantwortet hat. Ich wi ll  mich deswegen 
in meinem Redebeitrag auf einige wenige Fallbei-
spiele beziehen, die beweisen, daß es hier weiterhin 
Handlungsbedarf gibt und die Bundesregierung auf-
gefordert bleibt, die sich aus dem Einigungsvertrag 
ergebenden Verpflichtungen gegenüber den Kom-
munen einzulösen. 

Zu dem Fragenkomplex Finanzvermögen der Kom-
munen in den neuen Ländern wirft die PDS die 
Frage nach der Zuordnung von Bodenreformland auf 
die Kommunen auf. Die Große Anfrage verweist auf 
den sogenannten Musterprozeß Hoppegarten, der 
vor dem Bundesverwaltungsgericht durchgeführt 
wurde und in dessen Ergebnis den betroffenen Kom-
munen Ansprüche versagt worden sind. 

Vor dem Hintergrund der in den zurückliegenden 
Monaten geführten Diskussionen um die Enteignun-
gen zwischen 1945 und 1949 und die Zuordnung die-
ses Vermögens nach der Wiedervereinigung stelle 
ich die Frage, wie es die Bundesregierung vertreten 
will, daß aus dem verstaatlichten Privatvermögen 
von Bürgern lediglich der Bund als Verfügungsbe-
rechtigter fungieren soll. Ich frage die Bundesregie-
rung, ob es nicht vielmehr naheliegt, daß in den Fäl-
len, in denen Kommunen die Rechtsträgerschaft er-
worben hatten, diese Gebietskörperschaften auch als 
Eigentümer eingesetzt werden müssen. 

Bei dieser Gelegenheit stellt sich auch erneut die 
Frage, wann die Bundesregierung gedenkt, die 
Frage des Preußenvermögens in den neuen Ländern 
einer abschließenden Regelung zuzuführen. Der 
Deutsche Bundestag hat sich mit dem Problem des 
Preußenvermögens bereits in der 12. Legislatur-
periode beschäftigt. Eine einvernehmliche Regelung 
ist leider nicht zustande gekommen. Dennoch bleibt 
es Aufgabe der Bundesregierung, auch diese Frage 
einer Lösung zuzuführen. Meiner Meinung nach 
kann die Lösung nur in der Weise erfolgen, wie die 
Zuordnungsfrage im Altbundesgebiet gelöst wurde. 
Das heißt, den Ländern muß die Zuständigkeit für 
die Vermögensverfügung eingeräumt werden. 

In der Frage 28 wird das Problem der unzulässigen 
Veräußerung von Kommunalvermögen in Verbin-
dung mit der Privatisierung von Treuhandunterneh-
men durch die Treuhandanstalt bzw. deren Rechts-
nachfolgerin, die BvS, aufgeworfen. Ich halte diese 
Fragestellung vor dem Hintergrund mehrerer Anfra-
gen aus Thüringen, aber auch aus Mecklenburg

-

Vorpommern, die an meine Fraktion gerichtet wor-
den sind, für berechtigt. Allerdings muß ich auch hier 
feststellen, daß eine bef riedigende Regelung bzw. 
eine auf den Sachverhalt eingehende Verwaltungs-
praxis bisher nicht gefunden wurde. Das heißt, nach 
wie vor fordern Kommunen in den neuen Ländern 
die Einsetzung in den vorherigen Stand bzw. minde-
stens eine Erlösauskehr für die durch die Treuhand-
anstalt bzw. die BvS veräußerten kommunalen Lie-

genschaften, sofern eine Rückabwicklung nicht mehr 
möglich ist. 

Diese notwendige Regelung darf nicht mehr auf 
die lange Bank geschoben werden. Die Kommunen 
haben 1997 ein Recht darauf, in die Rechtsposition 
eingesetzt zu werden, die durch den Einigungsver-
trag des Jahres 1990 begründet worden ist. 

In den Bereich der Kommunalvermögenszuord-
nung fallen auch Probleme der Veräußerung von 
Grundstücken an Bürger der DDR im Jahre 1990, die 
nach wie vor in der Schwebe hängen und nach mei-
ner Auffassung auch durch das heute vom Bundes-
tag verabschiedete Wohnraummodernisierungssi-
cherungsgesetz nicht einer Lösung zugeführt wer-
den. 

Ich kann davon ausgehen, daß die Streitfälle aus 
der Gemeinde Rerik in Mecklenburg-Vorpommern 
der Bundesregierung bekannt sind. Der Oberfinanz-
direktion Rostock liegen mehrere unterschiedliche 
Fallgruppen zur Entscheidung vor, die daraus resul-
tieren, daß 1990 auf der Grundlage des Verkaufsge-
setzes vom 7. März 1990 die Gemeinde Rerik nach 
entsprechenden Ratsbeschlüssen durch bevollmäch-
tigte Vertreter der Gemeinde Grundstücke an Bürger 
veräußert hat. Es handelt sich hierbei sowohl um 
Grundstücke, die zu Wohnzwecken genutzt wurden, 
als auch um Grundstücke, die Erholungszwecken 
dienten. 

Die Diskussion um die Rechtmäßigkeit dieser 
Kaufverträge wirft die Frage auf, ob der Staat Bun-
desrepublik Deutschland die Käufer dieser Grund-
stücke aus ihren Rechten drängen will. Die Frage der 
Anerkennung von Kaufverträgen des Jahres 1990, 
die nach dem damals geltenden Recht geschlossen 
worden sind, kann nicht allein unter dem Aspekt ei-
ner späteren Vermögensverteilung zwischen dem 
Bund, den neuen Ländern bzw. den Kommunen ent-
schieden werden. Ich meine, daß hier auch das Prin-
zip des Vertrauensschutzes zu berücksichtigen ist. 
Das heißt, daß das Vertrauen der redlichen Erwerber 
in das rechtmäßige Handeln der neu gewählten kom-
munalen Vertretungskörperschaften nicht außer Be-
tracht bleiben darf. 

Ich fordere die Bundesregierung auf, eine Rege-
lung zu finden, die den Bestandsschutz der Kaufver-
träge des Jahres 1990 in der Gemeinde Rerik in 
Mecklenburg-Vorpommern garantiert. 

Zum Schluß möchte ich noch auf eine weitere 
Frage der Zuordnung aus Vermögen von Unterneh-
men zu sprechen kommen. In der Großen Anfrage 
wird erneut das Problem der rechtlichen Bewe rtung 
von finanziellen und materiellen Leistungen von 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
im Rahmen von Kommunalverträgen aufgeworfen. In 
Verbindung mit diesen Kommunalverträgen, insbe-
sondere dann, wenn erhebliche Investitionen getä-
tigt worden sind, wie zum Beispiel bei der Errichtung 
von Kindergärten oder Kinderkrippen, sind die ehe-
maligen LPG nicht selten auch Kreditverpflichtungen 
eingegangen. Eine zufriedenstellende Regelung der 
Ablösung dieser Kreditverpflichtungen gibt es bis 
heute nicht. Ich meine, daß eine Regelung in diesem 
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Bereich auch nicht mehr zu erwarten ist. Die Ver-
handlungen zu den Altkrediten im Bereich der Woh-
nungsbestände sowie der sogenannten Gesell-
schaftsbauten und der Stand der Diskussion um die 
Altkredite im Bereich der landwirtschaftlichen Unter-
nehmungen lassen wenig Handlungsspielraum er-
kennen. 

Ich muß an dieser Stelle kritisieren, daß die Bun-
desregierung im Zuge der deutschen Einheit eine 
vernünftige Lösung der Altschuldenfrage nicht ge-
troffen hat. Das Problem der Altschulden im Bereich 
des Wohnungsbaus sowie bei den sogenannten Ge-
sellschaftsbauten im Bereich der volkseigenen Be-
triebe und der landwirtschaftlichen Genossenschaf-
ten war damals bekannt. Die Bundesregierung hat 
unter dem Motto „Die deutsche Einheit ist aus der 
Portokasse zu finanzieren" diese Fragen bewußt aus-
geklammert und vor sich hergeschoben. Die Folgen 
sind uns alle bekannt: ein Anwachsen der Rückzah-
lungsverpflichtungen aus den Altkrediten, über de-
ren marktwirtschaftliche Bedeutung und Berechti-
gung man lange streiten kann. Mit der Verzögerung 
einer vernünftigen Regelung des Problems der Alt-
kredite hat die Bundesregierung die neuen Länder, 
die Kommunen, die Nachfolgebetriebe von landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften und am 
Ende auch die Steuerzahler in Gesamtdeutschland 
erheblich finanziell belastet. Die finanziellen Bela-
stungen aus dem weiteren Auflaufen von Altkredit-
verpflichtungen sind in zweistelliger Milliardenhöhe 
auszuweisen. 

Es muß hier gefragt werden, wer durch die Politik 
der Bundesregierung begünstigt wurde. Auch diese 
Frage läßt sich eindeutig beantworten: Es sind die 
Banken, denen die Kreditforderungen zugefallen, 
denen durch den Bund Freistellungen für Erlösaus-
fälle eingeräumt worden sind und die gleichzeitig 
marktübliche, ja zum Teil marktunüblich hohe Zins-
forderungen gegenüber den angeblichen Schuld-
nern geltend machen konnten. 

Auch dieses Kapitel gehört zum Fragenkomplex 
der Vermögenszuordnung an ostdeutsche kommu-
nale Gebietskörperschaften nach dem Vermögenszu-
ordnungsgesetz. Die Bundesregierung hat meines 
Erachtens vor dem Hintergrund ihres deutlichen Ver-
sagens bei der Wahrung der Rechte der Kommunen 
im Zuge des Einigungsprozesses und in der Zeit da-
nach eine hohe politische und moralische Verantwor-
tung, die noch offenen Fragen endlich einer Lösung 
zuzuführen. Das betrifft nicht nur die Fragen, die di-
rekt von den Kommunen gestellt werden, sondern 
auch die Probleme, die ich am Beispiel der Ge-
meinde Rerik angesprochen habe, das heißt die Pro-
bleme, die Bürger direkt betreffen. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Mit 
der Großen Anfrage greift die PDS ein Problem auf, 
das bekannt und für die kommunalen Gebietskörper-
schaften in den neuen Ländern von außerordentli-
cher Bedeutung ist. Anstatt über das ihnen nach dem 
Einigungsvertrag und dem Vermögenszuordnungs-
gesetz zustehende Vermögen verfügen zu können, 
mußten sie zusehen, wie die Treuhandanstalt kurzer-

hand Vermögenswerte von Städten und Gemeinden 
in den neuen Ländern in Millionenhöhe veräußert 
hat. Ohne Rücksicht auf die kommunalen Interessen 
und sozialen Infrastrukturen wurde munter privati-
siert. 

Bereits im Juni letzten Jahres machte die Bundes-
tagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen mit einer Gro-
ßen Anfrage auf dieses Problem aufmerksam. In die-
ser Anfrage ging es unter anderem auch um die häu-
fige Praxis von Treuhandanstalt, THA, und Bundes-
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben, 
BvS, kommunale Vermögensansprüche großzügig zu 
übergehen und zu ignorieren. Die Bundesregierung 
räumte in ihrer damaligen Antwort ein, daß die „au-
ßerordentliche Privatisierungsdynamik der Treu-
handanstalt" zum Teil dazu geführt habe, daß nicht 
alle kommunalen Ansprüche hätten erfüllt werden 
können. Nicht zuletzt deswegen hat unter anderem 
der Deutsche Städtetag immer wieder verbesserte 
Regelungen zur Vermögenszuordnung eingefordert. 
Auch der Bundesrat beschäftigt sich seit Herbst ver-
gangenen Jahres auf Initiative der Länder Berlin und 
Sachsen mit dieser Fragestellung, jedoch bisher ohne 
Ergebnis. 

Es ist also bereits seit längerem bekannt, daß im 
Zuge der Unternehmensprivatisierungen in erhebli-
chem Umfang Vermögenswerte von der THA/BvS 
privatisiert worden sind, die eigentlich auf die Kom-
munen hätten übertragen werden müssen. Möglich 
wurde dies durch ungenügende gesetzliche Rege-
lungen bei der Vermögenszuordnung, durch eine die 
Ansprüche der Kommunen beschneidende Praxis 
von THA/BvS und schließlich durch weitere Ein-
schränkungen der Verwaltungsgerichte. 

Aus der Antwort der Bundesregierung auf die er-
wähnte Große Anfrage unserer Fraktion geht eindeu-
tig hervor, daß auch nach einem Vorstandsbeschluß 
der THA vom Dezember 1990 die entsprechenden 
Gegenstände des Verwaltungsvermögens nicht im 
Zuge von Privatisierungen hätten mitveräußert wer-
den dürfen. Es handelte sich dabei zum Beispiel um 
Sportstätten oder um Kinderbetreuungseinrichtun-
gen. Diese waren den Kommunen kostenlos zu über-
tragen. Es ist daher nur zu gut verständlich, daß die 
Kommunen nicht auf Ansprüche verzichten werden, 
die ihnen nach dem Einigungsvertrag zustehen. 

Es geht hier nicht darum, die Kommunen gegen 
den Bund auszuspielen, wie es die PDS, die diese De-
batte herbeigeführt hat, gerne tut. Es ist aber die 
Aufgabe der Bundesregierung, nunmehr endlich da-
für zu sorgen, daß die Kommunen hier zu ihrem 
Recht kommen. Die Bereitschaft hierzu hat die Bun-
desregierung durch die Parlamentarische Staatsse-
kretärin Frau Karwatzki gegenüber den Ländern ge-
äußert. Wir werden sorgfältig darauf achten, daß die-
sen Ankündigungen auch die entsprechenden Taten 
folgen. 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Bevor ich mich inhalt-
lich mit der Antwort auf die Große Anfrage auseinan-
dersetze, möchte ich eine prinzipielle Bemerkung 
voranstellen: Bei den Großen Anfragen handelt es 
sich in einer parlamentarischen Demokratie mit Si- 
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cherheit um ein - insbesondere für die Opposition - 
wesentliches Element der Kontrolle der Bundesregie-
rung. Allerdings kann man dieses Element auch 
überziehen. Neben der fast schon unüberschaubaren 
Anzahl von Kleinen Anfragen der PDS sind es ge-
rade die Großen Anfragen, die gegenwärtig nur noch 
dem Ziel zu dienen scheinen, möglichst viele Regie-
rungsbehörden lahmzulegen. 

Dabei wäre es von größter Notwendigkeit, daß die 
inhaltlich sehr schwierigen Sachverhalte, welche wir 
in den neuen Bundesländern aufzuklären versuchen, 
durch den effektiven Einsatz und der staatlichen 
konzentrierten Verwaltung soweit wie möglich ge-
klärt werden. Viel hilfreicher war da das, was wir zu-
vor am heutigen Abend zum Wohnraummodernisie-
rungssicherungsgesetz gehört haben. Durch solche 
Gesetze, bei denen es nicht immer einfach ist, die tat-
sächlichen Auswirkungen nachzuvollziehen, errei-
chen wir eine beschleunigte Wiederherstellung ge-
ordneter Eigentumsverhältnisse in den neuen Bun-
desländern, die wir auch im Interesse der Kommunen 
so dringend benötigen. 

Zum Inhalt der Antwort auf die Große Anfrage ist 
an erster Stelle festzuhalten, daß sich das Vermö-
genszuordnungsgesetz, auch durch die nach 1991 er-
folgten Korrekturen, weitestgehend bewährt hat. Das 
Gesetz bietet viele Möglichkeiten - von denen wir ei-
nige nachträglich eingeführt haben -, eine Klärung 
der vermögensrechtlichen Zuordnungen in den 
neuen Bundesländern zu erreichen. Gerade die Mög-
lichkeit, sich vorab zu einigen und unnötige Ge-
richtsverfahren zu vermeiden, hat in den letzten Jah-
ren zu einer erheblichen Verschlankung und Be-
schleunigung der Verfahren beigetragen. Insbeson-
dere hat das Registerverfahrensbeschleunigungs-
gesetz vom 20. März 1993 einen wesentlichen Bei-
trag dazu geleistet, daß vermeintliche Inhaber von 
Rechten oder Sachen davon Abstand genommen ha-
ben, Ansprüche zu stellen. Wesentlich waren dabei  

insbesondere die Restitutionsausschlüsse, die eben-
falls einer Beschleunigung dienen. 

Ich erachte es auch als eine große Leistung unserer 
Verwaltung, daß zwei Drittel aller bei den Oberfi-
nanzpräsidenten von Kommunen beantragten Zuord-
nungsverfahren für Flurstücke abschließend bearbei-
tet worden sind. Wenn man bedenkt, in welcher A rt  
und Weise im „sozialistischen Rechtsstaat" DDR mit 
Rechtsförmlichkeiten umgegangen worden ist, ist 
dieses eine enorme Leistung. Es ist auch eine Lei-
stung, die dazu beiträgt, daß die Ausstattung der Ge-
meinden mit dem notwendigen Verwaltungsvermö-
gen erfolgen kann. Nur so ist auf Dauer das grundge-
setzlich garantierte Selbstverwaltungsrecht der Ge-
meinden hinsichtlich der eigenen, aber auch hin-
sichtlich der übertragenen Aufgaben zu sichern. 

Abschließend noch eine Feststellung zur Frage der 
Zusammenführung von DDR-Recht und dem Recht 
der Bundesrepublik Deutschland. Es ist sicherlich 
eine der schwierigsten Aufgaben - ich habe das in vie-
len Debatten auch in unserer Fraktion erlebt -, DDR- 
Recht, das eben nicht das Recht eines Rechtsstaates 
ist, mit dem Recht zu vereinigen, welches der Rechts-
staat Bundesrepublik Deutschland über Jahrzehnte 
entwickelt hat. Ein wesentliches Element ist dabei die 
Tatsache, daß in der DDR sehr häufig die normative 
Kraft des Faktischen Maßstab aller Dinge war. Dabei 
gibt es Reibungsverluste, mit denen wir auch in den 
nächsten Jahren noch werden leben müssen. 

Bei dem hier maßgeblichen Vermögenszuord-
nungsgesetz zeigt sich jedoch, daß man, wenn man 
pragmatische Grundsätze stets im Auge behält, ge-
setzliche Lösungen finden kann, die - gemessen an 
der Schwierigkeit der Aufgabe - sehr schnell zu ver-
nünftigen Lösungen führen können. Schließlich geht 
es auch bei dieser so kompliziert klingenden Mate rie 
darum, die Probleme so zu lösen, daß unsere Mitbür-
ger in den neuen Ländern sich darin wiederfinden 
können. 
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